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(Wiederaufnahme um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich darf Sie bitten, die Plätze einzunehmen. Wir nehmen die unterbrochene Sitzung des Gemeinderats wieder auf.

Entschuldigt ist Frau GRin Frauenberger.

Die Beratungen des Voranschlagsentwurfs der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007 und des Gebührenprüfungsantrags werden fortgesetzt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. (Einige Gemeinderäte stehen hinter den Bankreihen und führen Gespräche. Der Geräuschpegel im Saal ist sehr hoch.) Ich stelle fest, dass die Herrschaften hinter den Bänken gesund und bei Stimme sind. Ein bisschen „Heiserkeit" wäre angebracht!

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit der Postnummer 4 - das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2007 - gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und über den Wirtschaftsplan „Wiener Krankenanstaltenverbund" jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich darf die Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats daher ersuchen, so vorzugehen.

Ich bringe in Erinnerung, dass in der Präsidialkonferenz für die Spezialdebatten eine Redezeit von je 15 Minuten pro Rednerin und pro Redner vereinbart wurde.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Wenn wir das Budget betrachten, so sehen wir, dass der größte Teil oder ein Großteil des veranschlagten Investitionsanstiegs auf die Spitäler entfällt. Bei diesem Investitionskostenzuschuss für den Krankenanstaltenverbund handelt es sich jedoch unserer Ansicht nach um ein verstecktes Defizit. Bereits in den letzten Jahren ist das Defizit der Wiener Spitäler auf Kosten der Investitionen explodiert. Schaut man sich den Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds an, so wird dieses Desaster deutlich. Der Betriebskostenzuschuss soll laut Wirtschaftsplan im nächsten Jahr nur um 4 Millionen EUR, also um 0,7 Prozent ansteigen. Demgegenüber steigt aber allein der Personalaufwand im nächsten Jahr um 2,3 Prozent. Es ist also völlig klar, dass man mit diesem Betriebskostenzuschuss niemals das Auslangen finden wird können.

Allein in den Pflegeheimen der Stadt steigt das Defizit im nächsten Jahr um 26 Millionen EUR, und das soll laut Wirtschaftsplan wettgemacht werden mit Kürzungen im AKH – auf Kosten des Allgemeinen Krankenhauses. Das heißt, dort will man um 21 Millionen EUR reduzieren. Wenn man sich aber vor Augen führt, dass die stark steigenden Kosten der Spitzenmedizin das gar nicht zulassen werden können, dann sieht man schon, dass das, was uns hier präsentiert wird, unrealistisch ist. Man kann davon ausgehen, dass das Defizit der Wiener Spitäler auch in den nächsten Jahren explodieren wird.

Der um 50 Millionen EUR gestiegene Investitionskostenzuschuss für den Krankenanstaltenverbund stellt deshalb in Wahrheit ein verstecktes Defizit dar. Tatsächlich wird auch 2007 das steigende Defizit auf Kosten der Investitionen finanziert werden müssen. Das ist die traurige Realität, meine Damen und Herren.

Genauso traurige Realität ist, dass wir, wenn wir hier diskutieren, immer nur über einen Torso diskutieren. Wir thematisieren das immer wieder, diese Flucht aus dem Budget, die in vielen Bereichen stattgefunden hat, bis hin zum Fonds Soziales Wien, und die praktisch das Budget, das wir hier vorgelegt bekommen, so sehr ausgehöhlt hat, dass es eigentlich keine richtig aussagekräftige Materie mehr ist.

Und wenn wir uns den Fonds Soziales Wien anschauen, meine Damen und Herren, so stellen wir im Jahre 2007 eine Einfrierung des Budgets des Fonds Soziales Wien fest. Auch heuer schon wurde nur mit 0,75 Prozent und damit deutlich unter der Inflationsrate valorisiert. Das bedeutet, dass wir aber schon 2006 eine reale Kürzung haben. Und wenn man jetzt 2007 die Mittel für die Sozialpolitik nominell einfriert, dann bedeutet das reale Kürzungen im Ausmaß der Inflationsrate. Im Jahr 2007 drohen daher Leistungskürzungen im Sozialbereich sowie Gebührenerhöhungen auf Kosten der Kranken und Behinderten.

Diesem Budget in dieser Form können wir auf keinen Fall zustimmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Gleichzeitig ist vom Fonds Soziales Wien die Vorgangsweise so gewählt worden, dass der Opposition bei der Budgetdebatte keinerlei aussagekräftige Zahlen vorgelegt werden. Die geplanten Maßnahmen werden lange, so lange wie möglich, geheim gehalten, verborgen - und erst zu Jahresende beschließt der Fonds Soziales Wien sein Budget. Dieses wird dann der Opposition nächstes Jahr, im Laufe des Budgetjahres, bekannt gegeben. Und in dem Beirat, in dem die Opposition sitzen kann - das habe ich auch schon zigmal erwähnt -, hat natürlich die Opposition keine satzungsmäßigen Rechte und kann dagegen eigentlich nichts unternehmen. Auch das verletzt unserer Meinung nach die Budgethoheit des Wiener Gemeinderats.

Aber das alles hat ja ein gewisses System, und wir sprechen ja über Gesundheit und Soziales, und ich versuche, bei der Budgetdebatte nicht über Einzelthemen zu reden, sondern auch wirklich über das Budget und vielleicht wirklich über soziale Aspekte. Ich kann mich gut erinnern, dass die sozialistische Stadtregierung gerade im Hinblick auf die „böse" schwarz-blaue, schwarz-orange - wie auch immer - Regierung und deren „menschenverachtende" Steigerungen der Kosten für die Ärmsten der Armen immer wieder wortreich gewettert hat - das ist jetzt schon ein bisschen leiser geworden, denn man sieht sich ja selbst schon nahe dem Ziel, dass man diese Teuerungen nicht nur in Wien durchführen kann, sondern auch auf Bundesebene. Man hat aber immer - wie soll man sagen? - geschickt so den Eindruck erwecken wollen, dass die im Bund die Bösen sind und dass die Sozialen, die wahren Sozialen, die also nicht auf Kosten der Ärmsten der Armen sparen, hier in Wien zu Hause sind.

Man rufe sich nur in Erinnerung: Als wir noch vor der Wiener Landtagswahl Anfragen an den Herrn Bürgermeister gestellt haben, ob er garantieren kann, dass in den nächsten Jahren die Gaspreise, die Strompreise, die Müllgebühren nicht erhöht werden, hat man uns seinerzeit beteuert, dass man das, soweit das vorhersehbar ist, sicher nicht machen kann.

Faktum ist, dass Herr Bgm Häupl auch schon seit 2006 ein beachtliches Belastungspaket zusammengebracht hat. Ich denke da zum Beispiel an die Erhöhung des Kostenbeitrags für die Patienten in den Wiener Spitälern mit 1. Jänner 2006 oder an die Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener Spitälern per 1. Jänner 2006 oder an die Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge in den Wiener Spitälern mit 1. Jänner 2006 oder an die Erhöhung der Strompreise mit 1. März 2006 um 5 Prozent, der Gaspreise mit 1. März 2006 um 17 Prozent, der Müllgebühren mit 1. März 2006 um 20 Prozent, der Kanalgebühren mit 1. März 2006 um 28 Prozent, des Wiener Kulturförderungsbeitrags mit 1. Juni 2006 um 34 Prozent, der Gebühren für den Großmarkt Inzersdorf mit 1. Juni 2006 um 15 Prozent, der Gebühren für Marktstandler mit 1. Juni 2006 um bis zu 30 Prozent, der Gebühren für Gastronomiebetriebe am Naschmarkt mit 1. Juni 2006 um 45 Prozent. Und weil eine Gebührenerhöhung bei Gas und Strom - was tatsächlich die Ärmsten der Armen trifft - nicht genug ist, steht uns mit 1. Jänner 2007 die nächste beachtliche Gebührenerhöhung im Bereich des Gas- und Strompreises ins Haus. - Das ist „gelebte sozialistische Politik"! (GR Mag Thomas Reindl: Wir bewegen uns ... Weltmarkt!) Das ist „Politik für die Ärmsten der Armen"! - Vielleicht glauben Sie das, Herr Kollege Reindl. Wir glauben das nicht, und wir können das nicht unterstützen und lehnen aus diesen Gründen dieses Budget ab! (Beifall bei Gemeinderäten der FPÖ. – Neuerlicher Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.)
Weil wir gerade von Gas- und Strompreisen und Heizungen reden, lassen Sie mich noch kurz auf die Anträge eingehen, die seitens der GRÜNEN eingebracht wurden und von uns eingebracht werden. 

Darunter gibt es einen Antrag von Kollegin Cammerlander hinsichtlich Heizkostenzuschuss, der eine gute Intention hat; aber wir, muss ich jetzt sagen, werden ihm nicht zustimmen, denn unserer Meinung nach ist das zu wenig. Einerseits ist es ja nur die Festschreibung dieser 100 EUR, damit das nicht jedes Jahr neu verhandelt werden muss - das ist uns zu wenig; wir bringen einen eigenen Antrag ein, in dem wir für die Wintermonate 110 EUR pro Monat verlangen. Und darüber hinaus ist mir das nicht ganz klar: „... unabhängig von ihrer Erwerbssituation … über ein geringes Einkommen verfügen … muss eine entsprechende gesetzliche Regelung geschaffen werden, wobei jedenfalls eine jährliche Indexanpassung zu berücksichtigen ist." - Da weiß ich nicht, was wo angepasst werden soll. 

Das sind also formale Gründe, warum wir diesen Antrag ablehnen. 

Ich darf mir aber erlauben, in diesem Zusammenhang unseren Antrag, den Antrag des Kollegen Lasar, einzubringen, der darauf abzielt, einem genau bestimmten Personenkreis, zirka 70 000 Personen, für die Wintermonate November bis März jeweils 110 EUR pro Monat auszubezahlen. Der Antrag lautet: 

„Der Gemeinderat fordert die zuständige Stadträtin auf, allen in Wien gemeldeten Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe-, Pensions-, Sozialhilfe-, KinderbetreuungsgeldbezieherInnen, deren Einkommen den jeweiligen Ausgleichszulagenrichtsatz nicht übersteigt, eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf 110 EUR monatlich für die Winterperiode November 2006 bis März 2007 zu gewähren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)

Dem Antrag betreffend „Essen auf Rädern" werden wir zustimmen - kurz und bündig. 

Und dem Antrag betreffend Wartezeit in den Spitälern des Wiener Krankenanstaltenverbundes werden wir nicht zustimmen, weil er unserer Meinung nach wiederum eine Generalisierung von Einzelfällen bedeutet. Ich kann meines Erachtens nicht hineinschreiben, man soll alle Fälle überprüfen, wo die Wartezeit über drei Wochen beträgt, denn bei Hüften‑ und Herzoperationen beträgt die Wartezeit eben über drei Wochen, unabhängig davon, ob jemand privat versichert ist oder nicht. Ich glaube auch nicht, dass sich die Situation generell so darstellt - abgesehen von Missständen, wobei ich aber auch dem Antrag entnehme, dass Herr Dr Marhold diesbezüglich bereits die interne Revision angewiesen hat; solche Missstände gehören, wenn diese bestehen, klarerweise abgeschafft. Aber für mich bedeutet das irgendwie die Generalisierung, dass die Medizin schlecht ist oder dass hier generell eine Ungleichgewichtung vorgenommen wird, und das werden wir nicht mittragen können.

Es ist einfach so: Auch wenn man bei Herzoperationen sechs Wochen Wartezeit hat, wird trotzdem ein Viertel oder mehr als ein Viertel der Herzoperationen in Wien gemacht, weil es gut ist, das in Wien zu machen. Und bei Hüften ist die Wartezeit eben noch viel länger, aber viel kürzer als - ich habe das schon einmal erwähnt - beispielsweise in Niederösterreich und viel kürzer als beispielsweise in Schweden, wo man jahrelang wartet. Oder: Wenn man ein gewisses Alter erreicht, in das wir alle hoffentlich kommen, dann bekommt man in England gar keine neue Hüfte mehr! 

Es besteht also dieses Spannungsverhältnis: Auf der einen Seite gibt es, wo Menschen sind, immer Missstände, und man muss immer schauen, dass diese Missstände behoben werden. Aber wenn man darauf abzielt zu sagen, das Gesundheitssystem an sich bevorzugt die Privatpatienten vor den Kassenpatienten, dann tragen wir diesen Antrag nicht mit. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen! Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! 

Herr Kollege Ebinger! Es wundert mich tatsächlich, dass es Sie nicht interessiert, ob Wartezeiten auf eine korrekte, nachvollziehbare Weise zustande kommen. Natürlich gibt es Wartezeiten, die akzeptabel sind, und solche, die medizinisch begründet sind. Und wenn sie in einem erträglichen Ausmaß und vor allem für alle gleich sind, dann hätten wir ja kein Problem. Herr Generaldirektor Marhold hat selbst im Ausschuss gesagt, er betrachte die Sache für so relevant und den Vorwurf für so gravierend, dass er untersuchen wird, dass die interne Revision beauftragt ist, da tatsächlich eine Überprüfung vorzunehmen. 

Was wir wollen, ist nicht etwa, das Gesundheitssystem in toto schlecht zu machen, sondern diese Ergebnisse für alle - für den Ausschuss, für den Gemeinderat und vor allem für die Bevölkerung, für die Patienten und Patientinnen - zugänglich zu machen. Denn die Menschen, die sich privat versichern lassen, glauben nämlich, dass sie sich einen Vorrang auf der Warteliste eingekauft haben. Viele haben ja gesagt, nur deshalb lassen sie sich zusatzversichern, damit sie eben dann nicht warten müssen. Wir alle in diesem Saal sind aber einem Gesundheitssystem verpflichtet, in dem gilt, dass diese Bevorzugung auf Grund einer Versicherung, die man abgeschlossen hat, nicht legitim ist und im Wiener öffentlichen Versorgungssystem nichts verloren hat.

Daher - ich stelle jetzt, mit dieser Begründung, meine Rede ein bisschen um - auch der Antrag, es möge der Bericht, den der Herr Generaldirektor in Auftrag gegeben hat, im Ausschuss zur Behandlung vorgelegt werden. Ich möchte die Zuweisung an den Ausschuss beantragen.

Es geht mir in meiner diesjährigen Rede zum Budget um die Reformen, die leider nur Reförmchen sind - Reförmchen, die das Wort Reform leider nicht verdienen, sondern die offensichtlich und augenfällig nur eine kosmetische Funktion haben, bei denen man aber dort nicht hinschauen will, wo wirklich struktureller Änderungsbedarf besteht. Ich möchte Ihnen im Folgenden ein paar Beispiele für überkommene Strukturen vorführen, die endlich und zum Nutzen der Bevölkerung reformiert werden sollten.

Ich fange beim Fonds Soziales Wien an, bei „Essen auf Rädern". - Sie kennen „Essen auf Rädern". Es ist dies eine Leistung, die für viele Menschen, die pflegebedürftig sind und nicht mehr so leicht aus dem Haus gehen können, eine wichtige Sache ist. Nichtsdestoweniger hat sich zwischen 2001 und 2005 die Zahl der Menschen, die steigend pflegebedürftig und in diesem Punkt versorgungsbedürftig sind, um ein Drittel verringert, und dieses Drittel wird zu annähernd gleichen Zustellungskosten offensichtlich eingespart. Man hat die Zustellungskosten nicht etwa um dasselbe Drittel gesenkt, sondern man gibt halt schlicht und einfach das Geld für weniger Leistung aus. 

Warum ist das so? - Weil hier die üblichen Aktivisten und Aktivistinnen tätig sind und sich nicht einmal andere Gemeinnützige an dieser Dienstleistung beteiligen dürfen. Es sind dies die Volkshilfe mit 39 Prozent, Sozial Global mit 41 Prozent und das Hilfswerk mit 20 Prozent. Diese wichtige und geschätzte Leistung wird nicht gefördert, aber sozusagen zu Marktbedingungen von anderen gemeinnützigen Trägern erbracht, beziehungsweise könnte von solchen erbracht werden, die ihrerseits keinen Zugang zu den Förderungsleistungen des Fonds Soziales Wien haben, obwohl - und das ist mir in diesem Zusammenhang wichtig - andere Anbieter wie das Rote Kreuz die Zustellungskosten nicht in Rechnung stellen würden. Diese bieten ein Paket für „Essen auf Rädern" an, das die Zustellungskosten beinhaltet und wo günstiger gute Qualität geboten würde. 

Nicht etwa, dass man bei der Stadt Wien, beim Fonds Soziales Wien, meinen würde, es wäre ein sinnvolles und gutes Angebot, wenn man durch eine ausgewiesene Organisation wie das Rote Kreuz hier auch Leistungen erbringen lassen würde - nein, man riegelt den Markt der gemeinnützigen Anbieter ab und fördert veraltete Strukturen. 

Veraltete Strukturen werden auch an dem Umstand sichtbar, dass man täglich liefert. Es möge mir jetzt niemand kommen und sagen, alle alten Menschen wollen täglich geliefert haben. Viele steigen einfach auch deshalb auf ein privates Angebot um, weil sie genau das nicht mögen, denn das bedeutet, man muss immer zur selben Zeit verfügbar sein, zu Hause sein. Also viele alte oder pflegebedürftige Menschen würden eine Zustellung einmal in der Woche bevorzugen, und das können andere Anbieter auch bieten. Das hat den Vorteil, dass man flexibel bestellen kann - mal mehr, mal weniger -; man ist sozusagen nicht von dieser fürsorglichen Belagerung jeden Tag abhängig, sondern man kann für sich entscheiden, aus einer breiten Menüpalette auswählen. 

Wenn es nun darum geht zu sagen, die Personen - Frauen sind es meistens -, die hier zuliefern, achten auch darauf, dass die Menschen sozusagen bei guter Gesundheit sind, wenn sie die Tür öffnen, und damit wird auch eine gewisse soziale Betreuung gewährleistet, so muss man wissen: Das sind überwiegend geringfügig Beschäftigte, die schlecht bezahlt sind, die unten in der zweiten Spur stehen bleiben müssen, um ihr Essen anzuliefern. Diese soziale Dienstleistung, die da von ihnen erwartet wird, wird nicht bezahlt, wird offensichtlich sozusagen subkutan gefordert. Offensichtlich geht es nicht so weit, dass man die Damen zur Verantwortung ziehen kann, wenn jemand vielleicht Betreuung brauchen würde und es wäre nicht bemerkt worden, denn das Rote Kreuz hat mir berichtet, wenn sie zu einem Krankeneinsatz kommen, dann passiert es immer wieder einmal, dass vor der Tür vier gestapelte Kartons stehen, die nicht geöffnet sind.

Das heißt, wenn man - und das soll man - soziale Betreuung gewährleisten will, dann soll man das Geld, das man einsparen kann, indem man eine gute, eine effiziente Zustellungspolitik macht, dieses freigewordene Geld tatsächlich in Hausbesuche und soziale Betreuung investieren - und müsste nicht einen Service finanzieren, der sich auch dadurch „auszeichnet", dass er eine hohe Umweltbelastung bedeutet, wenn man eben jeden Tag anfährt, wo man mit einer wöchentlichen Zustellung das Auslangen finden könnte. Und das kann man in vielen Fällen. 

Darüber hinaus ist es auch eine hygienische Frage. Stellen Sie sich vor, es ist Sommer - das ist jetzt vielleicht nicht ganz leicht vorzustellen -, es hat vielleicht draußen 30 Grad, im Auto 45 bis 50 Grad, und da dunstet dann, zwar in Styropor, nach einigen Stunden oder nach einiger Zeit auch das Essen, das man ausliefert. 

Ich schlage vor und ich würde die Frau Stadträtin dringend ersuchen, „Essen auf Rädern" dahin gehend neu zu organisieren, dass auch andere gemeinnützige Anbieter hier Zugang haben, dass alle das gleiche, das faire Recht haben, sich hier zu beteiligen, und dass das Geld, das damit frei wird, in soziale Betreuung investiert werden kann - und nicht in die Erhaltung unnotwendiger Strukturen. - Der entsprechende Antrag soll an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales zugewiesen werden.

Ich habe davon gesprochen, dass man Reformen braucht, aber es nur bis zu Reförmchen schafft. Das augenfälligste Beispiel ist der Gesundheitsfonds, der jetzt errichtet wurde und der in der Gesundheitsplattform seine politische Steuerung hat. In dieser Gesundheitsplattform werden auch die Gelder aus dem Reformpool behandelt und zugewiesen. Es sollte ein Prozent des gesamten Budgets sein. Es sind sage und schreibe im heurigen Jahr 200 000 EUR, eine Summe, die, gemessen am Gesundheitsbudget, nur als lächerlich zu bezeichnen ist. Und dieses Budget wird noch überwiegend in Projekte gesteckt, die keinen Reformansatz bedeuten, sondern die letztlich nur das Stopfen von Löchern mit den falschen Mitteln darstellen - Beispiel: die Etablierung des Kinderarztes in den Ambulanzen des AKH. 

Die kinderärztliche Versorgung, die kindermedizinische Versorgung in Wien ist chronisch defizitär. Im niedergelassenen Bereich, insbesondere außerhalb der üblichen Ordinationszeiten, herrscht großer Mangel; die Eltern wissen nicht, wohin sie mit ihren fiebernden Kindern sollen. Und statt dass man mit der Ärztekammer vereinbart, wie man einen kinderärztlichen Notdienst, Dienstbetrieb beispielsweise am Samstag, am Freitag Abend, am Sonntag über den niedergelassenen Bereich organisiert, macht man mit dieser kinderärztlichen Betreuung im AKH die Tür weit auf in ein Haus, das für Spitzenmedizin und für Spezialbetreuung für kranke Kinder, beispielsweise für Kinder mit seltenen Krankheiten, da sein soll. Stattdessen überfrachtet man das Personal durch jene banalen Erkrankungen – Schnupfen, Husten, Heiserkeit -, die künftighin dann eben auch - einmal im AKH, immer im AKH - ins AKH kommen. - Das halten wir für die falsche Politik, das ist keine Reform, das ist nicht einmal ein Reförmchen! 

Dass das so ist, liegt am Mangel an Demokratie, den die SPÖ an den Tag legt, insbesondere im Gesundheitsbereich. Sie müssen sich die Sitzung in der Gesundheitsplattform so vorstellen: Niemand wird eingeladen zu diskutieren. Im Gegenteil, die Stadträtin würgt die wenigen Fragen, die im Übrigen fast ausschließlich von den GRÜNEN kommen, mit dem Hinweis ab, das wäre nicht das Gremium, in dem diskutiert werden müsste, das übersteige die Beschlussfassung bei weitem. Und das sagt sie angesichts des gesetzlichen Auftrags, den der Gesundheitsfonds hat, und nimmt dem Gremium mit dieser autoritären Sitzungsführung die Möglichkeiten, das zu vollziehen, was es laut Gesetz nämlich zu tun hätte: Nahtstellenmanagement zwischen den verschiedenen Sektoren, Projektentwicklung für Gesundheitsförderung, integrierte Planung und, und, und. All das hat der Gesundheitsfonds zu tun und die Gesundheitsplattform politisch zu steuern.

Diese Diskussionen sind nicht erwünscht. Alle anderen Sitzungsteilnehmer haben sich auch einschüchtern lassen von der Art und Weise, wie hier in der letzten Sitzung umgegangen wurde. Und all das angesichts der Erläuterungen, die zu diesem Gesetzesblatt vorliegen, wo eindeutig drinsteht, dass man hier wohl ein politisches Gremium hat, das die wesentlichen Entscheidungen zu treffen hat, und - das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen! -: „Die Einbindung der 15 politischen Vertreter aus dem Landtag entspringt dem in Wien vorherrschenden demokratiepolitischen Verständnis und der damit verbundenen Haltung zur Ausübung politischer Kontrollrechte." - Sie sollten diesen Grundsatz einmal den Realitäten in der Plattformsitzung gegenüberstellen, dann würden Sie sehen, dass jene demokratischen Kontrollrechte, die die SPÖ zu Recht auf Bundesebene einmahnt, in Wien mit Füßen getreten werden.

Frau StRin Brauner! Ich möchte Sie bitten, einmal mit Herrn Jarolim aus Ihrer Partei zusammenzutreffen. Der hat nämlich über Kontrollnotstand im Parlament gesprochen, wobei er sagte, die Bundesregierung verweigere sich der Kontrolle, beantworte Anfragen spät oder gar nicht und entziehe sich systematisch der gesetzlich vorgeschriebenen Kontrolle. 

Frau Stadträtin, wenn man Ihre Anfragebeantwortungen dazu liest, dann müsste man sie dem Kollegen Jarolim eigentlich gleich mitgeben, damit er weiß, wovon die Rede ist. Ich habe kürzlich eine Anfragebeantwortung zurückbekommen - es ging um den Bettenstand in den Pflegeheimen. Da wird mir schlicht und einfach in einem lapidaren Schreiben, unter Verweigerung jeder Anfragebeantwortung, der Hinweis auf 27 Anfragebeant-
wortungen gegeben, wovon pikanterweise nur eine von den GRÜNEN war; und im Übrigen ist es zu viel Arbeit, meine Anfrage zu beantworten. - Geben Sie das einmal dem Kollegen Jarolim! Wenn er so etwas auf Bundesebene bekommen würde, würde er sich beschweren. Sie aber meinen, uns das zumuten zu können, Frau Stadträtin!

Diese Politik widerspiegelt sich auch in der Art und Weise, wie man mit den legitimen Interessen der besonders Benachteiligten umgeht, und ich möchte Ihnen noch ein letztes Beispiel dieser kleinlichen Politik auf Kosten kranker Kinder vorbringen. 

Man hat in den Horten und Kindergärten der Gemeinde Wien Integrationskinder, die chronisch krank sind und Pflege brauchen. Man hat eine Anweisung gegeben, dass das Personal diese Pflege nicht durchführen darf. Daraufhin hat es einen Sturm der Eltern gegeben, die nicht wissen, wie sie dann ihre Kinder überhaupt in den Hort schicken können. Jetzt hat man eine offensichtlich sehr halbherzige Weisung gegeben, das Personal würde durch Ärzte und Ärztinnen eingeschult. Das funktioniert überhaupt nicht, und es sind die Eltern, die wieder einmal die Last zu tragen haben. Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Die Gemeinde Wien trifft Vorsorge, dass die Pädagoginnen in den Tagesheimen durch mobile Krankenschwestern, also durch einschlägiges Personal, ausgebildet werden, damit sie diese Leistung ohne Kosten für die Eltern auch wirklich erbringen können. 

Ich ersuche um Zuweisung." - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Drei Minuten. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich möchte nur tatsächlich berichtigen, weil Frau Kollegin Pilz gesagt hat, ich hätte kein Interesse: Natürlich habe ich Interesse! Natürlich habe ich Kontakte! Natürlich bin ich diesen Dingen nachgegangen! Ich bin nur zu dem Schluss gekommen, dass man es nicht so generalisieren kann, wie Sie das wollen oder wie es das letztes Mal gemeinsam mit der ÖVP erfolgt ist. 

Akut wird in Wien jeder operiert. Und die Wartezeiten sind in der Regel ein bis zwei Wochen, auch ohne Ansehen. Und dazu, dass es Operationen gibt, wo die Wartezeiten länger sind, muss man sagen: Das ist eben auch schwer! Es ist auch aus Patientensicht schwer! Herz ist nicht Herz, Hüfte ist nicht Hüfte. Es kommt darauf an, wie der jeweilige behandelnde Arzt die Dringlichkeit der Operation beurteilt. 

Es gibt wahrscheinlich solche Fälle, wie Sie sie erwähnt haben, aber eine Ungleichgewichtung gibt es im Leben immer - ob jetzt jemand bevorzugt wird, weil er eine Zusatzversicherung hat oder weil er jemanden kennt. Oder stellen Sie sich vor, Sie kommen ins Spital. Dann werden Sie bevorzugt, weil jeder sagt: Um Gottes willen, die Frau Pilz! Wenn wir da einen Fehler machen, dann sind wir in allen Medien! - Also werden Sie unbewusst auch bevorzugt werden, weil jeder Angst hat, wenn Sie dort hinkommen. Das ist einfach menschlich!

Was wir tun müssen, ist zu schauen, dass die Missstände abgestellt werden. Dazu haben wir jetzt erst einmal eine interne Revision, und wir haben einen Patientenanwalt. Und dieser Patientenanwalt hat in seinem Bericht einen Satz, nicht einmal einen Satz geschrieben. Dann soll er doch in seinen Bericht - das wäre doch einen gute Sache, ich bin auch für diese Dinge - die konkreten Fälle, die er überprüft hat, hineinschreiben! Dann kann die Frau Stadträtin das verfolgen, dann ist das transparent für uns alle! (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie wollen es nicht wissen!) 

Aber bitte sagen Sie nicht, dass ich kein Interesse habe an diesen Dingen. Ich habe vielleicht einen anderen Zugang. Aber ich biete Ihnen auch Lösungen an: Machen wir es über den Patientenanwaltschaftsbericht! Da ist es für alle transparent. Das wäre eine gute Aufgabe und für die Opposition auch nachvollziehbar. Da bin ich sofort dafür!

Einen Satz noch: Wenn Sie zum Beispiel in Ihrem Antrag schreiben: „… regelmäßig und vollständig an den Gesundheitsausschuss berichtet wird, in welchen Fächern und Abteilungen im KAV Wartezeiten, die über drei Wochen hinausgehen und die nicht medizinisch begründet sind, anfallen", dann kann ich Ihnen als Jurist sagen: Das brauchen Sie gar nicht hineinzuschreiben, denn medizinisch kann man wahrscheinlich alles begründen. Das bringt also nichts. Der Patientenanwaltschaftsbericht und dass der Patientenanwalt dem nachgeht, das würde tatsächlich etwas bringen. Aber dann müsste er auch mehr als einen Halbsatz schreiben, damit das irgendwie griffig ist. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Korosec zum Wort. – Bitte. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Darf ich vorweg einen Wunsch äußern? - Ich habe gestern als sehr positiv empfunden, dass Herr StR Faymann hier auf seinem Platz saß und direkt angesprochen werden konnte. Ich weiß, Sie können jetzt sofort sagen, im Parlament ist es auch anders. Aber ich würde es als sehr angenehm empfinden, wenn man bei diesen Debatten mit dem jeweiligen Stadtrat oder der Stadträtin direkt Augenkontakt hätte. Ich nehme an, dazu wird ja nicht die Geschäftsordnung geändert werden müssen. Aber das würde ich als eine sehr positive Maßnahme empfinden. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Pilz! Den Antrag betreffend „Essen auf Rädern" und auch jenen betreffend die Wartezeit in den Spitälern werden wir selbstverständlich unterstützen. Mich wundert auch, dass Herr Kollege Ebinger das anders sieht. Aber mein Gott! Jeder so, wie er will. 

Zur Budgetdebatte. - Gestern hat Herr VBgm Dr Rieder in besonderem Maße auf die Ausgaben im Sozialbereich hingewiesen, darauf, dass immer mehr Menschen die so genannte Richtsatzerhöhung erhalten. – Ja, das ist richtig. Aber, meine Damen und Herren, man muss sich auch die Ursachen anschauen. Eine gute Wirtschaftspolitik ist die beste Sozialpolitik und auch die beste Arbeitsplatzpolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und die hohe Arbeitslosigkeit in Wien zeigt Ihre mangelnde Wirtschaftskompetenz! Das Ansteigen der Sozialhilfe zeigt die vielen Versäumnisse, die in der Wirtschaftspolitik passieren. Und auch wenn Sie es noch so sehr schön reden wollen - denn gestern ist ja sehr viel schön geredet worden -: Sie verantworten das! Sie haben eine Alleinregierung hier in Wien, und Sie sind verantwortlich dafür, dass wir in Wien die höchste Arbeitslosenrate haben. Ich habe mir das gestern noch einmal angeschaut, und es ist eigentlich unglaublich, wenn ich denke, dass in Oberösterreich im Oktober eine Arbeitslosenrate von 3,2 Prozent verzeichnet wurde - also 19 000 Menschen sind arbeitslos -, während in Wien weit über 70 000 Menschen arbeitslos sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Bgm Häupl hat 1994 beim Antritt seines Amtes gesagt, dass gerade ihm als Sozialdemokraten natürlich Arbeitsplätze ganz besonders wichtig sind. Seither sind 4 Prozent der Arbeitsplätze weniger geworden – weniger, das muss man sich vorstellen! -, während im Bund die Arbeitsplätze um 10 Prozent gestiegen sind. Meine Damen und Herren! Eine Stadt so teuer zu verwalten, ohne sie innovativ zu gestalten, das ist fahrlässig! 

Im Gegensatz dazu steht die Reformpolitik der Bundesregierung, die Wien zugute kommt. Und auch wenn das gestern von Klubobmann Oxonitsch so abgetan wurde: 52 Prozent des gesamten Budgets kommen vom Bund! Und im nächsten Jahr werden um 183 Millionen mehr kommen. Bravo dieser Bundesregierung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Eigentlich erwarte ich ja, dass Sie hier mitklatschen, denn Sie sind ja Nutznießer dieser 183 Millionen! Wenn ich mir etwa, Frau Kollegin, die Sozialhilfe mit 229 Millionen anschaue, so kommen davon 183 Millionen vom Bund. Das heißt, 80 Prozent davon trägt der Bund - und nicht Wien. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag Sonja Ramskogler: Ja, und wer schafft die Ursachen?)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Politik heißt, in Legislaturperioden zu denken. Das sollte man eben nicht, sondern man sollte vielmehr in Generationen denken. Eine gute Politik muss innovativ sein, sie muss auch mutig sein, und sie muss die notwendigen strukturpolitischen Maßnahmen setzen. Der vorliegende Budgetentwurf für Gesundheit und Soziales ist aber weder mutig noch ist er innovativ, und er ist vor allem auch nicht transparent. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt viele Baustellen. Ich möchte mich mit der Pflegepolitik beschäftigen.

Frau Stadträtin! Sie haben bei Ihrer Antrittsrede im Jahr 2004 ein Bekenntnis abgelegt: Sie wollen, dass die Menschen so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause bleiben können. - Ich habe damals gesagt: Da haben Sie uns, die Wiener ÖVP, an Ihrer Seite, da sind wir Partner, denn auch wir wollen das. Unser Credo war und ist immer: So viel ambulant wie möglich und so viel stationär wie notwendig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir kennen die demographische Entwicklung. Wir wissen, dass wir in 20 Jahren um 70 Prozent mehr 60-Jährige haben werden. Wir wissen auch, dass sich die Hochaltrigen über 80 Jahre in den nächsten 20 Jahren mehr als verdoppeln werden. Und es ist eben Aufgabe der Politik, dafür zu sorgen, dass diese Damen und Herren ihren Lebensabend in Würde verbringen können und auch in Würde beenden können. 

Und hier, Frau Stadträtin, muss ich Ihnen sagen: In diesem Bereich hat es in den letzten Jahrzehnten in Wien unglaubliche Versäumnisse gegeben, und es ist zu ganz gravierenden Fehlentwicklungen gekommen! Ich will jetzt nicht die Vergangenheit strapazieren, sondern in die Zukunft schauen. Und da muss man eben aufpassen, und da wird die Wiener ÖVP nicht müde werden, die Situation aufzuzeigen, denn wir wollen nicht, dass es in Zukunft zu weiteren Fehlentwicklungen kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Ausbau der mobilen Pflege - die uns allen, Ihnen und uns, so wichtig ist - widerspiegelt sich in diesem Budgetentwurf in keiner Weise. Nicht einmal ein Prozent Erhöhung! Oder es ist versteckt - denn Transparenz ist ja nicht Ihre starke Seite. (Beifall bei der ÖVP.)

Wo sind die finanziellen Vorkehrungen, die den Menschen ermöglichen, so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause bleiben zu können und gut und menschenwürdig betreut und gepflegt zu werden? 

Da gibt es unglaubliche Mängel. Ich nenne Ihnen ein Beispiel, das für viele weitere Fälle gilt: Ein Ehepaar, knapp über 80 Jahre, der Mann seit einer Oberschenkelhalszertrümmerung im Rollstuhl, braucht täglich eine Heimhilfe für die Körperpflege. Von Montag bis Samstag kommt jemand. Und vom 12. Jänner 2006 bis zum 13. August 2006 sind 25 – 25! - verschiedene Helfer gekommen. - Ich habe mich dann erkundigt, und die Organisation hat gesagt: Ja, das stimmt, das kann man nicht wegdiskutieren. Wirtschaftlich weht ein sehr rauer Wind, darunter leidet auch die Zeit beim Klienten. Wegzeiten sind eigentlich gar nicht mehr leistbar.

Meine Damen und Herren! Dazu ist ein Kommentar überflüssig. Diese Organisation, die das ehrlicherweise gesagt hat, steht Ihnen sehr nahe. Das ist also ein Faktum, und da sind Änderungen angesagt, da ist Handlungsbedarf gegeben! Da nützt es nichts, Bekenntnisse abzulegen, sondern da ist es notwendig, Taten zu setzen (Beifall bei der ÖVP.) - weil wir eben wissen, dass die Menschen so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause bleiben wollen. 

Wir wissen aber genauso, dass, wenn Hochaltrige in ein Heim kommen, die familiäre Atmosphäre und ein Pflegeplatz in der Nähe der Wohnumgebung von größter Bedeutung sind. 

Jetzt möchte ich sagen: Das eine tun und das andere nicht lassen! - Ich werde immer wieder kritisiert, dass ich gegen große Pflegeheime bin. Das stimmt nicht! Wir brauchen geriatrische Sonderkrankenanstalten, und da sind größere Einheiten sinnvoll, weil natürlich bei Pflegestufe 5 bis 7 medizinische Betreuung rund um die Uhr notwendig ist, und das ist auch kostenintensiver. 

Wir haben zwei Beispiele: Haus der Barmherzigkeit Seeböckgasse und Tokiostraße, das in zwei Tagen eröffnet wird. Das sind Vorzeigeprojekte! Frau Stadträtin, wer hindert Sie daran, zum Beispiel in Lainz eine geriatrische Sonderkrankenanstalt einzurichten oder andere kompetente Lösungen vorzuschlagen? (Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.) In Lainz geschieht nichts, Frau Stadträtin! (Weitere Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Ich spreche jetzt von Lainz! Dort hat man jetzt statt Acht-Bett-Zimmern eben Sechs-Bett-Zimmer, Bad und WC sind nirgendwo. Sie wissen ganz genau, dass noch 1 600 Damen und Herren dort sind und dass nur ein Drittel wirklich rund um die Uhr medizinisch betreut werden muss, eben Pflegestufe 5 bis 7 hat. Da tun Sie nichts! 

Was Sie tun, ist Folgendes: Sie schicken Pflegerinnen und Pfleger frühzeitig in die Pension, 50 bis 60. 37 sind bereits verabschiedet worden. Das tun Sie! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Kollegin Karin Praniess‑Kastner und ich waren in der Vorwoche in einem kleinen Pflegeheim in Wien: 30 Damen und Herren, betreut von zwei Ärzten, 16 Personen Personal, und zwar ganztags und Teilzeit, und 10 Kräfte, die ehrenamtlich mitarbeiten. Pflege rund um die Uhr, durchschnittliche Pflegestufe: 4,25 und - sehr interessant! -: Die Pflegepersonen werden nur aufgenommen, wenn sie im Bezirk wohnen. - Maximale Zufriedenheit, sehr familiäre Atmosphäre, häufige Besuche der Angehörigen und Freunde - weil sie quasi um die Ecke wohnen - und auch die bekannte Umgebung, die für Pflegepersonen natürlich auch sehr wichtig ist - sie leben weiterhin sozusagen in ihrer Heimat. Ein-Bett-Zimmer, jedes Zimmer 20 m². Die Kosten pro Bewohner: 100 EUR. 79 EUR zahlt der Fonds Soziales Wien. 

Zum Vergleich in Lainz: Sechs-Bett-Zimmer, WC und Bad weiß Gott wo, Kosten pro Bett: 163 EUR. 

Es wird mit dem Fonds Soziales Wien verhandelt, und das ist auch wieder einmal sehr interessant: Die Unterlagen wurden bereits im Juni abgegeben, am 13. November waren wir dort. Bis zum 13. November keine Antwort vom Fonds Soziales Wien, was im nächsten Jahr sein wird! Wie soll da ein Budget für 2007 erstellt werden? - Also auch da, Frau Stadträtin, besteht Handlungsbedarf! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun komme ich zu Ihrer medialen Ankündigung, die wir jetzt schon einige Male gehört haben, denn das wiederholen Sie sehr oft - wobei ich sagen muss, die mediale Ankündigung ist ja meistens unsere einzige Informationsquelle -: Drei Pflegeheime - im 2., im 10. und im 12. Bezirk - à 240 Plätze. Kosten pro Bett, wenn ich das umlege: 167 000 EUR. 

Jetzt nenne ich Ihnen einen Vergleich: Ende des Jahres 2005 ist in Dornbirn ein Pflegeheim eröffnet worden - 107 Einzelzimmer à 25 m², Pflegestufe 4 bis 7. Kosten pro Bett: 117 000 EUR. - Ein Bett in Wien kostet um 41 Prozent mehr! Nachdenken und Nachrechnen ist also angesagt. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Wer hält Sie davon ab? Schaffen Sie 10, 15, 20 kleinere Einheiten, die bis zur Pflegestufe 4 jenen Voraussetzungen entsprechen, die für alte Menschen in Wien sinnvoll, notwendig und auch wirklich familiär sind!

Ganz kurz auch zu den Tageszentren: Ganz, ganz wichtig, Sie sagen es auch, eine sehr wichtige Unterstützung für die Pflegepersonen, aber natürlich auch für die Angehörigen. Wien hat derzeit 750 Plätze; mehr als die Hälfte sind Privatplätze. Hochaltrige in Wien, über 80 Jahre, haben wir 75 000. Das heißt, nicht einmal für ein Prozent der Hochaltrigen gibt es einen Platz im Tageszentrum. Das heißt, auch hier sind vermehrte Anstrengungen notwendig. Das ist nämlich ein Tropfen auf dem heißen Stein. (Beifall bei der ÖVP.)
Dasselbe gilt für die Akutgeriatrie. Wir wissen, Akutgeriatrie ist immens wichtig. Ich denke an Schlaganfälle - eine Zivilisationskrankheit -: Wenn sofort mobilisiert wird, kann eine vollkommene Gesundung erfolgen; wenn nicht, ist der Betroffene wahrscheinlich ein Pflegefall.

Laut ÖKAP: Sollplan 457 Betten. Tatsächlich haben wir in Wien 330 Betten, also um 30 Prozent zu wenig; wir sollten mehr haben. Es wäre schön, einmal sagen zu können, wir haben mehr als vorgeschrieben. Aber wir haben überall zu wenig. - Frau Stadträtin, aktive Budgetpolitik im Gesundheitsbereich sieht anders aus!

Damit fasse ich zusammen: Wir werden wieder Anträge einbringen - Gesundheitsplan, Strukturplan. Das wird meine Kollegin Praniess-Kastner machen. Ich bin sehr neugierig, ob Sie diese – wir haben sie ja schon öfter eingebracht – wieder ablehnen. 

Sie werden sich nicht wundern, Frau Stadträtin, dass wir diesem Budget, das im Großen und Ganzen eine Großbaustelle ist, wo man immer nur so ganz kleine Bereiche zu verändern versucht, und das nicht immer mit wirksamen Mitteln, unsere Zustimmung nicht geben werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Matzka-Dojder zum Wort. Ich erteile es ihr. 

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Bevor ich zu meinem eigentlichen Thema, dem Voranschlag der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, komme, möchte ich einige Worte zu meinen Vorrednerinnen und Vorrednern sagen.

Herr Ebinger hat gesagt, in diesem Budget gibt es keine Steigerungen. - Das sehe ich ganz anders: Der Voranschlag für Soziales wird um 6,5 Prozent erhöht - darauf wird meine Kollegin Mag Ramskogler näher eingehen -, für den Stationsbereich und medizinische Versorgung wird eine Erhöhung von 5,5 Prozent im Voranschlag berücksichtigt, und in Teilbereichsinvestitionen sogar fast 6 Prozent.

Zu Frau Dr Pilz und ihren Ausführungen betreffend „Essen auf Rädern". - Ja, das ist auch der springende Punkt: Das soll täglich ausgeliefert werden, und hier sind die Organisationen auch gewissen Qualitätskriterien unterworfen, die sie erfüllen müssen. Wöchentliche Anlieferung gibt es von vielen Firmen. Der Fonds Soziales Wien bezahlt nur tägliche Auslieferungen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das ist ja auch das Problem – nicht die Lösung!)
Wir können zu einem anderen Zeitpunkt und mit den Experten, die das machen, weiterdiskutieren, aber jetzt möchte ich eigentlich zu meinem eigentlichen Thema kommen.

In diesem Voranschlag der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales für 2007 sind klare Schwerpunkte und eine ganz besondere Vielfalt an Angeboten enthalten. Damit wird eine gute Politik der Vergangenheit fortgesetzt - und das, Frau Kollegin Korosec, noch viele Generationen!

Ich kann auf Grund der kurzen Redezeit leider nur auf einige Punkte eingehen, und ich möchte Ihnen sagen, dass wir auch in diesem Budget den Menschen in den Mittelpunkt aller unserer Handlungen und Schwerpunkte stellen. Und unsere Leistungen sollen jenen Menschen zugute kommen, die das nötig haben, nämlich Menschen, die krank sind, die Unterstützung in der Pflege oder bei der Lösung eines besonderen Lebensproblems brauchen. 

Ich möchte auf einige Punkte ganz genau eingehen und möchte als Erstes über die Pflege und Betreuung in Wien sprechen. 

Wien bietet eine breite Palette an individueller Betreuung und Pflege - von mobilen Diensten in den eigenen Wohnungen über Tageszentren, Wohngemeinschaften bis hin zur medizinisch-stationären Pflege in Geriatriezentren. Und die folgenden Fakten beweisen, was unsere wichtigsten Anliegen sind: Die Menschen in ihrer Individualität zu respektieren und ihnen im Alter eine würdige und hochqualitative Lebensweise zu ermöglichen. Wir brauchen flexible Betreuungsangebote, die für alle leistbar sein müssen. Mit einem professionellen Case Management, das sich auf Bedarfs- und Bedürfnisanalysen stützt, erfüllt der Fonds Soziales Wien diese Aufgabe hervorragend.

In der Umsetzung ambulanter Pflege arbeitet der Fonds mit mehr als 40 Partnerorganisationen zusammen. Dabei werden innovative Projekte umgesetzt, die bereits heute die demographische Entwicklung und den zukünftigen regionalen Bedarf in Wien berücksichtigen. Ich möchte meine Rede in dieser Budgetdebatte auch dazu nützen, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und allen Partnerorganisationen, die uns in diesem ambitionierten Vorhaben unterstützen, ganz herzlich zu danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Wie gesagt, wir möchten diese Angebote so flexibel wie möglich ausbauen, damit die Menschen so lange wie möglich in ihrer gewohnten Umgebung leben können. Ich möchte nur einige Zahlen anführen, weil sie so beeindruckend sind. Zum Beispiel: Jährlich erhalten 23 500 Wienerinnen und Wiener 4,5 Millionen Betreuungsstunden - diese Zahlen sind wirklich beeindruckend! Tageszentren werden ständig ausgebaut: Derzeit gibt es 15 Tageszentren. 2007 werden zwei weitere Tageszentren eröffnet. Und der Fonds Soziales Wien entwickelt im Rahmen des Wiener Pflegekonzepts weitere innovative Projekte wie Hausgemeinschaften oder integrative Wohnformen. Die sozial betreuten Wohnplätze werden laufend ausgebaut, und bis zum Jahr 2010 sollen 700 bis 1 000 weitere Plätze geschaffen werden. Derzeit gibt es 500 Dauerwohnplätze für die Zielgruppen, die derzeit aufgrund ihrer psychischen oder körperlichen Defizite in den Geriatriezentren wohnen, und auch diese Angebote werden weiter ausgebaut - nicht nur für diese Menschen, sondern auch für die Menschen aus der Wohnungslosenhilfe, um diesen Menschen ohne Bleibe einen Dauerwohnplatz anzubieten und auch eine Gesundheitsversorgung zu gewährleisten.

In Österreich werden nach wie vor 70 Prozent aller Pflegebedürftigen von den Angehörigen betreut. Auch diese Angehörigen wollen wir unterstützen - mit Informationen, mit Vorträgen. Aus diesem Grund haben die Wiener Volkshochschulen mit Unterstützung der Stadt Vorträge von Experten für diese Menschen organisiert. In vielen dieser Angebote wird unsere Maxime „ambulant vor stationär" weiter umgesetzt.

Für schwerst pflegebedürftige und kranke Menschen wird eine qualitätsvolle Arbeit in unseren Geriatriezentren geboten. Es ist kein Zufall, dass vorige Woche in Düsseldorf zum wiederholten Male ein internationaler Preis, nämlich der Golden Helix Award, an das Geriatriezentrum Klosterneuburg verliehen wurde, und zwar für das Projekt Palliative Care, wo schwerst kranke und sterbende Menschen in einer international anerkannten hohen Qualität gepflegt und betreut werden. An dieser Stelle möchte ich den Gewinnern gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber die wahren Gewinner sind natürlich die Menschen und ihre Angehörigen, die diese Pflege dort in Anspruch nehmen. 

Das ist für mich auch wieder ein Beweis, das professionelle Pflege und Betreuung nicht in erster Linie mit den räumlichen Strukturen in Zusammenhang gebracht werden können, sondern viel mehr von der Professionalität, vom Engagement und von der Motivation unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abhängig sind.

Meine Damen und Herren! Wir werden weiterhin die Arbeitsrahmenbedingungen unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbessern. Wir werden auch die räumlichen Rahmenstrukturen ausbauen, und wir werden natürlich auch die Betten in den Zimmern weiter verringern. 2008 sollen nur mehr Zimmer mit maximal vier Plätzen angeboten werden. 

Im Geriatriezentrum Liesing wird Ende des Jahres 2007 mit dem Neubau begonnen, in Baumgarten werden die Vorbereitungen weitergeführt, und im 2., 10., 11. und 12. Bezirk plant die Teilunternehmung 4 neue Geriatriezentren. Hier wird die Regionalisierung mit den höchsten Unterbringungsstandards und modernen Pflegekonzepten für schwerst kranke und betreuungsbedürftige Menschen beschleunigt. - Das sind ja wohl große Reformen und keine Reförmchen!

Alle diese Angebote werden unterstützt von 39 Wiener Pensionistenwohnhäusern, in denen neben den Standardwohnmöglichkeiten weitere Formen angeboten werden, wie zum Beispiel vermehrt betreutes Wohnen, Stationen, wo demenziell erkrankte Menschen immer mehr betreut werden, und eine Remobilisationsstation und viele andere innovative Projekte werden in Angriff genommen. Außerdem, um einer Vereinsamung im Alter und Isolation vorzubeugen, führen die Wiener Pensionistenwohnhäuser 178 Pensionistenklubs, und hier werden nicht nur Mittagstisch, sondern Unterhaltungsprogramme und auch Internetstationen angeboten, damit die älteren Leute an die neuesten Informationen kommen. Und, meine Damen und Herren, das sind für mich im nationalen und internationalen Vergleich Spitzenangebote. (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich hier an dieser Stelle noch eine Anmerkung machen. Es ist uns im vergangenen Jahr gelungen, nach den medialen Aufregern und unsachlichen Anwürfen und Verunsicherungen von Menschen und Pflegepersonal, die Diskussion über die Pflege in Wien wieder in ruhige und sachliche Bahnen zu lenken. Dass ich mich darüber freue, das ist ja wohl keine Frage. 

Und an dieser Stelle möchte ich Frau StRin Mag Brauner danken, dass sie mit einer sehr umsichtigen Ressortführung zu dieser Rückkehr der Sachlichkeit in dieser Debatte vieles beigetragen hat. Aber ich möchte auch den vielen Kolleginnen und Kollegen in den Häusern danken, die weiterhin mit hoher Motivation nicht nur ihre Arbeit gemacht haben, sondern auch zahllose kleine und große Verbesserungen gestaltet und Veränderungen mitgetragen haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

In der Behindertenhilfe bauen wir natürlich auch weiter unsere Angebote aus, und das sind besonders Leistungen im Bereich der Beschäftigung und Arbeit, Mobilität und Transportdienste, Angebote von Bildung, Betreuung und Assistenz. Hier werden im Voranschlag 2007 93,5 Millionen EUR aufgewendet. 

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, wer sich jemals „Jugend am Werk" oder „Wien Work" angeschaut hat, wie dort junge Menschen mit besonderen Bedürfnissen unterstützt werden und was da gelingt, dann weiß er ganz genau, dass dieses Geld gut investiert ist und dass es für diese Menschen sehr wichtig ist, damit sie ein eigenständiges Leben führen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein besonderes Projekt ist für mich die persönliche Assistenz. Hier erhalten 24 schwer behinderte Menschen eine Möglichkeit, sich eine persönliche Assistenz anzustellen, sodass sie ein würdiges Leben in ihren vier Wänden führen können.

Ja, ich hätte noch so vieles zu sagen. Wir bauen wirklich unsere Angebote in Pflege und Betreuung dieser Menschen weiter aus und die Zeit reicht nicht, um all das hier zu erwähnen. Ich habe jetzt kaum Zeit gehabt, über das Frauengesundheitsprogramm zu sprechen, über strategische Planungen, die natürlich in Wien genauso in Angriff genommen werden und weiter geführt werden, wie viele Informationsveranstaltungen, die von den Wienerinnen und Wienern großartig angenommen werden.

Und mit dieser breiten Palette an Angeboten, meine sehr verehrten Damen und Herren, wird eine hohe Qualität des Wiener Gesundheitswesens entwickelt, und diese muss für alle möglich sein. Gesundheitsversorgung und soziale Dienstleistungen in der Pflege und Betreuung dürfen nicht eine Frage des Einkommens werden.

Und ich lade an dieser Stelle alle hier anwesenden Parteien ein, diesem Budget zuzustimmen, weil hier ist das Geld richtig und gut eingesetzt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. Bitte sehr. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gesundheit und Soziales, beides, meine Damen und Herren, hängt oftmals unmittelbar zusammen und es sind in dieser Stadt diese Bereiche, wo der meiste Reformbedarf zu finden ist. Nicht nur, weil es genug Kritik anzubringen gibt, sondern auch, weil diese Bereiche essenziell für die Menschen in dieser Stadt sind. Wer nicht sozial abgesichert ist, der kann Haus und Hof verlieren, und wer nicht gesund ist, muss sich darauf verlassen können, dass er nicht vergessen wird. 

Daher ist es oft nicht verständlich, was sich hier in Wien zum Teil in Bezug auf Pflegesituation und Krankenanstalten abspielt: Von renovierten Pavillons, die angeblich abgerissen werden sollen, von zum Teil nicht nachvollziehbaren Übersiedlungen in Abteilungen innerhalb Wiens, von den Schließungen in Bereichen wie der Arbeitsmedizin im AKH bis zur Ankündigung einer Pflegemilliarde, die bis heute nicht gekommen ist. Es gibt sehr viele Versprechen natürlich in dieser Stadt, meist aber Einsparungen im sozialen und im Gesundheitsbereich.

Noch deutlicher kann man das schlechte Gewissen der Frau StRin Brauner am Finanzierungsübereinkommen für die Spitäler erkennen, das seit 1. Jänner 2006 für vier Jahre gilt. Dieses ermöglicht nun ein Verstecken des Spitalsdefizits im Investitionskostenzuschussbereich. Zuerst werden 50 Millionen EUR an die Geschäftsgruppe der Stadträtin verbucht und dann gleich nochmals, also doppelt, an den Krankenanstaltenverbund. 

Und wenn man diese Umstände kennt, dann wundert es auch nicht, wenn die Details dieses Finanzierungsübereinkommens von Gesundheitsstadträtin Brauner strikt geheim gehalten werden. Und es wundert daher auch nicht, dass Sie, Frau Stadträtin, nicht bereit sind, bis heute den Oppositionsparteien ein Exemplar dieses Finanzierungsübereinkommens zur Verfügung zu stellen.

In den Pflegeheimen der Stadt Wien steigt das Defizit im nächsten Jahr um über 26 Millionen EUR an. Das steigende Defizit in den Wiener Pflegeheimen soll im Wesentlichen auf Kosten des Allgemeinen Krankenhauses finanziert werden. Der Betriebskostenzuschuss für das AKH zum Beispiel, wird von der Stadt im nächsten Jahr um 21 Millionen EUR gekürzt. Wie die geplanten Kürzungen bei steigenden Kosten der Spitzenmedizin im AKH möglich sein werden, weiß ich nicht, aber ich kann Ihnen eines vorausschauend sagen, das Defizit der Spitäler wird auch im nächsten Jahr explodieren.

Da gibt es zum Beispiel eine Explosion auch bei den Sozialhilfebeziehern und damit zusammenhängend auch eine Explosion der Kosten in diesem Bereich. Und es ist nicht immer die Bundesregierung, Frau Stadträtin, das werden Sie sehen, wenn es zu einer anderen Regierung kommen wird, zu einer, die von einem sozialdemokratischen Kanzler geführt wird. Daher reden Sie sich bitte in Zukunft auch nicht auf andere aus, Sie selbst tragen hier in diesem Bereich die Verantwortung.

Erst kürzlich hat der Rechnungshof Kritik an den Kosten des Wiener Sanatoriums Hera geübt. In einem Bericht zum Jahr 2004 ist von geringer Auslastung und hohen Personalkosten die Rede, empfohlen wird die Schließung des stationären Bereiches. Lediglich 15 Prozent der stationären Aufenthalte aller KFA-Versicherten finden im Sanatorium Hera statt.

Hier, meine Damen und Herren, wird Geld zum Fenster hinausgeworfen. Das Privatspital Hera, ein Spital für die Mitarbeiter der Stadt Wien, hatte laut Rechnungshofbericht 2004 zum Beispiel eine Durchschnitts-Bettenauslastung von nur 64,3 Prozent, dies liege 20 Prozent unter der Normalauslastung bei öffentlichen Krankenhäusern, die Gesamtkosten des Personalaufwandes hingegen beliefen sich auf 33,7 Millionen EUR, und der Anteil der Personalkosten von 78 Prozent liege weit über dem Österreich-Schnitt von rund 60 Prozent. Die Personalausstattung habe laut Rechnungshofbericht die vergleichbaren Wiener Durchschnittswerte der Spitäler deutlich übertroffen. 45 Prozent mehr Pflege- und Betriebspersonal und sogar 122 Prozent mehr Verwaltungspersonal. 

Frau Stadträtin, ich muss Ihnen hier eines auch noch dazu sagen: Im letzten Vorstand des KFA hat es auch diesbezüglich einige Anträge gegeben. Das finde ich sehr lobenswert, dass man hier sofort reagiert hat und Anträge gestellt wurden, aber ich kann Ihnen nur eines sagen: Man kann nicht einfach hergehen und alles, was der Rechnungshof hier kritisiert hat - obwohl ich sage, das ist richtig, was er kritisiert - jetzt einfach im Wege von Anträgen bei diesem Krankenhaus wegstreichen. Ich sage Ihnen, und das habe ich auch dort im Vorstand gesagt, es gehört für das Krankenhaus Hera ein Konzept erstellt: Wohin soll die Hera führen, was soll die Hera in Zukunft darstellen und was soll sie machen. Erstellen Sie gemeinsam ein Konzept, dann werden Sie nicht ständig von einzelnen Sachen etwas wegstreichen müssen, und ich glaube, das würde einmal etwas für die Zukunft sein, an dem wir hier alle gemeinsam arbeiten müssen.

Ich sage Ihnen noch, es hat sich auch in der Pflegedebatte - zum Beispiel auch im heurigen Jahr bei der Nationalratswahl - gezeigt, als man nichts von Tausenden illegalen Pflegekräften wusste: Da hat man sich überrascht gezeigt, dass es überhaupt so etwas gibt, und ist dann für eine undifferenzierte Legalisierung eingetreten. Und dabei war doch dieses Problem bekannt, denn es war Ihnen sogar Recht, Frau Stadträtin, dass Illegale in diesem Sektor, ohne adäquate Bezahlung, ohne Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen für die Arbeitszeit, aber auch ohne adäquate Ausbildung, tätig waren. Denn Sie hätten auf Grund der Versäumnisse der letzten Jahrzehnte gar nicht für alle Pfleglinge sorgen können. Sie hatten und haben auch bis heute die Kapazitäten nicht, bitte. 

Wissen Sie, eines muss ich schon sagen: Skurril wird es aber dann, wenn man zum Bespiel ein Fehlen von Pflegekräften moniert, gleichzeitig aber qualifiziertes, arbeitswilliges, österreichisches Pflegepersonal bei der Arbeitssuche abweist. Und dabei haben wir in Wien einige Hundert Arbeitswillige. Da muss ich Ihnen schon sagen, Frau Stadträtin, das haben Sie hier wirklich versäumt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage Ihnen auch, wo das Geld fehlt. Es fehlt in der Pflege und es fehlt bei den Krankenanstalten, wie wir Jahr für Jahr im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte oder der Budgetdebatte sehen müssen, und die Kosten steigen im Vergleich zu den Einsparungen immer stärker. Und ich sage Ihnen, das kann sich nicht ausgehen, nicht einmal mit den Aktionen, die Sie gesetzt haben bei der Spitalskostenbeitragserhöhung und den Kürzungen bei „Essen auf Rädern“. 

Ich sage Ihnen, auch diese Erhöhungen, die Sie hier gemacht haben, werden dieses Loch in Zukunft nicht stopfen können und es wird weiter in Wien deshalb zu Belastungen kommen. Die Reformen werden immer weiter, sage ich Ihnen, in die Zukunft verschoben, uns wird die Zeit davonlaufen und am Ende werden dann wieder die Verwandten zum zweiten Mal zur Finanzierung der Pflegeheime herangezogen werden. Einmal über Abgaben und Steuern und ein zweites Mal über Direktzahlungen.

Aber abschließend möchte ich noch einen letzten Punkt, der stellvertretend für die grundsätzliche Problematik ist, vorbringen. Es ist die Drogenpolitik. Und ich möchte jetzt gar nicht im Detail darauf eingehen, dass das Drogenkonzept längst veraltet ist, dass der Drogenkoordinator in den letzten Jahren nichts als wegschaut und ich sage Ihnen, wir haben auch in den letzten Jahren und auch bei der letzten Initiative, die wir in einer Dringlichen zu diesem Thema ergriffen haben, das aufgezeigt, aber allein Ihr Verhalten letzte Woche in Bezug auf den Drogenumschlagplatz Karlsplatz genügt, um aufzuzeigen, wie Sie Ihr Ressort führen, Frau Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.) 
Da wird zum Beispiel ein Beamter zitiert, der sagt: „Die Verhältnisse am Karlsplatz haben sich in den letzten 15 Jahren nicht geändert. Wir haben dort Kinderprostitution, 9-jährige suchtkranke Kinder, verheerende hygienische Zustände und vieles mehr“. Und während – und wissen Sie, das ist nämlich das Skurrile daran - bei Ihrer Präsentation ein Süchtiger zusammenbricht, ziehen Sie dort einfach eine positive Bilanz. Wissen Sie, da frage ich mich schon: Es werden 14,3 Millionen EUR für die Drogenkoordination im nächsten Jahr veranschlagt. Ich frage mich hier wirklich: Was machen Sie mit diesem Geld? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das kann ich Ihnen schon sagen!) Bitte, sagen Sie es mir dann. Wenn das in anderen Bereichen auch so ist - und ich weiß, dass es in anderen Bereichen so ist -, dann sage ich Ihnen, dann ist mir klar, warum Sie nicht in die Öffentlichkeit laufen wollen, wenn es nur irgendwie um Transparenz geht. Und ich ersuche Sie daher dringend, dem Treiben in dieser Stadt einmal mutig wirklich entgegenzutreten und umgehend mit Problemen aufzuräumen, um endlich auch hier Reformen, und nicht Reförmchen, zuzulassen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau StRin Brauner legt unwahrscheinlich viel Wert auf Kontinuität in ihrer Politik, sie hat es erst kürzlich wieder im Drogenbeirat betont. Ich habe mir daher nach einem Jahr im Gemeinderat ein bisschen die Ergebnisse dieser kontinuierlichen Politik angeschaut, und tatsächlich: Kontinuierlich steigt die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen, kontinuierlich steigen die Wartezeiten bei den Sozialzentren, bei der SchuldnerInnenberatung, kontinuierlich steigt die Überforderung, die Unzufriedenheit bei den MitarbeiterInnen, kontinuierlich steigt die Armut in Wien. 

Dass die Ursachen für die Steigerung der Armut bei der derzeitigen Wirtschafts‑, Finanz‑ und Arbeitsmarktpolitik liegen, wissen wir, und hier gibt es einen großen Handlungsbedarf. Einen akuten Handlungsbedarf haben wir jedoch bei der Sozialpolitik. Es geht nicht an, dass Menschen, die in Armut geraten, zu den so genannten WohlstandsverliererInnen zählen und zu BittstellerInnen und AlmosenempfängerInnen degradiert werden. Jede, jeder in unserer Stadt hat das Recht auf ein menschenwürdiges Leben, und hier greifen alte Konzepte, greift die kontinuierliche Politik nicht mehr.

Sie, meine Damen und Herren, Ihre Fraktion, hat durch Ihre Mehrheit doch absolut alle Möglichkeiten, auf diesem Gebiet eine Vorreiterrolle zu übernehmen und somit auch Vorbild für andere Bundesländer und die Bundesregierung zu sein. Lassen Sie nicht wieder ein Jahr verstreichen, setzen Sie eine bedarfsorientierte Grundsicherung um und führen Sie einen Aktivpass ein. (Beifall bei den Grünen.)

Mir kommt die Wiener Sozialpolitik ab und zu wie ein chaotisch gewebter Fleckerlteppich vor und immer wenn man nicht weiter weiß, dann wird ausgegliedert, eine neue Gesellschaft gegründet, neue Strukturen eingeführt, da wird eine Abteilung zusammengelegt, dort wird eine wieder auseinandergeteilt, und ich bin wirklich neugierig, was wir im kommenden Jahr in dieser Richtung zu erwarten haben. Anstatt zu versuchen, eine klare Linie, eine Vereinfachung des Sozialsystems herbeizuführen, wird es immer komplizierter und immer undurchschaubarer. 

Ein so kleines Fleckerl ist heuer wieder der Heizkostenzuschuss. Wie nun schon seit drei Jahren, weiß man, die Menschen brauchen diesen Zuschuss, und er wird wieder, und schon seit drei Jahren, nicht als Recht, sondern als Almosen den BürgerInnen kurz vor Weihnachten mit einem Medienevent angekündigt, und wer dann noch ein paar bürokratische Hürden überwindet, der kommt zu diesen heuer geplanten 100 EUR. Wieder zu viel, um zu erfrieren und zu wenig, um es auch nur einmal wohlig warm zu haben. Ich bringe dazu einen Resolutionsantrag ein, Herr Ebinger hat ihn schon angekündigt: 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge eine Regelung vorlegen, die sozial benachteiligten Personen einen Rechtsanspruch auf Gewährung eines Heizkostenzuschusses im Sinne des Begründungstextes gewährt. In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales.“

Vielleicht schaffen wir es im Ausschuss, uns darüber einig zu werden, dass dieser Heizkostenzuschuss auch ein Recht für Menschen sein muss, die nicht SozialhilfeempfängerInnen sind, die aber an der Armutsgrenze leben. Dazu zählen PensionistInnen mit einer Mindestpension, StudentInnen, neue Selbstständige und so genannte Working Poor. Machen wir einen Rechtsanspruch wenigstens aus diesem kleinen Fleckerl. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Früher war das rote Wien stolz, innovativ und nicht kontinuierlich zu sein. Denken Sie darüber nach, lassen Sie sich was einfallen, und Sie können gerne mit unserer Unterstützung rechnen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Rednerin ist Frau GRin Praniess-Kastner, bitte. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir diskutieren heute den Budgetvoranschlag 2007, und für den Gesundheits- und Sozialbereich, den wir jetzt diskutieren, gilt einmal mehr: Fortschreiben der bisherigen Politik. 

Hier und da werden einige kosmetische Korrekturen vorgenommen, aber die großen, zukunftsweisenden Schritte werden nicht gesetzt. Auch im nächsten Jahr muss der Patient Gesundheit und Soziales dieser Stadt auf eine entscheidende, zukunftsweisende Operation warten. 

Lassen Sie mich dieses Symptom an einigen Beispielen aus dem Sozialbereich aufzeigen: Wie sieht es denn mit der Sozialhilfe aus? Meine Vorrednerin, Frau Cammerlander, hat diesen Bereich schon angesprochen und ich möchte noch zusätzlich einen Aspekt, der die Sozialhilfe betrifft, einbringen. Die Dotationen zur Post Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhalts, auf die ein Rechtsanspruch besteht, wurde um 7,7 Millionen EUR auf 157 Millionen EUR reduziert. Gleichzeitig wurde aber die Hilfe in besonderen Lebenslagen um 12 Millionen EUR erhöht, und auf diese Leistung besteht aber kein Rechtsanspruch. Prinzipiell ist uns eine Ausweitung in diesem Budgetbereich sehr recht und sehr willkommen, aber eine Erhöhung sollte in dem Bereich stattfinden, auf die auch ein Rechtsanspruch besteht, denn bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen werden die betroffenen Menschen auf die jeweiligen Sozialhilfeträger angewiesen sein und einmal mehr in dieser Stadt auf das Bittstellertum reduziert. Der Rechtsanspruch auf eine höhere Sozialhilfe als 420 EUR im Monat wird durch dieses Budget untergraben. Die Sozialhilferichtsätze in Wien, und auf das wurde auch schon mehrmals hingewiesen, sind die niedrigsten aller Bundesländer. Und nicht nur, dass Wien immer noch die niedrigsten Soziahilfesätze hat, müssen jene, die darauf angewiesen sind, in Wien auch noch monatelang darauf warten. Das wurde von hier aus, von der Opposition, auch schon mehrmals angesprochen. Bei Notfällen ist aber eine Wartezeit von sechs Wochen einfach untragbar, denn wenn in Not geratene Menschen in Wien Geld brauchen, dann muss das Geld innerhalb von zwei Wochen ausbezahlt werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch das leidige Thema der Schuldnerberatung erwähnen. Es geht um die Wartezeiten bei der Schuldnerberatung, die auch schon öfter thematisiert wurden. Die jährlichen Berichte der Volksanwaltschaft sind voll von Missständen in der Sozialhilfeverwaltung der Stadt, und es ist der Vollzug der Stadt Wien, der letztendlich SozialhilfeempfängerInnen in dieser Stadt zu BittstellerInnen degradiert. 

Auf die Leistungen der Sozialhilfe gibt es aber einen Rechtsanspruch, und wir fordern auch schon seit Langem in diesem Zusammenhang den Rechtsanspruch auf Heizkostenzuschuss. Denn die Menschen brauchen einen Heizkostenzuschuss in der tatsächlichen Höhe der Aufwendungen, und dieser sollte natürlich bei Sozialhilfeanspruch auch automatisch ausbezahlt werden. Es darf nicht sein, dass Menschen, die auf Hilfe in dieser Stadt angewiesen sind, dennoch bei jeder noch so kleinen Unterstützung zu Bittstellern degradiert werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber auch in der Betreuung hilfsbedürftiger Menschen ist ein Festhalten an der bisherigen Politik festzustellen. Der Ausbau der mobilen Betreuung zu Hause für ältere Menschen spiegelt sich in keiner Weise in dem Voranschlag wider. Der Pflegeheimplan vom ÖBIG zeigt eine dramatische Entwicklung des Bedarfs der mobilen Betreuung zu Hause, und zwar bis ins Jahr 2010. Im vorliegenden Voranschlag für 2007 gibt es aber keine Signale in diese Richtung. Der Kollaps des Systems ist durch die Starre und ideenlose Fortschreibungspolitik der Stadt Wien vorgezeichnet. Eine aktive Budgetpolitik, meine Damen und Herren, sieht anders aus. Sie ignorieren die Bevölkerungsentwicklung und ihre Veränderungen. Es fehlen sowohl ein Gesundheitsstrukturplan, aber auch ein Geriatrieplan. In diesem Zusammenhang möchte ich zwei Beschlussanträge betreffend die Erstellung eines Wiener Gesundheitsplans einbringen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge veranlassen, einen Gesundheitsplan mit einer Perspektive von mindesten zehn Jahren zu erstellen. - In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Der zweite Antrag fordert eine Erstellung eines Wiener Geriatrieplans. 

In formeller Hinsicht wird ebenfalls die Zuweisung an den Gesundheits- und Sozialausschuss beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, Großheime werden weiter geplant, gebaut, und medial angekündigt - meine Kollegin Ingrid Korosec ist auch darauf schon näher eingegangen -, doch der künftige Bedarf für das Wohnen für ältere Menschen in den eigenen vier Wänden wurde in diesem Geschehen nicht berücksichtigt. Das Budget für ambulante Pflege wurde um 1 Million EUR erhöht. Man weiß aber, dass ein Drittel der PatientInnen in den stationären Einrichtungen nach Hause entlassen werden könnte, in die häusliche Pflege, wenn hier mehr Budget vorgesehen werden und der Ausbau der ambulanten Einrichtungen voranschreiten würde. Es bleibt nur zu hoffen, dass die Betroffenen die Situation, ein würdevolles Leben in ihren eigenen vier Wänden führen zu können, noch erleben.

Das Gleiche schreibt sich leider, meine Damen und Herren, auch in der Politik für behinderte Menschen in dieser Stadt fort. Leider fehlt hier, das möchte ich auch noch kurz anmerken, ein Gebärdensprachendolmetsch, denn ich denke, gerade im Geschäftsbereich Gesundheit und Soziales, der ja behinderte Menschen unmittelbar betrifft, müsste es möglich sein, dass behinderte Menschen hier auch die Debatte verfolgen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, mit Engagement und Elan bin ich vor einem Jahr hier in die politische Arbeit für behinderte Menschen eingestiegen. Leider hat sich bei mir - und nicht nur bei mir - nach diesem einem Jahr eine große Ernüchterung breit gemacht, denn die Ankündigungen warten auf Umsetzung, und leider sehen wir keine in die Zukunft gerichtete Visionen. 

Das zeigt sich zum Beispiel beim Wohnen für behinderte Menschen. Ein Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik macht auch ein Umdenken für den Wohnbereich notwendig. Behinderte Menschen mit ihren unterschiedlichen Bedürfnissen erfordern auch ein breites Spektrum an unterschiedlichen Angeboten. Auch hier vermissen wir eine zukunftsweisende Politik. (GRin Erika Stubenvoll: Ich mache eine Führung mit Ihnen!) Ich habe mir die Einrichtungen angesehen, Frau Präsidentin, auch hier vermissen wir eine zukunftsweisende Politik für das Wohnen von behinderten Menschen, wir vermissen neue, innovative Projekte. Die Menschen, die derzeit Wohnbetreuungseinrichtungen für behinderte Menschen anbieten, machen das voll Engagement. Ich habe mir die Einrichtungen angesehen, sie leisten Großartiges, aber wir vermissen einfach zukunftsweisende, andere Projekte. 

Der Dienstpostenplan im Voranschlag 2007 enthält auch 700 volle Bezüge in der Sonderaktion für begünstigte behinderte Menschen. Erfreulich ist, dass die Stadt etwas zur Einstellung von behinderten Menschen unternimmt, aber ich stelle noch einmal die Frage, muss denn das im Rahmen einer Sonderaktion sein? Weshalb stellt denn die Stadt nicht begünstigte behinderte Menschen zu Bedingungen ein, wie es die Wirtschaft auch tut. Die Stadt sollte sich ja gerade in diesem Bereich ihrer Vorbildwirkung bewusst sein. (Beifall bei der ÖVP.) Ja, nur leider sind behinderte Menschen, die im Rahmen der Sonderaktion eingestellt sind, Dienstnehmer zweiter Klasse und das wissen Sie! Sie haben keine Chance auf die Übernahme in ein reguläres Dienstverhältnis. (GR Godwin Schuster: Was wird die Wirtschaft dazu sagen!) Weshalb brauchen wir dann ein Budget für eine Sonderaktion, denn allein das Wort Sonderaktion ist ja schon diskriminierend, (Beifall bei der ÖVP.) und auf das habe ich auch schon einige Male hingewiesen. Nun, schaffen Sie reguläre Arbeitsplätze für behinderte Menschen. Kollegin Matzka-Dojder hat gesagt, es wird sehr viel getan im Ausbau von Beschäftigungstherapie und Werkstätten für behinderte Menschen. Schöner wäre es, wenn das gleiche Budget vorhanden wäre, um Menschen ein reguläres Arbeitsverhältnis im Rahmen der Stadt Wien anzubieten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und nun, meine Damen und Herren, noch kurz einige Gedanken zum Drogenbereich. Auch hier zieht sich die Politik der SPÖ-Mehrheitsfraktion wie ein roter Faden durch. (GR Kurth-Bodo Blind: Das sind ja auch die Roten!) Grundsätzlich sind wir als ÖVP-Fraktion in groben Zügen mit den Ansätzen der Wiener Drogenpolitik einverstanden - nur mit der Umsetzung nicht. Die Vorgehensweise in der Drogenpolitik entspricht einmal mehr der SPÖ-typischen Mentalität des „Drüberfahrens“. Die zuständigen Fachgremien des Gemeinderates und Landtages werden nicht in den Entscheidungsprozess eingebunden, sondern werden über Medien informiert. Im Gegenteil - und auf das hat meine Kollegin Cammerlander bereits hingewiesen -, eine Diskussion über neue Ansätze im zuständigen Fachgremium im Drogenbeirat wird nicht gewünscht. Durch Pressekonferenzen und Abschwächen des Problems ändert sich aber weder für die Bevölkerung noch für die betroffenen Menschen etwas. Die Stadt sollte ihre Drogenpolitik dahin gehend ändern, suchtkranken Menschen eine nachhaltige Verbesserung und eine echte Hilfestellung bieten zu können. Den Status quo beibehalten, darf nicht der Weisheit letzter Schluss sein. 

Und das, meine Damen und Herren, gilt für alle Bereiche des Sozialsystems in Wien. Arbeiten wir an den Ursachen der Erkrankung des Patienten Gesundheit und Sozialsystem in dieser Stadt im Sinne der Menschen dieser Stadt und ersparen wir uns kostenintensive öffentliche Selbstbeweihräucherung. 

Zwei Beschlussanträgen, die von den Grünen eingebracht wurden, möchten wir gerne zustimmen. Und zwar betrifft der eine pflegerische Handgriffe an chronisch kranken Integrationskindern in Horten und Kindergärten der Gemeinde. Das habe ich in meiner letzten Rede zum Bericht der Volksanwaltschaft bereits thematisiert. Und auch dem Beschlussantrag betreffend Veröffentlichung aktueller Daten über Behinderteneinrichtungen bei städtischen Sommerhallenfamilienbädern auf der Homepage der Stadt Wien stimmen wir gerne zu. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ramskogler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren im Wiener Gemeinderat!

Ich möchte angesichts der wirklich nicht sehr konstruktiven Kritik der Opposition und der sehr phantasielosen Vorschläge oder der überalterten Anträge, Ihnen, Frau Stadträtin, und Ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die sich auch heute im Saal befinden, und die die Frau Stadträtin mit aller Tatkraft unterstützen, gratulieren. Denn wenn es nicht mehr Kritik gibt und wenn es nicht neuere Anträge gibt als die, die heute hier vorliegen, dann können wir Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der Opposition, nur sagen, herzlichen Glückwunsch an Sie, Frau Stadträtin, und ihr wirklich kompetentes Team, Sie leisten hier in Wien eine Gesundheitspolitik, die sich sehen lassen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Investitionen in der Höhe von 1,38 Milliarden für das Gesundheits- und Sozialsystem in Wien - exklusive des Fonds Soziales Wien, der auch noch für Soziales und Gesundheit in Wien tätig ist -, ist wohl eine Summe, die die Durchführung von Projekten und die Versorgung der Wiener und Wienerinnen gewährleistet. Das wird in keinem Zusammenhang erwähnt, das finde ich immer sehr interessant, sondern die Opposition stellt sich hier heraus und kritisiert „Essen auf Rädern“, ein Geriatriekonzept, das wir schon lange gemacht haben, oder bringt andere phantasielose Ideen, die einfach schon längst vollzogen sind und wo die Stadträtin und die Gesundheitspolitik in Wien einfach 25 Schritte voraus sind, was Sie hier ständig bejammern. 

Denken Sie an die Fakten. Und das sind jene, wo man eben nichts schön reden braucht und nicht sagt, alles ist gut, sondern die Fakten liegen auf dem Tisch, und die sind zur Kenntnis zu nehmen, oder auch nicht. Es gibt verschiedene Wahrheiten, Ihre liegt ganz wo anders. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, die Wahrheiten!) 

Unsere Wahrheit liegt hier, nämlich bei den Patienten, und um die Patienten geht es. Denn es geht nicht darum, ob die Opposition sagt, wir haben keine Transparenz, uns legt man nichts vor, wir sind so arm und wir können da nicht mitreden und bei diversen Beiräten haben wir auch kein Stimmrecht. Also wirklich, das ist zum Teil schon sehr skurril. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich sage es immer wieder, worum es bei Gesundheitspolitik und Soziales geht. Es geht um die Patienten in Wien, es geht darum, dass Patienten gut behandelt werden. Es geht nicht um Sie, sondern es geht hier um die Patienten in Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 82 Prozent der Wiener Bevölkerung sind zufrieden, ja sehr zufrieden – habe ich vergessen zu sagen –, nicht nur zufrieden, sondern sehr zufrieden mit der Gesundheitsversorgung in Wien, 82 Prozent, sehr geehrte Damen und Herren. Und darauf kommt es an in der Gesundheitspolitik. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte nur auf wenige Details eingehen, die tatsächlich zeigen, dass Gesundheitspolitik und Sozialpolitik ein sozialdemokratisches Anliegen sind. 201 Millionen EUR werden dem KAV, dem Krankenanstaltenverbund, zur Verfügung gestellt, dem größten Verbund in Österreich, der 8 Krankenhäuser, 5 Geriatrie- beziehungsweise 6 Sozialmedizinische Zentren und 24 Ausbildungsstätten betreut. 

Sehr geehrte Damen und Herren, über 380 000 Pati-
enten stationär, davon knapp 95 000 Tagespatienten und pro Jahr rund 3,5 Millionen Behandlungsfälle werden von der Stadt Wien, vom KAV, im Gesundheitssystem versorgt. Und darum geht es und nicht darum, ob eben einzelne kleinere veränderbare Möglichkeiten noch machbar sind, sondern es geht um ein großes Ganzes, nämlich um diese Menschen, die in Wien tagtäglich versorgt werden und einem Gesundheitssystem gegenüber stehen, wo sie gesund werden und nicht krank.

Weitere Investitionspläne für 2007 gibt es – und es ist schon gesagt worden, Sie sprechen dauernd von Kosmetik und Reförmchen, das ist ja wirklich lächerlich. Es wird investiert für den Neubau des Geriatriezentrums Liesing, ins Geriatriezentrum Baumgarten, es wird ein neues Mutter-Kind-Zentrum im SMZ-Süd errichtet, der Neubau der Schule im SMZ-Süd wird erfolgen und es geht um Ersatzinvestitionen für medizinisch-technische Geräte sowie um Erneuerungen medizinisch-technischer Großgeräte und um Investitionsmittel in der Dialyse. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das sind keine Lächerlichkeiten, das sind Fakten, und die haben auch Sie, sehr geehrte Damen und Herren der Opposition, zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Mit dem Krankenanstaltenverbund nehmen wir die Aufgabe sehr wahr, nämlich Jobs zu schaffen, Arbeit zu schaffen, für junge Menschen eine gute Ausbildung bereit zu stellen, nämlich durch die Ausbildungsmöglichkeit in den Gesundheits- und Krankenpflegeschulen. Hier werden 12,7 Millionen EUR investiert, und diese Ausbildung ist außerdem ein Job mit Zukunft und gibt Sicherheit auf einen guten Arbeitsplatz.

Sehr geehrte Damen und Herren, fünf Standorte werden modernisiert, es wurde auch im SMZ-Ost die Schule bereits generalsaniert und eröffnet. Man kann dazu nur sagen, sprechen Sie mit den SchülerInnen, sprechen Sie mit den DiplomandInnen, welch gute Ausbildung sie genossen haben. Die Stadt Wien ist als einzige jene Stadt, die sich für diese Ausbildung 12,7 Millionen EUR leistet und somit etwas tut, um gute, hoch qualifizierte Arbeitsplätze im Gesundheitsbereich zu schaffen. (Beifall bei der SPÖ.)
Weiters - und ich sage es nicht nur Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der Opposition, sondern in erster Linie unseren Wienern und Wienerinnen - geht es auch darum, dass wir in der Stadt ein Allgemeines Krankenhaus haben, einzigartig, nicht in Innsbruck, nicht in Linz und nicht in Salzburg, sondern in Wien, das AKH, eine Verbindung von universitärer Wissenschaft - der MedUni Wien - aber auch einem Krankenhaus, wo nicht nur Präsidenten behandelt werden, sehr geehrte Damen und Herren, sondern der ganz normale Nachbar, die Nachbarin von nebenan. Und das ist sozialdemokratische Politik, Spitzenmedizin, unabhängig vom Einkommen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Schau, schau!) Damit Sie es sich merken, Frau Kollegin, weil sonst vergessen Sie es, dann sagen Sie wieder, das „Essen auf Rädern“ muss irgendwie besser verteilt werden. Das ist wirklich nicht das Thema, danke. 

Aber was passiert im AKH, was ist das Wichtige und was sind die Fakten? Es passiert dort Folgendes, nämlich, dass in dem Zentralbau weiter die Verdichtung des klinischen Betriebes vorangetrieben wird, aber auch die Übersiedlung der Knochentransplantation sowie der HIV-Ambulanz stattfinden soll, und es gibt die Errichtung der neuen Kinderchirurgie mit einer Aufstockung des Klinikums am Südgarten.

Sehr geehrte Damen und Herren, wiederum möchte ich hier betonen, dass es in einem Betrieb wie dem AKH - und das ist jetzt die Selbstkritik und die konstruktive Kritik – natürlich auch zu Problemen kommen kann. Es ist ein Großbetrieb, es gibt Kommunikationsprobleme, es gibt oft auch andere Konflikte zwischen, sage ich einmal, leitenden Fachkräften und spitzenmedizinischer Forschung, und da ist die Stadträtin ganz besonders darauf scharf, dass diese Konflikte gelöst und auch einer ordentlichen Lösung zugeführt werden.

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Betreuung und die Unterstützung im AKH nicht nur Wienern und Wienerinnen zugute kommt, sondern vielen anderen Patienten und Patientinnen Österreichs. 

Investitionen gehen nicht nur mit der Gesundheit und dem Sozialbereich konform, sondern sind auch auf die Sicherheit der Wiener und Wienerinnen gerichtet. Investitionen in die Sicherheit bedeuten, Vertrauen der Bevölkerung, einer Stadt zu fördern. 

Die Einsätze der Blaulicht-Organisationen, egal, ob es die Rettung oder Feuerwehr ist, werden immer mehr. Ich habe mir sagen lassen, es werden fast 800 und mehr Einsätze pro Tag gefahren. Ich möchte erwähnen, dass das Budget der Rettung um 9 Millionen EUR erhöht wird, weil entsprechend darauf reagiert werden muss, dass wir hier gewährleisten, dass jeder, der Hilfe braucht, diese auch bekommt. Ebenso bekommt die Feuerwehr Ausbildung und Ausrüstung dementsprechend zur Verfügung gestellt.

Und an dieser Stelle lassen Sie mir den Blaulicht-Organisationen ein herzliches Dankeschön sagen. Ein herzliches Dankeschön an die Wiener Rettung, an die Feuerwehr, aber auch für den persönlichen Einsatz, den hier Menschen mit ihrem eigenen Leben leisten, sowie an die Helfer Wiens und auch an alle anderen, beruflichen und freiwilligen Einsatzorganisationen. (Beifall bei der SPÖ.)
Nur kurz lassen Sie mich auf die Wiener Sozialpolitik eingehen, die sich sehen lassen kann. Und ich möchte dabei auch sagen, mir wäre es als Sozial- und Gesundheitspolitikerin lieber, wir hätten nicht die Notwendigkeit, das Sozialhilfebudget zu erhöhen. Es wäre mir lieber, wenn die jungen Menschen und auch die älteren Menschen so gute Jobs hätten, wie wir sie auch in den Schulen der Kranken- und Gesundheitspflege anbieten. Das heißt, gemeinsam ist die Politik wirtschaftspolitisch gefordert, gute, qualitativ hochwertige Ausbildung zu guten Jobs anzubieten. Und da bin ich bei der ÖVP, denn das haben Sie leider jetzt in den sechs Jahren überhaupt nicht zusammen gebracht. Hätten Sie in den letzten sechs Jahren wirtschaftspolitisch so gehandelt, dass wir gut qualifizierte, ausgebildete Kräfte auch im Arbeitsmarkt unterbringen, bräuchten wir in Wien nicht diese Erhöhungen in der Sozialhilfe zu leisten. 

Und bitte, überlegen Sie sich, was Sie sagen, Frau Kollegin Korosec, wenn Sie hier meinen, dass die Sozialhilfe-Erhöhung eine Katastrophe ist, weil der Bund überhaupt nichts damit zu tun hat. (GRin Ingrid Korosec: Warum machen Sie das dann nicht!) Lesen Sie nach, wie ein Getriebe funktioniert, dass die Wirtschaftspolitik hier gefordert wäre. Sie haben sechs Jahre die Möglichkeiten gehabt, gute Jobs zu schaffen, Sie haben aber nichts dergleichen gemacht, (GRin Ingrid Korosec: Sie haben die Arbeitslosen!) nur Working Poor, die Kollegin hat es gesagt, Working Poor. Das ist es, was die letzten sechs Jahre in Österreich von der ehemaligen Schüssel-Regierung (Zuruf aus der SPÖ: Hoffentlich!) - was heißt, hoffentlich, die gibt es nimmer - tatsächlich gemacht wurde, nämlich nichts. 

Auf Grund dessen ist es notwendig geworden, die Sozialhilfe zu erhöhen, weil die Empfänger mehr geworden sind, das führt dazu, dass wir auch mehr Obdachlosenheime machen mussten. Zehn Obdachloseneinrichtungen wurden neu geschaffen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist ein Thema, Sie merken es, es reibt mich emotional einfach total auf, weil es wirklich ganz dramatisch ist, herzugehen und hier zu behaupten, SozialhilfeempfängerInnen werden in Wien nicht gut unterstützt. Im Gegenteil, Wien ist eine der wenigen Städte, die wirklich für SozialhilfeempfängerInnen etwas übrig hat. Dazu möchte ich auch Frau Stadträtin ein herzliches Dankeschön aussprechen. (Beifall bei der SPÖ.)
2 500 SozialhilfebezieherInnen konnten wieder durch Arbeit in ein normales Leben zurückfinden, und das ist der sozialdemokratische Weg. Durch Arbeit sollten Menschen ihren Lebensunterhalt erlangen, durch Arbeit sollte es ihnen auch wirklich gelingen, ein Leben zu führen ohne Hilfestellung und ohne dementsprechende Unterstützung. Und es ist ganz egal - von dieser Stelle an die Opposition -, ist der Heizkostenzuschuss 150 EUR, ist der Heizkostenzuschuss 80 EUR, es ist wurscht, es ist immer zu wenig, oder es ist einfach immer nicht gut organisiert et cetera. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Sozialhilfegesetz und die Sozialhilfe wurden um 5,2 Prozent am 1. Mai dieses Jahres erhöht. Der Heizkostenzuschuss wird auf 100 EUR erhöht (GRin Ingrid Korosec: 208 Euro!) und jede Frau und jeder Mann in Wien, die es brauchen, und die in diese Not geraten, wodurch auch immer, sei es durch wirtschaftsmarktpolitische Maßnahmen oder durch private Maßnahmen, die Stadt Wien steht bereit und unterstützt sie, und das wissen die Wiener und Wienerinnen. (Beifall bei der SPÖ. – GRin Ingrid Korosec: Bittsteller!) 
Ich möchte noch zu der wirklich schwierigen Thematik, wovon zwar sehr viele Kollegen und Kolleginnen nicht direkt betroffen sind oder sich damit wirklich auseinandersetzen, nämlich zur Sucht und der Drogenproblematik, etwas sagen. Denn Sucht und die Drogenproblematik, sehr geehrte Damen und Herren, kann erstens einmal jeden treffen, es kann jeden treffen, und was machen wir dagegen. Ich werde es ihnen sagen, Herr Kollege Lasar. Wir schauen dem Problem in die Augen, wir gehen hin und schauen dem Problem in die Augen. Wenn es nach Ihnen geht, sehr geehrte Damen und Herren der FPÖ, dann würden sie ein ganz großes Loch am Karlsplatz graben, die Menschen hineinschieben und wieder zumachen. Das, denke ich, das wäre Ihr Gedanke dazu, wenn es um Drogenpolitik geht. Unsere Drogenpolitik in Wien schaut so aus, dass wir Maßnahmen und Lösungen für Probleme dementsprechend planen und ausführen. Sie kennen das „Help U“-Projekt, Sie kennen die zukünftigen Projekte, die am Gumpendorfer Gürtel stattfinden werden, wo wir einen Neubau für Drogensüchtige und Suchtkranke bauen, wo wir mit Therapien und Unterstützungen dementsprechend etwas machen, um solchen Leuten, die auch in Not geraten sind, zu helfen. Sie aber haben anscheinend keine Ahnung, was soziale Unterstützung bedeutet. 

Die Projekte wie „Help U“ und auch die Projekte, wo wir 700 neue Betreuungsplätze im „Dialog 10“ schaffen, sind ein Beweis, dass wir etwas für die betroffene Bevölkerung tun und dass wir keine phantasielosen Ideen haben, wie sie hier im Wiener Gemeinderat vorgetragen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, abschließend möchte ich noch zum Psycho-sozialen Dienst Folgendes sagen: Hier ist von meiner Kollegin aus der ÖVP gekommen, dass es keine Projekte gäbe für Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Ich würde meinen, REiNTEGRA ist ein solches. Und wenn sie es schon einmal gesehen haben in der Neustiftgasse, es ist ein Vorzeigeprojekt. Sie sind ja selber im Vorstand, ich glaube, sie haben es auch schon einmal gesehen, ich weiß es aber nicht, aber wenn nicht, schauen Sie es sich einmal an. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Kollegin, ich bitte zum Schluss zu kommen.

GRin Mag Sonja Ramskogler (fortsetzend): Danke schön. Sie sehen, es ist so weit verzweigt, dass man eigentlich nicht aufhören kann. Trotzdem, alles ganz Wichtige bei diesem großen Ressort, was Sie noch nicht erwähnt haben, schaffe ich gar nicht, in der kurzen Zeit hier noch zu erörtern. 

Abschließend ein herzliches Dankeschön auch an den Psychosozialen Dienst für seine Tätigkeit, wenn es darum geht, Menschen zu integrieren, Menschen mit allen Fehlern, mit ihren guten und schlechten Eigenschaften nicht nur irgendwo abseits hinzustellen oder vielleicht eine schwarz-weiß malerische Politik zu betreiben. Nein, sozialdemokratische Gesundheitspolitik und Sozialpolitik ist eine Politik, die die Vielfalt der Menschen zulässt mit allen ihren Erkrankungen und Eigenschaften. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Werte Kollegin, ich möchte nur zur Information sagen, dass in der Präsidiale ausgemacht wurde, dass die Vorsitzenden eine gewisse Toleranzgrenze bei diesen Reden haben. Also, es war eine gute Minuten Überzeit. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Selten wurde die Demut der SPÖ so deutlich erkennbar wie in dieser Geschäftsgruppe und bei der Rede von der Vorgängerin, der Kollegin Ramskogler. Sie haben uns quasi erklärt, es gibt verschiedene Wahrheiten. Ja, das stimmt. „Nur, unsere Wahrheit“, wörtliches Zitat von Ihnen, „unsere Wahrheit liegt hier.“ 

Das kann es ja wohl nicht sein, dass hier drei Oppositionsparteien berechtigte Kritik an der Gesundheits- und Sozialpolitik dieser Stadt äußern und Sie uns hier erklären, es sei alles lächerlich und Ihre Wahrheit liege hier. Diesen Zugang empfinde ich echt bedenklich und mich wundert es, dass er von Ihnen kommt, denn ich kenne Sie schon sehr lange, und diese Arroganz, die sich offensichtlich anhäuft, je länger man hier in diesem Gemeinderatssitzungssaal als SPÖ-Abgeordnete oder -Abgeordneter sitzt, verwundert mich jeden Tag und vor allem in Budgetreden. (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.) 

Ich möchte noch kurz auf den Bereich für Menschen mit Behinderungen, der in den letzten Wortmeldungen nicht so deutlich zur Sprache gekommen ist, eingehen und auf einen Antrag hinweisen, den wir hier, alle vier Parteien gemeinsam, vor nicht allzu langer Zeit eingebracht haben und der auf Initiative von Frau Kollegin Praniess-Kastner zu Stande gekommen ist, nämlich die Barrierefreiheit von öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen anzuschauen und aufzulisten, und den wir allen Geschäftsgruppen zur Zuweisung gebracht haben.

Wir haben von den einzelnen Geschäftsgruppen unterschiedlichste Antworten in unterschiedlichster Qualität bekommen, manches war schlichtweg falsch, zum Beispiel eine Schule, die als barrierefrei oder behindertengerecht aufgelistet war, ist de facto nicht barrierefrei und für Rollstuhlfahrer überhaupt nicht zu erreichen, da nur Stufen hineinführen - aber das sei nur eine kleine Anmerkung dazu -, manche Antworten waren nur ganz knapp gehalten, mit Prozenten, so etwa wie „zu 30 Prozent barrierefrei zugänglich“, was auch immer das heißt, manche waren sehr detailliert. Nur, wenn man sich jetzt das Budget ansieht, so ist nichts davon zu sehen, was jetzt mit dieser Auflistung, die ja in einem Vierparteienantrag eingebracht und eingefordert worden ist, passieren sollte. Es gibt genau 170 000 EUR für die Amtshäuser und für die behindertengerechte Gestaltung. 

Was ist mit dem Rest, was ist mit den Ambulanzen, was ist mit den Krankenhäusern, was ist mit den Schulen, was ist mit den Kindertagesheimen, und so weiter. Wo sind die Gelder dafür, um diesem Antrag, dem sich hier eigentlich alle vier Parteien positiv zugewendet und ihn auch unterstützt haben, zu entsprechen, und wie soll das gemacht werden, vor allem im Lichte des Behindertengleichstellungsgesetzes, das auch die Stadt Wien zu befolgen hat. Und die Zeit läuft davon, wir haben eine Frist und irgendwann sollte es meiner Meinung nach einen Plan geben, wie die Stadt Wien ihre Gebäude barrierefrei machen wird und auch machen sollte. 

Nur, dieser Plan ist zumindest in diesem Budget nicht nachzuvollziehen. Vielleicht gibt es doch irgendwo eine Aufstellung, die uns als Opposition nicht bekannt ist, aber ich glaube, hier gibt es massivsten Handlungsbedarf und ich hoffe, dass wir in der nächsten Behindertenkommission dann einmal auch darüber reden werden, wie es damit weiter geht, denn nur eine Auflistung zu machen, ist uns zu wenig.

Es wird ja immer gesagt, die Opposition kritisiere halt in diesem Bereich, was ich ja vorhin schon eingangs erwähnt habe. Wir kritisieren halt, aber es sei ja lächerlich. Sogar, wenn es eine Kritik, eine massive Kritik zu dieser sehr, sehr guten Einrichtung der barrierenfreien Stadt, der Website, der Wahrkritik, ist. Da wurde uns auch erklärt, das stimme alles nicht, das sei alles ganz super. Nur, oh Wunder, die Website hat sich verändert, nämlich genau in diesen Punkten, wo vor allem auch von den Betroffenen so massiv Kritik vorgebracht wurde, und plötzlich kann man die auf der Homepage finden und es ist nun viel leichter, in ihr Sachen einzugeben. 

Nur, was noch immer nicht geklärt ist, das ist, was passiert mit den Dingen, die dort gemeldet werden. Was ist mit den vielen Meldungen von erhöhten Gehsteigen? (GRin Erika Stubenvoll: Frau Kollegin, es kommt in die zuständige Abteilung!) Aber man bekommt nichts, Frau Kollegin Stubenvoll. Als Eingebende kriegt man nach wie vor keine Information, nicht einmal „Wenden Sie sich an das Salzamt“ oder „es wird bearbeitet“. Gar nichts bekommt man, man kriegt nichts. Man schickt hin, und es gibt nichts, was zurückkommt. Und ich habe es gestern wieder probieren lassen, aber es ist nichts zurückgekommen. Nicht einmal so etwas wie „Vielen Dank, wir werden es in Angriff nehmen“, kommt. Es ist einfach nach wie vor nicht optimal, wobei ich gesagt habe, es tut sich hier schon einiges, aber es ist noch nicht optimal. 

Und es ist im Bereich der Homepage sehr, sehr viel zu machen. Gerade die Homepage ist für Menschen mit Behinderungen, die nicht so mobil sind, eine der Möglichkeiten, sich zu informieren und sich die Angebote der Stadt Wien auch anzuschauen. Und hier kommen wir immer wieder drauf, dass die Homepage einfach nicht barrierefrei und behindertengerecht ist. 

Keine Rede von leichter lesen. Was ist mit leichter Lesen? Ist es schon einmal diskutiert worden, dass es Institutionen gibt, die das machen? Und das wäre zum Beispiel auch einmal eine gute Idee, die Homepage der Stadt Wien in „Leichter Leben“ zu machen. 

Oder, was ist mit den Angeboten? Ich werde dann in der nächsten Geschäftsgruppe einen Antrag zur Bäderseite einbringen. Gerade die Bäder, die ein Angebot haben, verstecken das oder finden es nicht für notwendig, es bekannt zu machen. Es ist nicht herauszufinden, welches Bad welche behindertengerechte Einrichtung hat, und so weiter. 

Und so zieht sich das durch die ganze Homepage, und ich hoffe, dass sich hier noch einiges tun wird. Wir werden dann halt in der Behindertenkommission oder wo auch immer schauen, wo wir diese Dinge dann besprechen werden, denn Anträge bringen offensichtlich nichts, wie ich am vorhergehenden Beispiel schon aufgezeigt habe.

Es gibt aber auch im Bereich der Integration und in der Integration von Kindern mit Behinderungen in der Schule noch einen Nachholbedarf, vor allem aber auch bei Betreuungseinrichtungen für Kinder mit Mehrfach- und Schwerstbehinderungen, die älter als sechs Jahre sind. Hier sollten wir uns überlegen, ob das Angebot und die Form der Unterbringung für diese Kinder noch ausreichend ist. Hier vermisse ich Innovationen, zukunftsweisende Möglichkeiten. Ich hoffe, dass wir in der Behindertenkommission noch darüber diskutieren werden und Vorschläge weiterbringen, und ich bin auch froh, dass es jetzt den Termin für die Rechtsbereinigungssitzung gibt, bei der wir dann doch einige Dinge in Angriff nehmen können, denn gerade im Bereich der Menschen mit Behinderungen gibt es noch einiges zu tun. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Amtsf StRin Mag Renate Brauner. Ich erteile es ihr. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es sind eine Vielzahl an wichtigen Fragen in meinem Ressort angesprochen worden. Ich bedanke mich für die ausführliche und zum Teil auch sehr inhaltliche Diskussion. Viele Dinge sehe ich ähnlich, vieles sehe ich anders, und Sie erlauben mir, dazu Stellung zu nehmen.

Es ist zum Beispiel gesagt worden, unser Budget wäre unrealistisch. Dagegen möchte ich mich verwehren. Es ist ein realistisches Budget, aber es ist ein ambitioniertes Budget. Das stimmt, es ist ein ambitioniertes Budget, denn wir müssen uns in unserem Ressort mit jenen Fragen befassen, die wirklich diejenigen sind, die den Menschen am allernächsten stehen: Habe ich eine Wohnung, habe ich genug zu Essen, kann ich den Winter in Wärme verbringen, bekomme ich Unterstützung, wenn ich in eine schwierige Lebenssituation gerate, unabhängig davon, ob das jetzt eine sozial schwierige Lage ist oder durch eine Krankheit, durch einen Unfall, durch eine Behinderung? Wenn ich krank werde, bekomme ich im Spital die entsprechende bestmögliche Betreuung? – Das alles sind Dinge, die den Menschen sehr, sehr nahe gehen und die die Lebensgrundlagen der Menschen betreffen. 

Deswegen gehen wir, mein Team und ich, auch mit ganz besonderer Ambition an all diese Fragen heran, denn es gilt hier wirklich, die Lebensgrundlagen der Menschen zu unterstützen und zum Teil, wenn sie in besonders schwierigen Situationen sind, sogar zu schaffen. 

Mein Ziel ist – und das tue ich überall, es ist ja bekannt, dass ich von meinem beruflichen Hindergrund her Ökonomin bin – mein Ziel ist – und das beweist dieses Budget – zu beweisen, dass Ökonomie und Soziales, Ökonomie und Gesundheitspolitik kein Widerspruch sind, sondern ganz das Gegenteil ist wahr. Gerade, weil wir jeden Cent in diesem so wichtigen Ressort, wo es um die Lebensgrundlagen der Menschen geht, bestmöglich einsetzen müssen, gerade deswegen sind wir permanent dabei, strukturelle Veränderungen zu machen, Effizienzsteigerungen umzusetzen, Reformen umzusetzen. Jemand hat gesagt, dieses Ressort ist eine Baustelle, und ich sage: Jawohl, das ist es, und ich bin stolz darauf! Denn wenn wir nicht permanent umbauen würden, verändern würden, Reformen machten, neue Maßnahmen setzten, innovative Projekte umsetzten, dann wären wir meiner Meinung nach fehl am Platze. Wir tun dies, dieses Budget bringt es zum Ausdruck, und ich glaube, dass wir auf dem richtigen Weg sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben aber, sehr geehrte Damen und Herren, offensichtlich in manchen Fragen wirklich unterschiedliche Auffassungen. 

Frau Kollegin Pilz hat in ihrer Diskussion zum Thema „Essen auf Rädern" zwei Begriffe zusammengefasst, die für sie offensichtlich etwas Negatives sind und die meiner Meinung nach so nicht zusammengehören. Sie hat von der „fürsorglichen Belagerung" gesprochen. Was heißt das? Das heißt, dass wir „Essen auf Rädern“ im FSW dann unterstützen, wenn es täglich gebracht wird. Und genau darum geht die Diskussion. Ich möchte diese Diskussion gerne weiterführen, deswegen werde ich, da ich den Antrag für falsch halte, dafür eintreten, dass wir ihn zuweisen, um ihn dann, wo auch immer – in der Geriatriekommission wird es wahrscheinlich Sinn machen, denn da haben wir die entsprechenden Strukturen dafür – weiterzudiskutieren, weil da nämlich sehr viel mehr dahinter steht, etwa die Frage, wie wir mit den Menschen umgehen. 

Es haben unsere Betreuer und Betreuerinnen durch das tägliche Liefern von „Essen auf Rädern“ nicht nur die Möglichkeit, sie haben sogar die Verpflichtung, täglich Kontakt zu halten mit den Menschen, denn „Essen auf Rädern“ ist nicht irgendein Ersatz für den Wirt ums Eck, der das Essen bringt – das passiert nämlich; es gibt massenweise kommerzielle Anbieter, vom Wirt ums Eck über Gustana; mir fallen jetzt gar nicht alle ein, wie sie alle heißen –, sondern „Essen auf Rädern“ ist ein sozialer Dienst, und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben sogar die Anweisung, täglich zu schauen, ob die Leute da sind, ob sie gesund sind, ob sie Unterstützung brauchen. Das ist sehr wohl fürsorglich, dazu bekenne ich mich, aber mit Belagerung, Frau Kollegin, hat das gar nichts zu tun. Dass Sie diese beiden Begriffe so verbinden, finde ich traurig und falsch, ich bin aber gerne bereit, in der Geriatriekommission darüber mit allen gemeinsam zu diskutieren. Das sollten wir wirklich tun.

Zur zweiten Frage: Mir wird mangelnde Demokratie vorgeworfen, und als Beispiel dafür wird die Gesundheitsplattform erwähnt, bei der die Opposition so wenig zu reden hätte, und als Beispiel wird der Bund erwähnt, der doch da viel besser wäre. Ich würde Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der Opposition, wirklich ersuchen, dass Sie sich, wenn Sie Kritik äußern, schon ein bisschen die Grundlagen anschauen. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Sie haben gesagt, sagen Sie das dem Kollegen Jarolim, der das auf Bundesebene kritisiert. Schauen Sie doch mal, wie denn die Gesundheitsplattformen auf Bundesebene ausschauen. Da ist die Opposition gar nicht drinnen. Wien ist das einzige Bundesland, das eine Gesundheitsplattform hat, in der überhaupt Vertreter der Oppositionsparteien drinnen sind. Das gibt es in keinem anderen Bundesland. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das stimmt ja nicht!) Das stimmt selbstverständlich. Das ist selbstverständlich so. In der Bundesplattform, die als Vorbild gilt, sitzen überhaupt keine Vertreter der Oppositionsparteien drinnen. Sie brauchen nicht so suchend zu schauen, Frau Kollegin, Sie können mich anschauen. Ich sitze nämlich gemeinsam mit Dr Rieder in dieser Bundesgesundheitsplattform, und Sie können mir glauben, dort sitzen überhaupt keine Oppositionsvertreter drinnen. In Wien haben wir das anders gemacht, und dass das undemokratisch sein soll, ist ein Widerspruch in sich, sehr geehrte Damen und Herren, und stimmt in dieser Form ganz sicher nicht.

Genauso, sehr geehrte Damen und Herren, wie der Vorwurf nicht stimmt, wir würden uns mit Anfragebeantwortungen nicht befassen. Ich will das Thema hier nicht ausweiten, weil mir eigentlich der Gemeinderat und das, was hier alles diskutiert wird, zu wichtig sind. Aber da, sehr geehrte Damen und Herren, geht es um eine einzige Anfragebeantwortung, und da wird mir vorgeworfen, wir würden Anfragen der Opposition nicht ernst nehmen. Wir kriegen Anfragen, die bis dahin gehen, wie viel Kilo in verschiedenen Varianten die Tabletts haben, mit denen im AKH serviert wird. Das ist die politische Diskussion, auf die sich die Opposition stürzt. Das ist das, womit mittlerweile Dienstposten bei uns in den einzelnen Bereichen belegt sind, wo die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Stunden damit beschäftigt sind, 127 Fragen mit 7 Unterpunkten zu beantworten. 

Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine einzige Anfragebeantwortung, und mir da, Frau Kollegin Pilz, vorzuwerfen, ich würde Anfragen nicht beantworten und wäre nicht demokratisch – ich denke, das spricht für sich und das ist entsprechend aussagekräftig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage der Geriatrie: Frau Kollegin Korosec, Sie haben heute wieder einen Antrag eingebracht, in dem Sie einen Geriatrieplan fordern. Jetzt verstehe ich, warum Sie diesen Antrag immer wieder einbringen: Weil Sie offensichtlich unseren bestehenden Geriatrieplan nicht gelesen haben. Ich kann mir das anders nicht erklären, deswegen werden wir das auch wieder ablehnen. Genauso gilt das für den Gesundheitsplan, wo wir Ihnen schon wiederholte Male gesagt haben, dass dazu erst der Bundesstrukturplan notwendig ist, der in der Strukturkommission beschlossen werden muss, in der keine Parteien drinnen sitzen.

Im Geriatrieplan ist ganz klar, dass es zwei Bereiche gibt, die sich auf die Pflege konzentrieren, bei der medizinische Betreuung rund um die Uhr notwendig ist: Das ist der KAV, und das sind die Häuser der Barmherzigkeit. Die beiden machen genau diese Betreuung und genau das, was Sie jetzt hier gesagt haben. Sie fragen, wieso wir denn nicht ab einer höheren Pflegestufe jene Betreuung machen, die Mediziner rund um die Uhr braucht, mit all der auch wohnlichen Qualität so wie in den Häusern der Barmherzigkeit. Genau das machen wir. Genau das ist das Konzept, das wir zum Beispiel in Liesing verfolgen, das wir bei der Veränderung im Baumgarten verfolgen, das wir natürlich auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald verfolgen. Nur wissen Sie ganz genau, dass das nicht von einem Tag auf den anderen geht. Das ist genau das, was im Geriatrieplan steht, das ist das, was wir ausgemacht haben, das ist genau das, was wir tun und gegen das Sie dann, wenn es umgesetzt wird, in der Öffentlichkeit argumentieren. Seien Sie mir nicht böse, aber das Höflichste, was mir dazu einfällt, ist: Diese Argumentation ist mehr als widersprüchlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und da auch hier wieder diskutiert wurde, wofür die Stadt verantwortlich ist, wofür der Bund verantwortlich ist, gerade am Beispiel der Sozialhilfebezieher und Sozialhilfebezieherinnen – ich glaube, es war der Kollege Lasar, der das angesprochen hat –, da kann ich Ihnen schon sagen, für wen wir verantwortlich sind. Wir sind nach dem Prinzip der Sozialhilfe als das unterste Netz, das zuständig ist, um Menschen aufzufangen, die sonst überall durchgefallen sind, für jene zuständig, die wir bei uns dann als Vollsozialhilfebezieher haben. Für alle anderen, für diese Working Poor, für diejenigen, die ohnehin eine Leistung haben, die aber zu gering ist, für die ist im Prinzip die Sozialhilfe nicht gemacht. 

Und was haben wir denn geschafft? Wenn man sich die Steigerung bei den Sozialhilfebeziehern und Sozialhilfebezieherinnen genau anschaut, deren Zahl sich leider in den vergangenen fünf Jahren verdoppelt hat – und da können Sie daran herumdeuteln, was Sie wollen, das ist genau die Amtszeit dieser Bundesregierung gewesen; die Statistik ist so eindeutig, da kann man herumdiskutieren, was man will, die Zahlen sprechen für sich; genau in dieser Zeit hat sich die Armut in diesem Land verstärkt, und das sagen ja nicht nur wir, das sagen ja auch die Caritas, die Armutskonferenz und viele andere mehr –, so ist es uns bei jenen, für die wir eigentlich zuständig sind, also bei den Vollsozialhilfebeziehern, sehr geehrte Damen und Herren, gelungen, durch enge und gute Zusammenarbeit mit dem WAFF mit verschiedenen Projekten die Menschen in Beschäftigung zu bringen und dadurch sogar eine Reduktion zu erreichen. 

Und wenn hier gesagt wurde, Wien war einmal vorbildlich, so meine ich, da zum Beispiel sind wir vorbildlich, weil alle anderen Soziallandesreferenten sagen: Das ist super, was ihr macht. So etwas wollen wir auch machen. Schickt uns die Projekte, wie ihr das macht. Denn in diesem Bereich, für den wir eigentlich zuständig sind, ist es uns gelungen, die Zahl der Vollsozialhilfebezieher und -bezieherinnen von 16 000 auf 12 000 zu senken. Und das ist genau das Ergebnis unserer Politik, das ist der Bereich, für den wir zuständig sind, und da, sehr geehrte Damen und Herren, sind wir auch sehr erfolgreich. (Beifall bei der SPÖ.)

Nun zur Diskussion, sehr verehrte Damen und Herren, zum Thema Grundsicherung: Ich weiß ja aus persönlichen Gesprächen, dass Sie es, liebe Kollegen und Kolleginnen von den Grünen, besser wissen. Sie wissen ganz genau, dass Grundsicherung nur in einem Bundesland natürlich nicht möglich ist. Denn was ist denn das Prinzip der Grundsicherung? Das Prinzip der Grundsicherung ist, dass ich alle sozialen Systeme zusammennehme und ein unteres Limit einziehe, um damit dafür zu sorgen, dass niemand unter die Armutsgrenze fällt. Von diesen sozialen Systemen ist ein einziges ein kommunales System, nämlich die Sozialhilfe, alles andere sind Bundessysteme. 

Also Sie wissen ganz genau, dass das auf Landesebene nicht möglich ist, und wenn Sie dieses Thema der bedarfsorientierten Mindestsicherung hier nicht als Gesprächsgag, sondern wirklich ernst meinen – und ich glaube, dass Sie es ernst meinen –, dann hören Sie bitte auf, etwas zu sagen, von dem Sie selber wissen, dass es nicht geht, nämlich das hier in Wien zu fordern, sondern unterstützen Sie uns dabei, dass es möglich ist, auf Bundesebene – in welcher Konstellation auch immer – endlich diese bedarfsorientierte Mindestsicherung auch entsprechend einzuführen. (Beifall bei der SPÖ.)

Genauso würde ich Sie bitten, wenn wir über den Heizkostenzuschuss diskutieren, erstens einmal auch hier zu unterscheiden: Wir zahlen mit diesem jetzt neu beschlossenen außertourlichen Heizkostenzuschuss von 100 EUR wieder mindestens die Hälfte an Menschen, für die eigentlich der Bund zuständig wäre, denn wir zahlen diesen Heizkostenzuschuss an AMS-BezieherInnen, und wir zahlen sie an MindestrentnerInnen, die eigentlich in der Bundesverantwortung liegen. Was heißt das? Auch hier springt Wien wieder einmal ein, wo der Bund auslässt.

Nun zu den Anträgen, die hier vorgelegt wurden, die ich in dieser Form leider nicht unterstützen kann, weil Sie zum Teil auch von falschen Voraussetzungen ausgehen. Wenn Sie sagen, Frau Cammerlander, es soll einen Heizkostenzuschuss mit Rechtsanspruch geben, dann muss ich Ihnen sagen: Es gibt einen Heizkostenzuschuss mit Rechtsanspruch. Das sollten Sie doch bitte wissen. Er beträgt nicht 100 EUR im Jahr, sondern 480 EUR im Jahr. Den gibt es, und diese 100 EUR sind eine jeweilige Ergänzung, weil es die aktuelle Situation notwendig macht. Und die soll so bleiben, wie sie ist, nämlich entsprechend flexibel. Vor allem sollte sie für diejenigen, für die der Bund zuständig ist, in Zukunft auch entsprechend vom Bund – und da setze ich große Hoffnungen in eine neue Bundesregierung – bezahlt werden. Deswegen werden wir es hier sicher nicht fix beschließen, und den Heizkostenzuschuss von 480 EUR im Jahr, den gibt es, sehr geehrte Damen und Herren.

Genauso – und auch hier muss ich Ihnen leider widersprechen und kann das mit Zahlen und Fakten belegen – ist es nicht richtig, dass der Sozialhilfesatz in Wien der niedrigste ist. Das stimmt nicht. Es wären auch die 420 EUR nicht das niedrigste, aber Sie wissen doch ganz genau, dass diese 420 EUR nur ein Teil der Sozialhilfe sind, dass da noch 40 EUR dazukommen, eben der gerade zitierte Heizkostenzuschuss, und 250 EUR für die Miete. Und auf all dieses, sehr geehrte Damen und Herren, besteht ein Rechtsanspruch. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Fassen Sie doch alles zusammen!) Nein, wir werden es nicht zusammenfassen, weil wir ja versuchen, hier eine österreichweit einheitliche Regelung zu finden und nicht Einzelmaßnahmen setzen. Genau das ist ja der Sinn der bedarfsorientierten Mindestsicherung, und genau deswegen muss das auch entsprechend österreichweit festgelegt werden. Nur dann macht es Sinn, sehr geehrte Damen und Herren.

Zur Frage Behinderte und Sonderaktion: Auch hier muss ich Ihnen leider widersprechen, auch auf die Gefahr hin, dass Sie sagen, wir sind überheblich. Aber Demokratie, sehr geehrte Damen und Herren, ist ein Austausch von Gedanken, von Ideen, von unterschiedlichen Meinungen, und das hat nicht nur die Opposition gepachtet. Sie müssen schon auch damit leben, dass wir, wenn Sie etwas kritisieren, versuchen, das aus unserer Sicht richtigzustellen. Auch das, sehr geehrte Damen und Herren, ist Teil der Demokratie. Auch die Mehrheit darf ihre Meinung sagen in der Demokratie. (Beifall bei der SPÖ.)

Und so, sehr geehrte Frau Kollegin Praniess-Kastner, kann ich Ihnen erstens sagen, dass sehr wohl jene Damen und Herren, die in unserer Sonderaktion drinnen sind, natürlich ebenfalls Aufstiegsmöglichkeiten haben. Das ist einfach nicht richtig, dass das nicht stimmt. Denn – das ist genau das, was Sie gefordert haben – wir wollen Vorbild sein, wir wollen besser sein als die Privatwirtschaft. Da mussten Sie sich ja selber in Ihrer Rede verbessern, denn zu sagen, machen wir es wie in der Privatwirtschaft, da würden wir schön dastehen. Genau das wollen wir nicht. Genau deswegen haben wir eine Sonderaktion gemacht, um auch entsprechend mehr Menschen eine Chance zu geben. 

Und ich darf Ihnen sagen – es ist nicht mein Ressort, sondern das Ressort der Frau StRin Wehsely, aber sie ist ohnehin schon da, also es ist gut, wenn sie hört, dass sie gelobt wird –, es ist ihr gelungen, dass die Erfüllungsquote für die Gemeinde Wien mittlerweile bei 99,6 Prozent liegt. Im Magistrat im engeren Sinn überfüllen wir das sogar mit 122,8 Prozent. Das ist ein Riesenerfolg, und dazu möchte ich der Frau StRin Wehsely sehr gratulieren. Ich bedanke mich sehr für dieses Engagement. (Beifall bei der SPÖ.)
Eine letzte Bemerkung, weil die Frau Kollegin Smolik gemeint hat, ihr fehlen sozusagen die budgetären Ausgaben für die Barrierefreiheit. Das, denke ich, ist ein Missverständnis, Sie werden sie auch nicht finden, sondern es muss in Zukunft, wenn Dinge neu errichtet werden, eine Selbstverständlichkeit sein, dass sie barrierefrei sind. Ich würde mich sehr dagegen verwehren, wenn wir sagten, die Neuerrichtung des Krankenhaus Liesing kostet so und so viel – Klammer auf: 250 000 EUR –, weil es behindertengerecht und barrierefrei ist. Selbstverständlich muss das alles barrierefrei sein. Sie sehen das doch gerade bei den U-Bahnen, dass überall entsprechende Bahnhöfe sind, dass die entsprechenden Züge angeschafft werden. Da gibt es kein Extrabudget dafür, sondern das ist selbstverständlich im Regelbudget drinnen. Es geht uns allen miteinander oft zu langsam, aber Sie wissen auch, dass gewisse bauliche Rahmenbedingungen eben nicht so leicht zu überwinden sind, aber da geht sehr viel weiter. 

Es geht sehr viel weiter, denke ich, bei aller Kritik, die es noch gibt. Sie wissen, ich bin diejenige, der an vorderster Stelle immer alles zu langsam geht, aber ich denke, es geht in diesem Bereich sehr viel weiter, und zwar, was mir wichtig ist, nicht nur in der Quantität, sondern vor allem auch in der Qualität.

Da möchte ich ein Thema ansprechen, das bisher leider niemand angesprochen hat, das mir aber ganz besonders wichtig ist. Qualität im Gesundheits- und Sozialwesen heißt für mich auch Geschlechtergerechtigkeit. Mir ist es ganz, ganz wichtig, dass wir in vielen Bereichen – das wird auch ein Schwerpunkt des nächsten Jahres sein – speziell die Interessen von Frauen im Vordergrund haben. Dort, wo es notwendig ist, auch von Männern. Stichwort: Männergesundheitstag, Vorsorgeuntersuchung, Körperbewusstsein von Männern. Da gibt es noch viel zu arbeiten. Aber in vielen Bereichen sind die Frauen nach wie vor benachteiligt. Wir haben ja schon eine eigene Frauenberatungsstelle im Psychosozialen Dienst. Wir haben es jetzt endlich geschafft, spezielle Einrichtungen im Wohnungslosenbereich für Frauen zu schaffen, mit der Caritas, mit dem Frauenwohnraum, mit dem sozial betreuten Wohnen, mit vielen anderen Bereichen mehr, und diesen Weg werden wir weitergehen. Genauso wie wir das Diversity-Management in meinem Ressort, gerade in einem Ressort, wo viele Zuwanderer und Zuwanderinnen arbeiten, intensivieren werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Um sozusagen den Kreis zu schließen und zum Abschluss zu kommen, nachdem wir ja über das Budget sprechen: Es ist so viel darüber diskutiert worden, dass der Krankenanstaltenverbund, der Sozialbereich so defizitär ist. Gerade weil ich Ökonomin bin, gerade weil ich sehr darauf achte, dass wir innovativ strukturelle Veränderungen machen, die der Ökonomie entsprechen und auch betriebswirtschaftlich korrekt und dienlich sind, halte ich diesen Zugang in einem Bereich wie dem meinen für einen falschen. Wer diskutiert darüber, dass Schulen defizitär sind? Jeder wird sagen, das ist ja verrückt. Natürlich muss eine Schule defizitär sein, denn die ist ja für die Schüler da und nicht dazu, dass wir ein Geschäft machen. Wer diskutiert darüber, dass die Universitäten, dass das AMS defizitär sind? Das ist ja kein Unternehmen, in dem es darum geht, Gewinne zu machen, sondern es geht darum, dass wir Geld in die Hand nehmen, um die Gesundheit und die soziale Sicherheit der Menschen zu gewährleisten. Dies soll möglichst effizient, mit jedem Cent genau überlegt, gut und innovativ und modern geplant geschehen. Das tun wir. 

Wenn Sie schon unbedingt in wirtschaftlichen Kategorien sprechen wollen, sehr geehrte Damen und Herren, dann würde ich sagen: Unsere Investitionen sind sehr gut eingesetzt, unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, bei denen ich mich sehr herzlich bedanken möchte, sind ganz tolle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, und unser Profit, sehr geehrte Damen und Herren, ist die Gesundheit und die soziale Sicherheit der Wienerinnen und Wiener. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. 

Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund" liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich möchte nur formal noch Frau GRin Ringler entschuldigen, die seit 11.15 Uhr bei einer Podiumsdiskussion ist.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. Ich begrüße die amtsführende Stadträtin, Frau VBgmin Grete Laska. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Oft ist bei der Budgetdebatte von Schlagwörtern, von wenig Kreativität oder Einfallslosigkeit gesprochen worden. Gestern wurde – vielleicht auch sehr wichtig – kritisch angemerkt, die Debattenbeiträge wiederholen sich jährlich, aber das ist ja auch kein Wunder bei den vielen schlechten Ideen und Einschnitten, die auch im heurigen Budget vorhanden sind. Es gibt Kürzungen, Gebührenerhöhungen, eigentlich jedes Jahr dasselbe. Wir vermissen die wahren, richtigen Reformen.

Auch heuer beim Budget für 2007 ist nichts Neues zu bemerken. Es gibt zum Beispiel einen negativen Budgetsaldo, einen Ausgabenanstieg von 3,3 Prozent, also deutlich über der Inflationsrate, und einen Einnahmenanstieg von nur 2,0 Prozent. 

Auch nichts Neues: Die Ausgaben für Eigenwerbung und Propaganda – ein ganz wichtiges Thema im roten Wien – steigen um 7 Millionen EUR, das sind glatte 26 Prozent, und das Budget des Presse- und Informationsdienstes wird von 27 Millionen EUR auf 34 Millionen EUR erhöht. Und das ist wahrscheinlich auch die Kreativität vom Einsatz der Steuergelder, von der Herr VBgm Rieder gestern gesprochen hat. Man sieht, die Propagandawalze wird gestärkt, während in anderen Bereichen gekürzt wird, zum Beispiel bei der Wohnbauförderung, bei der Wirtschaftsförderung, und die Bezirke werden nebenbei auch ausgehungert.

Im Gebührendschungel gibt es auch nichts Neues. Erhöhungen, Erhöhungen und Erhöhungen. Die Strompreise sind um 5 Prozent gestiegen, die Gaspreise um 17 Prozent, die Müllgebühren um 20 Prozent, die Kanalgebühren um 28 Prozent, um nur einige zu nennen. Und gleich ab 1.1.2007 werden die Strompreise noch einmal um 5,3 Prozent, die Gaspreise um 6,3 Prozent erhöht. Das nur zum Drüberstreuen. 

Man sieht also, die Wahlversprechen der SPÖ vor der Landtagswahl vor einem Jahr wurden schon ein halbes Jahr nach dieser Wahl gebrochen. Das ist auch ein Zeichen der Glaubwürdigkeit hier im roten Wien. 

Man kann eine Mehrbelastung für einen Durchschnittshaushalt von 400 EUR pro Jahr feststellen. Ich kann nur sagen: Gute Nacht für zum Beispiel Jungfamilien! Viel Spaß bei der Gründung eines Eigenheimes. Da sieht man eben auch die Familienfreundlichkeit, die hier im roten Wien festzustellen ist. Stattdessen aber werden Homosexuelle als Pflegeeltern beworben. Vielleicht ist es das, was der Herr Vizebürgermeister sexy findet. Geschmäcker sind natürlich verschieden, aber so lebensfroh, wie er unsere Stadt schildert, ist Wien eben leider nicht, wenn man sieht, dass die Arbeitslosigkeit steigt, die Unternehmensinsolvenzen mittlerweile schon einmal pro Stunde am Tag eintreten und der Bildungsverfall natürlich weiter voranschreitet. – Nichts Neues also auch für das nächste Jahr in Wien. 

Da sind wir schon beim Thema Bildungsverfall in Wien, beim Thema Bildung und Schule. Es findet – und das kann man nicht leugnen – in den Schulklassen, in den Schulen, keine Integration statt. (GR Mag Thomas Reindl: Die Integration ist sehr erfolgreich!) Die Österreicher sind in der Minderheit, es wird kein Deutsch mehr gesprochen. Es hat sich schon eine „Parksprache" durchgesetzt. Das ist so ein Kauderwelsch aus verschiedensten Sprachen, die jetzt mittlerweile schon in Wien gesprochen werden. Mittlerweile herrschen ja an den Schulen schon babylonische Verhältnisse. Natürlich sind wir als Freiheitliche für Mehrsprachigkeit, und es ist auch sehr wichtig, an den Schulen eine Fremdsprachenausbildung zu erhalten. Dafür stehe ich auch persönlich, aber zuerst sollte Deutsch gelernt werden. Das ist die Grundlage dafür, überhaupt hier in Österreich Bildung erlangen zu können, und auch die Grundlage dafür, Chancen auf einen Arbeitsplatz zu haben. Und dafür treten wir Freiheitliche ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Ohne Deutsch wird keine Integration stattfinden können. Wir haben ja auch das traurige Ergebnis in der PISA-Studie gesehen oder in der jüngst veröffentlichten OECD-Studie, wo Österreich nur noch einen Platz vor der Türkei liegt. Das ist ja auch ein Zeugnis, das sich nicht sehen lassen kann, das muss man sich eigentlich vorstellen. Man sieht, dass der Jugend durch mangelnde Wissensvermittlung, eben auf Grund der mangelnden Sprachkenntnisse, hier in Wien keine Chancen gegeben werden. Es tobt in den Wiener Schulklassen, es tobt in den Wiener Schulen ein Kulturkampf. Der Islam ist im Vormarsch.

Man sollte daher versuchen, tabulos anzudenken, wie es jüngst in Holland geschehen ist, ein Verbot des Kopftuches an den Schulen durchzuführen, um vielleicht diese Reizthemen an den Schulen zu beseitigen oder vielleicht auch tabulos anzudenken, Schuluniformen an den Schulen einzuführen, um gewisse soziale Unterschiede nicht bemerkbar zu machen, weil ja in den Schulen oftmals Streitereien entstehen oder Neid entsteht auf Grund der sichtbaren sozialen Unterschiede. Ich glaube, Schuluniformen könnten – das sollte man daher über alle Fraktionen tabulos diskutieren – dem abhelfen. 

Auf Grund dessen entsteht ja oftmals auch Gewalt an den Wiener Schulen. Wir konnten heute in den Zeitungen lesen, dass es heuer schon 2 500 Gewaltfälle an den Wiener Schulen gab. Das alles sind, bitte, die Auswüchse der viel gepriesenen Multikultigesellschaft (GR Mag Thomas Reindl: Genau darauf haben wir gewartet!), der von Ihnen, den Roten und den Grünen, viel gepriesenen Multikultigesellschaft. Man sieht an den Statistiken, dass der Großteil der Gewalt von Migrantenkindern ausgeht und gegenüber einheimischen Kindern ausgeübt wird. Die Präsidentin des Stadtschulrates Brandsteidl sieht darin kein virulentes Problem. Das sei ihr unbenommen, aber sie sollte vielleicht auch einmal in ihre eigenen Schulen hineinschauen.

Im Jahr 2005 gab es 3 279 Kriminalfälle und einen Messermord, heuer bisher eben, wie schon gesagt, 2 500 Kriminalfälle laut den heutigen Medien. Erpressung, Schutzgeld sind in Wien keine Seltenheit mehr, sondern gehören eher schon zur Tagesordnung, und laut „Presse" vom 3. Mai 2006 vermutet die Polizei, dass sehr viele Schüler Opfer von Schutzgelderpressungen werden und viele sich eben nicht trauen, dieses Delikt anzuzeigen, weil sie dann mit noch mehr Repressalien zu rechnen haben. 

Das klagen die Freiheitlichen an, und es ist mittlerweile wirklich schon pervers zu sehen, aber irgendwie auch verständlich, dass viele einkommensschwache Eltern sich bei uns melden und sagen, ihnen bleibt nichts mehr anderes übrig, als ihre Kinder in Privatschulen zu schicken, weil die Zustände an den öffentlichen Schulen in Wien einfach nicht mehr erträglich sind. Sie sind unerträglich geworden an den öffentlichen Schulen, vor allem in Bezirken wie im 15. oder im 10. Bezirk. Hier in Wien werden einkommensschwache Eltern gezwungen, ihre Kinder in Privatschulen zu schicken. Und das kann es ja wohl nicht sein, dass wir mit unseren Steuergeldern die öffentlichen Schulen finanzieren, aber dann andererseits unsere Kinder um teures Geld monatlich in Privatschulen schicken müssen. Das ist wohl nicht der Zustand, den wir uns wünschen. 

Es darf eben der Eintritt in die Volksschule nur nach voller sprachlicher und gesellschaftlicher Integration stattfinden. Deswegen fordern wir Freiheitliche einen verpflichtenden Deutschkurs vor Schuleintritt. Das ist das Gebot der Stunde, und das sollte endlich umgesetzt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Das Thema Klassenschülerhöchstzahl ist auch ein sehr wichtiges Thema, keine Frage. Diese Zahl sollte gesenkt werden. Es sind zur Zeit zu viele Schüler in einer Klasse, und die Lehrer tun sich schwer, das Wissen zu vermitteln und den Unterricht zu gestalten. Viel wichtiger aber ist, glaube ich, das virulente Thema der einstürzenden Schulbauten. Da konnte man ja sehr viel sehen in den letzten Monaten. Der Zustand der Schulen ist in Wien mittlerweile so schlecht, dass mindestens 50 Schulen vom Einsturz bedroht waren oder sind. Es ist einfach unzumutbar, dass hier die Kinder von der Gefahr bedroht sind, dass ihnen die Decken auf den Kopf fallen. Da muss jetzt endlich saniert werden. Es kann nicht sein, dass der Schwarze Peter den Bezirken zugeschoben wird. Eine Mutter zum Beispiel klagt dem „Standard" vom 11. März 2006: „Mein Kind geht in der Schule nicht mehr aufs Klo, weil die Rohre durchgerostet sind und es stinkt." Aber das ist bitte eine Meldung von vielen Hunderten Meldungen, die hier zu vermerken sind. 

Im Vergleich zu 2002 werden 19 Millionen EUR weniger für die Generalsanierung von Pflichtschulen zugewiesen. Die rote Stadtregierung hat die Mittel um zwei Drittel gekürzt. Es gibt ein Notprogramm, keine Frage, aber man muss wissen, dass nur noch 40 Prozent des Investitionsvolumens von Wien übernommen wird und 60 Prozent von den mittlerweile schon ausgebluteten Bezirken. Bisher war es so, dass 90 Prozent von der Stadt übernommen wurden und 10 Prozent von den Bezirken. Man sieht also, Sie treiben nicht nur die Bezirke in den Ruin, sondern tragen auch dazu dabei, dass die Schulgebäude ruiniert werden.

Das Thema Ganztagsbetreuung ist natürlich ein sehr wichtiges Thema für die Bildung von Kindern, weil Bildung ja nicht nur Wissensvermittlung ist, sondern auch soziales Lernen und soziale Umgebung und auch ein wichtiges Thema für berufstätige Eltern. In der „Krone" vom 17.11.2006 war ein Artikel zu lesen unter dem Titel „Unsere Volksschule wird langsam ausgehungert". Es handelt sich dabei um die Schule im 4. Bezirk am Elisabethplatz – das ist mir auch persönlich ein großes Anliegen, weil ich dort in die Volksschule gegangen bin –, und da klagt die Bezirksvorsteherin, dass das Bezirksparlament seit Jahren dort eine Ganztagsbetreuung fordert, aber dem bisher kein Erfolg beschieden war. Die Folge davon: Wer kann, schickt seine Kinder in die nächstgelegene Privatschule, die Schülerzahl nimmt ab und der Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund steigt. 

Sie reden immer von Ganztagsbetreuung, aber im Gegensatz dazu sieht man hier an diesem Beispiel, dass es anscheinend nicht möglich ist. Bitte setzen Sie doch endlich einmal Ihre eigenen Forderungen um!

Wir haben in den letzten Tagen viel über den Bildungsplan gesprochen, der hier vorgelegt wurde. Ich finde diesen Bildungsplan sehr begrüßenswert – es gibt ja nicht nur negative Sachen, die zu kritisieren sind, sondern es gibt durchaus positive Sachen –, ich finde ihn deswegen begrüßenswert, weil Bildung natürlich von klein auf passieren soll. Bildung bedeutet ja nicht nur Wissensvermittlung in den Schulklassen oder in der Schule oder auf den Universitäten, sondern auch schon von klein auf, von der Kinderstube an. Bildung darf aber nicht politische Indoktrination bedeuten – das sollte man auch hier festhalten –, und soweit wir den Bildungsplan durchgelesen haben, können wir dem auch zustimmen. Aber eines möchte ich hier auch festhalten – ich habe das vorhin schon erwähnt –: Es kann nicht sein, dass die Kinder mit Migrationshintergrund zuerst in ihrer Heimatsprache oder Muttersprache unterrichtet werden oder ausgebildet werden und dann erst die deutsche Sprache erlernen. Wir wollen die deutsche Sprache zuerst vermitteln, darauf aufbauend sollen dann Fremdsprachen gelehrt werden und nicht umgekehrt. 

Aber genau gleich auf diesem Bildungsplan aufbauend fragt man sich schon: Wo bleibt denn der von uns seit Jahren geforderte kostenlose Kindergarten? Wenn es schon so ist, dass die Pflichtschulen umsonst sind und dort Bildung vermittelt wird, und jetzt auch gesagt wird, im Kindergarten wird Bildung vermittelt, warum ist es dann nicht möglich, dass der Kindergarten umsonst zur Verfügung gestellt wird? Die Pflichtschule ist ja, wie gesagt, auch gratis. Wir Freiheitlichen fordern das schon seit Jahren. Geben Sie doch bitte den Familien auch eine Chance, indem sie für diesen Kindergarten nicht so viel monatliches Geld berappen müssen. Mittlerweile fordern das ja auch schon die Kinderfreunde, und ich glaube, die stehen Ihnen ja nicht sehr fern.

Ein wichtiges Thema ist auch die Subventionspolitik im roten Wien. Man kann da feststellen, die fällt oftmals sehr einseitig aus. Da werden Hunderttausende Euro jährlich in SPÖ-nahe Vereine gesteckt, und das ist alles sehr leicht zu beschließen mit der absoluten Rathausmehrheit. Das ist ja wohl auch ein Musterbeispiel von roter Arroganz und Missachtung der Demokratie und auch eine Verhöhnung der Opposition. Fest steht wohl nur eines: Hier wird das Geld des Steuerzahlers mit beiden Händen zum Fenster hinausgeworfen, weil man sich viele Förderungen auch sparen könnte. Aber das ist ja wohl die Überheblichkeit, mit der hier die SPÖ in dieser Stadt regiert. 

Wir wünschen uns auf alle Fälle mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit und lehnen diese Freunderlwirtschaft ab. Wir wünschen uns analog zum Bundesgesetz für Jugendförderung auch so ein Gesetz in Wien, wo eben nach ganz klaren Parametern Jugendvereine gefördert werden, zum Beispiel bei politischen Organisationen der Mandatsstand hier in diesem Gremium, die Mitgliederanzahl. Es sollten auch laufend Evaluierungen bei den Jugendvereinen durchgeführt und diese Vereine dann gemäß diesen Parametern gefördert werden, so wie es auch im Bund der Fall ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. VBgm Rieder hat gesagt, die größte Wirtschaftsleistung kommt aus Wien. Er hat gesagt, die größte Kaufkraft ist in Wien, und er hat gesagt, die größte Steuerleistung ist in Wien. Wenn wundert es? Wien ist ja auch die mit Abstand größte Stadt in Österreich. Aber auch die größte Arbeitslosigkeit, die größte Jugendarbeitslosigkeit ist in Wien anzutreffen, die größte Kriminalität ist in Wien anzutreffen, und der größte und schnellste Bildungsverfall ist leider auch in Wien anzutreffen. 

Der Klubobmann Oxonitsch hat gestern gesagt, Wien ist die Stadt der Zukunft. Das wäre ja sehr schön, und eine Investition in Bildung und Jugend ist auch eine Investition in die Zukunft, nur vermissen wir leider diese Investitionen in diesem Budget. Das rote Wien lebt leider weiterhin in der Falle des Kurzzeitdenkens, es wird nicht ausreichend gefördert, und wenn, dann falsch. 

John F Kennedy hat gesagt, es gibt auf Dauer nur eines, was teurer ist als Bildung, nämlich keine Bildung. Und ich glaube, das sollten wir uns alle hier auch ins Stammbuch schreiben. (GR Mag Thomas Reindl: Der Kennedy wird sich im Grab umdrehen, wenn er von Ihnen zitiert wird!) 

Das Budget ist nicht einmal Symptombekämpfung der Probleme und schon gar nicht werden die Probleme an der Wurzel angepackt. Dazu fehlt leider hier im roten Wien der Mut, und deswegen lehnen wir das vorliegende Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich mache heute dem Herrn Gudenus und mir ein Geschenk: Ich erkläre ihm das nicht mehr mit dem muttersprachlichen Unterricht, und wir werden beide wahrscheinlich sehr froh darüber sein. Ich habe nur 15 Minuten, daher nur zwei sehr wichtige Dinge, die mir ganz besonders am Herzen liegen. 

Beim ersten Punkt geht es um Kinder, die aus sozioökonomischen Gründen benachteiligt sind und hier in Wien leben. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wende mich natürlich an alle, weil ich das geschäftsordnungsmäßig muss, aber ich wende mich ganz besonders an die Damen und Herren von der Sozialdemokratie, die hier so besonders zahlreich der Bildungsdebatte lauschen. Ich verstehe nicht, und ich denke, viele in Wien verstehen es nicht, warum ausgerechnet in dieser Stadt, die seit Jahrzehnten von Ihnen regiert wird, Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Familien auch vom Schulsystem weiter benachteiligt, benachteiligt und benachteiligt werden. 

Ich dachte, dass anlässlich von Pisa, wo man nachgewiesen hat, dass die Herkunft der Kinder, die Herkunftsfamilie so wahnsinnig ausschlaggebend dafür ist, ob ein Kind in der Schule einen Aufstieg vor sich hat, ob Chancengerechtigkeit und Chancengleichheit herrscht, ja oder nein, dieses in Wien zündende Problem als solches auch von Ihnen erkannt wird. Aber offensichtlich ist das nicht von großer Bedeutung. 

Deswegen sage ich noch einmal: Immerhin 22 Prozent der Jugendlichen mit 16 Jahren verlassen in Wien die Schule und können nicht sinnerfassend lesen. Da müssen alle Alarmglocken schrillen – schrillen! –, vor allem im roten Wien. Und ich behaupte ja, dass es in Wien nicht 20 Prozent sind, sondern 22 Prozent und mehr. Denn die, die bereits mit 16 in den Parks – unter Anführungszeichen – herumkugeln und von derartigen Test gar nicht mehr erreicht werden, müsste man ja ebenfalls noch dazuzählen. Dieselben 22 Prozent oder fast dieselben können auch einfache Rechenoperationen nicht lösen und können auch einfache Probleme nicht lösen, weil sie über die Dinge auch gar nicht nachdenken können und keine Problemlösungen finden können. 

Was bitte tun Sie? Welche Maßnahmen setzen Sie ganz konkret, um diesem Problem, diesen Problemen beizukommen? Es wurde zumindest bislang kein schlüssiges Konzept vorgelegt. Wie gibt es das, dass Schülerinnen und Schüler, die bereits 15 sind und die Schulpflicht abgeschlossen haben an Jahren, in der 2. oder 3. Klasse die Hauptschule verlassen und keinen Hauptschulabschluss haben? Wie gibt es das? (GR Mag Wolfgang Jung: Die Sprache ist das Ausschlaggebende!) Das sind sowohl Kinder aus österreichischen Haushalten als auch Kinder mit Migrationshintergrund. Und, Herr Jung, es ist mir wurscht, es ist mir wirklich wurscht, welchen Pass dieses Kind hat und welche Sprache das Kind als erste oder als zweite gelernt hat. (Beifall bei den GRÜNEN.) Niemand darf auf der Straße herumgehen ohne jegliche Zukunftsperspektive, nur deshalb, weil – und ich sage es ganz deutlich – die Schule versagt. 

Ich möchte es auch ein bisschen konkretisieren, wie das abläuft. Man hält sich pingelig an Lehrpläne und zunehmend an Standards und vergisst auf die Kinder. Da steht im Lehrplan und in Standards drinnen, dass jetzt der Zahlenraum 1 000 dran ist, und der wird gemacht, vollkommen wurscht, ob die Kinder sich vielleicht in ihrer Gesamtentwicklung, in ihrem Verständnis, in ihren Kenntnissen und Fähigkeiten leider erst im Zahlenraum 100 aufhalten. (GR Mag Wolfgang Jung: Das spricht ja dafür, dass sie die Sprache verstehen sollten!) So geschieht es, dass ab der 3. Klasse Volksschule die Kinder permanent irgendwo sind und der Lehrplan sonst wo, aber jedenfalls woanders ist. So geschieht es, dass die Kinder und Jugendlichen, die irgendwann einmal einen Nachteil aufgerissen haben, diesen auch nie mehr wieder aufholen können. 

Während wir ganz selbstverständlich zur Kenntnis nehmen, dass es Kinder gibt, die mit 10 Monaten zu laufen beginnen, mit 11 Monaten, mit 12 Monaten, mit 13 Monaten, mit 14 Monaten, mit 15 Monaten, mit 16 Monaten, mit 17 Monaten, mit 18 Monaten, ganz egal, wir nehmen zur Kenntnis, sie sind in der Entwicklung so weit, wie sie eben sind. Kaum kommt ein Kind in die Schule, wird das nicht mehr zur Kenntnis genommen. Haben Sie je irgendwo feststellen können, dass ein Kind, das erst mit eineinhalb Jahren zu sprechen begonnen hat und ganz gesund ist, mit 30 Jahren immer noch schlechter spricht als der, der mit 12 Monaten zu sprechen begonnen hat? Nein! Weil es nämlich wurscht ist. 

Überall dort, wo sich Kinder und Jugendliche ihrer Entwicklung entsprechend entwickeln dürfen, bilden dürfen, lernen dürfen, gehen die Dinge gut, und überall dort, wo man meint, genau zu wissen, was der mit 6, 7, 8 Jahren können muss, dort gehen die Dinge schief. Dann finden viele den Anschluss nicht mehr. Außer – jetzt kommt das große Außer – man hat zu Hause Eltern, die an Bildung interessiert sind, die sich am Abend mit dem Kind hinsetzen, die mit dem Kind lernen, fragen, wie ist es dir bei der Hausübung gegangen, hast du deine Hausübung schon gemacht, die, wenn die ganze Familie eh schon Kopf steht und sich alles nur noch um Mathematik dreht, weil das arme Kind in Mathematik schlecht ist, dann auch vielleicht, weil die Familie schon völlig aus dem Häusel geraten ist, einen Nachhilfelehrer nehmen und so weiter und so fort. 

Das ist die eine Hälfte der Kinder, die zur Matura getragen, geschleppt, gezogen und gestoßen werden, weil die Eltern wissen, Bildung ist wichtig, und da geht es um Zukunftschancen und Zukunftsperspektiven. Dann gibt es die andere Hälfte, wo die Eltern möglicherweise weniger Interesse haben an Bildung, vielleicht selbst Analphabeten sind, den Kindern nicht helfen können und ihnen auch nicht helfen, und die bleiben über. Die kommen dann in die Hauptschule, dann kommen sie vielleicht auch in der Hauptschule nicht mit. Fragen Sie doch einmal Hauptschullehrer in der 1. Klasse, die sagen Ihnen, die können ja nicht einmal lesen und schreiben und rechnen. Und dann geht es weiter, wie der Lehrplan es vorgibt. Fragen Sie einmal einen Lehrer in der Polytechnischen Schule, und der sagt Ihnen immer noch, ja, die kommen zu uns und können nicht lesen, schreiben und rechnen. Da ist doch etwas vollkommen faul an der Sache! 

Die Schule hat die Aufgabe, die Politik in Wien hat die Aufgabe, Kindern zu helfen, die zu Hause niemanden haben, der ihnen hilft. Das ist doch eine politische Selbstverständlichkeit. Da muss die Politik Lösungen finden, da muss die Politik Konzepte anbieten. 

So. Das war das, was ich Ihnen aus ganzem Herzen heute auch wieder einmal gesagt habe. Sollte ich je die Chance bekommen, irgendwo mitzuarbeiten, wo man derartige Konzepte gemeinsam erarbeitet, stelle ich selbstverständlich meine Arbeitszeit zur Verfügung. 

Für heute aber bringe ich erst einmal nur einen Antrag ein, und zwar den Beschlussantrag:

„Die amtsführende Stadträtin wird beauftragt, ein Konzept zur schulischen Förderung von Kindern und Jugendlichen aus sozioökonomisch benachteiligten Familien vorzulegen. Ziel des Konzeptes soll die Herstellung von Chancengerechtigkeit in der Pflichtschule für alle Wiener Schülerinnen und Schüler sein.

In formeller Hinsicht hätte ich gerne die sofortige Abstimmung.“

Mein zweiter Antrag, den ich heute einbringe, ist einer, der sich auf die KlassenschülerInnenhöchstzahl bezieht. Da hätte ich gerne, dass diese Höchstzahl auf 25 in den Pflichtschulen, dort, wo bislang 30 steht, gesenkt wird. 

Dazu brauche ich keine Änderung des Finanzausgleiches, das kann man machen. Niederösterreich hat es auch gemacht, und der Herr Landeshauptmann hat auch angekündigt, dass er einer derartigen Maßnahme wohlwollend gegenübersteht.

Meinen dritten Antrag bringe ich besonders gerne ein. Ich öffne eines Tages die Zeitung. Was steht da? Die Stadtschulratspräsidentin fordert mehr SchulpsychologInnen, sodass an jeder Schule auch eine Schulpsychologin tätig sein kann. Ich denke mir, wach ich oder träum ich? Den Antrag habe ich doch eingebracht, und Sie haben ihn doch abgelehnt. Dabei habe ich etwas gefordert, was so formuliert war, dass es Wien nicht einen Cent kostet. Ich habe damals nur vorgeschlagen, machen mir gemeinsam einen Appell an die Bundesebene und verlangen von dort mehr SchulpsychologInnen. Sie haben Nein gesagt. Gut, jetzt fordert es die Präsidentin. 

Ich bringe meinen Antrag erneut ein. Er kostet Wien keinen Cent. Ich bin gespannt, was Sie tun. In formeller Hinsicht beantrage ich jedenfalls die sofortige Abstimmung diese Antrages.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenige Minuten bleiben mir noch. Die ÖVP ist kaum da, darum lasse ich das aus, was ich in diese Richtung sagen wollte, und sage etwas zur Direktorenbestellung in Wien.

Wir sind unter der Ägide der jetzigen Stadtschulratspräsidentin wieder in alte Zeiten zurückgefallen und haben die Direktorenbestellung dahin gehend geändert, dass die Mitsprachemöglichkeiten der Schulen wieder reduziert wurden. Das heißt, die Schulen dürfen nicht mehr wie davor zwei BewerberInnen ins objektivierte Verfahren schicken. Keine Ahnung, warum Sie das gemacht haben. Jedenfalls hat sich die SPÖ mit der ÖVP verständigt, dass man die Parteibuchwirtschaft nicht nur nicht abschafft, sondern hochleben lässt und weiter verschärft, wo es um die Direktorenbestellung geht. Ich gratuliere aus ganzem Herzen!

Sie lesen, wie ich, wahrscheinlich auch immer die Beurteilungen von Wentner & Havranek, und es fällt etwas auf – ich kann jetzt keine Namen nennen, es geht um Datenschutz und so weiter –: Fast alle, die da etwas werden oder in Dreiervorschlägen aufscheinen, verfügen über ein Defizit, wo ich mir langsam denke: Wer steigt jetzt rasch auf die Bremse, um das einmal zu beenden? 

Da stehen Sätze drinnen wie: Der Bewerber, der da gewonnen hat und die Schule leiten wird, kümmert sich gerne um Fakten und weniger um zwischenmenschliche Aspekte. – Na, die Lehrer und Lehrerinnen werden eine Freude haben. Oder es steht hier: Im Umgang mit anderen agiert er nicht wertschätzend. – Na, gratuliere, ein Direktor in leitender Funktion agiert nicht wertschätzend. Bravo! Er arbeitet lieber allein. Beim Nächsten steht: Im Bereich der sozialen Kompetenz zeigt er geringe beziehungsweise durchschnittliche Präferenz. – Also das liegt ihm nicht besonderes nahe, die soziale Kompetenz ist nicht besonders gut. Der Nächste ist wenig kontaktfreudig und anpassungsfähig, und der Nächste hat wiederum eine niedrige Präferenz für soziale Kompetenz. Und so geht es weiter.

Da ist durch die ständigen schwarz-roten Parteibuchbestellungen über die Jahrzehnte eine Korrumpierung passiert, was zur Folge hat, dass sich gute Leute ja gar nicht mehr bewerben, weil sie wissen: Da komme ich nie dran, in diese Geschichte komme ich nicht hinein. Das ist sozusagen reserviert für Parteibuchwirtschaft, Freunderlwirtschaft, Seilschaften und so weiter und so fort.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie und von der ÖVP! Sie machen die Schule kaputt! Das ist das Ergebnis Ihrer Direktorenbestellungen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
So, das war's für heute. Ich würde gern noch ein Stündchen anhängen, Sie würden mir wahrscheinlich nicht gern noch ein Stündchen zu hören. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Dr Aigner hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Als Lehrer muss ich da schon ein bisschen auf die Frau Kollegin Jerusalem eingehen, weil ich glaube, gerade Ihre Weltfremdheit, die Sie da jetzt wieder eindrucksvoll dokumentieren haben, zeigt, warum man es in der Schule eigentlich niemandem mehr recht machen kann. Das Problem in der Schule ist ja genau darin begründet, dass die Schule sozusagen so viele Aufgaben der Gesellschaft, der Familie von der Politik aufgebürdet bekommt, dass man eigentlich den Kernbereich der schulischen Tätigkeit so gar nicht mehr erfüllen kann. Und Sie müssen halt schon auch berücksichtigen, dass sich die Rahmenbedingungen dramatisch geändert haben. 

Ich komme aus einer Zeit, wo wir noch 36 Kinder in der Volksschule waren. Es war zwar ein bisschen eng – aber das ist so wie in der Skihütte, da ist es auch oft dann am nettesten, wenn es sehr eng ist –, und es ist dennoch gutgegangen. Wir haben nach vier Jahren gut lesen und schreiben können und sind gut vorbereitet dann auf den weiteren Bildungsweg geschickt worden. Heutzutage sitzen halt sehr viele Schüler nichtdeutscher Muttersprache in der Volksschule, und dann gelingt es eben nicht, in vier Jahren einen gleichmäßigen Standard an Sprachkenntnis, Sprachfertigkeit und Kulturtechniken mitzugeben. 

Wenn Sie beklagen, dass es zu Hause vielfach nicht mehr stimmt, ist das auch richtig, aber auch da ist halt die Frage zu stellen: Kann die Schule wirklich alles das ausgleichen, was anderswo nicht mehr geleistet wird? Und wenn Sie so integrations- und einwanderungsfreundlich sind, müssen Sie sich schon die Frage gefallen lassen, ob es gescheit ist, Leute ins Land zu holen oder hereinzulassen, denen wir einmal die eigene Muttersprache beibringen sollen. Ich glaube, gerade von den Grünen kommt ja auch das Konzept der Greencard. Man soll sich als Gastland schon auch überlegen: Wen können brauchen, wen holen wir herein? Da sollten doch in erster Linie Menschen darunter sein, die die eigene Sprache können und die auch die Sprache des Gastlandes lernen wollen. Darin liegen sehr viele Probleme begründet.

Die pauschale Behauptung Ihrerseits, die Lehrer gehen nur nach dem Lehrplan vor und holen die Kinder nicht dort ab, wo sie sind, stimmt so nicht. Wenn Sie einmal in einer Klasse sind, dann müssen Sie wissen, dass man sich als Lehrer immer am Durchschnitt orientieren muss, dass man den Lehrplan als einen Rahmen, als eine Richtungsweisung anzusehen hat und nicht einfach irgendetwas machen kann, dem die Kinder nicht folgen können. Also es fällt völlig auch der Begabungssatz weg. Es geht auch darum: Wie kommen diejenigen, die schon lesen und schreiben können, wo zu Hause Deutsch gesprochen wird, dazu, dass sie da jahrelang in einem Sprachkurs drinsitzen? Das kann es wohl auch nicht sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber jetzt zum Budget der Geschäftsgruppe. Auf die Diskussion, ob Wien sexy ist oder nicht und was das bedeutet, möchte ich mich nicht einlassen, das ist ein schlüpfriges Terrain, und da fühle ich mich nicht sonderlich wohl, aber niemand anders als der Herr Finanzstadtrat ist doch dazu berufen festzustellen, ob Wien arm ist oder nicht, und ich höre – und das bestätigt ja auch unseren Eindruck –, dass Wien natürlich nicht arm ist, dass es in Wien natürlich auch genug Geld gibt – es könnte immer mehr sein –, aber die Frage ist halt – und das ist eigentlich die Frage, die das Budget zu beantworten hat –, ob das Geld richtig eingesetzt wird. 

Wenn ich mir jetzt die Budgetposten der vorliegenden Geschäftsgruppe anschaue und daran denke, dass man immer sagt, der Mensch steht im Mittelpunkt, und in der Schule steht klarerweise das Kind im Mittelpunkt, dann sind die aufgezeigten Schäden an den Schulen skandalös. Auch der Bezirksvorsteher aus der Josefstadt hat uns ja gestern pars pro toto mit eindrucksvollem Bildmaterial versorgt. Das ist ja kein Einzelfall, sondern wir können in jedem Bezirk Schulen nennen, wir kennen sie ja alle, wenn wir in den Bezirken unterwegs sind, wo es so ausschaut. Und das ist eigentlich in Wirklichkeit keine Frage, ob etwas sexy ist oder nicht, sondern das ist eigentlich ein Skandal, dass am beginnenden 21. Jahrhundert Kinder in der Elementarstufe in solchen Zuständen arbeiten sollen. Das Gleiche gilt natürlich auch für die Lehrkräfte, und wir sollten eigentlich alles daransetzen, dass solche Fotos in Bälde der Vergangenheit angehören. (Beifall bei der ÖVP.)
Dies umso mehr, wenn ich mir auf der anderen Seite anschaue, mit welcher Großzügigkeit das Propagandabudget gespeist wird. Da geht es jetzt nicht um die normale Informationspolitik, die natürlich auch einer Großstadt zusteht, sondern da geht es um Extraausgaben, um Kostensteigerungen, die offenkundig überhaupt keine Rolle spielen, um Budgetansätze, die vielleicht gerade einen groben Richtwert angeben, die aber hinterher dramatisch überzogen werden. Wir haben das ausführlich kritisiert und es wundert uns ja heute noch, warum die Freiheitlichen damals bei der Compress-Vertragssache mitgegangen sind, wo man, wenn man sich den Kontrollamtsbericht anschaut, sehr wohl auch das Gefühl bekommt, dass hier der potenzielle Auftragnehmer ein Wünsch-dir-was spielen kann. Da hat man mehr Büros einkalkuliert, es gibt keine Kostenschätzungen, man macht einen Zehnjahresvertrag, es gibt keinerlei Evaluierungen, und da geht es um die Millionen, die uns im Bereich der Schulen fehlen. (Beifall bei der ÖVP.)
Umso frappierender ist es, wenn dann, obwohl es so ein großes Informationsbudget gibt, ad hoc Notwendigkeiten auftauchen, sodass man noch eine Zusatzbudgetierung braucht. Also das heißt, bei so einem gigantischen Budgetansatz ist es nicht möglich, einzukalkulieren, dass halt im Laufe eines Jahres Kampagnen gestartet werden müssen. Da braucht man immer noch ein Extrabudget. 

Das ist genau diese falsche Gewichtung. Auf der einen Seite knausert man, auf der einen Seite hungert man die Bezirke aus, auf der einen Seite sorgt man dafür, dass die großzügigen Dotationen auch an Lehrerposten irgendwo anders versickern, und eigentlich ist auch die Schulmediation, die wichtiger denn je ist, jetzt nicht Sache des Bundes, sondern das ist Sache der Jugendwohlfahrt, die natürlich einen engen Konnex zur Schule zu suchen hat. Also da wären, glaube ich, die Gelder viel besser aufgehoben als bei Ihren ganzen Insertionen und bei den ganzen Auslandsbüros und bei sonstigen Dingen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist eigentlich traurig, dass man hier alle Jahre wieder ähnliche Anträge einbringen muss, aber da gerade heute auch wieder in der Presse zu lesen ist, dass die Überprüfungen, die wir damals beantragt haben, einen sehr schlechten baulichen Zustand unserer Pflichtschulen ergeben, bringen meine Kollegin Anger-Koch und ich einen weiteren Antrag ein, und zwar einen Beschluss- und Resolutionsantrag, dass wir endlich einen Generalsanierungsplan für bestehende Pflichtschulstandorte entwickeln, dass wir den Bezirken unter die Arme greifen, dass wir uns vielleicht hier wirklich – da möchten wir den Herrn Vizebürgermeister schon auch beim Wort nehmen – auch im Rahmen der Dezentralisierung darüber Gedanken machen, wie wir die Verantwortlichkeiten besser gestalten können, damit nicht die Bezirke völlig jeden Handlungsspielraum verlieren, und dass wir das Geld, das die Schulen brauchen, um menschenwürdige und kindergerechte Ausbildungsstätten zu ermöglichen, den Schulen möglichst rasch zur Verfügung stellen. 

Sie bekommen ja auch zusätzliches Geld aus dem Budget auf Grund der guten Wirtschaftslage. Stecken Sie dieses Geld bitte in die Zukunft unserer Stadt, und das sind unsere Schüler und Kinder. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Zweiten: Die Klassenschülerhöchstzahl geht sich ja von der räumlichen Seite ohnehin aus. Auf der einen Seite wollen Sie Schulen zusperren. Auch hier fehlt jegliches Konzept. Es wird da und dort eine Schule gesperrt. 

Sie wissen gar nicht, wie viel Schulraum wir brauchen, aber der politische Wille ist ja Gott sei Dank allenthalben vorhanden, die Klassenschülerzahl zu senken. Es gibt auch genügend Personal, sodass es auch eine ausreichende Zahl an Stütz-, Begleit- und Förderlehrern gibt. Im Volksschulbereich beträgt das Verhältnis 1 zu 14,5, es kommt also im Schnitt ein Lehrer auf 14,5 Schüler. Da gibt es also genug Spielraum.

Deswegen beantragen wir auch schon zum wiederholten Male, dass eine Klassenschülerhöchstzahl von 22 in allen Wiener Pflichtschulklassen ermöglicht wird und dass vor allem die interne Dienstanweisung, dass man eine Klasse erst ab 26 Schülern aufmachen darf, endlich der Vergangenheit angehört. Denn da besteht tatsächlich eine dramatische Widersprüchlichkeit: Auf der einen Seite fordert man die Senkung der Schülerzahlen, und im eigenen Bereich, wo man das schon längst tun könnte, darf eine Klasse erst mit 26 Schülern errichtet werden. – Auch in dieser Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiterer Beschluss- und Resolutionsantrag steht damit thematisch sehr eng in Verbindung, dass wir nämlich dafür sorgen, dass die Lehrer dort eingesetzt werden, wo wir sie brauchen, nämlich in den Schulklassen, was ja im Länderfinanzausgleich, der mit Zustimmung Wiens und unseres Bürgermeisters und Landeshauptmannes in Kraft gesetzt wurde, beinhaltet ist, damit die Schülerhöchstzahl entsprechend den zur Verfügung gestellten Lehrerressourcen in Wien eingehalten werden kann. Es sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein, dass man Finanzausgleichsergebnisse einhält, aber leider Gottes muss man feststellen, wenn man sich die Zustände in den Wiener Pflichtschulen anschaut, dass die Lehrer einfach abgehen, obwohl sie gezahlt werden. Vielleicht kann man auch im Stadtschulrat an prominenter Stelle ans Anschlagbrett bringen, wie viele Lehrerposten in Wien eigentlich zur Verfügung gestellt werden. – Auch diesbezüglich verlangen wir sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Konsens sollte auch darüber erzielt werden, dass wir die Autonomie der Schulen entsprechend erhöhen. Das wäre ein Beitrag zur modernen Schule. Es gibt im inhaltlichen Bereich – das sei hier schon positiv vermerkt – auf allen Ebenen, sowohl im Pflichtschulbereich als auch im Bereich der höheren Schulen, jetzt schon verstärkte Autonomie insofern, als man ein Schulprofil entwickelt, dass man entsprechende Lehrplanabweichungen gestalten kann und dass sich die Schulen nicht nur als nachgelagerte Dienststellen verstehen, sondern als eine Einheit, die sozusagen ein Profil entwickelt, nach außen auftritt und natürlich auch um Schüler werben muss. Dafür ist es aber ganz wichtig, dass man auch Personalkompetenzen in den Bereich der Schulen verlagert.

Die radikale Vorgangweise, dass nur mehr die Schulen selbst die Lehrer einstellen, halte ich auch für nicht ganz unproblematisch, es muss aber zumindest gewährleistet sein, dass, wie das im Bereich der höheren Schulen schon teilweise der Fall ist, die Direktoren und auch die Schulen insgesamt bei der Lehrereinstellung mehr Mitspracherechte bekommen. Denn es geht darum, dass die Schule die für ihr Schulprofil passenden Lehrer anstellt. Im Hinblick darauf sollte man daher den Schulen auch im Pflichtschulbereich mehr Autonomie geben. Menschen, die Autonomie haben, fühlen sich für ihren Aufgabenbereich viel mehr zuständig, und die Schule funktioniert eben nur mit engagierten Direktoren und mit engagierten Lehrerinnen und Lehrern, und ich glaube, dieses Engagement kann man durch eine erhöhte Autonomie entsprechend unterstützen und verstärken. – Auch in diesem Sinn bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und verlange die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bleibe beim Themenbereich Schule. Es ist ganz wichtig, dass ein Konzept entwickelt wird. Wir wissen natürlich, dass sich auch die demographischen Gegebenheiten ändern, dass es am Stadtrand Neubaugebiete und teilweise einen Bevölkerungsverlust in den innerstädtischen Gebieten gibt. Daher ist es notwendig, dass es ein Konzept gibt, bevor man Schulen kurzerhand und überfallsartig schließt, so wie das in der Leopoldsgasse der Fall war und wie es jetzt der kooperativen Mittelschule in der Embelgasse droht. Ich glaube, eine Schulschließung sollte erst der letzte Schritt sein. Zuerst sollte es ein Konzept geben, und dieses Pflichtschulkonzept, das wir schon seit Langem eingemahnt haben und das immer noch nicht auf dem Tisch liegt, sollte eigentlich die Voraussetzung sein. Man sollte langsam und behutsam vorgehen, ohne Lehrer, Schüler und Eltern zu verunsichern, bevor Schulen geschlossen werden. – Das Schicksal der Embelgasse dürfte ja nach den Zeitungsmeldungen und nach dem, was man auch intern hört, bereits besiegelt sein.

Frau Vizebürgermeisterin! Wir fordern Sie ganz dringend im Interesse vieler engagierter Eltern, die Angst um ihre Schule haben, und im Interesse eines engagierten Direktoren- und Lehrerteams auf, mit der Schließung der Embelgasse so lange zuzuwarten, bis es einen Wien-weiten Schulentwicklungsplan gibt. – Auch in dieser Hinsicht bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu guter Letzt – denn meine Zeit neigt sich langsam aber sicher dem Ende zu – möchte ich noch einen Themenbereich ansprechen, der in der Geschäftsgruppe, die wir hier zu behandeln haben, angesiedelt ist, nämlich die Frage der Tagesbetreuung an den Wiener Pflichtschulen. Auch da ist die Situation nicht so rosig, wie sie oft dargestellt wird.

Ich entnehme dem Kontrollamtsbericht über die Essensversorgung an den Volksschulen, der sehr ausführlich ist, dass von 215 Schulen 169 ohne Nachmittagsbetreuung sind; 20 davon sind Ganztagsschulen und 26 davon sind offene Volksschulen.

Wenn wir davon sprechen, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern, dann ist natürlich die Tagesbetreuung zu leistbaren Konditionen ein ganz wichtiger Aspekt, und es ist ganz wichtig, dass österreichweit die Standards, die vorgegeben sind und auf die man sich politisch geeinigt hat, umgesetzt werden. Und da kommt eben Wien der gesetzlichen Verpflichtung leider nur sehr unvollkommen nach. Das Erheben des Tagesbetreuungsbedarfs wird nicht für die gesamte Schule vorgenommen, sondern nur im ersten Jahrgang, und die Eltern, die das später noch in Anspruch nehmen wollen, müssen sich dann extra melden.

Wir möchten daher einen Antrag einbringen, dass die Ermittlung des Bedarfs an Tagesbetreuung, so wie es das Schulorganisationsgesetz vorsieht, auf den ganzen Schulstandort bezogen durchgeführt wird, und wir bitten Sie auch im Interesse der Eltern und der Kinder, dass Sie diesen bundesgesetzlichen Vorgaben nachkommen. – Auch in dieser Hinsicht ersuche ich um die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme zum Schluss. – Ich möchte Ihnen das diesbezügliche Bemühen gar nicht absprechen, und es gibt auch bereits durchaus positive Ansätze betreffend Kindergruppen und die Kinderbetreuungseinrichtungen, im Sinne eines Schulterschlusses bei diesem wichtigen Zukunftsthema, unsere Kräfte auf den Schul- und Jugendbereich zu konzentrieren. Sie sollten von der ÖVP als Oppositionspartei wissen, dass sie Sachargumente immer billiger und vordergründiger Polemik vorzieht, und daher können Sie auf unsere Unterstützung zählen, wenn Sie den Menschen und diesfalls die Kinder und Schüler in den Mittelpunkt rücken. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst möchte ich einige Anmerkungen zu den Vorrednerinnen und Vorrednern machen.

Zum Kollegen Gudenus: Er merkt kritisch an, dass die Einnahmen sinken. – Der Grund dafür ist, wenn wir zum Beispiel gerade über kostenlose Kindergärten diskutieren, dass die soziale Staffelung ja bedeutet, dass immer mehr nicht zahlen, weil sie entsprechend von der Staffelung erfasst werden. Das heißt, dass die Einnahmen sinken, bedeutet ja nur, dass wir von Wien mehr bezahlen, weil die sozialen Staffeln greifen, und die meisten unserer Einnahmen sind nun einmal sozial gestaffelt. Dass Sie das kritisieren, halte ich zumindest einmal für mutig. Sie haben gesagt, uns hat der Mut verlassen. Darauf sage ich: Für die Rede braucht man auch einiges an Mut!

Kollegin Jerusalem hat es aufgegeben. Ich werde es jetzt noch ein letztes Mal probieren: Um Deutsch lernen zu können, muss man zuerst die Muttersprache können, um dann eine Fremdsprache, was ja in diesem Fall Deutsch ist, erlernen zu können. (GR Mag Wolfgang Jung: Das funktioniert nicht, das ist das Problem!) Es ärgert ihn, dass es so ist. Okay, dafür kann ich nichts, aber genauso funktioniert es! Es umgekehrt zu machen, hat sachlich und fachlich keinen Sinn. Wir haben teilweise muttersprachige Begleitlehrer, die wissen, wie es geht, aber das ist auch eine Ressourcenfrage. – Dass man es in unseren Schulen immer noch besser machen kann, ist ja, glaube ich, unbestritten.

Natürlich ist Deutsch wichtig, das ist ja eine zentrale Geschichte. Offenbar ist es nicht aufgefallen oder zumindest dem Kollegen Gudenus nicht aufgefallen, dass wir diesmal vor der Schuleinschreibung einen Test und eine entsprechende Kursmaßnahme durchgeführt haben, die jetzt evaluiert und auch verbessert wird. Etwa soll bei Quereinsteigern, bei welchen trotz dieser Kursmaßnahmen nicht genügend Deutschkenntnisse vorhanden sind, natürlich ebenfalls eine spezielle Förderung in den Schulen stattfinden.

All das findet statt, aber Kollege Gudenus nimmt das nicht zur Kenntnis und sagt: Alle, die etwas lernen wollen, müssen jetzt in Privatschulen gehen. – Das ist natürlich auch ganz falsch, denn gerade wir in Wien haben ein tolles öffentliches Schulsystem, und daher geht es den Privatschulen bei Weitem nicht so gut, wie Sie es gern hätten! – Dass es einen gewissen Trend zu Privatschulen gibt, nehme ich zur Kenntnis.

Offenbar hat der Kollege auch nicht mitbekommen, dass das Problem mit den Falzziegeldecken schon gelöst ist. Ich selbst habe zu dem Akt gesprochen, wir haben das hier beschlossen, aber er kommt wieder damit! Ich meine, diese abgestandenen Vorwürfe sind überhaupt nicht nachvollziehbar! 

Zur Kollegin Jerusalem: Natürlich stimmt die PISA-Studie irgendwie nachdenklich! Das bestätigt auch das, was die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten immer sagen, dass natürlich die Herkunftsfamilie auch bei der Bildung wichtig ist. – Deshalb kämpfen wir ja für eine gemeinsame Schule der 10- bis 14-Jährigen, denn natürlich bringen die Schnittstellen, und da insbesondere die Schnittstelle mit 10 Jahren, einige Schwierigkeiten mit sich. Die Schüler sollten eben einmal bis zu einem gewissen Punkt kommen und erst dann eine Entscheidung treffen, die für das ganz weitere Leben gilt. Das ist natürlich mit 10 Jahren noch zu früh, sowohl vom Entwicklungsstand als auch deswegen, weil das stark von der sozialen Stellung der Eltern abhängig ist. All das ist eh bekannt, dafür gibt es auch eine politische Antwort, sie ist nur im Moment nicht durchsetzbar und umsetzbar.

Aber geschieht deshalb nichts? Haben wir resigniert? – Natürlich nicht! Es gibt ja die Stütz‑ und Förderlehrer, und es gibt in den meisten Schulen, und zwar gerade in den Volksschulen, die zweijährige Eingangsphase, weil wir das wissen, und die meisten Eltern nehmen auch zur Kenntnis, dass das nicht auf den Tag genau verjährt. Es gibt eine wachsende Anzahl an Mehrstufenklassen von der ersten bis zur vierten, je nach individueller Begabung und individuellem Standard.

Zur Klassenschülerhöchstzahl: Die Zahl von 25 wird in der Volksschule im Schnitt in Wien erreicht. Es gibt natürlich Klassen, in denen mehr Schüler sind. Das könnte man im Moment nur dann in den Griff bekommen, wenn man sagt, dass die Kinder in die Sprengelschule gehen müssen, dass also die Eltern ihre Kinder nicht dort anmelden können, wo sie wollen, sondern wir eine Zuweisung und eine Verteilung nach einem mathematischen Schnitt vornehmen. Aber das wird ja in Wien niemand wollen! Und alles andere ist auch eine zusätzliche Ressourcenfrage.

Zur Objektivierung: Ich möchte feststellen, dass das, was an Eltern‑, Lehrer‑ und Schülermitbestimmung in den AHS vorgesehen ist, auch bei uns gilt. Die Vorschläge des Schulgemeinschaftsausschusses werden gereiht und punktemäßig bewertet. Zugegebenerweise gilt am meisten das entsprechende Assessment-Center. Wir nehmen aber in der überwiegenden Mehrheit den Bestgeeigneten gemäß dem Institut Wentner-Havranek, das Sie zitiert haben. Das heißt, wir halten uns in den allermeisten Fällen durchaus daran. Aber man kann natürlich, wenn objektiv geprüft wird, auch bei einem Bestgeeigneten gewisse Dinge finden, die nicht ganz so gut klingen. Dass Sie jetzt individuell einzelne Zeilen vorlesen, halte ich gegenüber den Bestellten für nicht fair! Ich weiß nicht, ob diese sich das verdient hätten!

Kollegen Aigner möchte ich ebenfalls nicht das Bemühen absprechen, wie er es uns ja auch großzügig gesagt hat. Wenn man aber sagt: Wie kommen die Kinder in die Schulen? Sie können ja nicht Deutsch!, dann muss ich sagen: Die Kinder sind ja schon da! Ich meine, die Fragen: Wen lade ich ein? Wen lade ich nicht ein? Wie geht es mit der Greencard?, sind rein philosophisch. Es ist einfach ein Faktum, dass die Kinder hier sind und vom Alter her die Schulreife erlangt haben. Und dann müssen die Kinder natürlich in die Schule gehen. – Insofern kommt eine gewisse pädagogische Herausforderung auf uns zu, aber wir gehen davon aus, dass wir das gut und auch entsprechend herzeigbar lösen. Die individuelle Förderung gibt es ja, auch bei den Begabten. Eine individuelle Förderung mit Stütz‑ und Förderlehrern gibt es nicht nur bei den Schwächeren, sondern auch bei entsprechenden Begabungen.

Zu den Fotos aus der Josefstadt: Wien hat die Zeltgasse zu 90 Prozent finanziert, und betreffend die Einzelfotos möchte ich sagen, dass da auch der Bezirk ein bisschen mehr tun können hätte! Bei den Gesamtrenovierungen wird es sowieso noch weitere Verhandlungen mit den Bezirken geben. Ich finde, dass auch diese Vorwürfe absolut ins Leere gehen!

Die Lehrer kommen tatsächlich an die Schulen. Der Rechnungshof hat das jetzt noch einmal geprüft, und Wien wurde für die Vergangenheit zwar einmal kritisiert, für die aktuellen Stellenpläne aber durchaus gelobt. Es kommen also alle Lehrer auch wirklich an die Schulen, ich glaube, nur zwei oder drei Lehrerposten waren weg. Das heißt, Ihr Vorwurf, dass nicht alle Ressourcen entsprechend eingesetzt werden, ist ebenfalls nicht richtig! Das stimmt nachweislich nicht. Natürlich wurde der Stellenplan auch im Kollegium diskutiert.

Zur Tagesbetreuung muss ich Ihnen sagen: Österreichweit nehmen 7,2 Prozent eine ganztägige Betreuung in Anspruch. Das zweitbeste Bundesland ist das Burgenland, das übrigens auch sozialdemokratisch regiert wird, mit 10,15 Prozent. Wir in Wien haben zu 25 Prozent Tagesbetreuung an den Schulen und 25 Prozent in den Horten. Wir haben also über 50 Prozent ganztägige Betreuung! Damit sind wir meilenweit gegenüber allen anderen Bundesländern vorne weg und eigentlich sozusagen im Positiven gar nicht mehr zu vergleichen! Dass Ihnen das immer noch nicht passt, ist okay. Wir wollen das auch weiter ausbauen. Aber es ist einfach ein starkes Stück, wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen wollen! Ich fordere Sie auf, dass Sie das einfach so nehmen, wie es ist: 50 Prozent und mehr haben eine ganztägige Betreuung! Und da kann die ÖVP fordern, was sie will: Das ist Faktum und wird so bleiben!

Dass wir Bildung breiter und ganzheitlicher sehen, ist klar. Und jetzt möchte ich ein bisschen etwas auch dazu sagen: Wenn man Bildung breiter und ganzheitlicher sieht, dann muss man sagen: Das beginnt ja schon bei der Geburt. Das ist natürlich auch vom Elternhaus abhängig. Aber auch in diesem Bereich gibt es Hilfe zur Erziehung von der MA 11. Es gibt zum Beispiel die außerschulische Bildungsarbeit der MA 13, von der Jugendarbeit begonnen über Projekte, in denen selbst geplant und selbst durchgeführt wird und die eigenen Konflikte auch ausgelebt und durchgehalten werden müssen, bis zur Volksbildung, die ein klassisches Bildungsthema im Sinn der Erwachsenenbildung und des begleitenden Lernens ist und die neben dem Angebot von beruflichen Kursen natürlich auch zur persönlichen Weiterentwicklung beiträgt, etwa im Rahmen von „University Meets Public“, wo durchaus auch philosophische oder andere Fragestellungen zusätzlich angeboten werden, was einfach zur Horizonterweiterung dienen soll.

Nun mache ich einmal einen ressortmäßigen Schwenker zu den WAFF-Kursen wie zum Beispiel den Wiedereinstiegshilfen für SozialhilfeempfängerInnen. Auch da wird ja Bildung gebracht.

Im engeren Sinn sind natürlich die MA 10 und die MA 56 bei der Bildung aktiv. 

Der Bildungsplan wurde schon erwähnt. Dabei geht es nicht darum, noch zusätzlich zu verschulen, sondern wir sind das erste Bundesland in Österreich, das auch einen Bildungsplan vorgelegt hat. Dabei geht es aber eben nicht um ein Rezeptbuch, sondern um individuelle Förderung. Es erfolgt eine Gliederung in acht Bildungsbereiche, die wir nicht rezeptmäßig zusammengefasst haben, sondern nach inhaltlichen Clustern, vom physischen und psychischen Wohlbefinden über soziale Bezüge, Ethik und Werthaltungen bis zu Sexualität – Kollege Aigner, für etwas Sicherheit beim Schlüpfrigen! – sowie Kommunikation, Medienausdruck und ‑gestalten, Natur, Kultur und Kunst sowie Technik. Ferner sind die besonderen Lebenssituationen erfasst, in denen es um Tod, Trennung, aber auch um das Aushalten von Ablehnung et cetera geht.

Nach dem, was wir jetzt alles an Bauten und Renovierungen diskutiert haben, wurden bei der MA 56 zusätzlich auch andere Vorsorgen getroffen, zum Beispiel die Aktion Warenkorb, bei der wir die Eltern mit Schulmaterialien entlasten. Das gibt es zum Beispiel in Wien, in Niederösterreich hingegen nicht. Es gibt die freiwillige Sozialleistung, dass 7 750 Kinder unentgeltlich mit dem Schulbus zu Integrationsklassen und zu ihren Spezialsonderschulen befördert werden.

Für das Pilotprojekt Monte Laa ist die erste Baurate von 7 Millionen EUR vorgesehen. Es ist dies ein neuartiges Campus-Modell, an dem wir uns sozusagen idealtypisch orientieren und wo man Erfolg sieht. Bei dieser ganztägig geführten Schule können die Freizeiteinrichtungen gemeinsam genützt werden. Und obwohl die ÖVP sonst nie genug ausgeben kann, hat sie hier, wo es konkret wird, originellerweise wieder dagegen stimmt, mit der plötzlichen Begründung, dass das zu teuer sei. Wenn man also ein neues Modell macht, wo man entsprechend bündelt, dann passt es der ÖVP sowieso im Konkreten nie!

Das ist auch so bei allen Standortdiskussionen. Da heißt es immer: Sperrt im innerstädtischen Bereich ein paar Schulen und baut anderswo neu. Kaum gibt es aber ein einziges Mal ein konkretes Projekt – und da ist nie etwas überfallsartig geschehen – ist die ÖVP natürlich auch wieder dagegen! Sie ist gegen das Campus‑Modell, aber dieses wird Gott sei Dank trotzdem realisiert werden, weil das Budget das eben vorsieht. Die erste Baurate von 7 Millionen EUR für das Projekt Monte Laa ist hier zum Beispiel dabei, und es gibt ein Reinvest zum Bildungsnetz, aber darüber wird Kollegin Novak mehr erzählen.

Bildung kann und soll auch in einem aktiven Körper stattfinden. – Nun bin ich schon beim Sport, und damit ich mit der Zeit auskomme, muss ich jetzt im Stakkato ein paar Dinge sagen, die ich noch sagen will. Unbestritten feststellen kann man, dass das Ziel des Sportamts erfolgreich absolviert wird, dass die Zahl der sportlich inaktiven Wienerinnen und Wiener entsprechend verringert wird. Diese Bemühungen sind erfolgreich, besonders bei der Jugend, ich nenne jetzt den Sportplatz der offenen Tür, die Jugendeislaufaktion, die Fahrt zum Schnee, das Spielschwimmen und die Talenteförderung. Bei der Aktion Frauensport, bei der neue Zielgruppen mit angesprochen sind, werden die Aktivitäten ebenfalls ausgebaut, weil sie sehr erfolgreich waren. Weiters erwähne ich die Nachwuchssportförderung und die Trainingswettkampfanlagen, an welchen über 10 000 Stunden absolviert werden.

Etwas möchte ich auf alle Fälle erwähnen, weil ich diesen Sommer selbst gerne mit gerodelt bin, nämlich das Erfolgsmodell Sommerrodelbahn bei der Hohen Wand-Wiese, das nicht nur im Winter ein entsprechendes Angebot bereitstellt.

Die Erhöhung bei der Sportförderung ist natürlich auch der EM 2008 zu verdanken. – Damit komme ich schon zum Schluss: Bei dieser Großveranstaltung wird Wien die Möglichkeit haben, sich international als Stadt des Sports, aber auch des Wohlfühlens zu präsentieren. Es geht da nicht mehr um das Ob, sondern nur mehr um das Wie. Die Arbeiten werden zügig vorangetrieben und die Vernetzungsarbeit mit dem Bund und mit internationalen Organisationen wird intensiviert. Hier sind alle Parteien, die fußballbegeistert sind und die zu Wien stehen, aufgerufen, gemeinsam zu einem positiven Wienbild beizutragen! Ich bin sicher, dass es allen Anfeindungen zum Trotz eine tolle EM werden wird! Gerade unsere Geschäftsgruppe leitet einen wichtigen Beitrag zum Wohlfühlen in unserer Stadt. Dazu bedarf es der notwendigen MitarbeiterInnen in den einzelnen Abteilungen, und ich danke ihnen vielmals für deren ausgezeichnete Arbeit im Interesse der WienerInnen!

Dieses Budget ermöglicht es eigentlich in allen – von mir jetzt nur kursorisch aufgezählten – Punkten, dass Wiens Zukunftsfähigkeit erhalten bleibt, Daher gilt: Wer Wien liebt, stimmt zu! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte nur ganz kurz noch einmal auf den Punkt bringen, was bei der Direktorenbestellung geschehen ist: Früher konnten die SchulpartnerInnen zwei BewerberInnen ihrer Wahl in das objektivierte Verfahren schicken und dort testen lassen, wie sie abschneiden. – Jetzt dürfen sie das nicht mehr. Sie dürfen niemanden mehr ins Verfahren schicken. Die Einzigen, die das dürfen, sind die roten Abteilungsleiter. So viel zur Objektivierung in Wien. Das wollte ich noch einmal auf den Punkt bringen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nach dieser vermeintlichen Berichtigung, die in Wirklichkeit nur eine Fortsetzung Ihres Referats war, was Sie nur der Gutmütigkeit des Vorsitzenden zu verdanken haben, Frau Kollegin, komme ich zu den aufwühlenden Worten meines Vorredners und zu seinem Plädoyer für das Wiener Schulsystem.

Herr Kollege Vettermann! Ich glaube, ich sage Ihnen nichts Neues, wenn ich da etwas anderer Ansicht bin als Sie. Was mich allerdings auch heute in der Debatte teilweise gestört hat, war, dass es seit Neuestem anscheinend auch recht modern wird, die Lehrer anzugreifen und zu kritisieren, ohne wirklich zu hinterfragen, warum die Lehrer die Lust am Unterrichten verlieren. – Ich zitiere Ihnen da aus dem Jahresbericht der Jugendzentren Wiens, und zwar aus dem Jugendzentrum Marco Polo: „Wie für Generationen von SchülerInnen vor ihnen hat für unsere BesucherInnen der Schulbesuch mitunter nicht den Stellenwert, den er haben sollte. Auf der anderen Seite“ – und diesen Schluss lassen auch die Erzählungen der Jugendlichen zu – „dürfte es aber auch eine erhebliche Anzahl von Lehrkräften geben, die ihre Flinte ins Korn geworfen und einen guten Teil ihrer Schüler und Schülerinnen abgeschrieben haben.“ – Das ist zum Teil der Fall. Aber fragen Sie sich auch, meine Damen und Herren, warum das so kommt?

Einige Tage nach der Wahl war ich in meinem Stammlokal. Plötzlich kamen zwei Männer auf mich zu, vom Look her, von wegen Haarschnitt, Kleidung und Ähnlichem, mehr eher Spätachtundsechziger, so wie Bgm Häupl damals bei seiner Moskaureise. Diese Männer haben mich angesprochen. Einer sagte: Ich gratuliere Ihnen zum Wahlausgang! Da habe ich mir gedacht: Der will jetzt Kritik üben. – Das genaue Gegenteil war der Fall. Aus ihm brach die ganze Frage der Ausländerproblematik hervor, er war eine Viertelstunde lang fast nicht zu unterbrechen, und der zweite genauso. Ich habe die beiden dann gefragt, welchen Beruf sie ausüben, und da stellte sich heraus, dass beide Lehrer im 15. Bezirk sind. Dann habe ich schon eher verstanden, was sie zu ihrem Wortschwall bewogen hat! – Ich würde Ihnen wünschen, dass Sie sich die Beispiele, die ich dort gehört habe, einmal in Ruhe anhören müssen beziehungsweise können, um zu sehen, wo hier die Probleme liegen! 

Ich habe mich an ein anderes Beispiel erinnert, das ich schon 1999 auf dem Meiselmarkt in Wien erlebt habe: Dort hat mich eine Lehrerin angesprochen und hat gesagt: „Ich habe Kinder aus sieben verschiedenen Nationen in meiner Klasse. Ich habe eine Begleitlehrerin in Serbokroatisch, aber ich würde ein Dolmetschteam der Vereinten Nationen brauchen, um mich in meiner Klasse verständlich machen zu können.“ Wörtlich sagte sie: „ManchmaI komme mir vor wie eine Tierbändigerin und bin am Abend froh, wenn nichts passiert ist. Lehren und Wissen vermitteln kann ich kaum noch.“

Ich meine, man sollte das nicht so leichtfertig nehmen! Sie brauchen nur die heutige Zeitung aufzuschlagen: „Wiener Schüler als brutaler Schläger." Da hat sich ein Fünfzehnjähriger aufgeführt. Und ein anderer Fünfzehnjähriger hat ja seinen Schulkollegen umgebracht. – Die lapidare Reaktion des Direktors: „Leben ist halt gefährlich." – Ob das die adäquate Reaktion eines Direktors ist, weiß ich nicht! Ich bin eher anderer Meinung. Aber das erinnert mich fatal an die Aussage der Frau Stadträtin, die zu den Spielcasinos gesagt hat, „Glückspiele sind ein Teil des Lebens". – Wenn wir mit einem solchen Phlegma über die Dinge hinweggehen, werden wir die Probleme, die es in Wien gibt, sicherlich nicht lösen können!

Die PISA-Studie wurde heute bereits angesprochen. Hier leiden die Zuwandererkinder genauso wie die Österreicher, denn Erstere sind logischerweise in erhöhtem Ausmaß wegen mangelnder Sprachkenntnis nicht in der Lage, einen vernünftigen Schulabschluss zu machen, eine entsprechende Ausbildung zu bekommen und eine entsprechende Anstellung zu erhalten.

Das Problem liegt aber nicht nur in der Sprache, sondern auch im kulturellen Unterschied, und da ist ein spezielles Problem das der Akzeptanz der weiblichen Lehrkräfte, mit dem wir immer mehr konfrontiert werden.

Ich habe vorhin dieses Jugendzentrum angesprochen, das die Schule, wie gesagt wird, aus eigenem Anspruch bei der Wissensvermittelung unterstützen möchte und das Programm der so genannten „Jugi-Schularbeit“ eingeführt hat. Aus meiner Sicht hat das aber, zumindest soweit ich es diesem Heft entnehmen kann, das ich erhalten habe, einen falschen Ansatz, denn man lockt dort mit auf Spaß und Unterhaltung ausgelegten Programmen. Sicherlich soll Wissensvermittlung interessant sein. Das geht aber nicht immer, zumal Wissen und Begabung in den Schulklassen ja doch recht unterschiedlich verteilt sind! Lernen geht halt in vielen Fällen nicht ganz ohne Wiederholung. „Repetitio est mater studiorum“ haben schon die alten Römer gesagt. Und Wiederholen ist nicht immer interessant, und Büffeln ist manchmal monoton. (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.) Aber es ist eben so monoton, wie es sehr häufig auch das spätere Berufsleben ist, Frau Kollegin! Und auf dieses Berufsleben soll die Schule vorbereiten. Sie soll den Schülern nicht vorgaukeln, dass alles Spaß und Gaudi ist. Das ist es nicht! Und das ist das Problem, mit dem viele Schüler konfrontiert sind, wenn sie aus unserem jetzigen Schulsystem hinaus in die so genannte raue Wirklichkeit kommen. Sie scheitern dann beim Umstieg ins Berufsleben. Und daran ist dieses Schulsystem zu einem beträchtlichen Teil auch mit schuld!

Weiter im Text: Den Besuchern des Jugendzentrums werden Multiple ChoiceTestfragebögen vorgelegt. Und darin steht wörtlich, dass dieses Instrument natürlich auch genutzt wird, wenn Inhalte transportiert werden sollen, zum Beispiel, wenn es um politische Bildung geht. – Das heißt, hier erfolgt in einem gewissen Ausmaß eine Indoktrination der Schüler, statt einer Verbesserung des Wissens und Könnens. Und dafür kann man nun wirklich nicht sein!

Durch diese Fragebögen wird indirekt auch die politische Anschauung der Heranwachsenden hinterfragt. – Und da frage ich mich schon: Sitzt sozusagen der „Große Bruder Gutmensch“ hinter jedem von diesen Jugendlichen, die das Programm in Anspruch nehmen, und überprüft, ob er ja die richtige politische Anschauung hat? Das stimmt schon sehr, sehr skeptisch! Insbesondere wenn man die Budgets des Landes Wien für die Förderung der Jugendzentren und Arbeitskreise unter die Lupe nimmt. Ein großer Teil dieses Geldes geht in Personalkosten für Personen, die auffallend häufig ein sehr enges Naheverhältnis zur SPÖ haben. Und durch diese Leute wird dann oft genug politische Indoktrination betrieben, wir hatten ja gestern mit diesem Zivildiener ein auffälliges Beispiel dafür. Es werden Feindbilder vermittelt, und man hält sich von Seiten der SPÖ ein abhängiges Reserveheer für Wahlkämpfe. 

Noch einige andere Aktivitäten aus solchen Zentren: Es werden Stadtteilrundgänge zu bestimmten Themen veranstaltet, zum Beispiel zu Wettbüros im Stadtteil. – Das ist fürwahr eine Sache, die die Jugendlichen unbedingt kennen lernen müssen! So soll etwa das Simmeringer Jugendcasino – wörtlich – „die Möglichkeit bieten, mittels Spielgelds die unterschiedlichen Spielangebote eines Casinos zu nützen und dort zu überprüfen, ob eine Gewinnchance besteht“. Und: „Schon Wochen vor der Veranstaltung wurde den Jugendlichen mitgeteilt, dass das Casino nur mit vornehmer Bekleidung betreten werden darf.“ – Ich hoffe nur, dass diese Jugendveranstaltung nicht auch speziell von Casinos Austria und Novomatic gefördert werden!

Da komme ich zurück auf unsere letzte Debatte. Der Herr Bürgermeister hat ja in diesem Zusammenhang einiges an Zusagen gemacht. Gemerkt haben wir derweilen noch nicht viel. Wir werden aber auf diesem Thema drauf bleiben, und ich werde mir erlauben, dem Herrn Bürgermeister und auch den Klubs die CD zuzustellen, die eine hervorragende Sendung des ORF zu diesem Thema beinhaltet. Ich hoffe, der ORF bleibt auch auf diesem Thema. Schauen Sie sich diese CD wirklich an! Es lohnt sich! Dann sehen Sie, wo die Problematik in diesem Bereich liegt! Es ist sicherlich keine Aufgaben der Jugendzentren, sozusagen ein spezielles SJ-Jugendcasino durchzuführen!

Bei einem anderen Projekt, betreffend die erste Wahl, erstellten die Jugendlichen einen Beurteilungsleitfaden für Wahlveranstaltungen, verglichen Partei- und Wahlprogramme und sammelten Wahlgeschenke. Das hätte ich gerne miterlebt!

Apropos Wahlgeschenke: Ich war vor den Wahlen in einer ganzen Reihe von Wiener Schulen. Nach dem Ende der Diskussion kam ein 12- oder 13-jähriger Bub zu mir und hat mich um einen Strache-Bären ersucht. Darauf sage ich: „Die bekommt man doch eh überall!“ Darauf der Bub: „Ja, das schon, aber mein Lehrer hat ihn mir weggenommen und aus dem Fenster geworfen!“ – Bei der gleichen Diskussion sind diejenigen mit den Antifa-Pickerln und den SPÖ-Aufklebern auf den Schultaschen in der ersten Reihe gesessen. – Da sieht man, welche Politik in manchen Schulen in Wien vertreten wird!

In diesen Jugendzentren toben sich auch eine ganze Reihe von offenkundig sehr weltfremden Soziologen aus. Das merkt man schon an dem Fachchinesisch dieser Broschüren, wenn man etwa liest: „Angebot für Burschen, in einem geschlechtshomogenen Setting Themen der Mannwerdung anzusprechen und aufzugreifen.“ – Was stellen Sie sich darunter vor? Schauen Sie einmal nach! Sie werden sich wundern, was das ist! Das ist sicherlich nicht das, was Sie annehmen! Verstanden wird eine solche Broschüre von einem Jugendlichen aber garantiert nicht!

Nun noch zu einem zweiten Bereich meiner Ausführungen, der leider in sehr engem Zusammenhang mit der Schule steht, nämlich zur zunehmenden Gewalt unter den Jugendlichen. Ich habe eingangs schon die heutige Titelseite angesprochen: „Wiener Schüler als brutaler Schläger.“ Untertitel: „Wiens Schulen bisher über 2 400 Mal als Tatort.“ Das war schon vor einem Monat. Jetzt sind es schon fast 2 500 Mal. Da gibt es nicht nur 2 500 Geschädigte, Verletzte, Gekränkte und natürlich die Täter, sondern betroffen sind auch deren Angehörige und Familien. Es gibt also Tausende allein von den erfassten Delikten Betroffene! Und wir kümmern uns nicht darum! Der Herr Direktor sagt: „Das ist Teil des Lebens.“ – Das kann es doch nicht sein! Damit können wir doch nicht so umgehen! Außerdem führt das natürlich zu Gegengewalt, Raub, Mobbing, Diebstahl von Taschengeld und so weiter.

Ich war auch in einer anderen Schule auf der Schmelz. Die Schule hat einen sehr guten Eindruck gemacht, das muss ich dazu sagen. Die Direktorin äußerte ihre Meinung, dass es bei ihr Gewalt an der Schule nicht gäbe. In der Pause sind zwei kleine Mädchen zu mir gekommen und haben mir gesagt, dass sie an der Diskussion nicht teilnehmen dürfen, weil sie zu jung sind, dass sie mich aber für die Schülerzeitung interviewen wollen. Und dann kam es aus ihnen heraus: „Auch wir und mein Bruder“ – wie das eine Mädchen sagte – „sind mehrfach bereits überfallen worden. Man hat uns das Taschengeld weggenommen, und man hat uns die Handys weggenommen.“

Was glauben Sie, was für eine Vorstellung diese jungen Menschen von der Gesellschaft bekommen? In sehr vielen Fällen haben sich da Banden oder Gruppierungen zusammengeschlossen. Und Sie können sagen, was Sie wollen: Meist sind es ethnisch orientierte Gruppierungen! Und wissen Sie, wie die jungen Österreicher bei uns schön langsam darauf reagieren? Und das ist sehr gefährlich! Sie sagen nämlich: Wir müssen uns auch zusammenschließen, damit wir uns gegen diese Gewalt wehren können! – Das sind die Folgen Ihrer Erziehung! Wollen Sie wirklich, dass wir die Westside Story mit Bandenkriegen auf den Straßen Wiens erleben? Wenn Sie so weitermachen, meine Damen und Herren von der SPÖ, dann bekommen wir das! (Zwischenruf von GR Heinz Vettermann.) Ja, Sie können sich wegdrehen, Sie können vor der Wirklichkeit wegschauen, Herr Kollege Vettermann! Sie haben auch schon weggeschaut, als wir vor zehn Jahre auf entsprechende Fälle hingewiesen haben, und haben gesagt: Das ist unmöglich! Wir wären heute froh, wenn wir die Situation hätten, die wir vor zehn Jahren geschildert haben!

Ich sage Ihnen: Es wird noch viel, viel schlimmer kommen! Genügt Ihnen der Zustand nicht, dass Wien jetzt schon 2 400 Mal Tatort war? Frau Brandsteidl sagt: „Was die Integration verhaltsauffälliger Kinder an den Pflichtschulen betrifft, ist Österreich international Vorreiter.“ Der „Kurier“ schreibt unter dem Titel „Denn sie wissen nicht, was sie tun“ über die Vorfälle, die es hier gibt. – Wollen Sie wirklich, dass es so weit kommt wie bei den Jugendkrawallen in Paris? Wir stehen nur noch wenige Jahre davor! 

Meine Damen und Herren! Das ist die Realität, vor der Sie hier die Augen verschließen und die Sie nicht sehen wollen, weil Sie nicht in Ihr Weltbild passt! Was Sie unseren Jugendlichen damit antun, das interessiert Sie offenbar nicht, denn dann sind Sie vielleicht zumindest teilweise schon aus der Politik draußen! Soll statt „Brennt Paris?“ einmal „Brennt Wien?" in der Zeitung stehen? In Paris brennen derzeit jede Nacht 130 bis 140 Autos. (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.) Ich weiß: Wir sind noch nicht so weit! Gott sei Dank! Aber es wäre höchste Zeit umzuschalten. Darüber muss man einmal nachdenken und sich überlegen, wo die wirklichen Hintergründe liegen!

Ich habe auch an einer anderen Schule diskutiert. Dort hat eine junge Ägypterin gesagt, die ausgezeichnet Deutsch gesprochen hat – es gibt davon eine Tonbandaufzeichnung –: „Ich bin in Österreich geboren. Meine Eltern wollten, dass ich mich integrieren kann. Ich habe von Anfang an Deutsch gesprochen, jetzt werde ich aber von meinen Mitschülern gemobbt, weil ich Deutsch und nicht Arabisch oder Türkisch spreche und weil ich keinen Schleier trage.“ – So weit sind wir gekommen! Dann hat sie noch einen interessanten Satz gesagt: „Etwas verstehe ich bei den Österreichern nicht. Ich bin stolz, Ägypterin zu sein. Aber wenn ich in Österreich sage: Ich bin stolz, Österreicherin zu sein, dann sagen sie zu mir: Nazi! – Das verstehe ich einfach nicht!“ – Auch darüber sollten Sie ruhig einmal nachdenken! Sie können sich das anhören! Das gibt es auf Band. Das ist keine Erfindung! Wenn Sie jetzt allerdings dumm über so etwas lachen, dann ist das Realitätsverweigerung, Herr Kollege, und zwar eine gefährliche Realitätsverweigerung! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie verschließen die Augen und versuchen, alles schön zu reden, wie früher der berühmte Herr Schönfärber im „Watschenmann“.

Wenn wir schon bei der Literatur sind, noch ein Wort zu Ihrer Realitätsverleugnung. – Sie tun nichts, und das ist das große Problem. Wer nichts tut, glauben Sie, kann nichts Falsches tun. Das ist aber nicht wahr! An jedem Tag und zu jeder Stunde, die wir versäumen, rennen wir in eine gefährliche Entwicklung, in eine Konfrontation, die wir wirklich nicht wollen! Folglich müssen wir dagegen Schritte setzen. Das geht jedoch sicherlich nicht nur mit der Spaßgesellschaft, die Sie laufend propagieren. 

Wir haben einen großen Schriftsteller, Grillparzer, der zwar nicht über die Stadtregierung von Wien, aber über die österreichische Regierung gesagt hat: 

„Was gebt ihr der Regierung Schuld 

und klagt sie schmähend an? 

Unschuldig ist sie allzumal. 

Sie hat ja nichts getan!“ – 

Und Sie tun auch nichts! Sie rennen sehenden Auges in eine sehr, sehr gefährliche Gegend. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Smolik. – Bitte. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte kurz zum Budget ein paar Sachen sagen. Es freut uns, dass der Betrag für die Förderung der Kinderbetreuungseinrichtungen auch heuer wieder gestiegen ist. Und es ist notwendig, auch in die privaten Kinderbetreuungseinrichtungen mehr Gelder zu stecken, als Anerkennung und weil das auch notwendig ist, damit wir uns den hohen Anteil an Kinderbetreuungsplätzen in Wien auch weiterhin leisten können.

Betreffend Leistungserlöse weiß ich nicht, ob ich die Debatte vorher falsch verstanden habe. Ich habe jetzt noch einmal im Budget nachgeschaut: Meiner Meinung nach steigen die Leistungserlöse in Kindertagesheimbereich, nämlich von 25,7 Millionen EUR vom Voranschlag 2006 auf 26,3 Millionen EUR. – Ich weiß nicht, warum da von geringeren Einnahmen gesprochen wird! Was mich zu der Frage veranlasst: Warum steigen sie? Ist damit zu rechnen, dass der Kindergartenbeitrag erhöht wird? Oder nehmen so viel mehr Kinder wieder den Kindergarten in Anspruch und ist deswegen mit mehr Einnahmen durch die Elternbeiträge zu rechnen?

Zu den Kinderkrippenplätzen, die in den letzten Tagen beziehungsweise in der letzten Woche thematisiert wurden, möchte ich auch eine Frage stellen. Wir haben im Juni 2005 bei der Rechnungsabschlussdebatte einen gemeinsamen Antrag zum Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen eingebracht, der dann auch einstimmig angenommen und in welchem gefordert wurde, dass der weitere Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen besonders für die Betreuung für Kinder im Alter von null bis drei Jahren vorangetrieben wird und dass es flexible Kinderbetreuungsmodelle geben soll, bei welchen die Kinder an einem, zwei, drei oder vier Tagen in der Woche betreut werden können.

In der Folge ist den Medien zu entnehmen, dass gerade die Zahl der Krippenplätze in Wien gesunken ist, und zwar von 5 215 auf 4 791 im April 2006. Dann wird die Frau Vizebürgermeisterin – ob korrekt oder nicht – zitiert, dass es keinen Mangel an Krippenplätzen in Wien gibt. – Ich glaube, dass es sehr wohl einen Mangel gibt! Hinsichtlich der Anzahl an Kinderbetreuungsplätzen für die Kinder im Alter von null bis drei Jahren sind wir in Wien zwar Vorreiter, dennoch müssen wir den Ausbau vorantreiben! Ich möchte diesen gemeinsamen Antrag daher in Erinnerung rufen und betonen, dass wir entsprechende Initiativen setzen müssen, dass weitere Plätze angeboten werden. Meine Frage: Was wird in diesem Bereich konkret gemacht, damit es nicht zu einer weiteren Reduktion der Kinderkrippenplätze kommt?

Zum Kindergarten: Ich bringe dieses Jahr erstmalig keinen Antrag zur Senkung der Gruppengröße und zur Veränderung des Betreuungsschlüssels ein, aber er kommt wieder, wahrscheinlich beim Rechnungsabschluss!

Ich möchte schon, dass die Stadt Wien auch in dieser Frage Qualitätssicherung betreibt, wie sie auch im Bildungsplan – zu dem ich später noch komme – angeführt wird. Auch der Experte, der im Zuge der Bildungsplandiskussion herangezogen wurde, nämlich Herr Prof Fthenakis, weist darauf hin, dass gerade die österreichischen Kindergärten europaweit die größten Gruppen haben und dass es diesbezüglich pädagogische Standards der EU gibt, nämlich von 12 bis 15 Kindern pro Gruppe im Alter von 4 bis 5 Jahren.

Wir sagen jetzt nicht zum ersten Mal, dass wir glauben, dass eine Reduktion der Gruppengröße sehr viel bringen würde. Es wäre vorteilhaft, wenn wir nicht wie jetzt 26 Kinder im Kindergarten hätten. Ich glaube, dass wir Herrn Prof Fthenakis, der am Bildungsplan mit gearbeitet hat und auch viele Initiativen gesetzt und Inputs gegeben hat, auch in diesem Zusammenhang ernst nehmen und über die Gruppengröße im Kindergarten weiter nachdenken sollten!

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass wir nach wie vor der Meinung sind, dass es eines Berufsbilds für die KindergartenassistentInnen bedarf. Zumindest sind sie im Sprachgebrauch jetzt schon „AssistentInnen“ und nicht mehr „HelferInnen“. Aber auch hier gibt es noch einiges zu tun. Ich habe mich auch sehr gefreut über die Zustimmung der Stadträtin zu einer gemeinsamen universitären pädagogischen Ausbildung für alle PädagogInnen, weil ich glaube, dass wir nur so die pädagogischen Standards weiter fortführen können, die wir uns alle erwarten.

Ich möchte als Nächstes auf einen Kontrollamtsbericht der Stadt Wien zu sprechen kommen, und zwar betreffend die Prüfung der Speisenversorgung in den Wiener städtischen Kindertagesheimen. – Es war ein rot‑grünes Projekt, den Bioanteil in den Kindertagesheimen auf 50 Prozent zu erhöhen. Dass dieses Ziel schneller erreicht wurde als geplant, freut uns sehr! Wir sind auch sehr zufrieden damit, wobei es unterschiedliche Reaktionen bei den Kindern gibt. Manches schmeckt doch nicht so, wie sie erwartet haben, aber ich glaube, auch daran werden sie sich gewöhnen!

Ich möchte aber trotzdem einige Stellen aus dem Kontrollamtsbericht hier zitieren, denn ich glaube, dass es noch einiges zu hinterfragen gibt. – Betreffend die Verköstigung mit dem Gabelfrühstück hält das Kontrollamt festhält, dass es keinen Gemeinderatsbeschluss und keine schriftliche Grundlage dafür gibt. Die MA 10 weist dann in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass es entsprechende Erhebungen und Überlegungen geben wird, um in ihren Einrichtungen eine baldige Adaptierung des Beschlusses über die Essensbeiträge herbeizuführen.

Da frage ich mich: Wie geht es jetzt weiter? Dieser Satz besagt nämlich nicht wirklich, was geschehen wird. Bedeutet das, dass es eine Erhöhung der Essensbeiträge geben wird oder dass alles einfach so beibehalten wird? Oder heißt das, dass es einen Antrag gibt? Mich würde interessieren, in welche Richtung die Interpretation dieser Stellungnahme der MA 10 geht. 

Zweiter Punkt: Die drei Mittagsmenüs wurden angeführt, nämlich das Menü „Standard“, das Menü „ohne Schweinefleisch“ und das Menü „fleischlos“. – Hier hat das Kontrollamt offensichtlich bemerkt, dass die Information an die Eltern bezüglich Menüauswahl und Angebot nicht optimal ist, und angeregt, dass die Eltern auch darüber informiert werden sollten, dass sie das Menü, das sie einmal gewählt haben, auch wechseln können und dass die Speisepläne ausgehängt werden sollen.

Vielleicht ist das jetzt ein Einzelfall, aber ich habe auch mit anderen Eltern Rücksprache gehalten. Auch mein Sohn besucht ein städtisches Kindertagesheim, einen Hort, und da gibt es – wie auch in anderen Horten – keinen Aushang des Speiseplans. Ich bin nie – und so geht es auch anderen Eltern – befragt worden, welches Menü ich beziehungsweise mein Kind denn wählen möchten. Ich habe dann aber Ende Oktober im Mitteilungsheft meines Sohnes, das ich auch mitgebracht habe, einen Zettel vorgefunden, den ich hier vorlesen möchte, denn ich glaube nicht, dass das Kontrollamt gemeint hat, dass das die Informationen an die Eltern sein soll!

Da steht: „Liebe Eltern! Derzeit bieten wir zum Mittagessen drei verschiedene Menüs an. Menü 1 mit Schweinefleisch, Menü 2 ohne Schweinefleisch (vorwiegend Pute), Menü 3 vegetarisch. Ihr Kind bekommt derzeit Menü 2, bei Änderungswunsch kommen Sie bitte bei uns vorbei.“ Aus. Mit Unterschriftszeile. – Ich habe das abgezeichnet und mir gedacht, gut, ohne Schweinefleisch passt das. Mein Sohn hat gemeint, dass das passt und er keine Änderung des Menüs will. Was er aber den ganzen Tag und die ganze Woche isst, weiß ich nicht, weil der Speiseplan fehlt. Und dass ich wechseln kann, wurde mir auch nicht mitgeteilt, sondern das konnte ich erst im Kontrollamtsbericht nachlesen.

Ich glaube, dass wir die Anregungen, die wir vom Kontrollamt bekommen, auch ernst nehmen sollten! Ich meine, die Eltern würden die Wahlmöglichkeit auch annehmen, wenn man sie davon informiert. Außerdem glaube ich, dass die Kinder vielleicht auch zu einem fleischlosen oder zu einem anderen Menü wechseln würden, wenn sie sehen, was die anderen Menüs anbieten und dass es nächste Woche vielleicht in einem anderen Menü das Lieblingsessen gibt. 

Ich glaube, dass den Anregungen des Kontrollamtes doch etwas mehr Genüge getan werden sollte!

Zum Bildungsplan, der ja schon kurz angesprochen wurde: Leider konnte ich nicht sehr lange bei der Enquete bleiben, weil ich zur Präsidiale musste, die zur selben Zeit stattfand. Wir haben diesen Antrag damals mit unterstützt, und ich habe mich auch sehr gefreut, als ich ihn vor zwei Wochen erhalten habe. Ich habe ihn gelesen und habe mich auch in der vorgelagerten Diskussion eingebracht, bei der man Anmerkungen zum Erstentwurf machen konnte. Ich glaube aber, dass nicht klar ist – und das war auch mir beim Lesen des Erstentwurfes nicht ganz klar – an wen sich der Bildungsplan richtet.

Wenn er sich an die Eltern richtet, dann ist es, glaube ich, ein taugliches Mittel, darzustellen, was alles im Kindergarten gemacht wird und welche Bildung schon seit Jahren im Kindergarten gelebt wird. Ich weiß aber nicht, ob das – und das kam ja auch immer wieder in der Diskussion – für die PädagogInnen das richtige Mittel ist. Die PädagogInnen, mit denen ich gesprochen habe, haben gesagt, dass eigentlich nichts Neues in diesem Entwurf steht. Für die PädagogInnen ist es also wirklich nicht der große Wurf geworden!

Wenn das Ganze für die Eltern sein soll, dann ist es okay, denn ich glaube, dass es auch notwendig ist, den Eltern zu zeigen, welche Bildungsleistung sie im Kindergarten für ihre Kinder bekommen, und dass es für die Kinder gut ist, dass jetzt auch der Kindergarten als erste Bildungseinrichtung mit einem Bildungsplan definiert wird.

Der logische Schritt ist für uns jetzt aber die Frage: Wenn Bildungseinrichtung, warum dann nicht gratis? Das wurde ja schon thematisiert. Wenn wir es nämlich wirklich ernst meinen, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist, dann muss er auch gratis sein, und zwar nicht nur das letzte Kindergartenjahr, sondern die gesamten Kindergartenjahre.

Ich möchte zum Schluss noch zu den Bädern kommen. Auch ich habe hier schon öfters gesagt, dass ich gerne wieder einmal eine Bäderkommissionssitzung hätte. Zumindest sollten wir sie wieder einmal einrichten, denn in dieser Legislaturperiode wurde sie noch nicht konstituiert. Ich glaube, dass sich seit dem letzten Bäderkonzept, das wir 2001 oder 2002 in der letzten Bäderkommissionssitzung besprochen haben, einiges getan hat. Ich meine, dass wir das Bäderkonzept, das damals galt, doch einmal überarbeiten sollten, und dass man sich auch anschauen sollte, was sich getan hat, wie es weitergeht, wo es nicht so gut klappt und wo die nächsten Investitionen sind.

Zum Beispiel ist das Ottakringer Bad nach wie vor kein Familienbad, wie es im Bäderkonzept von 2001 vorgesehen war. – Jedenfalls meine ich, dass wir wieder eine Bäderkommissionssitzung abhalten sollten. Ich empfand die Sitzung damals als durchwegs konstruktiv, vor allem, dass wir auch die Möglichkeit hatten, uns als Oppositionspartei einzubringen. Aber das ist schon lange her, und ich verstehe nicht, warum man keine Sitzung dieser Bäderkommission mehr macht.

Ich möchte einen Antrag einbringen, der schon bei der vorhergehenden Geschäftsgruppe debattiert wurde, und zwar betreffend die Website der Bäder. Ich meine nämlich, dass wir etwas umsichtiger mit den Informationen sein sollten, die wir anbieten, vor allem, wenn sie für Menschen mit Behinderungen sind und das Internet eines der wenigen Medien ist, in dem man sich über Behinderteneinrichtungen in der Stadt informieren beziehungsweise erfahren kann, welche Angebote es gibt. Und im Zusammenhang mit Behinderteneinrichtungen sind die Bäder nun einmal ein wichtiger Bereich.

Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Um den barrierefreien Zugang zu Informationen über Behinderteneinrichtungen in den städtischen Bädern, Sommer‑ und Hallenbädern sowie Familienbädern zu gewährleisten, soll die Homepage der Stadt Wien bei den entsprechend Links die folgenden Details für Menschen mit Behinderungen aufweisen:

A. Vorhandensein und Anzahl der WC-Anlagen;

B. Vorhandensein und Anzahl der Duschanlagen;

C: Vorhandensein und Anzahl der Umkleidevorrichtungen;

D. Vorhandensein und Anzahl der Behindertenparkplätze;

E. Vorhandensein und Anzahl von Rampen und/oder Aufzügen;

F. Vorhandensein und Anzahl von Behindertenbeckenliften.

Diese Informationen müssen laufend aktualisiert werden. – Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss.“

Ich glaube, dass die Bäder sehr wohl einiges zu bieten haben, nur kommt das Angebot nicht an all jene Menschen, die es in Anspruch nehmen könnten. Ich glaube, dass wir hier eine Chance auslassen, einer Personengruppe die Freizeiteinrichtung Bäder zu eröffnen, die sie gerne nützen würde, wenn sie wüssten, in welchem Bad die Möglichkeit dazu besteht.

Für alle, die nicht glauben, dass das stimmt: Man kann die Liste der Bäder im Internet ja anklicken. Dann sieht man, dass leider nicht dabei steht, ob es dort eine behindertengerechte Einrichtung, einen Lift oder einen Beckenlift gibt.

Zum Schluss möchte ich noch einen Antrag einbringen, in dem es um die Bedürfnisse einer Community geht, die in Wien immer größer wird, nämlich die Community der Skater. Es gab im 2. Bezirk eine Halle, das Skatelab, dieses wurde aber geschlossen, und im Winter gibt es hier keine Halle mehr für diese Szene. Deswegen stellen Frau Dipl-Ing Sabine Gretner, Heinz Vettermann, Mag Thomas Reindl und ich einen gemeinsamen Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die rasche Realisierung einer winterfesten Skate-Halle aus. Frau VBgmin Laska wird ersucht, gemeinsam mit den betroffenen Dienststellen im Magistrat, der Arbeitsgruppe Skaten in Wien, den Unternehmen der Stadt Wien, dem Wirtschaftsförderungsfonds und dem Wohnfonds diesbezüglich Gespräche fortzuführen beziehungsweise aufzunehmen, um der Skate-Community möglichst rasch eine Skate-Halle in Wien zur Verfügung zu stellen. – Wir beantragen die sofortige Abstimmung des Antrags.“ 

Ich möchte noch einmal sagen, dass wir den Bildungsplan für gut halten. Dieser darf aber an dieser Stelle nicht stehen bleiben. Bei der Eröffnungsrede der Frau Vizebürgermeisterin bei der Präsentation des Bildungsplans hat sie erklärt, dass das erst ein erster Schritt war und dass das jetzt weitergeht. Mich würde interessieren: Wie geht es weiter? Wo geht es weiter? Mit welchem Prozess geht es weiter? Sind wir eingebunden? – Bisher habe ich die Einbindung in die Prozesse, die gelaufen sind, als sehr positiv empfunden, und ich würde mir wünschen, dass wir uns auch am nächsten Schritt beteiligen können, um dann eine Diskussion über ein Nachfolgeprodukt des Bildungsplans zu führen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Anger-Koch. – Bitte. 

GRin Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Es liegt ein neuer Budgetvoranschlag vor, und wir sind der Meinung, dass die Stadt Wien sehr von der Reformpolitik der ÖVP profitiert, denn wir können dieses Jahr 147 Millionen zusätzlich aus den Bundesabgaben lukrieren.

Ich hoffe doch, dass der Voranschlag nicht nur die in Zahlen gegossene Politik sein wird, sondern dass wünschenswerte Verbesserungen nun auch vollzogen werden.

Damit bin ich auch schon bei meinem ersten Punkt. – Meine Kollegin, Frau Smolik, hat den Bildungsplan angesprochen: Wir begrüßen diesen natürlich und freuen uns sehr, dass Sie auch auf unsere Wünsche und Anträge eingegangen sind. Genauso wie die Grüne Fraktion wünschen wir uns selbstverständlich, dass wir eingebunden werden und dass wir das weiter forcieren können, dass es sich quasi für alle Beteiligten lohnt. Der Kindergarten ist eben eine Bildungseinrichtung, und als solche soll er auch bewertet und beurteilt werden. Meiner Meinung nach sollte der Kindergarten gratis angeboten werden oder sollte zumindest das letzte Kindergartenjahr gratis angeboten werden, denn es geht hier um die Integration und Förderung aller Kinder, und besonders jener, die nichtdeutscher Muttersprache sind, und diese brauchen eben speziell unsere Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß, dass Sie immer Ihre soziale Staffelung ansprechen. Trotzdem sind die Kindergartentarife für sehr viele Wiener und Wienerinnen noch immer zu hoch. Ich bitte Sie daher, sich den gesellschaftlichen und ökonomischen Veränderungen anzupassen!

Damit bin ich schon beim nächsten Punkt, und zwar bei den Kinderbetreuungseinrichtungen. Es wurde auch schon von meiner Kollegin Smolik angesprochen, dass Wien den gegenwärtigen Bedarf gerade bei den Null‑ bis Dreijährigen lediglich zu 50 Prozent abdeckt, und im Pflichtschulbereich reicht die Versorgung nur für 30 Prozent. Deshalb stellen meine Kollegen Dr Aigner, Frau Mag Feldmann und ich folgenden Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge für den Ausbau des Wiener Angebots an vorschulischen Betreuungseinrichtungen folgende Maßnahmen setzen:

Erstens: Ausbau des Angebots von städtischen Kindertagesheimplätzen für Kinder von eineinhalb bis drei Jahren auf zirka 90 Prozent bis Anfang 2009.

Zweitens: Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahres.

Drittens: Anpassung der Tarifsysteme in den städtischen Horten und Pflichtschulen an das Tarifsystem der Bundesschulen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Es ist einfach nicht von der Hand zu weisen, dass eine flächendeckende und gut organisierte Kinderbetreuung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zugute kommt.

Nun bin ich bei der nächsten Betreuungsgruppe, die wir schon oft angesprochen haben und die auch gefordert wurde, weil im Schulrechtspaket 2005 die Erhebung des Bedarfs an Betreuungsgruppen und Nachmittagsgruppen von der ersten bis zur neunten Schulstufe gefordert wurde, von der Stadt Wien aber insgesamt keine Erhebung vorgenommen wurde. Eine Erhebung erfolgt lediglich bei der Schuleinschreibung. Meine Damen und Herren! Das ist eigentlich ungesetzlich!

Da Sie es nicht getan haben, haben es Eltern, Direktoren und Lehrer getan, und diese haben erkannt, dass es an diversen Schulstandorten sehr wohl Möglichkeiten für diese Betreuung gibt, die Ressourcen vom Land jedoch nicht zur Verfügung gestellt werden. Somit verhindert auch Ihre Stadtregierung die notwendige Tagesbetreuung an Schulen und Horten!

Es heißt: Die Hoffnung stirbt zuletzt. Ich hoffe dennoch, dass Pflichtschulen saniert, Hortplätze erweitert, PädagogInnen eingesetzt und der Bedarf an Nachmittagsbetreuungen erhoben wird und in der Folge die fehlenden Plätze abgedeckt und weiterhin Lehrerressourcen, die vom Bund zur Verfügung gestellt werden, eingesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch das von der Stadt Wien bereitgestellte Angebot an Sportanlagen und Hallen erscheint uns derzeit als unzureichend. Es fehlen Planung und der Ausbau des Sportstättenwesens. Wir haben eigentlich schon sehr lange gefordert, dass es diesbezüglich einen Plan gibt, der gemeinsam mit den Wiener Dachverbänden erarbeitet werden soll.

Ich möchte Ihnen nur ein kurzes Beispiel anführen, was eine Folge von Plan‑ und Konzeptlosigkeit sein kann: Im 22. Bezirk gab es eine Fehlplanung betreffend die Errichtung des zweiten Sportplatzes für den Sportverein Eßling. Die Lage an und für sich wurde falsch erhoben, was dann zu Komplikationen mit den Anrainern führte, und der Platz avanciert nun immer mehr zum Streitobjekt. Heute sieht sich dieser Verein einer Klage über 15 500 EUR gegenüber und weiß nicht, wie er das zahlen soll. Man hat sich seitens des Vereins Hilfe suchend an die Stadt Wien gewendet, bisher aber ergebnislos. Und das nächste Problem zeichnet sich in Kagran ab.

Deswegen stellen meine Kollegen GR Günther Kenesei und GR Dr Aigner einen Beschlussantrag an die amtsführende Stadträtin für Jugend, Bildung, Information und Sport, einen Sportstättenplan zu erarbeiten und den zuständigen Gremien des Wiener Gemeinderates zur Begutachtung vorzulegen.

Der Plan sollte folgende Eckdaten umfassen: Analyse der Ist-Situation des Wiener Sportstättenwesens und des bestehenden Bedarfs an Trainings- und Sportstätten, aufbauend auf die Analyse die Erstellung eines mit genauen zeitlichen, organisatorischen und wirtschaftlichen Eckdaten versehenen Konzepts für den Ausbau des Sportstättenwesens in der Bundeshauptstadt und eine Planung für die verstärkte Übertragung von Sportstätten in die Verwaltung der Dachverbände. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun komme ich zum Sportbudget, das nur in groben Zahlen angegeben wird und kaum Aufschluss darüber gibt, wie die Mittel konkret eingesetzt werden, welche Zielsetzungen mit den Förderungen verfolgt werden, welche Initiativen und Aktivitäten wirklich gesetzt werden. Wir fordern einen jährlichen Sportbericht, der dann auch den zuständigen Gremien zur Begutachtung vorgelegt wird. 

Daher kommt unser nächster Beschlussantrag von meinem Kollegen Dr Aigner und mir an die amtsführende Stadträtin für Jugend, Bildung, Information und Sport betreffend einen jährlichen Sportbericht, der folgende Informationen enthalten soll:

Übersicht über alle Subventionsansuchen, die an die Stadt Wien im abgelaufenen Jahr gerichtet worden sind; Unterteilung der Subventionsansuchen in abgewiesene und angenommene Subventionsansuchen und kurze Erklärung hinsichtlich der jeweiligen Entscheidungen; umfangreiche Darstellung der städtischen Maßnahmen zur Förderung des Spitzen-, Breiten- und Jugendsports. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters wäre es für uns auch wünschenswert, zwischen Schule und Sport ein Konzept zu forcieren, weil gerade auf die Problematik bei Kindern, die unter Adipositas leiden, aufmerksam gemacht wird. Auch in der Nachmittagsbetreuung wäre ein Ansatz anzudenken, um die Freizeitangebote mit dem Sport attraktiver zu machen. Die Voraussetzungen in den Vergaberichtlinien für die Sportstätten müssten transparenter und nach dem Prinzip der Effizienz und einer Prioritätensetzung gestaltet werden. Um den Sport für die Jugend, aber auch für die Familien attraktiv zu halten, bedarf es einer Verbesserung der Infrastruktur im Breitensport. Das kann aber nur erfolgen, wenn die Zusammenarbeit mit den anerkannten Dachverbänden in Wien und mit den Vereinen gesichert und auch eine finanzielle Unterstützung geboten wird.

Ich bringe daher mit meinen Kollegen Dr Matthias Tschirf und Dr Aigner einen Beschlussantrag betreffend Übertragung von Kompetenzen für die Förderung des Jugendsports an die Bezirke an den Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien ein: Er möge in Absprache mit unserer amtsführenden Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport dafür sorgen, dass dem Bezirk im Rahmen eines weiteren Dezentralisierungsschrittes die Einrichtung eines Sportförderbudgets ermöglicht wird. Die Subvention der Bezirke sollte zweckgebunden für die Förderung des Jugendsports verwendet werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind der Meinung, Sport muss nicht immer eine teure Fun‑ oder Eventveranstaltung sein, sondern das Ziel des Sports soll Gemeinnützigkeit sein, und das wäre auch Teil Ihrer sozialen Verantwortung.

In meinem letzten Punkt möchte ich noch die Bäder ansprechen. Sie haben jetzt wahnsinnige Werbebudgets für Öffentlichkeitsarbeit und Werbekampagnen in Wien, dabei sollten eigentlich die Hallen- und Saunabäder in Wien subventioniert werden! – Deswegen fordern mein Kollege Dr Aigner und ich ein Wiener Bäderkonzept und stellen einen Antrag an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, dass folgende Punkte darin berücksichtigt werden:

Umfassende Evaluierung des Angebots und der Infrastruktur der Wiener Bäder; 30-prozentige Senkung des Defizits der Wiener Bäder bis zum Ende der Legislaturperiode; langfristige Planung der Sanierung und der Verlagerung möglicher Bäderstandorte.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dabei soll aber bei der Umsetzung des Programms von einer Gebührenerhöhung Abstand genommen werden, und die nötigen Einsparungen sollten durch Effizienzsteigerung beim Einsatz des Personals, durch Nutzung von Energien und durch neue kundenfreundliche Angebote in den einzelnen Bädern erreicht werden.

Ich bringe jetzt noch einen letzten Antrag betreffend Aufstockung des Budgets der Volksbildung mit meinen Kollegen Dr Wolfgang Aigner, Mag Barbara Feldmann und Mag Sirvan Ekici ein. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein Fazit zu diesem Budget: Es sollte ein weniger mediales und mehr soziales Wien geben! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächste ist Frau GRin Novak zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihr. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte meine heutige Wortmeldung zum Budget 2007 vor allem dazu nutzen, ein paar Worte über jenen Bereich in dieser Geschäftsgruppe zu sagen, der sich mit der sozialen Infrastruktur beziehungsweise den sozialen Dienstleistungen beschäftigt, und zwar vor allem im Bereich der Kinder, Familien und Jugendlichen.

Anschließend an die Debatte, die wir vor dieser Geschäftsgruppe hatten, nämlich die Debatte zum Sozialbudget und zur Sozialpolitik in dieser Stadt, ist es notwendig, genau diesen Faden weiter zu spinnen, weil das auch in dieser Geschäftsgruppe seinen Niederschlag findet.

Wir haben bei dieser sozialpolitischen Debatte heute schon von Seiten der ÖVP gehört, dass das Problem, dass der Arbeitsmarkt nicht die entsprechenden Arbeitsplätze produziert, ein Problem ist, das Wien für sich hat. Ein anderes Bundesland, über das Frau Korosec gesprochen hat, nämlich Oberösterreich, hat dieses Problem ebenfalls. Und dann gibt es noch Bundesarbeitsplätze. – Das hat mir überhaupt besonders gefallen, dass da von Wiener Arbeitsplätzen, oberösterreichischen Arbeitsplätzen und Bundesarbeitsplätzen geredet wird! Das Einzige, was ich in den letzten sechs Jahren wahrgenommen habe, war, dass die Bundesarbeitsplätze immer weniger wurden, nämlich jene, die ursprünglich in der Verwaltung zu Hause waren und abgebaut wurden.

Außerdem habe ich von Seiten der Bundesregierung in den letzten sechs Jahren kein einziges Wort zum Thema Vollbeschäftigung gehört. Zum Thema Vollbeschäftigung gab es kein einziges Wort, keine einzige Kampagne und keine einzige politische Auseinandersetzung. Stattdessen hat man sich von der aktiven Arbeitsmarktpolitik verabschiedet, sich abgeputzt, die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen den Ländern, den Gemeinden und den Städten zugeschoben und gesagt: Wir haben mit dem Arbeitsmarkt nichts mehr zu tun! – Ich meine: So kann es nicht gehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Rechnung dafür hat die ÖVP ja Gott sei Dank am 1. Oktober präsentiert bekommen. Ich muss das deshalb dazusagen, weil wir die Auswirkungen dieser nicht aktiven Arbeitsmarktpolitik des Bundes in den letzten sechs Jahren hier in unserer Geschäftsgruppe zu spüren bekommen. 

Frau Kollegin Brauner hat eine unglaubliche Herausforderung vor sich, weil sie immer mehr soziale Transferleistungen an Menschen geben muss. Ich glaube, sie würde das lieber nicht machen. Ihr wäre es lieber, dass die Menschen einen Job haben und selbst für sich sorgen können, als auf soziale Transferleistungen angewiesen zu sein.

Genau diese sozialen Dienstleistungen werden auch von der Geschäftsgruppe der Frau VBgmin Laska dort erbracht, wo es um Familien, Kinder und Jugendliche geht. Und natürlich hat das Auswirkungen. Die angespannte soziale Situation in den Familien ist für uns ein Thema, und drei Magistratsabteilungen dieses Ressorts sind in diesem Zusammenhang ganz besonders zu erwähnen, nämlich die MA 10, die MA 11 und die MA 13. Diese Abteilungen sind tagtäglich mit der Bewältigung jener Probleme befasst, die sich auf Grund falscher Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik auf Bundesseite ergeben.

Wir können dem Budget entnehmen, dass die MA 10 immer versucht, das Angebot betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Familie, was eine sehr wichtige arbeitsmarktpolitische und auch frauenpolitische Maßnahme ist, auszubauen. In diesem Bereich gibt es soziale Transferleistungen in Form von Kostenermäßigungen: 2004 waren diese Transferleistungen mit 17,9 Millionen EUR veranschlagt, 2007 sind sie mit 22,25 Millionen EUR veranschlagt. – Das kann man natürlich mit einem lachenden und einem weinenden Auge sehen, mit einem lachenden Augen deswegen, weil wir als Stadt Wien es uns leisten können, diese Transferleistungen in Form von Ermäßigungen zu geben, mit einem weinenden Auge, weil es schade ist, dass das notwendig geworden ist, weil immer mehr Familien und Menschen in dieser Stadt auf Grund verfehlter Arbeitsmarktpolitik des Bundes dazu gezwungen sind, diese Transferleistungen anzunehmen. – Das ist ein Punkt.

Zweitens kann oder muss – je nachdem, von welcher Seite man es sehen will – auch seitens der MA 11 eine soziale Transferleistung gegeben werden, nämlich der Wiener Familienzuschuss.

Zu all den Transferleistungen des Ressorts Brauner und des Ressorts des Herrn Kollegen Faymann – auch in diesem Bereich kann die Stadt Wien zum Glück Familien unterstützen – kommt noch der Wiener Familienzuschuss mit 7 Millionen EUR dazu. – Und dass all das möglich ist, darauf bin ich sehr stolz! Ich denke, das ist eine großartige Leistung! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr wesentlich ist aber vor allem auch die Qualität der Arbeit, gerade wenn es um Kinder und Familien geht. Das ist sicher unbestritten. – Ich meine, die Magistratsabteilung 11 hat sich ein sehr schönes Motto für ihre Arbeit ausgesucht, nämlich „Familien stützen und Kinder schützen“. Ich denke, das spiegelt auch den Inhalt und die Qualität wider. Die Magistratsabteilung 11 stellt unglaublich viele Angebote im Bereich der Elternarbeit, der Prävention und der Hilfe bei der Erziehungsarbeit zur Verfügung, ob es nun die Elternberatungsstellen, die Regionalstellen oder die Eltern-Kind-Zentren sind. All diese Einrichtungen versuchen schon im Vorfeld gemeinsam mit den Familien, es gar nicht so weit kommen zu lassen, dass etwas geschehen muss, was niemand von uns will, was aber manchmal notwendig ist, dass nämlich ein Kind aus der Familie heraus genommen werden muss, weil es nicht mehr verantwortbar ist, dass man das Kind in dieser Familie leben lässt.

Es wurden heute schon ein paar Kontrollamtsberichte zitiert, und ich möchte jetzt auch auf die diesbezüglichen Berichte hinweisen. Vorige Woche hat das Kontrollamt in seiner Sitzung in aktuellen Berichten festgestellt, dass die Abklärungsverfahren zur Gefährdungsfeststellung in diesen Abteilungen eine ganz besonders hohe Qualität haben. Das ist ein sehr schwieriger, sensibler Bereich, und wenn für einen so sensiblen Bereich ein so gutes Zeugnis ausgestellt wird, dann möchte ich mich herzlich für diese Arbeit bedanken und dazu gratulieren! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Alexander Neuhuber.) Ich sage dann schon noch etwas dazu! Ich habe noch sechseinhalb Minuten, das kann sich locker ausgehen!

Zur Qualität in der Kinderbetreuung gehört auch die Bildung, und wir hatten am Freitag die Gelegenheit, nach einem sehr langen und intensiven Diskussionsprozess, in den sich auch einige Vertreter der Opposition – wie sie auch schon angemerkt haben – gerne und auch erfolgreich einbringen konnten, den Bildungsplan zu präsentieren. Ich denke, das ist ein großer Meilenstein in der Frage von Frühförderung im Hinblick auf Bildung. Dabei geht es vor allem um die Frage: Wann beginnt man eigentlich, in eine Bildungseinrichtung zu gehen? – Und es ist vollkommen korrekt: Der Kindergarten ist die erste Bildungseinrichtung. Diesbezüglich wurde jetzt mit dem Bildungsplan hoffentlich ein entsprechendes Signal gesetzt!

Viele haben es auch unterstützt, dass wir dieses Prinzip aus Wien heraus auch auf die Bundesebene und in die Bundesländer tragen. Es ist nämlich tatsächlich wichtig, dass wir pädagogische Leitlinien und einen Plan der pädagogischen Auseinandersetzung mit dem Kind im Kindergarten haben, und ich hoffe, dass sich dieser Gedanke, dass der Kindergarten und die Kinderbetreuungseinrichtungen Bildungseinrichtungen sind, durchsetzt!

Dazu möchte ich jetzt anmerken: In Wien ist das der Fall, ich glaube aber, dass die Kinderbetreuungseinrichtungen in den Bundesländern keine Bildungseinrichtungen sind, sondern Kinderaufbewahrungsstätten. Ich hoffe aber, dass wir es gemeinsam schaffen, dass allen klar wird, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist, und dass damit auch klar ist, dass die grundsätzliche Finanzierung für Bildung Bundesangelegenheit ist. – Das wollte ich noch zum Bildungsplan sagen.

Noch ein Punkt, den die Frau Vizebürgermeisterin in der Debatte am Freitag über den Bildungsplan auch erwähnt hat: Wenn man sich mit dem Bildungsplan und der Bildungseinrichtung Kindergarten beschäftigt, muss man intensiv auch über eine Neugestaltung der Schuleingangsphase nachdenken. Das ist bei der Debatte ganz klar herausgekommen. Das ist, denke ich, auch ein Wunsch der Kollegin Jerusalem. Dabei ist zu beachten, dass nicht alle Kinder ab sechs Jahren genau denselben Bildungsstatus und die gleichen Talente und Neigungen haben, sondern dass es da Unterschiede gibt, auf die man Rücksicht nehmen muss. Das ist in der Debatte klar herausgekommen, und das findet sich auch im Ansatz des Bildungsplanes.

Wichtig ist mir auch zu sagen, dass wir uns beim Bildungsplan intensiv auch damit auseinandergesetzt haben, dass man auf diese Weise auch sozioökonomische Benachteiligungen kompensieren kann. Das ist nicht zu 100 Prozent möglich, das glaubt niemand, aber in einem bestimmten Ausmaß, und das halte ich für ganz wichtig. Vielleicht können wir nämlich auch den Gedanken beziehungsweise die Erkenntnis, dass möglichst früh mit Bildung begonnen werden soll, zu all jenen hinaus tragen, die den Kindergarten noch immer ein bisschen abwerten und sagen, am besten ist es daheim bei der Mama, ansonsten lernen die Kinder nichts, und wenn sie nicht zu Hause bei der Mama waren, dann ist alles ganz schlecht. – Mir ist es ein Anliegen, dass der Gedanke, dass der Kindergarten bereits eine Bildungseinrichtung ist, weiter gesponnen und in den Bund und in die Bundesländer getragen wird.

Nun noch ein paar Anmerkungen zu meinen Vorrednerinnen und -rednern.

Zu den Bädern: Wenn wir von Infrastruktur für Familien sprechen, dann sprechen wir natürlich auch von den Bädern. Die Bäder sind, wie Sie richtig festgestellt haben, eine soziale Infrastruktur, und wir nehmen unsere soziale Verantwortung wahr. Wie Sie wissen, ist das das Penzinger Bad … (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Ich nehme an, Sie meinen das Tropicana! (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ein städtisches Bad! Das Waldbad Penzing!) Das Tropicana ist ein städtisches Bad? Das ist ja ganz neu! Das wird den Kollegen auch interessieren! Wir haben ein neues Bad! 
Jedenfalls ist diese soziale Infrastruktur der Bäder natürlich auch wichtig für die Familien. Man kann aber nicht einerseits fordern, dass das Defizit verringert wird, das die Wiener Bäder klarerweise haben, weil sie eben eine soziale Infrastruktur sind, bei der man die Kosten nicht eins zu eins auf die Tarifgestaltung umlegen kann, andererseits aber sagen – wie soeben Frau Kollegin Koch –, dass die Bäder subventioniert werden müssen. Das geht einfach nicht zusammen, und insofern kann ich auch dem Antrag nicht folgen!

Wir stehen dazu, dass die Bäder in dieser Stadt ein Defizit produzieren, weil sie gar nicht anders können! Wir sind fest davon überzeugt, dass die Magistratsabteilung jetzt schon alles Mögliche tut, um dieses Defizit so gering wie möglich halten, indem sie zum Beispiel Einsparungen im Energiebereich vornimmt und sehr effizient und wirtschaftlich agiert, denn sonst ginge es ja gar nicht.

Es ist, glaube ich, unbestritten, dass Öffentlichkeitsarbeit für jedes große Unternehmen eine ganz wichtige Sache ist. Klar ist außerdem, dass Marketing eine Rolle spielt, und zwar auch für eine öffentliche Einrichtung von der Größe der Stadt Wien. Dass wir die Öffentlichkeitsarbeit im Budget wieder finden, ist etwas, was wir hier schon debattiert haben: Es gibt zwei inhaltliche Beschlüsse hier in diesem Haus, und zwar einen betreffend das Medienpoolservice, bei dem es um die Information an die Bürgerinnen und Bürger geht, und einen zweiten betreffend die Auslandsarbeit der Stadt Wien mit den Verbindungsbüros. Und die Anschuldigungen und Schmutzkübelkampagnen, die an dieser Stelle gekommen sind, haben sich im Kontrollamtsbericht nicht bestätigt. Im Gegenteil: Hier hat sehr wohl ein ordentliches Verfahren mit einer sorgfältigen Ausschreibung stattgefunden. Es hat detailreiche Besprechungen und Verhandlungen über Auftrag und Kosten und darüber gegeben, dass es ein Berichtswesen geben und dass eine umfassende Dokumentation stattfinden wird.

Wenn Kollege Aigner den Wunsch hat, mehr an Dokumentation und Information zu bekommen, dann lade ich ihn ein, die Firma Compress anzurufen und zu ersuchen, dass man ihm die Pressespiegel, Dokumentationen und Berichte zukommen lässt. Das wird man dort gerne machen. Ich wünsche ihm viel Spaß beim Lesen! Das ist unglaublich viel, und er wird es wahrscheinlich nicht bewältigen.

Das wollte ich dazu noch sagen: Im Budget 2007 sind diese zwei Beschlüsse dieses Hauses ersichtlich und erfasst.

Ich richte meinen herzlichen Dank an alle Kolleginnen und Kollegen, die von Seiten der Magistratsabteilungen in der Geschäftsgruppe so hervorragende Arbeit leisten! Ich hatte leider jetzt nur die Zeit, ein paar Beispiele herauszugreifen, aber es arbeiten natürlich alle hier ganz toll, und dafür möchte ich mich herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Wolf. – Bitte. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wurde zu dieser Geschäftsgruppe ja schon vieles und vielerlei gesagt, aber zum Bereich der Information sind doch noch einige Worte notwendig, insbesondere zur Budgetpost, die die Finanzierung des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien vorsieht.

Der Voranschlag sieht 33,8 Millionen EUR vor, eine Zahl, die offenbar beliebig gewählt ist. Wenn man nämlich die Voranschläge und die Rechnungsabschlüsse der vergangenen Jahre vergleicht, dann stellt sich heraus, dass im Jahr 2004 19,7 Millionen budgetiert waren und 28,1 Millionen ausgegeben wurden. Im Jahr 2005 hat der Voranschlag 21,7 Millionen vorgesehen, ausgegeben wurden 32,7. Zum vergangenen Jahr liegt der Abschluss noch nicht vor. Damals waren 26,7 Millionen budgetiert. Und heuer sind es 33,8 Millionen. Angesichts dieser Budgetklarheit und -wahrheit wäre es vermutlich vernünftiger, sozusagen einen Erinnerungseuro bei dieser Post anzusetzen und ansonsten auszugeben, was immer man für richtig hält. Das hätte auch den schönen Vorteil, dass Herr Woller dann beim Rechnungsabschluss herausgehen und betonen könnte, wie viel mehr Geld glücklicherweise ausgegeben wurde. (Beifall bei der ÖVP.) Wenn er das auch noch im Bereich der Information tut, könnte er auch gleichzeitig seinen schweren Journalistenkomplex abarbeiten, was auch nicht schlecht wäre!

Es geht also um die Informationspolitik der Stadt Wien, und ich möchte dazu zwei Beschlussanträge einbringen, und zwar einen betreffend Stärkung des Medienstandortes Wien. Das scheint nämlich tatsächlich notwendig und wichtig zu sein. Dieser Beschluss‑ und Resolutionsantrag fordert die Abschaffung der Werbeabgabe, die der Herr Bürgermeister bereits im Jahr 2003 versprochen hat. Er hat damals mit der Formel „Weg mit der Werbesteuer!“ das gesagt, was auch Klubobmann Cap gesagt hat.

Ich stelle daher den Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine Entlastung und damit Stärkung des Medien‑ und Werbestandorts Wien aus. Insbesondere fordert der Gemeinderat daher in diesem Zusammenhang die Abschaffung der Werbeabgabe. Bgm Dr Häupl möchte sich diesbezüglich bei der Bundesregierung einsetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters bestünde die Chance, eine moderne, zielorientierte und zukunftsorientierte Medienpolitik für die Stadt zu machen, indem endlich ein Konzept für die Förderung des Medien-, Film- und Fernsehstandortes Wien vorgelegt wird. – Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kollegen Bernhard Dworak, Wolfgang Aigner und Ines Anger-Koch folgenden Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge in Absprache mit dem amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft ein Konzept für die Förderung des Medien-, Film- und Fernsehstandortes Wien erstellen. Im Rahmen eines umfassenden Konzeptes zur Sicherung beziehungsweise zum Ausbau des Film-, Fernseh- und Medienstandortes Wien sollten folgende Maßnahmen detailliert ausgearbeitet werden: Eine transparente und nachvollziehbare Förderung der alternativen und nichtkommerziellen Medien durch Errichtung eines eigenen unabhängigen Medienfonds, der aus Teilen der Mehreinnahmen der Landesabgabe zu den Rundfunkgebühren gespeist wird; die Neustrukturierung der Wiener Film- und Fernsehförderung durch Schaffung getrennter Förderungsfonds für Fernseh- und Filmproduktionen; die Dotierung des Filmfonds mit einem jährlichen Budget von 11 Millionen EUR und die Dotierung des neuen Fernsehfilmfonds mit einen jährlichen Budget von 2 Millionen EUR.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“

Schließlich bringe ich, weil es auch in diese Geschäftsgruppe fällt, auch noch einen Antrag zur misslichen Situation des Wiener Musikschulwesens ein. Sie wissen, dass die Situation in Wien bezüglich der Musikschulen dramatisch ist. Im Vergleich zu anderen Bundesländern bestehen in Wien – in der Bundeshauptstadt, die sich so gerne als eine der Welthauptstädte der Musik bezeichnet! – zu wenige Musikschulen. In Niederösterreich gibt es 420. Die Zahl ist Ihnen wiederholt von dieser Stelle aus gesagt worden. In Wien sind es 30 Musikschulen. Selbst in Vorarlberg gibt es 103 Musikschulen. Wenn man das auf die Musikschülerzahlen umlegt, dann gibt es, während es im Burgenland zum Beispiel auf 10 000 Einwohner vier Musikschüler gibt, in Wien gerade einmal 0,19 Musikschüler auf dieselbe Einwohnerzahl. Das ist ein eindrücklicher statistischer Wert. 

Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen setzen: Die Errichtung von bedarfgerechten Musikschulen in jedem Wiener Bezirk bis Ende 2010; eine großzügige Jahresplanung; die Einstellung von zusätzlichem Lehrpersonal an den Musikschulen zwecks Abbaus bestehender Wartelisten für Ausbildungsplätze und die Schaffung eines bedarfsgerechten Angebots an Nachmittagsbetreuung in den Wiener Musikschulen durch die zuständigen Stellen der Stadt Wien.

In formeller Hinsicht beantrage ich ebenfalls die sofortige Abstimmung.“ – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Stichwort Compress Verlag ist in der vorvorherigen Rede und heute überhaupt schon mehrfach vorgekommen. Herr Aigner von der ÖVP musste so viele Punkte bearbeiten, dass er das nur streifen konnte. Vermutlich hätte er aber, so wie ich, sehr lange darüber reden können!

Ich werde einen Teil meiner 15 Minuten nicht auf Leistungen, sondern auf den Bericht des Kontrollamtes der Stadt Wien, der erst seit Kurzem vorliegt, verwenden. 

Die Prüfung des Vertrags, der mit der Compress VerlagsgesmbH & Co KG geschlossen wurde, hat ganz klar das bestätigt, was wir vorher gedacht haben: Eine Ausschreibung war auf einen Bewerber zugeschnitten. Es hat von vornherein niemand anderer gewinnen können. Und ich glaube, dass anhand dessen, was ich jetzt noch aus dem Bericht zitieren werde, klar ersichtlich ist, dass es da eher in Richtung Freunderlwirtschaft geht als in Richtung ernsthafte Ausschreibung.

Gleich zu Beginn schreibt das Kontrollamt: „Im Sinn einer höheren Transparenz wurde jedoch empfohlen, künftig derartige Vergabeverfahren umfassender zu dokumentieren, was von der geprüften Stelle in der Stellungnahme ausgeführt wurde.“ – Es fängt schon einmal damit an: Das Ausschreibungsvolumen waren 95 Millionen EUR. Viele Verhandlungen später mit einem einzigen Bewerber wurde uns in diesem Haus ein Vertrag vorgelegt, und zwar nicht über 95, auch nicht über 100, und auch nicht über 120, 130 oder 140, sondern über 146 Millionen EUR! Um 50 Prozent ist das Volumen angewachsen, nachdem die Ausschreibung ergeben hat: Wir verhandeln nur mit einem! Es wurde x-mal hin und her verhandelt, und jedes Mal wurde es teurer. Und es konnte sich kein Zweiter einmischen, weil ja schon abgeschlossen war, dass man ausschließlich mit der Compress redet. Es gab also eine wundersame Vermehrung von 51 Millionen EUR vom Ausschreibungstext bis zum Ende, natürlich mit zusätzlichen Leistungen.

Das würde sich jeder wünschen, der ein Geschäft mit der Gemeinde Wien oder auch anderswo macht: Zuerst bekomme ich ein Volumen zugesprochen, und dann sage ich: Ich habe noch ein paar Ideen! Und die Gemeinde sagt: Gut, das machen wir auch noch!, und wirft 50 Millionen nach. – Das würden sich viele andere Leute, die mit der Stadt Wien zu tun haben und Geschäfte machen, auch wünschen!

Das fängt bei Kleinigkeiten an. – So sagt das Kontrollamt: „Diesbezüglich wurde aus formalen Gründen empfohlen, zur besseren Nachvollziehbarkeit der Entscheidungsfindung die betreffenden Aktenvermerke auch zu datieren.“ – Das hat man da nämlich nicht gemacht. Wir reden von 150 Millionen, die einfach so vergeben wurden, aber die Aktenvermerke haben kein Datum und sind deshalb ein bisschen schwer zum Zuordnen.

Und was sagt die MA 53 darauf? – Okay, wir werden in Zukunft halt datieren! Und „in Zukunft“ heißt diesfalls 2015, denn so lange läuft der Vertrag. Da sitzen wir nicht mehr in dieser Zusammensetzung hier, bei der MA 53 arbeiten andere Leute, bei Compress gibt es aber immer noch den gleichen Eigentümer!

Man könnte den ganzen 43‑seitigen Akt verlesen. Ich würde allen, vor allem auch der Opposition, empfehlen, sich das wirklich einmal zu gönnen, denn da sieht man, wie man eine Ausschreibung macht, wenn man vorher weiß, wer gewinnen soll, und wenn man ihm dabei helfen soll.

Das Kontrollamt bemängelt die Art und Weise der Ausschreibung, indem es feststellt, dass eine funktionale Ausschreibung etwas anderes als eine Auflistung der einzelnen Werbemittel ist. Vielmehr könnte auch die Beantwortung der Fragen beinhaltet sein: „Was sind die Ziele der Stadt Wien in diesem Bereich? An wen wendet sich die Stadt Wien mit den Verbindungsbüros? Was soll im Interesse der Stadt Wien mitgeteilt werden?“ – All das ist nicht enthalten.

Was sagt das Kontrollamt? – Ich zitiere: „Bei der Durchsicht der gegenständlichen Ausschreibungsunterlagen stellte das Kontrollamt fest, dass diese in ihrem Detaillierungsgrad nicht den vom Kontrollamt erwarteten Anforderungen an eine funktionale Leistungsbeschreibung entsprachen“. Denn was stand darin? – Darin stand, wo die Büros überall sein müssen, und genau in den angeführten Städten sind natürlich nicht sehr viele in der Lage, auch nur ein Angebot zu legen!

Das Kontrollamt verweist darauf, dass man, wenn seit 1996 solche Verbindungsbüros bestehen, etwa zehn Jahre später in der Lage sein sollte, eine Ausschreibung zu machen, die dem entspricht, was man gerne hätte, nämlich eine ordentliche funktionale Ausschreibung. Die hat es aber nicht gegeben.

Wir überspringen jetzt ein paar Punkte. 

Auf Seite 11 heißt es: „In Hinkunft wird die MA 53“ – und „in Hinkunft“ bedeutet 2015! – „den Empfehlungen des Kontrollamts Rechnung tragen und sich bemühen, schon in den Bewerberunterlagen für einen Teilnahmeantrag alle Zielsetzungen noch präziser und genauer zu beschreiben“. – Dann haben nämlich andere auch die Möglichkeit, mitzubieten.

Als Nächstes wird bemängelt, dass der ganze Vertrag in der Möglichkeitsform abgefasst ist. So wird etwa festgestellt, dass es vielleicht irgendwann nötig sein wird, dass die Gemeinde Wien noch mehrere Büros eröffnet. – Das wird als „Eventualposition“ kritisiert, und das Bundesvergabegesetz habe solche Positionen nicht vorgesehen. – Das weiß ich, das weiß die MA 53, und das weiß auch die MA 63, die dafür zuständig war, das durchzuschauen, und das auch mitgeteilt hat. Dennoch heißt es im Kontrollamtsbericht, dass die MA 53 trotz der Ausführungen der MA 63 der Rechtsansicht der MA 63 nicht folgte, so quasi: Uns ist egal, was im Bundesvergabegesetz steht oder was uns die MA 63 empfiehlt! Wir formulieren Eventualpositionen! Vielleicht kommt etwas dazu, vielleicht kommt nichts dazu. 

Sogar im Haus wurde darauf hingewiesen, dass das so nicht geht. Das war aber auch wurscht, weil es bei der Compress nicht darum geht, eine ordentliche Ausschreibung zu machen.

Dann folgt die erste Kalkulation beziehungsweise das erste Angebot der Firma Compress, das vorgelegt wurde. Ich nehme nur ein paar Positionen heraus: Für „Gäste- und Delegationsbetreuung“ kalkuliert die MA 53 rund 340 000 EUR, das Angebot der Firma C beläuft sich auf 390 000 EUR, liegt also nur um 15 Prozent daneben. Das ist gut. Für das „Regionen- und Trainee-Büro“ kalkuliert die MA 53 26 000 EUR und ein paar zerquetschte. Das erste Angebot der Firma Compress beläuft sich hingegen auf 678 000 EUR, was eine Steigerung um 2 466 Prozent ist! Das Kontrollamt sagt, dass da völlig unterschiedliche Leistungskategorien hineingeschrieben wurden. Daher ist es kein Wunder, dass am Schluss eine 50-prozentige Steigerung der Kosten herauskommt!

Für zusätzliche Büros fehlt die Kalkulation. – Ich zitiere: „Wie aus den dem Kontrollamt vorgelegten Unterlagen ersichtlich war, stellte die MA 53 keine zusätzlichen Bemühungen an, um eine Kalkulation der weiteren Büros einzufordern. Die MA 53 nahm jedoch für sich eine Schätzung dieser Kosten vor …“ – Das muss man sich einmal vorstellen! Da bekommt eine Firma einen Auftrag über 150 Millionen EUR, legt keine Kalkulation für zusätzliche Büros vor, und die MA 53 ist so freundlich und macht das selber! Es wäre nett, wenn sie das bei allen Firmen so machen würde, dann würden sich wahrscheinlich viele viel Zeit ersparen! – Das Kontrollamt empfiehlt, es in Zukunft anders zu machen. Die Zukunft ist allerdings 2015, wie einmal mehr in dem Bericht steht. 

Bemängelt wird auch, dass eine Nachvollziehbarkeit und Erklärbarkeit der Preise nicht möglich ist. Ich lasse das aus. Es wird dann empfohlen, dass es in Zukunft nicht schlecht wäre, wenn es für Verhandlungen auch entsprechende Unterlagen gäbe. Das Kontrollamt konnte nämlich die Unterlagen nicht finden. Zuerst hat man seitens der MA 53 nur gesagt: Wir waren eh dort und haben uns die Unterlagen angeschaut, wir haben das quasi im Kopf. – Die MA 53 trägt der Empfehlung des Kontrollamts Rechnung und sagt zu, in Zukunft sämtliche Unterlagen in Kopie beizulegen. – Und „Zukunft“ bedeutet wiederum 2015! Diejenigen, die dann noch da sind, können mich anrufen, falls ich selber nicht hier sein sollte!

Es wird auch bemängelt, dass man einen Zehn-Jahres-Vertrag gemacht hat. Die Laufzeit hätte auch nur fünf Jahre betragen können! Aber wenn ich ehrlich bin, muss ich sagen: Das hätte nichts geändert! Dann ersparen wir uns das in fünf Jahren!

Am Schluss gibt es noch eine ganze Menge von Empfehlungen des Kontrollamts. Das Kontrollamt hat nur das Pech, dass wir jetzt zehn Jahre warten müssen, um zu sehen, ob diese Ausschreibungen in Zukunft besser funktionieren.

Ich sage es noch einmal: Unser ursprünglicher Verdacht, dass es sich hiebei um eine Ausschreibungsfarce handelt, ist durch diesen Bericht bewiesen! Bei der Compress freuen sie sich über zusätzliche 50 Millionen EUR, die uns irgendwo an anderer Stelle abgehen. Ich hoffe, dass es in zehn Jahren dann besser funktioniert, aber diese Hoffnung ist zeitlich natürlich sehr weit vorne angesiedelt!

Kurz zu einem anderen Themenkomplex in diesem Ressort, nämlich zum Sport. Die ÖVP stellt einmal mehr den Antrag, man möge die Subventionsansuchen, die abgelehnt wurden, offen legen, damit man sieht, was die SPÖ für gut und was für schlecht befunden hat. – Es wäre sehr nützlich, das zu wissen! Solche Anträge hat die Opposition in der Vergangenheit schon öfters gestellt, einmal die GRÜNEN, einmal die ÖVP, vermutlich auch die FPÖ. Ich befürchte aber, dass wir wieder an der Mehrheitsfraktion scheitern werden! Ein solcher Antrag ist aber, wie gesagt, sehr nützlich, und wir werden ihn unterstützen.

Gender Budgeting ist diesmal groß erwähnt. Da gibt es eine Sammlung von Blättern im Voranschlag mit vielen Zahlen. Dazu wird Monika Vana bei der nächsten Geschäftsgruppe Genaueres sagen. Die Zahlenangaben lauten etwa so: Büchereien, aktive BenützerInnen: 63,7 Prozent Frauen. Beim Bücherausleihen sind es 64 Prozent Frauen und so weiter. Da gibt es einige Prozentsätze, mit denen ich zumindest am Beginn etwas anfangen kann. 

Wenn ich zum Sport komme, dann finde ich beim Sportamt als Text: „Vielfältiges Sportangebot in Wien, geschlechtsspezifische Ziele, Gleichbehandlung.“ Prozentangaben finde ich keine, weil nämlich keine zu finden sind. Deswegen nehme ich auch StRin Monika Vana nichts weg, denn es gibt in diesem Punkt nichts zu berichten. – Du wirst es verschmerzen, dass du darauf nicht eingehen musst!

„Die MA 51 unterstützt Vereine in ihrer Tätigkeit und bei der Errichtung und Erhaltung von Sportanlagen, unabhängig vom geschlechtsspezifischen Anteil der Sportausübenden. Derzeit gibt es auch keine Aufzeichnungen über konkrete Frauenquoten.“ – Das wäre aber beim Gender Budgeting die Idee gewesen, das wäre genau die Fragestellung! Vielleicht muss man das dort noch einmal erklären! Ich habe geglaubt, dass es eigentlich genau darum gegangen wäre! Korrigiere mich, wenn das nicht stimmt! Wahrscheinlich braucht Monika Vana das in der nächsten Geschäftsgruppe aber nicht richtig stellen, weil ich glaube, dass ich das richtig verstanden habe! 

Es werden dann ein paar Aktionen wie Frauensportkurse genannt, die zugegebenermaßen alle gut sind. – Wenn ich es mir recht überlege, ist aber eigentlich klar, warum man hier keine Zahlen hinein geschrieben hat: Denn das wäre nicht eine Zahl wie 63 Prozent, 52 Prozent oder auch nur 32 Prozent, sondern eine sehr kleine Zahl, hoffentlich keine einstellige Zahl vor dem Komma, aber jedenfalls eine sehr kleine Zahl!

Das ist schade, denn Gender Budgeting im Sport wäre sehr wichtig, denn dann würde man sehr schnell sehen, dass es gerade in diesem Bereich nicht so gut läuft, was auch kein Wunder ist, denn wir haben vor ein paar Jahren noch die Märzparkgarage aus dem Sportbudget bezahlt! Und wenn man einen Teil des Hanappi-Stadions übers Sportbudget abrechnet, dann wird man vermutlich auf Grund der BesucherInnen-Struktur einen sehr hohen Anteil den Männern zurechnen müssen. Daher bleibt für die kleineren Veranstaltungen – ohne dass ich sie jetzt abwerten möchte –, die speziell für Frauen gemacht werden, etwa für den Frauenlauf, bei dem viele laufende Frauen sind, wenig Geld übrig.

Hätte ich noch 15 Minuten Zeit, dann würde ich auf die Wortmeldungen, die ganz am Anfang betreffend Kinder gekommen sind, gerne etwas in Richtung FPÖ und zum Teil auch zur ÖVP sagen. – Ich glaube, dass die FPÖ das einfach nicht begreifen wird und auch nicht merkt, wen sie da angreift, wenn sie ständig von Kindern redet, die nicht Deutsch können, und Statistiken verwendet, wonach ein Elternteil nicht aus Österreich kommt. Letzteres trifft nämlich unter anderem in unserer Fraktion auf mehrere Leute zu, zum Beispiel auf mich, denn ich bin nicht in Österreich geboren, sondern in England, und ich habe am Anfang, nachdem ich dort zuerst ein paar Jahre verbracht habe, nicht Deutsch gesprochen. Und das betrifft auch meinen Sohn, dessen Mutter Holländerin ist und der jetzt zweisprachig erzogen wird.

Sie beleidigen eine ganze Reihe von Menschen! (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Ich nehme das eh nicht persönlich, mich kann das nicht berühren! In dieser Stadt wohnen aber Hunderttausende Leute, die genau diesen Hintergrund haben, und die werden von Ihnen immer alle über einen Kamm geschoren! Und am liebsten hätten Sie, dass diese Leute hier irgendwie nicht dazu gehören. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist nicht wahr!) Das ist sehr traurig, aber ich habe mir nichts anderes erwartet!

Würde man das ernst nehmen und nicht nur ein paar Probleme aufzeigen, von denen das eine oder andere vielleicht sogar annähernd einer Teilwahrheit entspricht, sondern sich wirklich überlegen, was man dagegen unternehmen kann, dann müsste man ganz weit vorne ansetzen, denn wir wissen, dass es hauptsächlich um den sozioökonomischen Hintergrund geht. Und wenn wir Armut in einem großen Ausmaß haben, dann fängt das Problem dort an. 

Die UNICEF legt Studien vor, nach der 10,6 Prozent der Kinder, die in Österreich wohnen – es gibt keine Extrazahlen für Wien –, in Armut leben. In anderen Ländern, zum Beispiel in Skandinavien, sind es knapp 3 Prozent. Wenn man das mit der PISA-Studie vergleicht, dann muss man all das einmal zusammenfassen und darüber nachdenken. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) In Finnland leben 2,8 Prozent und in Schweden 3,2 Prozent der Kinder in Armut. Darüber gibt es genaue Listen! Sie finden das vermutlich auch im Internet, wenn Sie googeln möchten, können und wollen. 

Dort muss man anfangen! Aber die FPÖ beginnt nicht dort, sondern sie beginnt und endet bei der Verhetzung einzelner Bevölkerungsgruppen. Das ist sehr schade, und es rentiert sich auch nicht, lange zu versuchen, hier zukünftige PartnerInnen zu finden. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Aber insgesamt gilt für Menschen und insbesondere für Politiker, die das ernst meinen: Wenn man diese Probleme lösen will, beginnt man unter anderem bei der Armut und vor allem bei der Kinderarmut. Auch in Wien leben mehr als 10 Prozent der Kinder in Armut. Was das heißt, das wissen die zuständigen Stellen, und da gilt es anzusetzen! 

Deswegen kämpfen die GRÜNEN – auch wenn das heute von StRin Brauner etwas herunter gemacht beziehungsweise vereinfacht dargestellt wurde – für eine Grundsicherung, damit keine Menschen und somit auch keine Kinder in Armut leben müssen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist die Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Diskussion und freue mich vor allem darüber, dass die Schwerpunkte der Diskussion das zum Ausdruck gebracht haben, was sich letztlich im Budget meiner Geschäftsgruppe wieder findet, dass nämlich in allen Bereichen, für die ich verantwortlich sein darf, „Bildung“ die Überschrift ist. Genau dieses Thema wird dann auch in den einzelnen Facetten durch die jeweiligen Abteilungen und deren Aufgabengebiete und Schwerpunktsetzungen dargestellt.

Ich möchte nur einige Punkte grundsätzlich hervorheben, weil ich meine, dass wir nicht aufhören sollten, darüber zu reden, sondern weiterdiskutieren sollten! Gerade wenn wir über Bildung reden, dann ist das keine Diskussion, die sich ausschließlich auf Schulen und da wiederum auf einzeln herausgegriffene Beispiele konzentriert. Es ist auch keine Diskussion, die sich lediglich mit der Frage des Zusammenhangs von Schule und anderen Bildungseinrichtungen beschäftigt, die auch angesprochen wurden, wie zum Beispiel die Jugendzentren der Stadt Wien. Und die Diskussion endet auch nicht damit, dass man sich damit beschäftigt, wie Kinder am Vormittag und am Nachmittag betreut werden, wiewohl ich hier einen dringenden Diskussionsbedarf sehe, vor allem betreffend den einen Antrag, der sich mit der Nachmittagsbetreuung in der Musikschule auseinandersetzt.

Ich möchte jetzt aber auf die Details gar nicht so sehr eingehen, sondern nur auf ein paar Dinge hinweisen, die mir besonders wichtig sind.

Die Frage, ob es einen Bildungsplan geben soll oder nicht, wurde eigentlich übereinstimmend positiv beantwortet. Im Zusammenhang mit dem Bildungsplan wurden ein paar Fragen gestellt, und auf diese möchte ich ganz kurz im Stakkato eingehen, weil sie mir sehr wichtig sind.

Die Tatsachenfeststellung, dass KindergartenpädagogInnen vermeint hätten, dass das, was im Bildungsplan steht, für sie nichts Neues ist, begrüße ich außerordentlich! Es freut mich, dass das auch andere bemerkt haben! Denn wir haben immer gesagt, dass unsere Kindergärten Bildungseinrichtungen sind, und daher wäre es verwunderlich gewesen, wenn gerade jene Mitarbeiterinnen beziehungsweise versprengten Mitarbeiter, die dort tätig sind, genau diese Tatsache nicht erkannt hätten oder auch nicht leben würden!

In diesem Bereich hat der Bildungsplan vor allem die Aufgabenstellung, öffentlich und eindeutig zu dokumentieren, dass Bildung im Kindergarten genau das Grundprinzip ist, nach dem wir arbeiten, und dass Bildung im Kindergarten natürlich nach ganz anderen Parametern funktioniert, als das landläufig unter dem Bildungsprinzip verstanden wird. Es ist daher beachtlich, dass in Diskussionen Bildungspläne immer wieder mit Lehrplänen gleichgesetzt oder verwechselt werden und nicht erkannt wird, dass in Bildungsplänen Grundsätze festgeschrieben werden, die vor allem dazu führen sollen, dass man sich bewusst ist, welche Methoden und welche Zielsetzungen man im Bereich der Bildung verfolgt. Und das hat überhaupt nichts mit Zielsetzungen zu tun, die letztlich dazu führen, dass man selektiert und nicht fördert. Vielmehr ist Förderung als eines unserer Grundprinzipien im Bildungsplan festgeschrieben. 

Ich freue mich daher sehr, dass es großes Interesse gibt, an dem teilzuhaben, was wir planen und was sowohl bei der Enquete als auch in den vorhergehenden Diskussionen in den vielen Arbeitsgruppen immer wieder diskutiert wurde. Es geht um das Thema, dass es auch schon vor der Schule viel Bildung gibt, und zwar bereits bei Kindern zwischen null und drei Jahren, vor allem aber auch nachher, dass es daher dringend notwendig ist, hier anzusetzen, und dass international teilweise schon Schritte in die richtige Richtung unternommen wurden. Wir werden das auch in Wien tun, nämlich einen Bildungsplan für die Null- bis Dreijährigen erstellen, der sich von der Zielgruppenbotschaft her nicht nur an ausgebildete Expertinnen und Experten richtet, die in diesen Bereich arbeiten, sondern vor allem auch eine gesellschaftliche Diskussion auslösen soll. Es muss die Frage gestellt werden: Welche sind die ersten Bildungsumgebungen und daher auch Voraussetzungen, die ein Kind vorfindet? Und dazu gehört dann alles, was jetzt im Bereich der Stadt Wien durch Einrichtungen und durch Maßnahmen, vor allem in der Jugendwohlfahrt und in all dem, was hier angeboten sein wird, vereint ist.

Daher ist mir diese Diskussion ganz besonders wichtig, weil hier die unmittelbare Grundlage geschaffen wird. Darüber hinaus wurde bei der Diskussion um den jetzigen Bildungsplan deutlich angesprochen, dass es vor allem auch um die Frage der Nahtstelle zwischen Kindergarten und Schule geht. Es wird wichtig sein, neu zu definieren, ob es, wie es jetzt gehandhabt wird, richtig ist, für einen bestimmten Zeitpunkt zu verordnen, dass zu entscheiden ist, ob Kinder nun schulpflichtig sind oder nicht beziehungsweise auch schulreif sind oder nicht.

Ich sage gleich dazu: Aus meiner Sicht ist das eine vollkommen falsche Einschätzung und damit ein vollkommen falscher Terminus! Nachdem wir einige Zeit bereits an dieser Thematik arbeiten, haben wir erkannt, dass gerade diese Nahtstelle unendlich wichtig ist. Daraus ergibt sich, dass man sich überlegen müssen wird, nach welchen Bildungsplänen unsere Schulen eigentlich arbeiten, und vornehmlich natürlich jene Schule, die unmittelbar an den Kindergarten anschließt, also die Schule der Sechs- bis Zehnjährigen.

Darüber hinaus ist natürlich auch für alle anderen Schulen die Definition wichtig, was Bildung ist, was Bildung umfasst und nach welchen Prinzipien sie zu funktionieren hat. Das ist derzeit im österreichischen Schulwesen nicht definiert, außer in den Zielparagraphen der österreichischen Schulgesetze, und selbst diese versucht man ununterbrochen anders zu interpretieren und billiges Kleingeld daraus zu schlagen, indem man sagt, was denn Aufgabe der Lehrer sei und was im konkreten Fall – dieser Vorwurf kommt immer wieder von der ÖVP – Aufgabe von Jugendwohlfahrt und anderer Einrichtungen sei. – Diese Zusammenhänge müssen tatsächlich personell ausgefüllt und dargestellt werden.

Ich halte diese Diskussion für unbedingt wichtig, weil sie einerseits richtungsweisend für den Standort Wien und für den Standort Österreich sein wird und damit andererseits im Konzert der einzelnen Parteien auch klargestellt und definiert wird, welche Bildungsabsichten sie jeweils haben. Das ist wichtig, und es hat sich in der letzten Zeit in einer sehr großen öffentlichen Diskussion auch herausgestellt, welche die Schwerpunkte der einzelnen Parteien sind. Ich glaube, diese Diskussion sollte man weiterhin führen, weil es letztlich auch für die Menschen wichtig ist, entscheiden zu können, welchen Plänen und Zielsetzungen sie folgen. Danach richten sie nämlich unter Umständen auch ihre Wahlentscheidung.

Das heißt, ich werde Sie zu Beginn des Jahres 2007 einladen, eine solche gemeinsame Diskussion aufzunehmen, und zwar vor allem im Hinblick auf die unmittelbare Aufgabenstellung dieser Stadt: Da ist zunächst die Frage des Bildungsplanes der Null- bis Dreijährigen zu diskutieren, selbstverständlich darf man genau an dieser Nahtstelle aber nicht Halt machen. Es ist jedenfalls sicherlich von Nutzen, wenn der Wiener Landtag und Gemeinderat und vor allem jene Personen, die hier gemeinsam arbeiten, sich darüber Gedanken machen und unter Umständen auch jenen, die auf der Bundesebene Entscheidungen zu treffen haben werden, schon Grundlagen liefern, die die Diskussionen vielleicht auch erleichtern.

Ich hoffe, dass Sie diese meine Einladung annehmen und dass wir hier klarstellen können, wo Gemeinsamkeiten und Übereinstimmungen sind, aber auch herausfinden, was uns trennt, denn diese Informationen sind für die Wienerinnen und Wiener – wie ich meine – ausgesprochen wichtig.

Ich habe schon gesagt, dass sich das ganze Budget sehr stark mit dem Thema Bildung beschäftigt. Daher ist es natürlich ganz wichtig, Bildungsprinzipien auch in den sonstigen Einrichtungen der Stadt Wien zu hinterfragen, egal, ob im außenschulischen Bereich oder im Bereich der Erwachsenenbildung mit dem Prinzip des lebenslangen Lernens. Auch dort sind entsprechende Schwerpunkte zu setzen, und ich würde mir wünschen, dass auch diese Diskussion in die Gesamtdiskussion, die ich zuerst angesprochen habe, mit einbezogen wird, weil ich glaube, dass auch in diesem Bereich viele Missverständnisse aufgeklärt und auch Grundprinzipien diskutiert werden könnten.

Ich denke jetzt zum Beispiel auch an die Frage der Jugendzentren. – Ich habe mich auch an Zeitvorgaben zu halten und habe daher jetzt nicht genug Zeit, um zu erklären, welche Grundprinzipien es betreffend Jugendbetreuung, vor allem aber Jugenderziehung gibt. Eine Diskussion ist aber aus meiner Sicht in Anbetracht der Missverständnisse, die hier aufgezeigt wurden, dringend notwendig, denn diese gehören dringend wieder aus der Welt geschafft! Mir tut es leid, dass gerade in diesem Bereich bei den Freiheitlichen offensichtlich ein Paradigmenwechsel eingetreten ist. Gerade die Arbeit im Bereich der außerschulischen Jugenderziehung war lange Jahre überhaupt kein strittiges Thema. Ganz im Gegenteil: Sie wurde von allen Parteien des Hauses getragen. Daher tut es mir leid, wenn hier unter Umständen auf Grund von Missinterpretationen jetzt eine andere Meinung Platz greifen sollte.

Nun noch zu ein paar einzelnen Punkten, die angesprochen wurden. – Das Thema Jause im Kindergarten ist mir ganz wichtig, das habe ich auch im Kontrollausschuss schon gesagt. Das Thema, das in diesem Antrag angerissen wurde, ist noch auszudiskutieren. Jedenfalls ist aber auszuschließen, dass wir mit einem einfachen Antrag die Jause essensmäßig zum derzeitigen Versorgungspaket dazu nehmen und dafür mehr Geld verlangen. Man kann aber auch nicht eine bestimmte Leistung jetzt definieren und im Moment, in dem man etwas dazu gibt, das nicht dazu rechnen! Das ist aus meiner Sicht die falsche Antwort! Gerade die Frage der Verpflegung mit einer Jause muss man anders diskutieren. Man kann das nicht damit lösen, indem man ein bestimmtes Angebot macht und sagt, dass es so und so viel kostet. Die Voraussetzungen sind nämlich total unterschiedlich, und man muss sich auch fragen: Wollen wir überhaupt, dass die komplette Essensversorgung über die Einrichtungen angeboten wird? Daher wird es keinen Antrag, sondern eine Diskussion darüber geben, die letztlich zu einer Entscheidung führen muss, wie wir hier in Zukunft vorgehen.

Eine zweite Geschichte, die mich ein bisschen verwundert, ist, dass man die Diskussion betreffend Sportanlagen nun am Beispiel der Sportanlage Eßling abhandelt, denn das ist das schlechteste Beispiel. Und gerade die ÖVP und du, lieber Freund, sollten wissen, dass das das schlechteste Beispiel ist, um die Frage von Sportanlagen in Wien zu diskutieren! Es ist dies nämlich keine Anlage der Stadt Wien, und diese befindet sich auch nicht auf Grund und Boden der Stadt Wien, sondern sie hat einen anderen Eigentümer. Dass die Stadt Wien das Ganze nicht trotzdem unterstützt, stimmt auch nicht, denn wir bemühen uns sehr, hier eine Lösung zu finden, um das Thema zumindest ballmäßig zu beenden.

Worum es eigentlich geht, das ist das, wo ich gerne gehabt hätte, wenn wir uns gemeinsam empört hätten, denn dass der Sportverein Eßling in guter Art und Weise dort über 250 Kinder und Jugendliche betreut und in dieser Anlage ein einziges Ehepaar offensichtlich ein Problem damit hat, dass 250 Kinder Sport betreiben und es sich zur Lebensaufgabe gemacht hat, Bälle zu zählen, die über den Zaun fliegen und dann noch klagt, das ist der Hilferuf, den wir eigentlich hinausschreien müssten und wo wir uns fragen müssten, in welcher Gesellschaft wir eigentlich leben, wo nicht das Interesse von 250 Sport betreibenden Kindern und Jugendlichen plus deren Eltern im Vordergrund steht, sondern die Tatsache von über den Zaun fliegenden Bällen. Es waren 56, wenn ich mich richtig erinnere, in der letzten Beobachtungsperiode, also auch nicht wirklich ein Hagel von fliegenden Bällen. (GR Kurth-Bodo Blind: Möchten Sie 56-mal einen Ball auf den Kopf bekommen? Ein Wahnsinn!) Dann sage ich, das ist in Wirklichkeit die Tatsache, mit der wir uns beschäftigen müssen und wo wir sagen müssen: Kann es wirklich so sein, dass durch einzelne Tatsachen, die man sich schon bemüht hat, mit Erhöhung des Zaunes und Ähnlichem zu verhindern, mit Klagen belegt 250 Kinder behindert werden, Sport zu betreiben? Das wäre der Aufschrei gewesen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein letztes kleines Beispiel, weil es auch angesprochen wurde und weil ich gerne bereit bin, alles hier im Detail sachlich, aber nicht zynisch, zu diskutieren. Nicht zynisch, lieber Herr Kollege Aigner! Das tut mir leid, denn normalerweise ist es eine sehr sachliche Diskussion, die wir führen. Was immer das Motiv gewesen sein mag, wir werden es ergründen, nur wir schließen in Wien keine Schulstandorte, sondern das, was wir machen, und dazu stehe ich auch, ist, Strukturmaßnahmen zu ergreifen und unter Umständen Schulstandorte zu verlegen. Das Beispiel Embelgasse ist ein symptomatisches, wie teilweise falsch geglaubt wird, schwuppdiwupp ein Problem taucht auf, irgendjemand regt sich über eine Maßnahme auf und da muss man sich davor hinstellen und sagen, das hält man auch für einen Blödsinn und kämpft darum, dass das nicht passiert.

Was ist denn die Voraussetzung in den Bezirken 4 bis 9? In den Bezirken 4 bis 9 haben wir eine bestimmte Anzahl von Schulstandorten, sowohl im Volksschul- als auch im Hauptschulbereich. Wir haben dem gegenüberstehend eine Anzahl von Schülerinnen und Schülern für diese Schulstandorte. Das Beispiel, das der Herr Bezirksvorsteher aus dem 8. Bezirk eingebracht hat ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Konkrete Zahlen, Frau Vizebürgermeisterin! „Bestimmte" ist sehr unbestimmt!) - Lenken Sie ihn nicht ab! Er hört gerne zu und Ihnen kann er oft genug zuhören! Leider Gottes stelle ich fest, dass er das auch sehr genau tut! - Das Beispiel Pfeilgasse hat sehr genau gezeigt, vor welchem Problem wir stehen, nämlich von der Schülerpopulation her. Wir haben in Wien derzeit nach, wie ich meine, guter Aufhebung der Sprengelzugehörigkeit einen Austausch zwischen Bezirken und auf Grund der Schwerpunktsetzungen im Rahmen der Autonomie der Wiener Schulen auch die Tatsache, dass es einen Austausch zwischen den einzelnen Bezirke gibt, vor allem dort, wo es an Grenzen zwischen Bezirken unter Umständen verkehrsmäßig günstiger ist oder für die Eltern auch wichtiger ist, dass Kinder das eine oder andere Angebot in Kauf nehmen.

Trotzdem haben wir in den inneren Bezirken einen Reformbedarf, was die Schulstandorte betrifft. Das hat nichts damit zu tun, dass Ihnen die Frau Stadträtin jetzt wahrscheinlich wieder ins Ohr flüstern wird, dass sich das alles auflösen würde, wenn wir endlich dem genialen ÖVP-Vorschlag folgen würden, den ich besonders beachtenswert finde, die Schülerhöchstzahlen auf 22 zu senken. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ja, eben! Tun Sie es!) Man kann gescheiter werden, finde ich gut. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Absolut! Jedenfalls!) Ich hoffe, das bleibt so und hat Auswirkungen auch in anderen Gremien, wo Entscheidungen dementsprechend fallen.

Aber dort handelt es sich um eine strukturelle Maßnahme und nicht deswegen, weil man einen Direktor oder ein Kollegium von Lehrerinnen und Lehrern, irgendwie Eltern oder Schüler benachteiligen würde. Ganz im Gegenteil, es geht darum, Ressourcen optimal zu nützen. Es geht darum, für die Zukunft Entscheidungen mit den Lehrern gemeinsam zu treffen, denn das habe ich versprochen und das mache ich auch. Letztendlich führt das zu einer optimalen Versorgung der Schülerinnen und Schüler, zu Schwerpunktsetzungen, die möglich sind, damit auch zu einer Orientierungshilfe für die Eltern, vor allem für die Eltern, die sich zukünftig an diesen Standorten einschreiben werden.

Daher bitte ich Sie und lade Sie ein, auf der sachlichen Basis mitzuarbeiten und sich nicht von jenen Zynismen lenken zu lassen, die, wie schon andere Beispiele gezeigt haben, nicht wirklich zu gemeinsamen Ergebnissen führen, sondern ganz im Gegenteil, das Trennende in den Vordergrund stellen, weil man glaubt, das Trennende betonen zu müssen und nicht daran interessiert ist, woran wir interessiert sind, nämlich Bildung in den Mittelpunkt gesellschaftlichen Interesses zu setzen. - Ich bedanke mich sehr herzlich. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal.

Frau GRin Matiasek ist die Number one. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
„Immigranten müssen sich der hiesigen Ordnung anpassen und nicht umgekehrt. Wer sich nicht damit abfinden kann, sollte besser heute als morgen wieder gehen." - Das ist kein Ausspruch eines freiheitlichen Politikers, sondern er kommt vom sozialdemokratischen Amsterdamer Sozialstadtrat, also dem Leiter des Sozialdepartements, wie es dort heißt, Ahmed Aboutaleb, gebürtiger Marokkaner, praktizierender Muslim. Er hat richtungsweisend, weil hier dürfen wir durchaus über den Tellerrand schauen, für die Niederlande seit Jahren eine neue Gangart in der Integrationspolitik eingeführt. Unter anderem kommt von ihm auch der Slogan „Für nichts gibt's nichts." Er legt Wert darauf, dass Immigranten die Sprache sprechen und sich den Lebensgewohnheiten und der Kultur anpassen und hat mit dieser Art von Politik durchaus reüssiert.

Betrachten wir die Wiener Integrationspolitik, so müs-
sen wir feststellen, dass wir seit Jahren den entgegengesetzten Weg gehen. 

Herr StR Ellensohn hat vor ein paar Minuten gesagt, der Beginn der Integrationsmaßnahmen muss früh gesetzt werden. Dem stimme ich vollkommen zu. Wir sagen, der Beginn aller Integrationsmaßnahmen ist nicht in der Schule oder im Kindergarten, sehr geehrte Damen und Herren, der Beginn der Integrationsmaßnahmen ist dort, wo man zu entscheiden hat, wer überhaupt in ein Land kommen darf und wer nicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Auch das wird uns in den Niederlanden durchaus positiv vor Augen geführt, wenn die in der Flüchtlingspolitik schon lange sagen, Asylgesuche werden im Schnellverfahren erledigt, Abgewiesene erhalten nicht einmal Nothilfe und die Dauer der Ausschaffungshaft - in dem Fall ist unser Pendant dazu die Schubhaft - ist unbefristet. Vor allem wird auch dort darauf Wert gelegt, dass die Menschen nicht nahtlos der Fürsorge überlassen werden.

Wenn wir heute das Budget besprechen und feststellen können, dass das Budget für Integrationsmaßnahmen von 3,9 Millionen EUR auf 7,7 Millionen EUR geradezu fast verdoppelt wird, die Personalausgaben aber in der Höhe von 3 Millionen EUR gleich bleiben, so sehen wir, dass dieser Budgetanstieg vor allem für einen Bereich verwendet werden wird, und das hat die Frau Stadträtin schon angekündigt, das ist die Finanzierung und die Subvention der Vereine, die sich in Wien mit Integrationspolitik, die vielmehr unter Diversitätspolitik zu verstehen ist, beschäftigen. 

Wenn wir uns die Tätigkeit dieser Vereine in den letzten Jahren genau anschauen und sie überprüfen, dann steht vor allem das Beraten und das Betreuen von Zuwanderern, von Asylwerbern im Vordergrund. Das Hauptziel all dieser Vereine ist ein möglichst nahtloses Überführen der Zugewanderten in das österreichische Sozialsystem. Der Stellenwert des Integrierens steht meist an letzter Stelle. Genau deshalb sagen wir Freiheitlichen zu dieser Art Integrationspolitik ein ganz entschiedenes Nein! (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn man sich die Akten und die Vereinstätigkeiten genau durchliest, dann sieht und findet man das immer wieder. Ich zitiere immer wieder sehr gerne ein ganz deutliches Beispiel, wo in einer mehrteiligen, es war, glaube ich, eine achtteilige Reihe ein Beraten der Zuwanderer oder Asylanten stattgefunden hat und wir fangen natürlich an mit: „Das österreichische Sozialsystem und der Zugang dazu" und an allerletzter Stelle steht: „Die Integration in die hiesige Gesellschaft."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist eine Integrationspolitik, die so nicht weitergeführt werden kann. Gewiss, es sind Jahre verabsäumt worden, sich überhaupt mit Integrationspolitik zu beschäftigen, denn wir dürfen nicht vergessen, der erste große Zuwanderungsschub nach Wien hat seit dem Jahr 1989 stattgefunden. Sie haben Wien dann zur Einwanderungsstadt erklärt, was sich nicht zuletzt auch in der Bezeichnung der entsprechenden Behörden niederschlägt, da wir jetzt eine Einwanderungsbehörde haben. Wir Freiheitlichen haben immer gesagt, Österreich ist kein Einwanderungsland und Wien keine Einwanderungsstadt. Wir hätten natürlich, aber vor dem Problem, dass Sie es nicht getan haben, stehen wir heute, schon bei der Einwanderung und Zuwanderung wesentlich restriktivere Maßnahmen setzen sollen. 

Sie legen einen Schwerpunkt auf Deutschkurse, weil Sie mussten, weil das eine Zwangsverordnung der letzten Bundesregierung war. D'accord, es ist überhaupt keine Frage, dass auch wir dafür sind, dass Zuwanderer Deutsch zu lernen haben und, auf die Schulkinder bezogen, erst ins Regelschulwesen übertreten können, wenn sie die deutsche Sprache so gut können, dass sie dem Unterricht folgen können. Wir haben auch den finanziellen Mitteln für diese Deutschkurse, wenn sie im Rahmen eines schulischen Programms, wie etwa im Rahmen der Volkshochschulen, das wir sehr begrüßen, stattfinden, immer zugestimmt. (GRin Nurten Yilmaz: Nicht immer! Oft!) - Volkshochschulen haben wir immer zugestimmt. Lückenlos, liebe Frau Kollegin!

Wir sind nur dagegen, wenn sich Vereine, eher im Rahmen des Geselligen, als Deutschlehrstätten für erwachsene Menschen in spielerischer Art und Weise betätigen, etwa in diesem Programm „Mama lernt Deutsch". Das allein klingt wie der Titel eines Kinderbuchs. Ich muss schon sagen, ich habe das auch gestern bei der Umwelt gesagt, es ist schön, es ist gut und es ist richtig, wenn man Kinder in spielerischer Art und Weise an Lehrinhalte heranführt, aber es ist letztlich eine Abwertung von Erwachsenen, wenn man sie auch wie kleine Kinder behandelt und glaubt, mit besonders witzigen und spielerischen Aufmachungen entgegenkommen zu müssen. 

Wir haben ein sehr hohes Investitionsvolumen in die Beratung, Betreuung und Ausbildung von Zuwanderern. Dem gegenüber steht aber, dass diese Gelder nur einer einzigen Gruppe, nämlich denen, zur Verfügung stehen und für sie aufgewendet werden. Wir haben aber auf der anderen Seite für alle, die nach Wien zuwandern, auch ein hohes Maß an Beratungsstellen innerhalb der städtischen Behörden. Wir haben innerhalb der Ministerien Beratungseinrichtungen, wir haben das in Spitälern. Es stehen sämtliche Bildungseinrichtungen der Schulen und sämtliche Gesundheitseinrichtungen offen, sodass man sagen muss, hier geschieht ein Ungleichgewicht zu Lasten der Österreicher. Dem treten wir ganz entschieden entgegen. Wer nämlich in dieser Stadt in letzter Zeit wirklich unter die Räder kommt, das ist die österreichische Familie, die zwar viel zahlen muss, aber wenig dafür bekommt. (Beifall bei der FPÖ.)

Damit bin ich beim zweiten Thema, mit dem wir uns in diesem Ausschuss viel zu beschäftigen haben. Das ist Frauenpolitik. 

Es wurde in letzter Zeit öfters beklagt, dass Frauen nur Teilzeitarbeit haben. Das stimmt und ich finde das auch nicht sehr schön, aber, und das wurde heute schon angesprochen, schauen wir uns bitte den Wiener Arbeitsmarkt an. Man kann doch die vorhandenen Arbeitsplätze nicht isoliert vom vorhandenen Arbeitsmarkt betrachten. Wir haben nun einmal einen einzigen Bereich, wo die Arbeitsplätze, wenn man diese so nennen will, ansteigen. Die könnte man unter McJobs einordnen. Das sind Teilzeitarbeitsplätze und sind sicher nicht die Arbeitsplätze, die wir uns für unsere Frauen wünschen, vor allem für die Mütter, denn die haben die große Schwierigkeit, zu vereinbaren, wie sie Familie und Beruf oder im Fall von Alleinerzieherinnen Kinder und Beruf in Einklang bringen. Die Frauen müssen vielfach selbst erwerbstätig sein und werden dann mit solchen Jobs abgespeist. Gehen Sie doch durch Wien, schauen Sie sich an, wie sich die Strukturen verändert haben! Der familiengerechte Arbeitsplatz für Frauen schwindet mehr und mehr. Der Arbeitsplatz im Bereich Handel, Dienstleistung und Gewerbe wird immer weniger. Es ist nicht zumutbar, dass etwa eine Frau mit zwei Kindern, die sie vielleicht im Kindergarten oder in der Schule unterzubringen hat und die, sagen wir, in Hernals oder in Ottakring wohnt, in Vösendorf arbeitet. Das lässt sich einfach nicht vereinbaren. Wenn man aber dort die Strukturen anschaut, und es sind große Gebiete von Wien, dann haben wir die Spielsalons, dann haben wir dubiose Telefon- und Internetshops, haben wir Kebabbuden, haben wir Fetzenläden. Das sind nicht die Arbeitsplätze für die Frauen. Insofern muss man den Wiener Arbeitsmarkt und die Arbeitsplatzangebote für Frauen selbstverständlich auch in Einklang bringen. Das kann man nicht voneinander trennen. McJobs, wenn wir sie so nennen wollen. Wo finde ich die Arbeitsplätze, die wir uns für die Frauen, die vor allem für Kinder zu sorgen haben, wünschen? 

Sie haben im Rahmen Ihres Frauenprogramms immer wieder die Finanzierung feministischer Projekte drinnen, Projekte, die wir immer ablehnen, deren Finanzierung wir ablehnen. Die sollen ihre Projekte machen, das ist überhaupt keine Frage. Jede Studentin, jede Wissenschaftlerin oder auch wenn sich Herren daran beteiligen, wunderbar, sie können sich an der Erforschung feministischer Lebensmodelle gerne austoben. Ich sage Ihnen nur eines: Es hilft den Frauen in Wien, die wirklich unsere Unterstützung brauchen, überhaupt nichts. Die Frauen brauchen Arbeitsplätze, die Frauen brauchen Ausbildung. 

Ich stehe nicht an zu sagen, dass auf dem Ausbildungssektor wie etwa durch den WAFF im Moment niederschwellige gute Ausbildungsprogramme entstanden sind. Dem haben wir zugestimmt. Dahinter stehe ich auch und das finde ich gut.

Was noch zum Thema Frauen dazugehört, ist das Thema Männer. Wir wissen, dass wir derzeit ein hohes Maß an Gewalt an Frauen zu verzeichnen haben. Wir konnten auch entsprechende Einrichtungen besuchen. Ich habe das sehr begrüßt. Es gibt eine gute niederschwellige Beratung und weiterführende Betreuung für Frauen. Wo es wirklich mangelt, ist zu bemerken, dass das ein bisschen mehr Symptom- als Ursachenbekämpfung ist. Woran es wirklich mangelt, ist, dass man auch die Täter dorthin führt, die Männer, denen das Messer locker sitzt. Wenn wir die Zeitungsberichte lesen, müssen wir leider zur Kenntnis nehmen, dass es das gibt. Es gibt kaum ein entsprechendes niederschwelliges Angebot für Männer. Es gibt eine Männerberatung, aber das ist noch viel zu wenig. Ich glaube, wenn wir uns für die Sicherheit und das Wohl der Frauen einsetzen, werden wir auf die Dauer nicht umhin können, so umzudenken, dass wir vor allem die Verursacher betreuen, sei es der Mann, der in der Arbeitslosigkeit ist, der Alkoholiker ist. Es ist viel Leid von Frauen oft Leid, das durch Ehepartner, durch Partner, durch Söhne oder durch Väter verursacht wurde. Auch da sollte ein Umdenken beginnen und ein Schwerpunkt gesetzt werden. 

Ich halte es für kontraproduktiv im Bereich der Frauenpolitik, wenn wir zu den sehr jungen Frauen, zu den Mädchen gehen, geschlechtergetrennte Projekte zu forcieren. Ich glaube, gerade in der Gesellschaft, wo es schwer ist, dass Frauen und Männer, wie wir uns das wünschen und wie wir das in weiten Bereichen leben - das muss man auch einmal dazusagen -, miteinander in partnerschaftlicher Art und Weise zusammenleben, ist es kontraproduktiv, vor allem in der Pubertät die Mädchen von den Buben zu trennen, weil dann erreicht man in Wirklichkeit wieder nur das, was sich eigentlich gerade die Väter in diesem Fall wünschen, dass die Mädchen und die Buben vielleicht bis zu einer Zwangsehe hin isoliert werden. Dem werden wir sicher nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Integration heißt Anpassung. In diesem Sinne wollen wir Integrationspolitik auch verstanden wissen. Wir werden daher diesem Budget, das Sie uns vorlegen, nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Dr Vana, bitte.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde mich zu Beginn dieser Geschäftsgruppe wie immer auf die Frauenpolitik konzentrieren, und zwar wirklich auf die Frauenpolitik, nicht auf die Mütterpolitik, nicht auf die Männerpolitik wie meine Vorrednerin Matiasek, für die Feminismus offenbar ein Schimpfwort und etwas ganz Negatives ist. Ich bin froh, wir GRÜNE unterstützen die feministischen Projekte in dieser Stadt, weil sie ganz wichtig für die Selbstbestimmung und Eigenständigkeit von Frauen sind. Wir bedauern sehr, dass die Bundesregierung in den letzten Jahren gerade bei den frauenspezifischen Projekten, die einen feministischen Touch hatten, so stark gekürzt hat, dass immer wieder, zwar unzureichend, aber doch, die Stadt Wien einspringen musste. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Trotzdem bleibt uns nichts anderes übrig, als das vorgelegte Wiener Budget auch aus frauenpolitischer Sicht abzulehnen, da es keinerlei neue Akzente in frauenpolitischer Hinsicht setzt. Die mageren 0,7 Promille des Gesamtbudgets für das Budget der MA 57, die für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten zuständig ist, kritisieren wir seit Jahren. Es hat sich auch heuer leider keine Steigerung ergeben, obwohl eigentlich das IFES-Frauenbarometer, das letzte Woche veröffentlicht wurde, gerade in der Frauenpolitik dringenden Handlungsbedarf sehen würde, wo wir auch gerne diesen Niederschlag im Budget hätten sehen wollen. Man kann auch mit diesem frauenpolitischen Budget, also diesen 0,7 Promille, deshalb keine großen Sprünge und nichts Innovatives machen, weil der Großteil dieses mageren Budgets Jahr für Jahr zweckgebunden für Frauenhäuser und für die Unterstützung der bestehenden Projekte ist, was wir sehr unterstützen. Wir haben auch sehr dafür gekämpft, dass die bestehenden Projekte zum Beispiel Dreijahresverträge bekommen. Trotzdem wäre eine Steigerung des frauenpolitischen Budgets, zumindest auf ein Promille des Gesamtbudgets, wie es zum Beispiel auch im Bereich der Wissenschaft eine langjährige Forderung der GRÜNEN ist, höchst notwendig.

Wir hätten heuer gehofft, dass es vielleicht neue Ansätze in der Wiener Budgetpolitik gibt, weil das Gender Budgeting, das vor einem Jahr bei der Budgetdebatte groß als Innovation angekündigt wurde, doch ein sehr positiver Schritt war, vor allem international gesehen ein sehr innovativer Schritt. In keiner anderen Stadt Europas wird Gender Budgeting in allen Ressorts, in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung umgesetzt. Deswegen haben wir GRÜNEN das nicht nur immer wieder gefordert, sondern vor einem Jahr auch begrüßt. Allein das, mein Herr Kollege Ellensohn hat es schon angesprochen, was dieses Jahr an Ergebnissen oder ich weiß gar nicht, was, weiteren Schritten oder Analysen, an Zwischenstand vorgelegt wurde, ist sehr mager und verdient unserer Meinung nach nur das Wort Etikettenschwindel. Etikettenschwindel deshalb, weil wir nicht wissen, was eigentlich das Ziel dieses Gender Budgeting Genannten ist, denn es ist eigentlich kein Gender Budgeting, es ist ein Beitrag zum Gender Mainstreaming in dieser Stadt. Gender Budgeting wäre etwas anderes als das, was Sie vorgelegt haben, meine Damen und Herren von der Stadtregierung. Gender Budgeting wäre, die gesamte Einnahmen- und Ausgabenseite des öffentlichen Haushalts auf seine Auswirkungen auf Frauen und Männer zu überprüfen. 

Das, was vorgelegt wurde, war maximal ein erster Schritt, nämlich eine Nutzerinnenanalyse in ganz wenigen, sehr selektiv ausgewählten Bereichen ohne Systematik. Einige Geschäftsgruppen haben sehr viel rückgemeldet, andere Dienststellen überhaupt nicht, wie zum Beispiel mein Kollege Ellensohn bereits angesprochen hat. Im Sportbereich fehlen uns überhaupt Daten. Wir wissen nicht, was mit den zum Teil interessanten Ergebnissen angefangen wird und wie es weitergeht. 

Zum Beispiel sehr interessante Ergebnisse gibt es im Bereich der Kultur, wo bei der KomponistInnenförderung ein sehr großer Männerüberhang von fast 80 Prozent festzustellen ist, oder in Bereichen, die uns einfach ins Auge gesprungen sind, wobei ich jetzt wirklich einzelne auswähle, wie die Begründung von Gewerben oder die Bestellung von gewerberechtlichen Geschäftsführungen, wo ein sehr großer Männerüberhang von über 80 Prozent festzustellen ist. Das ist zwar gut, schön und wichtig, dass Sie das jetzt wissen, auch wichtig, dass es als Anhang aufgeführt ist, aber was damit passiert, wie das interpretiert wird, welche politischen Ziele Sie haben, welche Maßnahmen Sie auf Grund zum Teil erschütternder Analysen jetzt zu ergreifen gedenken, fehlt. Es fehlt auch eine Vergleichbarkeit zu den Daten, die vor einem Jahr im Rahmen dieses Gender-Budgeting-Prozesses veröffentlicht wurden. 

Es fehlt eine Gesamtdarstellung der frauenpolitischen, oder ich nenne es einmal verteilungspolitischen Ausblicke, denn Gender Budgeting ist nicht nur frauenpolitisch wichtig, es ist auch männerpolitisch wichtig, um Defizite in der Ungleichverteilung, in manchen Bereichen vielleicht auch zu Lasten der Männer, aufzuzeigen. Ich kann mich der Bemerkung nicht verschließen, hier ein bisschen Schönfärberei zu unterstellen, wie Sie es eigentlich in der gesamten Wiener Politik machen und wie wir es Ihnen immer wieder vorwerfen, weil das, was Sie sagen und ankündigen, gut klingt. Also außen hui und innen nicht ganz pfui, das will ich Ihnen gar nicht unterstellen. Da sind schon gute Ansätze da, aber es ist zu wenig und ist nichts, womit man frauenpolitisch im Sinne von wirklich konkreten Maßnahmen etwas anfangen kann, wo ich sage, zu dieser Maßnahme XY, zu dieser Umverteilungsmaßnahme, zu dieser Beseitigung von Ungleichheiten hat dieser Gender-Budgeting-Prozess jetzt geführt.

Im Gegenteil, ich fürchte, wie es leider im Gender Mainstreaming in vielen anderen Städten und Ländern passiert, wo zum Teil von konservativen Kräften gefordert wird, Gender Mainstreaming umzusetzen, dass das dazu führt, spezifische Frauenförderungen und aktive Gleichstellungspolitik als spezifische Maßnahmen abzuschaffen oder zumindest zu kürzen, zu sagen, wir haben jetzt eh den Prozess Gender Mainstreaming, das schauen wir uns alles an, riesige Datenerfassungsprozesse, wie auch in der Stadt Wien zu starten, aber die Maßnahmen, die Conclusio und die politischen Gleichstellungsmaßnahmen eben fehlen. 

Ein besonderes Schmankerl muss ich zitieren, weil ich gerne Antworten von Ihnen, Frau Stadträtin, zu dem, was Sie in der Gender-Budgeting-Analyse feststellen, hätte. Bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit kommen Sie nämlich doch tatsächlich zu der Aussage: „Die Chance auf Beschäftigung für Männer und Frauen in Wien ist relativ gleich." 

Eine andere Aussage nennt sich Gruppenindikator 3 auf Seite 267, falls irgendjemand nachlesen will. Es handelt sich hier um eine Analyse des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, der einen so genannten Gender-Mainstreaming-Index entwickelt hat. Das ist an und für sich eine gute Idee, allein dieser Index wird leider nicht dargestellt, ist völlig intransparent und wir als Abgeordnete können nicht nachvollziehen, wie es zu diesen Ergebnissen kommt. (GR Godwin Schuster: Zweifle nicht an deiner eigenen Intelligenz!)

Zweites Ergebnis, auch besonders nett: In diesem Bereich, nämlich Bereich Arbeitslosigkeit, ist in Wien im Unterschied zu anderen Bundesländern und zum Bundesdurchschnitt die Situation für Männer und Frauen nahezu gleich. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, leben Sie in einem Paralleluniversum? Das frage ich mich wirklich, wenn ich solche Sätze lese. Ist das Ihre Wahrheit, die heute schon von der Kollegin Ramskogler einmal angesprochen wurde: „Unsere Wahrheit ist diese ...", und das, was wir hier als Opposition debattieren, ist eigentlich nebulos und völlig an den Haaren herbeigezogen? Sie wollen uns wirklich in der Vorlage zu einem Wiener Budget verkaufen, dass die Chance auf Beschäftigung und die Situation der Arbeitslosigkeit in dieser Stadt für Männer und Frauen gleich ist, dass es keinerlei Diskriminierung mehr gibt, dass Sie scheinbar mit dem Status Quo zufrieden sind, weil etwas anderes kann ich daraus nicht ablesen, dass es keinen Handlungsbedarf gibt, dass es nicht für Frauen, wie wir alle wissen, und wie auch die Kolleginnen von anderen Oppositionsparteien hier konstatieren, wesentlich schwieriger ist, bei Arbeitslosigkeit wieder einen Job zu finden, vor allem einen Vollzeitjob, auch weil sie zum Teil gar keine arbeitsmarktpolitische Unterstützung bekommen, weil sie zum Teil gar nicht beim AMS gemeldet sind, weil ihnen das AMS von vornherein sagt: „Zwei Kinder haben Sie und eine geringe Qualifikation haben Sie, dann brauchen Sie sich gar nicht bei uns zu melden, weil dann haben wir eh keinen Job für Sie."? 

Ich habe nur 15 Minuten. Deshalb lasse ich es dabei, Ihnen nicht die ganzen Probleme von Frauen am Arbeitsmarkt aufzuzählen. Wir werden das morgen in der Aktuellen Stunde zur Arbeitslosigkeit ausreichend tun. 

Wir sind jedenfalls, was diesen Gender-Budgeting-Prozess betrifft, sehr skeptisch, dass dieser Prozess in die richtige Richtung führt, dass dieser Prozess zu Maßnahmen führt und hätten gerne von Ihnen, Frau Stadträtin - leider ist StR Rieder, der die Hauptverantwortung für dieses Budget hat, jetzt nicht da - zu dem Gender-Budgeting-Prozess innerhalb der Verwaltung Wiens Antworten, was die Ziele dieses Prozesses sind, was die Maßnahmen betrifft, welche Handlungen Sie auf Grund dieser Daten, die uns geliefert wurden, zu setzen gedenken und was Sie mit den fehlenden Angaben zu tun gedenken. Gibt es irgendwelche Sanktionen für die Ressorts, wie es sie in anderen Städten zum Beispiel gibt? Wenn Vorgaben der Verwaltung von verschiedenen Ressorts nicht eingehalten werden, dann gibt es auch Sanktionen, zum Beispiel budgetäre Sanktionen. Das wäre doch einmal etwas für ein Gender Budgeting, jene Ressorts, die die frauenpolitischen Zielsetzungen nicht erfüllen, im nächsten Jahr mit weniger Budget zu bedenken. Das wäre ein Vorschlag, der wirklich innovativ wäre und den wir uns wünschen würden. Aber wahrscheinlich ist das für die Sozialdemokratie im Moment kein Thema! 

Zweites Thema, auf das ich eingehen möchte und das auch dieses Schönreden, diese Jubelmeldungen, ja nichts Negatives anzusprechen, betrifft, ist, ich habe es schon zu Beginn meiner Rede angesprochen, das IFES-Frauenbarometer, eine Umfrage, die ungefähr zwei Monate lang in Wien zur Lebens- und Arbeitssituation von Frauen gemacht wurde, ihre Wünsche, ihre Einstellung befragt hat. Dieses IFES-Frauenbarometer gibt im Gegensatz zu dem, was die RednerInnen der SPÖ gestern in der Generaldebatte gesagt haben, keinen Anlass zum Jubeln, schon gar keinen Anlass zur Befriedigung. 

Es wird zum Beispiel festgestellt, dass sich Frauen in Wien im Vergleich zum Vorjahr, wo dieselbe Umfrage gemacht wurde, benachteiligt fühlen. Also sie fühlen und sehen das, was wir wissen, aber jetzt haben wir es auch amtlich, das Gefühl, benachteiligt zu werden. Der Trend geht nach unten. Die Unzufriedenheit, zum Beispiel mit der Betreuungssituation in Wien, wächst. Über 80 Prozent der befragten Frauen sagen, sie wünschen sich nicht nur mehr Kinderbetreuungseinrichtungen, sondern vor allem auch die Einbeziehung von Vätern und Männern in Hausarbeit und Kinderbetreuung. Hier herrscht also Unzufriedenheit mit dieser Situation. 

Für uns GRÜNE sind die alarmierendsten Ergebnisse jene zu den Einkommen. Nur mehr 40 Prozent aller Frauen in Wien sagen, sie können mit ihrem Einkommen gut leben. Wissen Sie, was das heißt? Dass 60 Prozent der Frauen in dieser Stadt mit ihrem Einkommen nicht mehr - Klammer - gut leben können, dass die meisten Einkommen nicht mehr existenzsichernd für Frauen sind! Und das in einer der reichsten Städte der Welt! 

Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, verkaufen uns gestern in Ihrer Budgetrede und auch in den anderen Reden die steigende Erwerbsquote von Frauen als Erfolg und sagen nicht dazu, dass die steigende Erwerbsquote hauptsächlich auf steigende Teilzeitbeschäftigung und steigende atypische Beschäftigung der Frauen zurückzuführen ist, von der Frauen nicht leben können! (GR Godwin Schuster: Dann hast du nicht zugehört!) Sie bejubeln den statistischen Rückgang der Arbeitslosigkeit! (GR Godwin Schuster: Dann hast die ganzen zwei Tage nicht zugehört, wenn du sagst, das ist kein Thema im Gemeinderat! Bitte nicht böse sein!) Herr Kollege Schuster, auch Sie machen das immer wieder! Sie bejubeln den statistischen Rückgang und sagen nicht, dass viele arbeitslose Frauen in Schulungen versteckt sind, die sie zum Teil gar nicht wollen, die zum Teil völlig unsinnig für ihre Situation sind. Zugegeben, für die Schulungen ist hauptsächlich das vom Bund verwaltete AMS in Wien zuständig, aber Sie bejubeln es als Ihren Erfolg, die Arbeitslosigkeit in Wien geht statistisch zurück!

Wir haben kein konjunkturelles Problem am Wiener Arbeitsmarkt gehabt, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, schon gar nicht für Frauen! Wir haben ein strukturelles Problem, auf das die GRÜNEN insbesondere bei der Einkommenssituation von Frauen seit Jahren hinweisen! Allein mir fehlen Ihre Maßnahmen. Wo sind Ihre Maßnahmen gegen die steigende Armut von Frauen, gegen die Zunahme von Working Poor? Wo sind Ihre Maßnahmen dagegen, dass jede zweite Frau mit Kindern in dieser Stadt nicht mehr existenzsichernd leben kann, und zwar wirklich weniger als 800 EUR im Monat verdient? So sind zumindest die Daten, die wir uns angeschaut haben.

Die Daten sind das nächste Problem. Es gibt für Wien, das müssen Sie sich vorstellen, nicht einmal Daten, die uns beantworten würden, was Frauen in Wien verdienen. Diese schlichte Frage kann man in Wien nicht beantworten, weil es keinerlei Daten, die Einkommen und Arbeitszeit korrelieren, gibt. Für den Bund gibt es das. Die Statistik Austria veröffentlicht jedes Jahr Daten über die Bundessituation aus einem Österreichschnitt. Für Wien, wurde uns von der Statistik Austria immer gesagt, würde man das gerne tun, nur habe man keinen politischen Auftrag und es wäre eine zu große Stichprobe notwendig, um dies durchzuführen. Also ich denke, meine Damen und Herren, daran kann es ja wohl nicht scheitern! Das ist auch einer der Gründe, warum Klubobfrau Maria Vassilakou gestern den dringenden Antrag gestellt hat, dass sich der Finanzstadtrat Rieder das gemeinsam mit der Statistik Austria und auch der Wirtschaftskammer, die sich nämlich unseren Informationen nach leider bis jetzt querlegt, weil es für UnternehmerInnen ihrer Meinung nach ein bisschen mehr Belastung wäre, diese Daten ausfindig zu machen, überlegt. Das kann es wohl nicht sein! Also diese Daten wollen wir. Wir brauchen von Gender Budgeting überhaupt nicht zu sprechen, wenn es nicht einmal eine gesicherte Datenlage für Wien gibt. 

Meine Redezeit ist ausgeschöpft. Meine Kollegin 
Alev Korun wird die Anträge, die wir im Frauenbereich vorbereitet haben, einbringen. Ich als Stadträtin kann das ja nicht.

Ich würde mir wirklich wünschen, dass nächstes Jahr zur selben Zeit ein Gender-Budgeting-Prozess vorgelegt wird, der diesen Namen auch verdient und wir von der Sozialdemokratie endlich Maßnahmen hören, die diesen Namen auch verdienen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. - Bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Das Budget der MA 57 ist um keinen Cent erhöht worden. Das ist kaum zu fassen. Es ist traurig. Es ist tragisch. Ich kann es eigentlich nicht verstehen. Dass es Ihnen bei 0,07 Prozent nicht selbst peinlich ist, sich gleichzeitig frauenfreundlichste Stadt zu nennen, ist mir schleierhaft! Zu Ihnen, Frau Kollegin Vana, muss ich sagen, selten so eine Überstimmung mit jemandem von der Grünen Fraktion gehabt. (GR Franz Ekkamp: Hört! Hört! - GRin Anica Matzka-Dojder: Das war jetzt aber peinlich!) Es ist unglaublich, 0,07 Prozent, noch dazu, wo ein Großteil des Budgets zweckgebunden ist! Wir wissen, dass 4,1 Millionen EUR von 7,8 Millionen EUR für die Frauenhäuser gebunden sind. Das heißt, es bleibt quasi nichts für Projekte übrig, die dringend notwendig sind, die längst notwendig sind und die die Frauen in dieser Stadt dringend brauchen. 

Zum Bereich Gleichstellung ein paar Worte: Wir haben schon ausführlich davon gehört. Es ist der Ansatz vom letzten Jahr, in Wien ein gender-gerechtes Budget zu machen, komplett verschwunden, nicht vorhanden. StR Rieder hat es angekündigt, davon ist nichts übrig geblieben. 

54 Prozent der berufstätigen Frauen haben eine Vollzeitbeschäftigung, 46 Prozent sind in Teilzeitjobs. Sie werden selbst gelesen haben, was als Grund angegeben wurde: in erster Linie Kinderbetreuung. Von diesen 46 Prozent Teilzeitbeschäftigen in Wien würden 12 Prozent unmittelbar in eine Vollzeitbeschäftigung wechseln, 36 Prozent erst, wenn es die Lebenssituation zulässt. Ich denke, das muss Ihnen doch irgendwann etwas sagen! Aber ich kann es Ihnen auseinanderdividieren: Der Hauptgrund für die von Ihnen so viel kritisierte Teilzeitbeschäftigung ist die mangelnde Kinderbetreuung in Wien. Sie kritisieren diese Teilzeitbeschäftigung pausenlos. Ich verstehe nicht, warum Sie nicht verstehen, dass es an der Kinderbeaufsichtigung liegt, dass die Frauen mit mangelnder Kinderbetreuung einfach nicht eine Vollzeitbeschäftigung ausüben können. Genau das zeigt Ihnen diese Studie, wird als erster Grund in erster Linie genannt. Normalerweise nennt man das in der Psychologie Verdrängung. Ich bitte Sie einfach: Handeln Sie! Setzen Sie dieser Misere ein Ende! 

Die Folgen von Teilzeitbeschäftigung erkennen Sie nämlich schon. Teilzeitbeschäftigung kann in Altersarmut führen und davon sind Frauen besonders betroffen. Ich sage jetzt absichtlich, „kann", weil es nicht sein muss, weil viele Frauen auch freiwillig die Teilzeitbeschäftigung wählen, weil sie einfach bei den Kindern sein möchten und es sich auch leisten können. Ich würde Ihnen Folgendes empfehlen, mein Vorschlag, weil Sie immer gern konkrete Vorschläge haben, ist: Konzentrieren Sie sich einmal auf diese 12 Prozent, die sofort von Teilzeitbeschäftigung in Vollzeitbeschäftigung wechseln würden. Schauen Sie darauf, dass die Kinder von ihnen betreut sind, schauen Sie darauf, dass sie einen Vollzeitjob bekommen. 

Der zweite Punkt betrifft die Gruppe der AlleinerzieherInnen. Hier bringe ich gemeinsam mit Dr Ulm und Mag Ekici einen Antrag ein. Es gab in Wien im Jahr 2005 66 080 AlleinerzieherInnen, 56 800 davon Mütter, der Rest Väter. Diese AlleinerzieherInnen haben eine besonders belastende finanzielle Situation und sind oftmals armutsgefährdet. Arbeitssuchende und WiedereinsteigerInnen haben es besonders schwierig, einen Arbeitsplatz zu bekommen, der ihrer Ausbildung entspricht. AlleinerzieherInnen sind besonders betroffen, auch von der Situation, dass ihnen einfach keine weitere Person tatkräftig zur Seite steht. Die strengen Öffnungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen, die mangelnde Kinderbetreuung, vor allem dieser extreme Mangel an Nachmittagsbetreuung in Pflichtschulen, aber auch die fehlenden Betreuungsangebote im Krankheitsfall und in den Ferienzeiten machen extreme Probleme.

Ich fordere Sie hier auf, eine soziale Unterstützung in Form monatlicher Zuschüsse von der Stadt Wien einzuplanen und einen überparteilichen Arbeitskreis stattfinden zu lassen.

Wir stellen folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin möge eine monatliche Zulage für Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher ermöglichen sowie einen überparteilichen Arbeitskreis bilden, der sich mit den erforderlichen Unterstützungsmaßnahmen befasst." (Beifall bei der ÖVP.)
Ganz kurz noch zur wirtschaftlichen Situation: Die Frauen in Wien wissen ganz genau, wie wichtig ein Job für sie ist, weil 91 Prozent stimmen dem Satz zu: „Einen Beruf zu haben, ist das beste Mittel für eine Frau, unabhängig zu sein."

Ich wiederhole es ganz kurz noch einmal, weil wir es schon gehört haben: 40 Prozent können in Wien nur gut von ihrem Einkommen leben, Frauen verdienen in Wien drastisch weniger als Männer, im Arbeiterbereich 50 Prozent weniger, das muss man sich vorstellen, im Lehrlingsbereich 20 Prozent weniger! Das ist so etwas von ungerecht! Es sind genug Anträge eingebracht worden. Ich würde sagen, es ist Handlung angesagt, einfach zu handeln!

Wir wissen, dass sich in Wien die Arbeitslosenrate von rund 10 Prozent, etwas weniger, für die Frauen besonders dramatisch auswirkt. Diese Arbeitslosenrate ist nicht notwendig, weil sie entgegen jeglichem Trend ist. 40 000 Arbeitsplätze sind in den letzten zehn Jahren verloren gegangen. Dagegen steht ein bundesweites Wachstum. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt nicht, Frau Kollegin!) Wie Sie das zusammenbringen, weiß ich nicht, aber bitte ändern Sie es, weil das dringend notwendig ist! (GR Godwin Schuster: Sie sollten versuchen, einen Termin bei der Frau Präsidentin Jank zu erreichen und ihr das sagen!) - Den vermittle ich Ihnen, wenn Sie mit einem grandiosen Vorschlag kommen, wie Sie es verändern. (GR Godwin Schuster: Sie sollten das!) Das verspreche ich Ihnen, den Termin vermittle ich Ihnen. (GR Godwin Schuster: Diese Rede sollte man ihr zur Kenntnis bringen, was die ÖVP hier spricht und woanders tut!) Wir diskutieren später! (GR Franz Ekkamp: Wer schreibt Ihnen das?) - Das schaffe ich selbst. (GR Godwin Schuster: Das kann es nicht geben!)

Das Armutsrisiko bei Pensionistinnen ist extrem hoch. Bei Alleinzieherinnen ist es überhaupt so, dass auch 28 Prozent mit Erwerbstätigkeit armutsgefährdet sind. (GR Godwin Schuster: Wer macht eine Pensionsreform und hebt die Altersarmut der Pensionisten? Das ist nicht okay!)

Wir verlangen und bitten Sie inständig, eine verantwortungsvolle Wirtschaftspolitik, Arbeitsplätze und ordentliche Rahmenbedingungen für die Frauen zu schaffen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Auch der Aigner applaudiert!)
Ich komme zum zweiten Teil meiner Rede, zum Personal, und das widme ich dem Thema Frühpensionierungen. Laut unserer aufgestellten Statistik gehen 90 Prozent aller vorzeitig in den Ruhestand versetzten Beamtinnen und Beamten krankheitshalber oder wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand. Die Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen liegen in Wien mit satten 65 Prozent viermal so hoch wie beim Bund mit 17 Prozent. 

Jetzt frage ich Sie: Was ist in Wien los? Was macht die BeamtInnen hier so krank? Wieso gibt es in vielen Fällen nicht einmal ein ärztliches Attest? (GR Godwin Schuster: Bei welchem dieser Fälle gabt es kein ärztliches Attest?) Was wird von der Gemeinde getan, um den Gesundheitszustand ihrer Gemeindebediensteten zu verbessern? (GR Godwin Schuster: Sie behaupten, dass es keinen Beleg gab! Wo gab es kein ärztliches Attest bei krankheitshalber Pensionierung? Es gab überall eines!) Wenn mir das in der Privatwirtschaft passiert, dass 65 Prozent meiner Angestellten krankheitsbedingt in Frühpension gehen, kommt einmal das Arbeitsamt und fragt mich, was eigentlich bei mir los ist und wie die Arbeitsbedingungen sind. Ich empfehle Ihnen, überlegen Sie sich, was Ihre Gemeindebediensteten so krank macht! Oder handelt es sich um Privilegien für die eigenen Leute? (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das sind glatte Behauptungen!)
Das ist eine Vorgangsweise, die zum Beispiel gegenüber den ASVG-Versicherten unfair ist und die den Steuerzahler Millionen kostet. Noch weniger nachvollziehbar ist die Frühpensionierung wegen Veränderung der Organisation. Das sind immerhin 10 Prozent. Dabei handelt es sich um Facharbeiter und Kanzleibedienstete im Alter rund um die 55 Jahre, die vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden, gegen jede Vernunft, wie zum Beispiel die Krankenpfleger, 37 bis jetzt, noch dazu, wo sie gleichzeitig lauthals den angeblichen Pflegenotstand kritisieren. (GRin Anica Matzka-Dojder: Wissen Sie, wie schwer die Krankenpfleger heben müssen?)

Oder ein anderes Beispiel: Da habe ich einen schönen Bericht aus der „Kronen Zeitung" für Sie mitgebracht, die vorzeitige Frühpensionierung eines Notarztes gegen seinen Willen, der sich dann mit Hilfe des Verwaltungsgerichtshofs seinen Job beim Magistrat wieder erkämpft hat und jetzt als Strafe dafür, dass er arbeiten will, in einem Kammerl sitzt und keine Arbeit hat. Ich zitiere Herrn Dr Ulm: „Ein Besenkammerl ohne Besen." (GRin Anica Matzka-Dojder: Denken Sie daran, in welchem gesundheitlichen Zustand der Arzt ist!) Jemand möchte arbeiten und wird bestraft. (GR Dr Wolfgang Aigner. Das ist unglaublich! Ungeheuer!)

Wir stellen hiermit folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend ein Personalentwicklungskonzept im Sinne von 50 plus, damit man jenen Personen im Sinne von 50 plus eine adäquate Stelle garantiert, die unfreiwillig in den Ruhestand versetzt werden. Das AMS bietet da Projekte. Da gibt es auch sozialökonomische Betriebe, SÖB, die sich dieser Problematik angenommen haben. Ich würde empfehlen, diese erfolgreichen Projekte auch bei den Wiener Beamtinnen und Beamten einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Man muss dazusagen, um die 50 Jahre herum seinen Job bei einer steigenden Lebenserwartung zu verlieren, bedeutet, dass man das soziale Umfeld verliert. Es kommt zu Depressionen, Enttäuschungen, Existenzängsten. Das hat wirklich psychologische Auswirkungen und ist einfach zu vermeiden.

Deshalb stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin möge ein Personalentwicklungskonzept und Umschulungsmaßnahmenkonzept für Mitarbeiter im Sinne von 50 plus erstellen, die derzeit noch aus organisatorischen Gründen in den Ruhestand versetzt werden. - Ich bitte um Zuweisung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt möchte ich gerne noch ein paar Worte an die Frau StRin Brauner, die leider nicht da ist, richten. Ich richte die Worte trotzdem an sie. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner, hinter den Sitzreihen stehend: Hier bin ich!) - Hier sind Sie, wie schön! - Ich war bei einer Veranstaltung, Sie werden sich daran erinnern, von der Raiffeisen und vom WAFF, gemeinsam mit der Firma Flexwork. Hier ist diese Broschüre dazu: „Mehr Chancen für 50 plus". Das ist eine wunderschöne Broschüre, aufwendig gemacht. Das war eine groß aufgezogene Veranstaltung, rührende Beispiele von erfolgreich eingegliederten 50-Jährigen. Das hätten Sie sich alle anhören können, das war wirklich gut. 

Es gibt nur ein kleines Problem. Nicht nur meine Referenten, sondern auch ich haben dieses Projekt nie wieder finden können. Es kennt beim WAFF keiner das Projekt, es kennt niemand das Projekt bei der Firma Flexwork, es hat niemand nicht einmal eine Ahnung davon. Da kam mir die Idee, die mir lange nicht kommen wollte. Ich habe wirklich versucht, mit jedem Mitarbeiter dort zu sprechen, dass das eine reine Show aus Wahlkampfgründen war. Es ist hier ein Stimmenfang auf dem Rücken von Menschen betrieben worden, die sich in einer Notsituation befinden, auf dem Rücken von Arbeitslosen. (GR Robert Parzer: Darum 47 000 Stimmen! - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Ich hoffe noch immer, dass es nicht so ist, weil es wäre wirklich unglaublich und peinlich, ein Betrug am Wähler, am Arbeitslosen und wir werden eine Anfrage diesbezüglich stellen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme zurück zum Budget. Wenn Sie die Arbeitslosenquote zumindest auf den Bundesschnitt senken würden, die Frühpensionierungen in den Griff bekommen würden, die Pensionsreform endlich umsetzen würden, dann müssten Sie einmal kein Defizit Ihres Budgets präsentieren, Sie müssten nicht ständig die Gebühren erhöhen und Sie könnten auch noch Reformen, zum Beispiel im Bereich der Frauenpolitik, durchführen. Daher kann ich diesem Budget leider meine Zustimmung nicht geben! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Krotsch. - Bitte.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es freut mich, nach meiner gestrigen Angelobung gleich heute zu Ihnen sprechen zu können. 

Nach diesen vielen negativen Punkten, die wir jetzt schon von der Opposition über die Frauenpolitik in Wien gehört haben, möchte ich dennoch sagen, Wien ist die frauenfreundlichste Stadt Österreichs. Sie beweist jedes Jahr aufs Neue, dass aktive Frauenpolitik stattfinden kann und setzt immer wieder positive Akzente für die Zukunft der Frauen in Wien. Das zeigt auch das letzte Woche neu präsentierte Frauenbarometer ganz deutlich. Laut den Ergebnissen charakterisieren sich die Wienerinnen als modern, aufgeschlossen, fortschrittlich. Sie wollen ein selbstbestimmtes, gleichberechtigtes Leben. 84 Prozent der Befragten sind mit dem Leben in Wien sehr zufrieden und fühlen sich sehr wohl. Das alles kommt nicht von ungefähr. Diese Ergebnisse zeigen die Prioritäten und Richtlinien der Frauenpolitik der Wiener SPÖ! (Beifall bei der SPÖ.)
Acht von zehn Befragten sagen außerdem, dass zu diesem Lebensgefühl in Wien auch die vielen Beratungsstellen der Stadt Wien, die vielen frauenspezifischen Angebote, beitragen. Das Frauenbarometer belegt auch nachhaltig, dass Wien in Sachen Frauenpolitik auf dem richtigen Weg ist. Die eben erwähnte Frauenerwerbsquote liegt bei fast 80 Prozent. Eine Arbeiterkammerstudie belegte erst kürzlich, dass die Gehaltsdifferenz in Wien von 31 Prozent auf 22 Prozent gesenkt werden konnte. Das kommt alles nicht von ungefähr, das ist aktive Frauenpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Viele Aufgaben, die die Bundesregierung in den letzten Jahren in Sachen Frauenpolitik nicht wahrgenommen hat, hat Wien aufgefangen, um die Wienerinnen nicht im Regen stehen zu lassen. Aber nicht alles kann Wien übernehmen, nicht alles kann Wien ersetzen und sich total aushungern lassen, wenn sich der Bund aus der Verantwortung stiehlt. Darum kann ich mit großem Stolz sagen, dass wir das Budget für die Frauen in Wien auf sehr hohem Niveau halten. Wir haben ein höheres Frauenbudget als das derzeitige Frauenministerium. Das nenne ich verantwortungsvolle Frauenpolitik! Wenn Sie sagen, das Budget ist peinlich, dann kann ich Ihnen auf keinen Fall zustimmen, Frau GRin Feldmann! (Beifall bei der SPÖ.)
Außerdem ist hier zu sagen, Frau StRin Dr Vana, dass in Wien Frauenpolitik nicht Aufgabe einer einzelnen Fachabteilung ist, sondern dass sich diese Thematik als Querschnittsthema durch alle Bereiche der Stadt Wien zieht. (StRin Dr Monika Vana: Schön wäre es!)

Zu den Subventionen: Wie auch schon erwähnt, die Dreijahresverträge, die Einjahresverträge, der Kleinprojektetopf. Das gibt Sicherheit. Diese Vereine, die sich für unsere Frauen in Wien einsetzen, haben durch diese Dreijahresverträge viel mehr Sicherheit in ihrer Planbarkeit, in ihrer Arbeit für diese wichtige Arbeit für die Frauen in Wien. Auch 2007 bedeutet das mehr Sicherheit, mehr Planbarkeit und natürlich auch für uns mehr Effizienz und weniger Verwaltungsaufwand. Die Einjahresverträge unterstützen auch die Vereine in den verschiedensten Bereichen, die so wichtige Arbeit leisten und auch zu dem Lebensgefühl, zu der Lebensqualität, wie die Wienerinnen im IFES-Frauenbarometer auch gesagt haben, beitragen.

Den Kleinprojektetopf haben wir 2006 erhöht, 2007 werden wir wieder dieselbe Summe aufwenden. Auch hier die Möglichkeit für die Vereine. bei kleinen Vorhaben wie Veranstaltungen, Herstellung von Informationsbroschüren wieder Unterstützung für die wichtige Arbeit der Frauen in Wien zu verlangen.

Die vielen engagierten Vereine leisten, wie gesagt, einen wesentlichen Beitrag für die Unterstützung der Frauen in den Bereichen Bildung, Information, Mädchenberatung, Gewaltschutz. Da muss ich sagen, dass auch Gewaltschutz in Wien sehr groß geschrieben wird. Wien leistet hier wichtige Sensibilisierungsarbeit, Aufklärungsarbeit und Informationsarbeit und das seit vielen Jahren. Davon zeugt nicht nur das Zehnjahresjubiläum des Frauennotrufs, das wir gemeinsam nächsten Montag mit einem Festakt hier im Rathaus begehen werden. Wien hat differenzierte Lösungsansätze und bietet tolle Aufklärungsarbeit und Sensibilisierungsarbeit. 

Der 24-Stunden-Notruf ist eine wichtige erste Anlaufstelle für Mädchen und Frauen, denen Gewalt widerfährt. Es gibt bei persönlichen Kontakten eine Steigerung um 35 Prozent, bei den telefonischen auch eine Steigerung um 7 Prozent. Über 5 700 Kontakte konnten von Jänner bis Oktober schon aufgenommen werden. Auch zum Thema Stalking gab es bereits eine Steigerung beim Frauennotruf um 23 Prozent, auch hier wieder ein Zeichen dafür, dass die wichtige Sensibilisierungs- und Aufklärungsarbeit der Stadt Wien funktioniert und greift.

Ebenfalls am kommenden Monat begehen wir hier im Rathaus eine Konferenz zum Anti-Stalking-Gesetz, zu dem ersten halben Jahr, zum Thema: „Und du entkommst mir doch ..." 

Wien ist das einzige Bundesland, in dem die Frauenhäuser gänzlich subventioniert werden. „Rund um die Uhr Hilfe und Unterstützung", das ist das Credo des Vereins Wiener Frauenhäuser. 

Opferschutz ist sehr wichtig. Weil Sie die Täterarbeit erwähnt haben, Frau GRin Matiasek, ich glaube nicht, dass das alleine die Aufgabe der Frauenabteilung ist. Ich glaube, dass der Opferschutz, die Hilfe, die Unterstützung der Frauen und Kinder, denen Gewalt widerfährt, unter erster Priorität stehen müssen. (Beifall bei der SPÖ.)
Um diese Hilfe für Frauen auszubauen, investiert die Stadt ab heuer in den Ausbau von Nachbetreuungswohnungen. Konkret soll bis 2010 die Zahl der bestehenden 25 Wohnungen auf 50 verdoppelt werden. Das heißt, auch in den kommenden Jahren, speziell 2007, setzt die Stadt Wien auf Information, Aufklärung, darauf, Bewusstsein zu schaffen und Themen sichtbar zu machen.

Da möchte ich kurz zum Thema gleichgeschlechtliche Lebensweisen abschweifen. Auch die WASt leistet mit ihren Beratungen, Sensibilisierungsprogrammen, Vorträgen und Mitwirkung und bei Veranstaltungen in den einzelnen Bezirken in Wien hervorragende Arbeit. Für 2007 sind Vorträge und Sensibilisierungsprogramme bei der MAG ELF und beim KAV-Personal terminisiert. Das heißt, auch hier wird hervorragende Arbeit weitergeführt.

Ich habe auch schon die Mädchenförderung angesprochen. In Wien nimmt Mädchenförderung einen großen Stellenwert ein, denn starke selbstbewusste Mädchen wachsen in Wien zu starken Frauen heran. Die Botschaft der Stadt lautet: „Ihr habt die Zukunft in der Hand und wir unterstützen euch dabei." 

Auch 2007 wird vieles in diese Förderung gesetzt. Wir haben den Töchtertag am 26.4.2007 mit einer verstärkten Zusammenarbeit der Wiener Schulen und einer verbesserten Online-Anmeldemöglichkeit. Der heurige Töchtertag erfreute sich einer Rekordbeteiligung von 3 000 Mädchen. Wir haben 133 Betriebe aus über 30 Branchen gehabt, die den Mädchen die Pforten öffneten. Also wenn man hier von Isolation und geschlechterdifferenzierter Politik spricht, ist das, glaube ich, der falsche Weg. Mädchen müssen schon von Anfang an gestärkt werden, um zu selbstbewussten Frauen heranzuwachsen. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch 2007 werden wir natürlich die vielen Mädchenserviceeinrichtungen wie Mädchenratgeber, Mädchentelefon weiterentwickeln und aktualisieren. Ein weiterer Fokus wird natürlich auch auf geschlechtssensible Pädagogik gelegt. 

Eben auch schon angesprochen wurde das große Thema Arbeitsmarkt. Eine gute Ausbildung, ein eigenes Einkommen durch Berufstätigkeit ist den Wienerinnen wichtig. Das bleibt aus frauenpolitischer Sicht der beste Schutz vor Armut und der beste Schutz vor Abhängigkeit. Daher hat die Frauenabteilung schon seit jeher einen wesentlichen Schwerpunkt in die Förderung von frauenspezifischen Arbeitsmarktprogrammen gelegt. Denn selbst ist die Frau, die eigenständige Existenzsicherung das Um und Auf. 

Wien setzt dabei auf offensive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, hat in Kooperation mit dem WAFF bis jetzt tolle Arbeit geleistet und wird auch im Jahr 2007 vieles an Budget einsetzen, um hier Jobmaßnahmen, Jobchancen für Frauen und Mädchen zu verbessern. Bei der gesamten Programmplanung setzt der WAFF auf zusätzliche spezielle Maßnahmen für junge Mädchen und Frauen, wie eben der „NOVA“ und „NOVA-Karenz“, „NOVA“ für arbeitslose Wiedereinsteigerinnen nach der Kinderbetreuungszeit. Es leistet Berufsorientierung, Weiterbildungsmaßnahmen, Hilfe bei der Jobsuche. Ab 2007 haben alle Frauen in Karenz, unabhängig vom Bildungsniveau, auch Zugang zu Weiterbildungsförderungen. 

Weiters können wir mit dem Projekt „FRECH - Frauen ergreifen Chancen" für rund 1 000 berufstätige Frauen Beratung anbieten. Die Beraterinnen helfen dabei, die individuellen Entwicklungschancen abzuklären, realistische berufliche Ziele zu setzen und die dafür notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen zu erarbeiten. 

Zu erwähnen noch: „AMANDAS MATZ“, eine Beratungsstelle für junge Frauen und Mädchen, die für 300 Teilnehmerinnen im kommenden Jahr Platz hat. 

Innovative Ideen versuchen immer wieder, den individuellen Bedürfnissen der Frauen gerecht zu werden.

Darum hat der WAFF mit der Frauenabteilung heuer das Projekt „FRECH in the City" geschaffen, ein Pilotprojekt, mit dem die Beratung zu den Frauen kommt, zu Spielplätzen, in die Bibliotheken, in die Kindergärten und in Sozialzentren. Wenn sich dieses Projekt bewährt, kann es ab 2007 durchaus in den Regelfall übergehen.

Um diese Bedürfnisse, die Wünsche der Wienerinnen bestmöglich umsetzen zu können, bedarf es grundlegender Forschung. Der Situationsbericht „Frauen in Wien", das erst kürzlich veröffentlichte Frauenbarometer, die Studie zur Zwangsheirat, die im Jänner präsentiert wird, und vieles mehr sind wesentliche Grundlagen für die Erarbeitung von Positionen und Forderungen. Für 2007, das EU-Jahr der Chancengleichheit, ist eine Studie zur Einkommensgerechtigkeit geplant.

Neben dieser Grundlagenforschung, die ich schon erwähnt habe, ist die Informationspolitik der Stadt sehr wesentlich. Die Beratungsmöglichkeiten und Informationsangebote müssen an die Wienerin gebracht werden. Heuer wurde die Frauenratgeberin neu aufgelegt. Der „FrauenPowerTag" wurde aufgrund des Erfolges von heuer wieder neu geplant; wir haben mit 2 000 Frauen doppelt so viele Frauen wie im Vorjahr im Gasometer gehabt. Der große Wunsch nach Information ist da, und dem kommen wir natürlich sehr gerne nach. Auch ein Open House am Frauentag wird es am 8. März 2007 wieder geben.

Kurz möchte ich noch ein paar Worte zum Tierschutz zu Ihnen sagen. Wir haben heuer eine erste Bilanz zur Arbeit der Tierombudsstelle ziehen können. Es ist erfreulich, wie sehr sich diese Einrichtung in kürzester Zeit zu einer ersten und wichtigen Anlaufstelle für die Wienerinnen und Wiener entwickelt hat. Die Stelle hat darüber hinaus viele Projekte initiiert, die zur Bewusstseinsbildung in Sachen Tierschutz in Wien maßgeblich waren; erinnern wir uns an die Kampagne „Kein Ei mit 3"!

Kürzlich wurde auch der 2. Wiener Tierschutzpreis vergeben, mit dem die Tierombudsstelle wissenschaftliche Arbeiten fördert. Auch 2007 wird dieser Preis, mit 4 000 EUR dotiert, wieder vergeben.

Information wird auch in Sachen Tierschutz groß geschrieben. Neben den Informationsbroschüren - wie dem Wiener Hunderatgeber, dem vierteljährlich erscheinende Heft „Hund, Katz & Co" - werden laufend Veranstaltungen und Enqueten zum Thema Tier und Mensch in Wien abgehalten.

Auch eine nicht mehr wegzudenkende Institution ist der Wiener Tierschutztag, der heuer mit mehr als 30 000 BesucherInnen im Rathaus wieder stattgefunden hat. Nächstes Jahr feiern wir das zehnjährige Jubiläum.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das war natürlich nur ein Bruchteil dessen, was alles in Wien an aktiver Frauenpolitik stattfindet und auch im Bereich Tierschutz geschieht. Aber dass Wien die frauenfreundlichste Stadt ist, hat sich meiner Meinung nach durchaus gezeigt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Herausforderung, diesen Stellenwert weiter auszubauen, nehmen wir SozialdemokratInnen gerne an. Mit engagierten Konzepten und hoher politischer Verantwortung werden wir 2007 diesen Weg weitergehen. Ich lade Sie ein, ein Stück des Weges mit uns zu gehen und dem Budgetvoranschlag für 2007 zuzustimmen, für die Zukunft der Frauen in Wien! - Danke schön. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadtrat!

Ich bin auch sensibilisiert von der Rede meiner Vorgängerin; das Wort ist ja so oft gefallen, aber ich bin jetzt wirklich sensibilisiert. Sie werden sich fragen: Integration und Frauenpolitik, das ist ja nicht mein Kapitel innerhalb des Ausschusses - trotzdem habe ich in meinem Klub gebeten, mir diesmal die Chance zu geben, auch zu diesem Kapitel etwas zu sagen, und zwar als wirklicher Basispolitiker, als einer, der viele Jahre in einem Bezirk, der sicherlich ein Problembezirk ist, nämlich in Meidling, Ihre Arbeit im Bereich der Integration miterlebt hat, der die vielen Fehlschläge - es gibt auch Positives, aber in der Mehrheit sind die Fehlschläge (GRin Nurten Yilmaz: Es ist umgekehrt!) - miterlebt hat, um vielleicht an zwei Beispielen zu demonstrieren, was Ihre Integrationspolitik für die Betroffenen wirklich bedeutet.

Lassen Sie mich anfangen mit einem Zitat von Ernst Uhrlau - das ist der Chef des deutschen Bundesnachrichtendienstes -, der bei einer Sicherheitstagung in Berlin festgestellt hat: Besonders gefährdet sind Immigranten der zweiten und dritten Generation, die sich verstärkt dem Islamismus zuwenden. Entscheidend sei deren - und hören Sie gut zu! - Integration, das ist nämlich das beste Kampfmittel gegen den internationalen Terror.

Von dieser Aussage möchte ich ausgehen. Die Integration ist in den nächsten Jahren ganz sicher eines der notwendigsten Projekte für Wien! Denn in Wirklichkeit haben wir zuerst einmal die Altlasten zu beseitigen, die Sie in den letzten Jahren, gemeinsam mit Grün, hier in Wien aufgebaut haben. Sie haben jahrelang, wirklich jahrelang die österreichische Staatsbürgerschaft vielen nachgeworfen - viele haben sie verdient, vielen haben Sie sie nachgeworfen -, ohne hier einen Integrationsdruck zu erzeugen! Erst seit ungefähr einem Jahr oder eineinhalb Jahren haben auch Sie begriffen, wohin die Reise führt: Dass nämlich Integration wichtig ist, und hier ist es wieder eine der wichtigsten Bedingungen, die Sprache in unserem Land, nämlich Deutsch, zu lernen.

Ich möchte Ihnen jetzt an zwei Beispielen, die Sie gefördert haben und die die Stadt Wien gefördert hat, die aber nach meiner Ansicht und nach Ansicht der Beteiligten vollkommen ins Leere gegangen ist, beweisen, dass viele Projekte - ich sage noch einmal: nicht alle, aber viele Projekte - ins Leere gehen.

Da gibt es das EU-geförderte Projekt „Karenz und Karriere", das in drei Stadtteilen, nämlich im Czerninviertel, im Freihausviertel und Am Schöpfwerk, durchgeführt worden ist. Es ist geplant worden von der Firma PlanSinn; „PlanSinn", so heißt sie eben, man könnte auch etwas anderes sagen. Die Firma PlanSinn hat das projektiert, die Idee war: „Unternehmen Karenz" im Stadtteil, Verbinden von Karenz mit Karriere; was für Möglichkeiten und Chancen gibt es hier, und zwar für Väter und Mütter? Dazu hat man eingeladen in „Experimentierwerkstätten", was immer das auch ist. Es war nichts anderes als irgendein Zimmer im Nachbarschaftszentrum des Schöpfwerks bei uns in Meidling, und es wird sonst wo auch nichts anderes gewesen sein. Ich weiß nicht, was eine „Experimentierwerkstätte" ist, aber es klingt eben sehr gut. Sie schreiben ja hier immer sehr gut und sehr theoretisch.

Sie wollten 10 bis 15 Teilnehmer haben, und zusammenbringen wollten sie berufliche Tätigkeit, Länge der Karenz, Frau und Mann: „Wir suchen eine vielfältige Mischung." Na, wie hat die Mischung am Schöpfwerk ausgeschaut? Die Schöpfwerk-Mischung war so: Es haben sich dort drei Österreicherinnen - drei Alt-Österreicherinnen, wie man sie jetzt schon bezeichnet - gemeldet, zwei Akademikerinnen und eine Hausfrau, und zehn Neo-Österreicherinnen, wobei nicht klar war, ob diese die Staatsbürgerschaft schon gehabt haben oder nicht. Denn es reicht ja bei einem Gemeindebau, wenn ein Teil der Familie die Staatsbürgerschaft hat.

Das Problem bei der ersten Sitzung war gleich einmal, dass die alle nicht Deutsch konnten. Es waren die drei Österreicherinnen - Mann war übrigens keiner dabei - relativ frustriert, weil sie nicht verstanden haben, was die anderen dort gesprochen haben. Dann hat es eine zweite Sitzung gegeben, und - sehr wichtig - da war ein Dolmetscher dabei. Der Dolmetscher hat mit denen auf Türkisch gesprochen. Da haben wieder die drei Österreicherinnen nichts verstanden, worauf sie die Lust an diesem Projekt verloren haben, und zwar auch, weil sie andere Interessenslagen gehabt haben.

Denn die zehn anderen, die dort waren, sind eigentlich nur wegen des Begriffs Karenz hingekommen, von Karriere war überhaupt keine Rede. Ich bin sicher, denen hätte zu Hause der Ehemann die Karriere richtig ausgetrieben. Die haben nämlich alle Kinder, auch das ist nachweisbar, und zwar nicht so wie die Österreicherinnen - die eine hat zwei Kinder, die anderen ein Kind -, sondern die Mindestanzahl bei denen war drei. Wo sollen die überhaupt eine Karriere machen? Die sind froh, dass sie in Karenz gekommen sind und dass sie am Schöpfwerk als Ergebnis ein Kinderbetreuungszentrum gefordert haben - wobei gleichzeitig die Stadt Wien das zweite Kindertagesheim geschlossen hat. Das ist wirklich sehr interessant: zu einem ähnlichen Zeitpunkt - unverständlich!

Aber noch unverständlicher ist Folgendes: Alle Teilnehmer haben dort eine geringfügige Beschäftigung mit 60 Stunden ausbezahlt bekommen. Das habe ich überhaupt noch nie gehört, dass es ein Projekt gibt, das zum Nutzen irgendeiner Bevölkerungsgruppe dient, und die sind alle auch geringfügig beschäftigt. Meine Damen und Herren, das ist wirklich unglaublich!

Der Erfolg war dann ein Aktionstag, der bei der 
U-Bahn-Station Am Schöpfwerk abgehalten wurde. Da hat es ein Kasperltheater gegeben, das war in Ordnung; da hat es Bäckereien aus Arabien und der Türkei gegeben, die waren auch sehr gut und g'schmackig. Als Endkonsequenz ist Folgendes herausgekommen: Die Barrieren sichtbar zu machen, war das Ziel, und die einzige Barriere war - das hatte man aber auch vorher schon gewusst -, dass es zu wenige Kinderbetreuungsplätze am Schöpfwerk gibt. Das war es, das ist herausgekommen nach 60 Stunden „Experimentierwerkstätte", EU-gefördert. Es gab keine Nachhaltigkeit. Sie können jederzeit nachfragen, dass das am Schöpfwerk so war.

Das Zweite ist noch viel interessanter. Da gibt es ein Protokoll - es ist leider schon ein bisschen zurückliegend, aber es wird ja heute nicht ganz anders sein - aus dem Jahre 2003/2004. Da gibt es eine Schulberatung für Migrantinnen, eine Einrichtung des Wiener Stadtschulrates gemeinsam mit dem Wiener Integrationsfonds, und da gibt es einen Herrn Yildiz; hoffentlich spreche ich es richtig aus, für mich ist er der Herr Yildiz. Er hat gesagt, er möchte dort gerne Deutschkurse für die Eltern machen, was sehr löblich ist, weil es wichtig ist. Denn wenn man das für die Eltern nicht hat, wird auch die nächste Generation nichts lernen, sie wird keinen Beruf haben, keine Ausbildung haben und ebenfalls dem Staat zur Last fallen, was ja weiterhin zu negativen Entwicklungen führt. Er möchte also gemeinsam mit Schulen, mit Lehrerinnen, einen Deutschkurs machen.

Ich möchte das hier ein bisschen abkürzen; ich habe alle Protokolle vor mir liegen. Es waren Streetworker dabei, Wilhelmsdorf, Nachbarschaftszentrum 12, Gebietsbetreuung Meidling, die MA 11 und, und, und. Die Schulen in Meidling haben Herrn Yildiz Lehrerinnen angeboten, damit sie diese Deutschkurse abhalten. Herr Yildiz hat gesagt, das mag er eigentlich überhaupt nicht; er möchte diese Deutschkurse auch gar nicht in einer Schule machen, sondern außerhalb. 

Nach langem Hin und Her hat man sich darauf geeinigt, dass das Nachbarschaftszentrum 12, wieder Am Schöpfwerk, alles zur Verfügung stellt. Es stellt die Räumlichkeiten zur Verfügung, es gibt eine Jause am Nachmittag für die Kinder in Volksschule und Hauptschule. Nur leider hat sich überhaupt niemand für dieses Projekt des Herrn Yildiz gemeldet! Herr Yildiz war laut Protokoll der Frau Direktor Höller von der Schule Haebergasse leider auch nie erreichbar. Dann haben sie ihn endlich erreicht, es haben sich zwei Lehrerinnen beworben, da sie dort gerne mitmachen würden, aber leider hat er nicht gewusst, was sie bekommen, und im Übrigen hat er sich nicht mehr gemeldet.

Nach einem Jahr hat sich herausgestellt - da gibt es ein Ergebnisprotokoll von der MA 11 als Gebietsbetreuung, von Streetworkern und so weiter -, dass Herr Yildiz nicht einen einzigen Nachmittag die Kinder mit Lehrerinnen betreut hat. Er hat zwei Lehrerinnen hingeschickt - und jetzt kommt der Überhammer an der ganzen Geschichte -, nach einem Jahr, es hat sich aber noch immer niemand angemeldet, und es ist niemand gekommen. Die wollten heimgehen und haben Herrn Yildiz angerufen, da hat er gesagt: Nein, sie bleiben dort, es ist wurscht, weil sie ohnehin bezahlt bekommen. Die Lehrer sind dort sitzen geblieben, und das hat sich 14 Tage, drei Wochen so fortgesetzt. 

Dann ist endlich ein Kind gekommen, und jetzt hat sich herausgestellt, dass der eine Lehrer, der übrig geblieben ist, leider nicht Deutsch, sondern nur Englisch gekonnt hat. Das, bitte, ist ja überhaupt unglaublich! Denn der Sinn einer solchen Aktion sollte eigentlich sein, dass die Kinder Deutsch lernen, und zwar muttersprachlich, damit sie in der Schule mitkommen. - Dann hat man den Lehrer, der nur Englisch und Türkisch konnte, ausgewechselt und hat einen anderen genommen, der richtigerweise die Muttersprache, nämlich Türkisch, und Deutsch konnte. Das war aber auch das letzte Auftreten dieses anderen Lehrers, weil in Wirklichkeit kein Kind mehr hingekommen ist. Die Aktion ist eigentlich geplatzt.

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit ist das ein skandalöser Zustand, dass der Wiener Integrationsfonds gemeinsam mit dem Wiener Stadtschulrat einen Menschen betraut, der offensichtlich unfähig ist, solche Integrationsprojekte, die ganz wichtig sind - die ganz wichtig für die nächste Generation sind, die aber auch für die Mütter wichtig wären -, durchzustehen. Dieses Verhalten ist durch nichts zu entschuldigen! Ich bitte Sie, Frau Stadträtin, dem nachzugehen, obwohl das jetzt schon einige Zeit her ist. Ich bin sicher, der führt noch immer sein Unwesen in Wien und ist heute noch immer genauso unfähig wie vor einem Jahr. Ich würde Sie wirklich ernsthaft bitten, dieser Sache nachzugehen. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! In Wirklichkeit wollen ja Teile der SPÖ und die gesamten GRÜNEN gar keine Integration. Das ist alles nur Blabla, es ist alles nur Schönfärberei, wie Frau Kollegin Vana gesagt hat, es ist alles nur populistisch, um Zeit zu gewinnen für Ihre Ideologien. Sie wollen es nicht - Sie wollen die multikulturelle Gesellschaft, Sie wollen multiethnische Wohnprojekte. 

Herr StR Faymann hat gestern davon geschwärmt. Er wohnt in der Nähe; ich auch, und ich weiß nicht, wo er hinschaut. Er schaut wahrscheinlich auf eine andere Seite als ich. Es gibt nämlich tatsächlich große Probleme in der multiethnischen Siedlung „In der Wiesen" in Liesing. Denn beim Einzug musste jeder unterschreiben - Sie wissen das, wie alle, die im Wohnbauausschuss waren -, dass man akzeptiert, dass zu 50 Prozent Ausländer hineinkommen - dort heißt es „andere Ethnien", ist auch recht - und zu 50 Prozent Österreicher. 

Die heutige Situation schaut so aus: Wer ist dort ausgezogen? Und wer zieht ein, wenn ein Österreicher auszieht? - Kein Österreicher! Sie können nachschauen: Es steht heute nicht mehr fünfzig zu fünfzig, was die Grundidee des StR Faymann war; die kann ich ja unter Umständen noch akzeptieren. Was ich nicht akzeptieren kann, ist, dass heute „In der Wiesen" die Österreicher sich integrieren müssen! Und dann sagt der Herr Stadtrat, das funktioniert alles so leiwand, das ist multiethnisch? Das ist überhaupt nicht multiethnisch, sondern das ist monoethnisch, nämlich nicht mehr österreichisch: Dort sind nicht einmal mehr 25 Prozent Österreicher! Meine Damen und Herren, das ist Ihre Integrationspolitik - ich kann nur sagen: Die geht ins Auge.

Meine Damen und Herren! Sie wissen, wenn Sie die Integration mit der Sprache nicht schaffen - und es schaut ganz so aus, es schaut wirklich so aus! Denn wie war denn das Am Schöpfwerk mit dem Angebot von Yildiz? Es hat ja zwei Seiten. Dass er unfähig war, ist die eine; den kann man auswechseln. Aber es gab ja gar keine Nachfrage! Wo ist das Interesse unserer Migranten, das Interesse der Eltern, die Kinder dort hinzuschicken, die in der Volksschule nicht mitkommen, die in der Hauptschule nicht mitkommen? Wo ist das Interesse? Das fehlt ja ebenso. 

Da müssen wir ansetzen, Frau Stadträtin! Es nützt nichts, Projekte zu machen und Geld hinauszuschmeißen, wenn es keinen gibt, der diese Projekte annimmt. Auch wenn sie gut sind, werden sie relativ selten angenommen. - Sie werden mir dann sicher das Gegenteil sagen: Wie gut das alles funktioniert. 

Die Integrationspolitik wäre ja relativ einfach. Erstens geht es um sinnvolle Projekte. Ich bin ganz bei Ihnen, dass man Projekte machen soll: Sinnvolle Projekte für die, die schon hier sind, die wir integrieren wollen, die sich integrieren müssen. Gar keine Frage, dafür stehen wir.

Zweitens: Schauen wir uns in Europa um, was dann geschieht. Das Zweite sind die Zugangsbestimmungen, die Zugangskriterien; das ist heute schon angesprochen worden. Da brauchen wir uns nur im Umfeld umzuschauen. Die Gesetze in England, in Frankreich, in den Niederlanden, in Dänemark, in Italien, in Spanien, überall ändern sie sich. 

Ich darf nur das dänische Beispiel zitieren, das wäre eine ganz interessante Geschichte - übrigens nicht nur von der liberal-konservativen Regierung, sondern auch von der Volkspartei, den Sozialdemokraten und den Sozialliberalen voll unterstützt. Wer in Dänemark eine Daueraufenthaltsgenehmigung und das Recht auf volle Sozialleistungen haben will, muss künftig nicht nur sieben Jahre in Dänemark gelebt haben, sondern zweieinhalb Jahre feste Arbeit vorweisen können und eine Integrationsprüfung bestanden haben. Familienzusammenführung ist, zusätzlich zu den schon relativ strengen Regeln, erst nach einem Sprach- und Kulturtest möglich, den der Anwärter in Zukunft noch in der Heimat absolvieren muss. Hingegen kann derjenige - da brauchen Sie nicht zu lachen, das ist in Dänemark Gesetz, und dem kann ich einiges abgewinnen -, der einen Job mit mindestens 5 000 EUR Monatsgehalt in der Tasche hat, ohne weitere Auflagen nach Dänemark kommen. 

Das macht die kanadische Regierung, das machen die Amerikaner seit vielen, vielen Jahren. Mir hat einmal einer gesagt, der in ein Flugzeug in Ankara eingestiegen ist - das können Sie aber auch von Dschibuti annehmen, oder von wo immer Sie wollen -: Wenn er in einem Flugzeug sitzt, das nach Amerika fliegt, dann reden die Leute Englisch, und sie unterhalten sich über die neuen Chancen im Berufsleben. Wenn er in ein Flugzeug einsteigt, das nach Europa fliegt, nach Deutschland oder Österreich, unterhalten sich alle über die kommenden Sozialleistungen und darüber, wie man das am besten macht. Das ist überzeichnet, meine Damen und Herren! (GRin Nurten Yilmaz: Ein Running Gag! Das wird überall erzählt, seit Jahren!) Das ist überzeichnet, das gebe ich ja zu. (Beifall bei der FPÖ.) Nur: Es hat einen Funken Wahrheit in sich.

Meine Damen und Herren! Hören Sie daher in Zukunft auf mit der Schlagwortpolitik, hören Sie auf mit der Schönfärberei. Starten Sie personenbezogene Integrationspolitik zum Nutzen aller, die in unserer Stadt wohnen. Wenn Sie es nämlich nicht machen, werden wir in Zukunft viele Kinder von Migranten haben, die keinen Schulabschluss mehr haben. Zweitens werden sie dadurch keine Berufe haben, drittens weiter die Arbeitslosigkeit in Wien als Ausländer steigern. Viertens wird uns die nächste Generation noch wesentlich größere Probleme bringen, weil sie in einer viel größeren Zahl hier ist als die bisherigen. Das können Sie nicht leugnen. 

Meine Damen und Herren! Wir sehen in der Integrationspolitik keine Wende zum Positiven, obwohl uns sehr daran gelegen wäre, die neuen Bürger, die nächste Generation zu integrieren im Sinne von Österreich, im Sinne der Wirtschaft. Aber es gibt keine positive Änderung, daher können wir diesem Budget schon aufgrund Ihrer Integrationspolitik nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen!

Als Info an Kollegen Madejski: Man kann natürlich diesem Beispiel, das Sie angeführt haben, nachgehen. Nichtsdestoweniger ist es so, dass es den Wiener Integrationsfonds seit zwei Jahren nicht mehr gibt - nur zu Ihrer Information, falls Sie das noch nicht mitbekommen haben sollten. Der Wiener Integrationsfonds wurde aufgelöst und in eine Magistratsabteilung umgewandelt. 

Das Budget dieser neuen Magistratsabteilung, der MA 17, die für Integrations- und Diversitätspolitik zuständig ist, soll heuer erhöht werden. Den Hauptbrocken macht die Erhöhung der Transferleistungen an Nichtregierungsorganisationen für die von ihnen geleistete oder zu leistende Integrations- und Diversitätsarbeit aus. Eine Erhöhung der Ausgaben für Integrationspolitik ist prinzipiell natürlich immer zu begrüßen, vor allem, wenn ein Konzept dahinter steht oder wenn ein Konzept dahinter stünde; aber dazu etwas später. 

Es wurde im Vorhinein beziehungsweise heute kommuniziert, dass das Integrationsbudget nahezu oder ganz verdoppelt werden soll. In diesem Zusammenhang möchte ich nur darauf hinweisen und daran erinnern - das ist eine Tatsache, die in diesem Zusammenhang nicht ganz unwichtig ist -, dass der Vorläufer der MA 17, nämlich der Wiener Integrationsfonds, den es eben seit zwei Jahren nicht mehr gibt, kurz vor seiner Auflösung und Umwandlung in eine Magistratsabteilung im Jahr 2004 über ein Budget von 7,1 Millionen EUR verfügte. 

Das Budget der Magistratsabteilung im Jahr 2007 soll 7,7 Millionen EUR betragen. Nun stimmt es zwar, dass die Personalkosten beim Wiener Integrationsfonds inkludiert waren, und beim kommenden Budget der MA 17 sind sie es nicht. Nichtsdestoweniger ist es, wenn man diese zwei Zahlen vergleicht, so eine massive Erhöhung leider auch wieder nicht, wie jetzt kommuniziert wurde. 

Trotzdem begrüßen natürlich die GRÜNEN jede sinnvolle Erhöhung im Integrationsbudget, selbstverständlich auch die Erhöhung der Transferleistungen an Nichtregierungsorganisationen, wenn sie Integrations- und Diversitätsarbeit leisten. Und alle, die im Bereich Integration tätig sind oder sich dafür interessieren, wissen, dass es in Wien zig sehr verdienstvolle Nichtregierungsorganisationen gibt, die sehr professionelle und sehr gute Integrations- und Diversitätsarbeit leisten. Dafür, dass deren Leistungen honoriert werden und die Arbeit, die sie machen, auch fair bezahlt wird, treten die GRÜNEN natürlich ein. 

Für uns ein Problem beim Teilbudget Integration ist vielmehr, dass ein Gesamtplan fehlt. Wir fragen uns bei der Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien immer wieder: Wo ist eigentlich ein Masterplan? Wo sind die strategischen Ziele? Wo sind Zieletappen? Wann will man wo stehen, was Integrations- und Diversitätspolitik betrifft? Welche Maßnahmen nimmt man sich vor, um dieses Ziel im Jahr 2007, 2008, 2010, 2012 erreicht zu haben? Dieser Masterplan, sozusagen dieser große Plan, um in der Integrations- und Diversitätspolitik Maßgebliches zu bewegen, fehlt uns. Es fehlt uns auch ein Zeitplan, um strategische Ziele, die sich die Stadt Wien gibt beziehungsweise geben würde, zu erreichen. Es fehlen konkrete Maßnahmen, und es fehlen, wie gesagt, strategische Ziele. 

Das ist durchaus nicht überall so. Es wird ja immer gesagt: „Wien ist anders"; in der Integrationspolitik ist Wien teilweise wirklich anders, aber leider manchmal in einem negativen Sinn. Denn inzwischen ist es so, dass österreichische Städte sich eine nach der anderen Integrationsleitbilder und Integrationspläne geben. Es seien hier nur ein paar Namen erwähnt: Die Stadt Krems zum Beispiel, Salzburg, inzwischen Innsbruck, wo gerade in diesen Wochen im Landtag ein Integrationsleitbild besprochen wird und beschlossen werden soll, Dornbirn, Bregenz - all diese Städte haben inzwischen Integrationsleitbilder. Nur Wien nicht, weil Wien offensichtlich glaubt, ohne Integrationsleitbild beziehungsweise ohne einen Masterplan im Bereich Integration auskommen zu können. 

Ich möchte als Beispiel ein paar Dinge aus dem Integrationsleitbild der Stadt Krems erwähnen und möchte in Erinnerung rufen, dass die Stadt Krems keinen so hohen MigrantInnen- oder AusländerInnenanteil wie die Stadt Wien hat, es aber trotzdem der Mühe wert gefunden hat, sich ein Integrationsleitbild zu geben. 

Unter dem Titel „Integration als Gleichstellungspolitik" steht im Integrationsleitbild der Stadt Krems - ich zitiere: „Integration erfordert vielmehr die Behebung vorhandener institutioneller Ungleichheiten auf rechtlicher, sozialer und wirtschaftlicher Ebene für alle von Desintegration bedrohten Gruppen." Zitat weiter: „Erwünscht ist also nicht eine einseitige Anpassung von Minderheiten an die Mehrheit, sondern die Herstellung von Gleichwertigkeit durch Schaffung für alle gleich geltender gesellschaftlicher beziehungsweise politischer Rahmenbedingungen." - Zitat-Ende. 

Was macht die Stadt Krems, beziehungsweise was hat sie gemacht? Sie hat innerhalb des Magistrats eine Fachstelle für Integration etabliert, durchaus vergleichbar mit unserer MA 17 - so weit, so gut. Wir haben ja auch eine Integrations- und Diversitätsabteilung, was uns GRÜNE auch sehr freut. Aber Aufgabe der Kremser Fachstelle für Integration ist unter anderem - ich zitiere weiterhin: „die Evaluierung der Maßnahmen zum Thema Integration. Diese soll einmal jährlich verbindlich dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht werden." Ich zitiere weiter: „Ethnic Monitoring, das heißt, Sichtbarmachen der Präsenz von MigrantInnen beziehungsweise Gruppen von MigrantInnen im sozialen Geschehen der Gemeinde, Publizierung im jährlich erscheinenden Folder ,Krems in Zahlen'."

Last but not least ist es wichtig zu wissen, dass die Stadt Krems, was die Umsetzung dieser ambitionierten Ziele betrifft, einen Begleitausschuss eingerichtet hat. Unter Aufgaben des Begleitausschusses wird in dem Papier ausgeführt - Zitat: „Festlegung von Prioritäten in der Umsetzung von Maßnahmen für die nächsten zwei Jahre und darüber hinaus", also ein Maßnahmenplan für die nächsten zwei beziehungsweise weiteren Jahre. Und weiter: „Planung und Ausarbeitung von konkreten Umsetzungsschritten".

Ich habe nicht umsonst aus dem Integrationsleitbild der Stadt Krems zitiert, sondern weil es mir ein großes Anliegen ist, zu verdeutlichen, was wir mit einem Integrations-Masterplan und einem Integrationsleitbild meinen. Das soll nicht irgendeine Philosophie sein, die über dem Ganzen schwebt, sondern dieser Integrations-Masterplan soll ganz konkrete Ziele, Zieletappen und auch Maßnahmen beinhalten, die man erreichen will und die man umsetzen will. 

Aus diesem Grund möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend ein Integrationsleitbild für Wien einbringen. Die amtsführende Stadträtin möge in Zusammenarbeit mit der MA 17 für Integration und Diversitätsangelegenheiten ein Integrationsleitbild für Wien mit strategischen Zielvorgaben, einem Zeitplan für die nächsten zehn Jahre und konkreten Maßnahmenvorschlägen ausarbeiten und dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal bis 31. März 2007 vorlegen.

Weiters möchte ich zwei Anträge einbringen, die von meiner Kollegin Monika Vana schon angesprochen wurden. Der erste Antrag betrifft die Erweiterung des Betreuungsangebots für minderjährige Prostituierte. Da wird die zuständige Stadträtin ersucht, eine ExpertInnenarbeitsgruppe einzurichten, die die Ergebnisse einer Studie über minderjährige Prostituierte diskutiert, und Zwischenberichte und Ergebnisse sollen dem zuständigen Gemeinderatsausschuss bis Rechnungsabschluss 2007 vorgelegt werden.

Der dritte Antrag betrifft ein Maßnahmenpaket gegen Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern. Da werden die amtsführende Stadträtin für Integration und Frauenfragen sowie der amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftpolitik und Wiener Stadtwerke ersucht, ein Maßnahmenpaket zur Schließung der Einkommensschere zwischen Frauen und Männern zu erarbeiten.

Als letzten Punkt möchte ich etwas erwähnen, was nicht in diese Geschäftsgruppe fällt, aber sehr wohl mit Integrationspolitik zu tun hat, nämlich die Grundversorgung und den Fonds Soziales Wien, der die Grundversorgung abwickelt. Ganz kurz: An diesem Budget haben mehrere Kollegen und Kolleginnen nicht nur aus meiner Fraktion kritisiert, dass es nicht transparent ist, dass es vor allem den Oppositionsparteien nicht die  Möglichkeit gibt, nachzuvollziehen, welche Summen und welche Maßnahmen konkret in welchen Bereichen vorgesehen sind. Das trifft ganz besonders auf die Grundversorgung und auf die Flüchtlingshilfe zu. 

Der ausgegliederte Fonds Soziales Wien bekommt eine riesige Summe Geld aus dem Budget 2007, um die Aufgaben erledigen zu können, die mit dem Fonds gemeinsam ausgegliedert werden. Es ist nicht ablesbar, wie viel die Gemeinde Wien vorsieht für den Bereich Flüchtlingshilfe - darunter fallen durchaus auch Unterstützungs- und Integrationsmaßnahmen für Asylwerber und Asylwerberinnen -, aber auch für Menschen, die nicht mehr im Asylverfahren stehen, jedoch nicht abgeschoben werden können, also alle möglichen Gruppen, die unter die Grundversorgungsvereinbarung fallen. Es ist nicht eruierbar, wie viel Geld für die Unterstützung dieser Personen, für ihre Grundversorgung aus dem Budget 2007 reserviert werden soll, wie viel dafür vorgesehen ist. 

Wir GRÜNE hätten unter anderem gerne gewusst, wie hoch die Mittel sind, die im Jahr 2007 im Budget vorgesehen sind für die Grundversorgung von Asylwerbern und anderen Ausländern und Ausländerinnen, die unter die Grundversorgungsvereinbarung fallen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. - Bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg gesagt, Herr GR Madejski: Mich würde interessieren, ob die Leute im Flugzeug nach Ankara alle Deutsch gesprochen haben. Oder können Sie Türkisch? (GR Dr Herbert Madejski: Englisch!) Aha, es haben alle Englisch gesprochen, alle Türken? Super, das ist eine neue Erkenntnis, dass alle dann Englisch sprechen. (GR Dr Herbert Madejski: Das haben Freunde mir erzählt! Das war ein bezeichnendes Beispiel ...! - Weitere Zwischenrufe.)
Zu meiner Vorrednerin Alev Korun möchte ich anmerken: Es freut mich, dass sie aus dem Integrationsleitbild der Stadt Krems zitiert hat, der von der ÖVP geführten Stadt Krems. Denn diese Stadt hat unsere langjährigen Forderungen, die wir auch an die Stadt Wien gerichtet haben, umgesetzt. Es freut mich besonders, dass Sie das hier unterstrichen haben.

Meine Damen und Herren! Wien ist anders: Wien ist besser, und das gilt auch für Integration. - Zumindest ist es das, was uns die großflächige und städtisch dotierte Werbung dieser Stadt zu vermitteln versucht. Doch ist diese positivistische Nabelschau wirklich angebracht und gerechtfertigt? Konkrete Verfehlungen belegen, dass die Integrationspolitik weit davon entfernt ist, perfekt oder zufriedenstellend zu sein.

Ein geflügeltes Wort der letzten Zeit ist: Man kann mit der Bildung nicht früh genug beginnen. Ich möchte das Wort Bildung mit Integration gleichsetzen und die Richtigkeit und Bedeutung nochmals unterstreichen: Mit Integration kann man nicht nur nicht früh genug beginnen, aber damit das auch funktioniert, müssen gerade die vorschulischen Angebote merklich verbessert werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind gerade auch die hohen Kindergartentarife, die Familien mit Migrationshintergrund besonders hart treffen (Beifall bei der ÖVP.) und ihnen und ihren Kindern die Chance auf einen Betreuungsplatz verschließen. Deswegen wäre es längst an der Zeit, das letzte Kindergartenjahr von sämtlichen Abgaben zu befreien. In der übrigen Zeit - das hat gestern meine Kollegin Cortolezis-Schlager ausgeführt - sollten die Kinder die Möglichkeit haben, drei Stunden pro Tag den Kindergarten gratis zu besuchen, um so spielerisch Deutsch zu lernen. 

Ein weiterer Beleg dafür, dass vieles nicht passt, ist auch die vorgezogene Schuleinschreibung. Diese könnte bereits in den Oktober des Jahres vor dem Schuleintritt vorverlegt werden. Andere Bundesländer tun dies auch und nützen so die guten Rahmenbedingungen des Bundes. Und was macht Wien? Genau da lässt die Stadt wertvolle Zeit verstreichen, statt Kindern mit Sprachdefiziten zu helfen!

Ich möchte an dieser Stelle kurz pausieren und sagen, dass ich heute stimmlich ein bisschen angeschlagen bin, und möchte mich deswegen auch entschuldigen. Es kann sein, dass ich dazwischen auch einen Hustenanfall habe, und dafür möchte ich mich vorweg entschuldigen.

Jetzt führe ich meine Ausführungen weiter: Denn warum hat der Bund die Möglichkeit zur vorgezogenen Schuleinschreibung geschaffen? Damit die Kinder schon lange vor dem tatsächlichen Schuleintritt eine Chance bekommen, Deutsch zu lernen. Und was macht Wien? Es verlegt die Schuleinschreibung gerade einmal um zwei Monate vor! Damit wird eine große integrationspolitische Chance vertan. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass die Stadt damit viel versäumt und auch viel zerstört, belegen Statistiken. Denn es kommt nicht von ungefähr, wenn nahezu 50 Prozent der Migrantenkinder später gezwungen sind, Sonderschulen zu besuchen. Das hat nichts mit Dummheit zu tun, das ist einfach das Ergebnis einer unzureichenden Integrations- und Sprachförderpolitik. Wenn hier in der Bundeshauptstadt ein Integrationssystem besteht, das eher bereit ist, Kinder und junge Menschen mit massiven sprachlichen Defiziten mitzuzerren, anstatt bereits in frühen Kinderjahren den Spracherwerb zu fördern und auch zu fordern, dann bleibt vielen keine andere Wahl, als einen solchen - möglicherweise ihren wahren Begabungen nicht entsprechenden - Bildungsweg in eine Sonderschule zu beschreiten. 

Ich möchte an dieser Stelle aus dem „Kurier" vom 31. Oktober 2006 Folgendes zitieren: „Etwa ein Drittel der Jugendlichen, die bestenfalls die Hauptschule abgeschlossen haben, stammt aus der Türkei oder dem ehemaligen Jugoslawien. Experten fordern eine bessere Betreuung schon in den Schulen und präventive Maßnahmen, die den Bildungsabbruch verhindern." - Zitat-Ende. 

Tatsache ist, dass hier eine nicht unbedeutende Gruppe von Menschen heranwächst, die ihre Zukunft in Wien sieht und zunehmend auch an dieser Gesellschaft teilhaben möchte. Aber gelingt es nicht, diesen Jugendlichen Perspektiven und Chancen zu eröffnen, dann ist die Entstehung von Spannungen und ernst zu nehmenden Konflikten die zwar bedenkliche, aber eigentlich logische Konsequenz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da gibt es auch den großen Komplex der Sprachkurse. Wir diskutieren mit der Frau Stadträtin sehr viel auch nach den Ausschüssen darüber, ich bringe da immer gerne meine Kritik an und möchte das auch an dieser Stelle tun. Da wurden zum Beispiel die „Mama lernt Deutsch"-Sprachkurse eingeführt - das wurde heute schon einige Male erwähnt -, die ich sehr begrüße und die auch grundsätzlich zu begrüßen sind, denn dieser Ansatz geht genau in die richtige Richtung. Aber man muss auch ein bisschen weiterdenken, man muss daran weiterarbeiten. Man muss versuchen, die verschiedenen Kursmaßnahmen mit den schulischen Aktivitäten zu verschränken. Und das fehlt mir eigentlich.

Deswegen frage ich Sie, Frau Stadträtin: Warum versuchen Sie nicht, Ihre integrationspolitischen Maßnahmen mit jenen des Stadtschulrates und des Wiener Bildungsressorts stärker zu vernetzen? Warum wird nicht erhoben, wie viele der derzeitigen und künftigen Deutschkursbesucher schulpflichtige Kinder habe? Das wäre erforderlich, damit diese Eltern direkt an den Schulen der Kinder Deutsch lernen und gleichzeitig den Kontakt mit den Schulen pflegen können. Denn die Aufklärung der Eltern über einen Zusammenhang von Sprachkenntnissen, abgeschlossener Schulbildung und künftigen Berufschancen muss effizienter gestaltet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich frage Sie, Frau Stadträtin: Warum versuchen Sie nicht im Zusammenwirken mit Ihrer Kollegin StRin Laska, jene bestehenden „Mama"-Kurse zu echten Familienkursen auszubauen, in denen Väter, Mütter, Omas und Opas an den Schulen der Kinder und Enkelkinder unterrichtet werden? Hier ist die Stadtregierung definitiv viel schuldig geblieben, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Interessant ist auch der Punkt bezüglich der Vorlaufgruppen an den Schulen. Diese wurden gestrichen, und deswegen wundert es mich, dass dann in diversen Tagesblättern inseriert und dafür geworben wird. Ich weiß nicht, da soll sich einer auskennen - ich kenne mich nicht mehr aus. 

Des Weiteren bin ich der Meinung, dass die Kindergartenschecks der Bundesregierung in diesem Zusammenhang auch missbräuchlich verwendet werden. Schauen Sie sich das genau an, sehr geehrte Stadträtin!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf die von Ihrem Ressort herausgegebene Integrations-Leistungsbilanz Bezug nehmen, in der Sie die integrative Bedeutung von sprachlicher Frühförderung betonen: Dass Deutsch Lernen die Voraussetzung für Integration ist. No na; da geben wir Ihnen grundsätzlich Recht. Aber warum handeln Sie dann nicht auch danach? Warum sprechen Sie nicht die vorherrschenden Defizite bei der städtischen Integrationspolitik an und versuchen, im Zusammenwirken mit Ihren Ressortkolleginnen und -kollegen die angesprochenen Probleme auch anzupacken?

Was die viel gerühmte Freiwilligkeit bei den Deutschkursen betrifft, scheint Ihr Ressort, sehr geehrte Frau Stadträtin, es auch nicht sehr wörtlich zu nehmen. Anders ist es nicht zu verstehen, warum es in den Pflichtschulen Vorfälle gibt, dass Schüler, die um die österreichische Staatsbürgerschaft angesucht haben, am Nachmittag nicht am Regelunterricht teilnehmen können, weil sie von der MA 35 gezwungen werden - ich sage bewusst: gezwungen werden -, Deutschkurse zu besuchen. Ich bin dem nachgegangen: Es ist eben so.

Oder noch ein Vorfall: Es kommt auch vor, dass 
ehemalige Schüler und Schülerinnen einer Hauptschule auch Jahre später an die Schule kommen und von der Schule Bestätigungen verlangen, dass sie Deutsch positiv absolviert haben. Sonst müssen sie beim Ansuchen um die österreichische Staatsbürgerschaft erneut einen Deutschkurs besuchen, obwohl sie die Schule in Wien abgeschlossen haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie kann man die Schule abschließen, ohne ...?)
Die MA 35 verlangt ein Zeugnis der 9. Schulstufe. Wenn ein Jugendlicher, ein Mädchen oder ein Bub, eine Klasse wiederholen musste, wird dieses Zeugnis nicht anerkannt werden, weil es nicht von der 9. Schulstufe ist. Das sind Probleme, die man ansprechen muss. Ich habe das beim Innenministerium recherchiert, und dort finden sie diese Vorgangsweise überhaupt nicht korrekt; sie bezeichnen das als unkorrekt. Das ist eine Vorgangsweise der MA 35!

Aber es sind nicht nur die allgemeinen Systemmängel, auf die man aufmerksam gemacht werden muss, es sind auch die einzelnen wirklich harten Fälle, meine sehr geehrten Damen und Herren, die stellvertretend für die allgemeinen integrationspolitischen Verfehlungen stehen. An dieser Stelle möchte ich wieder ein Beispiel geben. 

Es geht um einen jungen Mann, der querschnittgelähmt ist und einen Migrationshintergrund hat; seine Eltern sind österreichische Staatsbürger. Er hat bei Wiener Wohnen um eine Gemeindewohnung angesucht, und dieser junge Mann wird seit Monaten schikaniert. Dieser junge Mann lebt in einer Wohnung im 10. Bezirk im zweiten Stock, und wenn er die Wohnung verlassen will, dann muss er sich auf seinen Händen ausbalancierend ins Erdgeschoß begeben. Der Zwang zu dieser Handlung hat ihm schwere innere Verletzungen und einen mehrmonatigen Aufenthalt im Krankenhaus eingebracht. Ich kann Ihnen alle diese Atteste und Unterlagen zukommen lassen. Die städtischen Dienststellen scheinen diesen Vorfall zu ignorieren. Da stellt sich mir dann schon die Frage: Wird dieser Mann von Wiener Wohnen ignoriert, weil er einen Migrationshintergrund hat? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Des Weiteren muss ich hinzufügen, dass die Versorgungslage von Migranten mit Wohnraum jedenfalls ein sozialpolitisches Problem darstellt, welches langfristig auch ein gesellschaftspolitisches Problem- beziehungsweise Konfliktpotenzial in sich birgt. Integration im Wohnbereich ist nötig, um einer Reihe von Folgeproblemen entgegenzuwirken, und ohne einen Stadtentwicklungsplan im Integrationsbereich und einen Gesinnungswandel in der Haltung der SPÖ-Stadtregierung hinsichtlich der Gemeindewohnungen wird es leider nicht gehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Weiters besteht die Gefahr, dass die Mehrheitsfraktion in diesem Haus Parteimitgliedschaft mit erfolgreicher Integration gleichsetzt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unerhört!) Ein sehr konkretes Beispiel betrifft die MA 7, das Referat für interkulturelle Angelegenheiten. Wer sich daran erinnert: Wir haben schon darauf hingewiesen, mit meinem Kollegen von den GRÜNEN, vor fast einem Jahr, und jetzt ist das eingetreten, was wir vorhergesagt haben. 

Was wir vorhergesagt haben, ist eingetreten, denn einzelne Verantwortliche, die SPÖ-Mitglied sind und auf Nationalratslisten aufscheinen, glauben, dass das Geld der MA 7 eine Art Instrument sei, um sich bei Vereinen einzukaufen und sich dort abfeiern zu lassen. Ich darf in diesem Zusammenhang auch etwas zitieren, und zwar aus dem „Kurier" vom 4.10.2006. Dieser Kandidat wird mit folgenden Worten zitiert: „Ich habe viel geholfen, und das ist jetzt zurückgekommen." - Zitat-Ende.

Wenn man bedenkt, wo er arbeitet und welche Tätigkeit er dort ausübt, erscheint uns dieses Statement in einem anderen Licht. Hat er den Job an dieser wichtigen Stelle nur, um seiner Partei zu helfen? Werden hier etwa Steuermittel als Wahlkampfgelder zweckentfremdet? Ich frage den Herrn Bürgermeister und auch Sie, Frau Stadträtin. Sie sollten dem Fall nachgehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass nicht überall, wo Integration draufsteht, auch Integration drinsteckt, zeigt sich auch beim Abstimmungsverhalten gegenüber den vielen Anträgen, die von unserer Fraktion zum Thema Integration eingebracht wurden. Denn das Wort „Abgelehnt" scheint im Wortschatz der SPÖ-Fraktion sehr häufig vorzukommen. All unsere Bemühungen wurden von der Stadtregierung abgeschmettert oder bewusst in eine andere Richtung gelenkt. 

Die Darstellung dieser einzelnen Punkte aus den verschiedensten Bereichen ist auch ein Beleg dafür, dass diese Stadtregierung keinen echten, groß dimensionierten Masterplan für Integration besitzt. Da sind wir mit den GRÜNEN einer Meinung. Es wird an vielen 
Ecken unterschiedlich gearbeitet und herumgedoktert, aber einen wirklichen Plan kann niemand erkennen, der sich mit der Materie auseinandersetzt. 

Wir werden diesem Integrationsbudget heute nicht zustimmen - ich mache es kurz -, weil wir es als untransparent, verschleiert, nicht aussagekräftig und zu gering finden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte Ihre Unterstellung wirklich aufs Heftigste zurückweisen, dass Mittel der MA 7 für Wahlkampfzwecke veruntreut worden sind! Das Zitat … (GRin Mag Sirvan Ekici: Ich kann Ihnen Geschichten erzählen, die sind so ...!) Ja, Geschichten erzählen können Sie! Die Wahrheit ist, dass dieser Kollege, bevor er zur MA 7 kam, in der MigrantInnenbetreuung tätig war und dort sehr bekannt ist. Er hat tatsächlich in dieser Zeit sehr, sehr vielen Menschen geholfen (GRin Mag Sirvan Ekici: Sie haben selber im Wahlkampf ...!), und das ist darauf zu beziehen. - Vielen Dank.

Sehr geehrte Damen und Herren! „Is the economy stupid?", also frei übersetzt: „Auf die Wirtschaft kommt es an." Dieser Slogan von Bill Clinton gilt auch für die Integrationspolitik, und es ist mir wichtig, gerade in der Budgetdebatte darauf hinzuweisen. Vielleicht werden Sie sich fragen: Warum? Ich zitiere: „Europa kann auf absehbare Zeit die US-amerikanische Wirtschaft nicht überrunden. Europas größte Schwäche ist der unreife Umgang mit den Zuwanderern. Europa beschränkt den Zuzug der besten Köpfe. Es sind auch ökonomische Potenziale, die verloren gehen, wenn sich ein Teil der hier lebenden Menschen ausgeschlossen fühlt." 

Dieses eindeutige Urteil stammt vom Chefökonomen der Stanford-Universität, erschienen im Februar in der Zeitung „USA Today". Es ist also die Unfähigkeit Europas, mit Integration richtig umzugehen, die unsere Wirtschaft schwächt. Die Zahlen geben ihm Recht: Die wirtschaftliche Dynamik und das Wachstum der US-amerikanischen Volkswirtschaft ist in den letzten sechs Jahren deutlich höher als jenes in der EU gewesen. 

Die EU-Regierungschefs haben im Jahr 2000 in Lissabon das Ziel beschlossen, die USA bis zum Jahr 2010 wirtschaftlich zu überholen. Europa soll demnach in vier Jahren die wettbewerbsfähigste, dynamischste und wissensbasierteste Wirtschaftszone der Welt sein - so das Ziel der so genannten Lissabon-Strategie. Davon sind wir leider weit entfernt. Man soll aber die Hoffnung nie aufgeben, denn immer mehr politische Entscheidungsträger kommen zu der Erkenntnis, dass diese Entwicklung auch mit einer falschen Integrationspolitik zu tun haben könnte.

In Deutschland zum Beispiel hat die Bundesregierung vergangene Woche beschlossen, den Status von 200 000 so genannten geduldeten ausländischen Staatsbürgern wesentlich zu verbessern. Vorgeschlagen und initiiert wurde dies übrigens vom konservativen CDU-Innenminister Schäuble. Es gibt aber auch andere positive Beispiele für vernünftige Fortschritte in der europäischen Integrationspolitik, zum Beispiel die Legalisierung von 800 000 illegalen Zuwanderern in Spanien im vergangenen Monat. Dahinter lag der nachvollziehbare Gedanke, dass höhere Sozialversicherungsbeiträge zu erhalten sind und dass legale Arbeitsverhältnisse höhere Steuereinkommen mit sich bringen sowie Rechtssicherheit schaffen. In Frankreich haben die Dauerzustände um die Explosion der Gewalt in den Pariser Vororten zu einer lebhaften Debatte über eine neue Integrationspolitik geführt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Egal, ob in London, Paris oder Rostock: Über die richtige Art der Integration wird lebhaft debattiert. Leider sind in diesen Beispielen meistens die aktuellen Missstände Auslöser dieser Diskussionen. Ja, Wien ist anders - das wurde schon des Öfteren erwähnt -: Wir haben hier weder ghettoartige Vororte wie in Paris noch Slums oder so genannte „No-go-areas", und wir machen uns trotzdem Gedanken über die Verbesserung der Integrationspolitik.

Sehr geehrte Damen und Herren! So weh es manchmal tut, Fred Sinowatz hat Recht gehabt, als er gesagt hat: „Es ist alles sehr kompliziert." Rom ist eben auch nicht an einem Tag erbaut worden, und mit einer Addition kann man keine Differentialrechnung lösen. Genauso verhält es sich beim Thema Integration: Es ist ein kompliziertes und vielfältiges Thema, das vielfältige Antworten, Angebote und Lösungsansätze benötigt. Die Stadt Wien tut dies! Wir gehen an diese vielfältigen Anforderungen mit einer Vielfalt an Angeboten heran. Wir helfen ZuwanderInnen, Deutsch zu lernen. Mit neuen Kursangeboten ist es gelungen, auf neue Zielgruppen zuzugehen und ihnen das Erlernen der deutschen Sprache zu ermöglichen. 

Beim Projekt „SprichSport" wurden Jugendliche angesprochen; sie haben in Sommercamps Deutschunterricht mit Sport verbunden. Oder das Projekt „StartWien" bietet Jugendlichen ab fünfzehn die Gelegenheit, Deutsch zu lernen, und zwar mit Gleichgesinnten, und sie bekommen Hilfe bei der Weiterbildung und Berufsbildung. Und dann mein Lieblingsprojekt: „Mama lernt Deutsch" - Frau Kollegin Ekici, das alles, was sie da von der Stadtschulratspräsidentin und von der Stadträtin verlangen, ist bereits Praxis, es wird in Wien schon getan; aber das ist nicht das erste Mal, dass Sie mit Ihren Forderungen hinten nachhinken -, da ist es gelungen, mit privaten Partnern eine echte Angebotslücke zu schließen. Die Kinder werden während der Kurse betreut, und neben Deutschunterricht bekommen die Mütter Tipps und Unterstützung für den besseren Umgang mit Ämtern und Behörden. 

Diese drei Beispiele stehen für das Konzept, die Menschen dort abzuholen, wo sie sind. Und sie setzen auf das Konzept der Freiwilligkeit - jawohl, Freiwilligkeit statt Zwang! 

In Zahlen ausgedrückt heißt das, dass die Mittel der Stadt Wien für Integrationsmaßnahmen im kommenden Jahr verdoppelt werden. Frau Kollegin Korun, das ist nicht eine leichte Erhöhung, sondern eine Verdoppelung! Sie nehmen das Budget des Integrationsfonds zum Vergleich, obwohl in diesem Budget alles drinnen ist, nicht nur die Personalkosten, sondern auch Miete und Reinigung oder Grundlagenarbeit; das war das Gesamtbudget. Das Budget für 2007, 7,7 Millionen EUR, ist nur für Fördermaßnahmen, die zur Integrationsarbeit nützen, vorgesehen. Dadurch kann die MA 17 ihr Kurs- und Betreuungsangebot deutlich ausbauen, und Tausende zusätzliche ZuwanderInnen werden Deutsch lernen und Orientierung im Berufsleben, im Umgang mit Behörden und im Schulbereich erlangen. 

Auch im Verwaltungsapparat wurden spürbare Schritte zu mehr Kundennähe und Verwaltungsvereinfachung gesetzt. Die neue Abteilung für Einwanderung, Staatsbürgerschaft und Standesamt, die MA 35, existiert seit vergangenem Juli. Hier wurde das moderne Prinzip des One-Stop-Shops umgesetzt: Nur mehr eine einzige Abteilung ist für Einwanderung, Geburt, Ehe, Staatsbürgerschaft oder Sterbefälle zuständig. Auch das erleichtert das Leben der StaatsbürgerInnen in dieser Stadt.

Bei uns wird von vielen Menschen, auch Politikern, angestrengt ignoriert, dass Österreich ein Einwanderungsland ist, und zwar seit Jahrzehnten, ja sogar seit Jahrhunderten. Die US-Amerikaner nennen ein derartiges Phänomen das angestrengte Ignorieren eines großen rosa Elefanten im Raum. Ja, auch wenn es Ihnen wehtut: Sie müssen anerkennen, dass 400 000 WienerInnen einen Migrationshintergrund haben. Auch in Zukunft werden Menschen bei uns einwandern, um bei uns zu arbeiten, bei uns zu wohnen und bei uns ihrem Leben nachzugehen. Wien braucht eine geregelte, qualifizierte Zuwanderung, darüber besteht Konsens zwischen allen politisch relevanten Parteien. 

Auch die Wirtschaftskammer Österreich kommt zu diesem Schluss. Ich zitiere Ihnen ein paar Zeilen - es ist insgesamt natürlich um vieles länger - von Herrn Mag Christoph Haller, Wirtschaftskammer Österreich; da hält er in seiner Stellungnahme zur Überprüfung der EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung Folgendes fest: „Zuwanderung ist aber auch aus wirtschaftspolitischer Sicht zu begrüßen. Durch Zuwanderung erweitert sich die Ressourcenbasis einer Volkswirtschaft, daraus resultiert ein Wachstums- und Wohlfahrtsgewinn." Damit sind wir wieder beim Thema Wirtschaft: Eine gute Integrationspolitik schafft also wirtschaftliche Dynamik.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der sichtbarste Ausdruck der Wiener Integrationspolitik ist die Arbeit der MA 17, der Magistratsabteilung für Integration und Diversitätsangelegenheiten. Die MA 17 unterstützt als Kompetenzzentrum der Stadt Wien die städtische Verwaltung dabei, ihre Dienstleistungen allen BürgerInnen der Stadt personen- und fachgerecht anzubieten. Die nötige interkulturelle Sensibilität und Kompetenz wird weiter ausgebaut. Dies wird am besten gelingen, wenn MigrantInnen auch selbst im Dienst der Stadt beschäftigt sind. Wien will eine Arbeitgeberin sein, die allen Menschen, unabhängig von Herkunft, Hautfarbe und Religion, gleiche Chancen bietet. (GRin Mag Alev Korun: Wie macht sie das?)
Sehr geehrte Damen und Herren! Eine Institution Wiens war schon immer ganz eng mit dem Thema Zuwanderung verbunden, und zwar die Wiener Märkte. Im Mai dieses Jahres ist die neue Marktverordnung in Kraft getreten. Sie macht das Marktleben nicht nur einfacher und unbürokratischer, sie bringt den MarktbesucherInnen auch deutlich verlängerte Öffnungszeiten: Zwischen 6 und 19.30 Uhr dürfen Märkte seitdem offen halten; an Samstagen zwischen 6 und 17.30 Uhr. 

Die neue Marktverordnung bringt auch einen besseren Konsumentenschutz für die BesucherInnen und KundInnen der Märkte mit sich. Während der gesamten Öffnungszeit der Märkte stehen den KonsumentInnen jetzt ExpertInnen für Probleme und Beschwerden zur Verfügung. Die 20 000 Lebensmittelkontrollen, die das Marktamt jährlich durchführt, sorgen weiterhin für ein hohes Sicherheitsniveau beim Lebensmittelkauf. 

Wir vergessen manchmal das Selbstverständliche, darum möchte ich es noch einmal erwähnen: 900 ständige MarktstandlerInnen bieten auf den 21 Wiener Märkten ihre Waren an, und zwar auf einer Gesamtfläche von 90 000 m², das entspricht 13 Fußballplätzen. 4 000 ArbeitnehmerInnen sind auf Wiens Märkten tätig. Sie erwirtschaften jährlich 300 Millionen EUR und damit 4 Prozent des Gesamtumsatzes des Wiener Handels. Und auch dies möchte ich einmal deutlich sagen: Ohne Zuwanderung wäre die Existenz unserer Märkte stark gefährdet!

Sehr geehrte Damen und Herren! An dieser Stelle möchte ich allen Vereinen, Institutionen, MitarbeiterInnen bei der Stadt Wien für die Arbeit, die sie leisten und mit der sie dazu beitragen, dass Wien so lebenswert ist, sehr herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.) Es ist das Ergebnis harter Arbeit, guten Willens und kluger Entscheidungen. 

Ich möchte jetzt mit ein paar Sätzen zu den eingebrachten Resolutionsanträgen der KollegInnen Stellung nehmen. Wir werden den Anträgen auf Zuweisung zustimmen, und sie werden in den Ausschüssen ausführlich diskutiert und behandelt werden. 

Aber die Begründung Ihres Antrages, Frau Kollegin Korun, möchte ich eigentlich nicht so stehen lassen. Darin heißt es unter anderem, dass Integration und Diversitätsmaßnahmen in Wien bislang Stückwerk seien und dass weder eine Strategie noch ein Zeitplan für die Zielerreichung existiere.

Das ist erstens falsch und zweitens unlogisch. Falsch ist, dass die Strategie fehlt, und unlogisch ist es, ein Ziel vorzugeben, das in zehn Jahren erreicht sein muss. Wie möchten Sie eigentlich die Integrationsarbeit oder das Erreichen, dass jemand integriert ist, messen? Sie vergessen dabei, dass Integration und Diversitätspolitik eigentlich ein permanenter Prozess ist (GRin Mag Alev Korun: Ja, eben!), und Sie erwarten sich anscheinend, dass die Stadt Wien in zehn Jahren ausruft: Auftrag erfüllt! Ziel erreicht! Alle sind integriert, und wir sind jetzt alle sehr glücklich. (GRin Mag Alev Korun: Nein, ich sehe das anders!) Dieser Meinung bin ich nicht, aber wir werden darüber noch länger diskutieren.

Besonders nett finde ich natürlich Ihre Beispiele und Krems eventuell als Vorbild für die Stadt Wien. Wenn da 0,05 Prozent der Integrationsarbeit geleistet werden würde ... (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Ich weiß nicht, was vorher entstanden ist. Das Leitbild? (GRin Mag Alev Korun: Aber wir haben einen Plan!) Sie haben einen Plan, aber Krems und Wien zu vergleichen, ja, das finde ich ein bisschen sehr nett.

Zu Ihrem Antrag, Kollegin Ekici: Auch da werden wir zustimmen, wir werden auch darüber reden, aber es zeigt mir auch, dass Sie den Diversitätsgedanken nicht verstanden haben. (GRin Mag Sirvan Ekici: Das werfen Sie mir vor?), denn da müsste eigentlich die StRin Laska zuständig sein. Da geht es um minderjährige Jugendliche, und nicht alles, was mit „I" anfängt, gehört auch der Integrationsstadträtin. Setzen Sie sich mehr damit auseinander. Auch das werden wir diskutieren. (Zwischenruf von GRin Mag Sirvan Ekici.) Schauen Sie, die Frau Stadträtin für Integration hat eine wissenschaftliche Studie in Auftrag gegeben zu diesem Thema – wir werden bald mehr darüber wissen –, zum Thema Zwangsverheiratung. (GRin Mag Sirvan Ekici: Wir haben das verlangt!) Und wir haben es in Auftrag gegeben, demnächst wird es fertig gestellt sein, und dann können wir auf Grund dieser Ergebnisse besser diskutieren und uns auch vornehmen, was wir wirklich damit machen, wenn wir wissen, wie die Sache wirklich aussieht.

Laut Ihrer Begründung gibt es für Österreich kaum gesichertes statistisches Datenmaterial. Das ist nur ein Halbsatz. Was ist eigentlich aus dem Datenmaterial geworden, das Sie voriges Jahr angekündigt haben, weil es die Frauenministerin angelegt hat. (GRin Mag Sirvan Ekici: Das haben wir verlangt!) Na, wo ist es? Sie sagen, in Österreich gibt es keines. Sie kündigen vollmundig etwas an und verlangen von uns, dass wir Datenmaterial für ganz Österreich erstellen. So wird es nicht gehen, aber wir sind auf dem besten Weg.

Noch etwas: Frau Kollegin Feldmann, in der Zwischenzeit kann ich Ihnen berichten, dass das Projekt "50 plus" sehr, sehr erfolgreich läuft. Ich habe auch einen Referenten für Sie, der auf Ihren Telefonanruf oder Ihr Mail wartet. Ich habe hier Mail-Adresse, Telefon- und Festnetznummer. Sie sind angekündigt. (GRin Mag Barbara Feldmann: Ich habe das nicht bestätigt bekommen!) Ich weiß nicht, wo Sie angerufen haben. (GR Godwin Schuster, in Richtung der Rednerin: Gib es ihr!) Das Projekt läuft sehr gut an. Ich würde Sie bitten, dass Sie den Herrn kontaktieren. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gelangt die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bedanke mich zunächst einmal für die interessante und umfangreiche Diskussion. In einem Ressort, wie es das meine ist, ist es immer schwierig, dass alle Bereiche angesprochen werden. Das gelingt nie, weil es eben so ein breitgefächertes Ressort ist. Aber es ist diesmal gelungen, insbesondere auch durch die Reden der Kollegin Krotsch und der Kollegin Yilmaz, ein sehr breites Spektrum abzudecken.

Ich werde in meinen kurzen Worten vor allem auf die Bereiche eingehen, die hier in der Diskussion angesprochen worden sind.

Frau Kollegin Feldmann, Frau Kollegin Yilmaz vielleicht können Sie dann die Telefonnummern austauschen, den Telefonkontakt herstellen.

Zum Thema Personal nur kurz, weil oft schon besprochen: Die Stadt Wien ist die größte Arbeitgeberin der Region, und die Stadt Wien ist eine überaus soziale Arbeitgeberin. Frau Kollegin Feldmann, Sie versteigen sich da manchmal in ein bisschen problematische Bereiche. Denn erstens würde ich Sie bitten, mir genau die Fälle zu nennen, und zwar mit Namen und Adresse, wo die Stadt Wien Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen durchführt, ohne dass es ein ärztliches Attest gibt. Da würde ich bitten, dass Sie mir das übermitteln, damit ich das die Kolleginnen und Kollegen überprüfen lassen kann, denn das einfach hier so in den Raum zu stellen, ist sehr einfach, aber wahrscheinlich falsch.

Der zweite Bereich: Sie fragen, wie würde denn das in der Privatwirtschaft ausschauen. Das ist auch leicht zu beantworten. Die Kolleginnen und Kollegen, die krank sind und ihre Arbeit daher nicht mehr ausführen könnten, die würden schlicht und ergreifend gekündigt werden und würden nicht die Gelegenheit haben, aus Gründen der Berufsunfähigkeit vorzeitig zu diesen Bedingungen in Pension gehen zu können.

Wenn Sie fragen, wieso die Situation im Bund anders ist, kann ich Ihnen das auch ganz einfach beantworten. Das ist deshalb so, weil in den Jahren 2000 und 2001 Hunderte Kolleginnen und Kollegen im Bundesdienst mit Golden-Handshake, oder vielmehr müsste man sagen, mit platinenem Handshake, in sehr, sehr jungen Jahren – und da meine ich nicht nur die Lehrerinnen und Lehrer, sondern auch darüber hinaus – in Pension geschickt worden sind, und zwar gar nicht, weil sie krank waren, sondern einfach nur, um sie loszuwerden.

Zur Frage, sich mit dem Thema des Alterns im Arbeitsleben zu beschäftigen, haben Sie mich vollkommen auf Ihrer Seite. Da gibt es auch schon sehr lange einen Arbeitskreis in der Stadt Wien, der sich damit beschäftigt, natürlich auch unter Einbeziehung der Personalvertretung, wo es um productiv-aging geht. Erfreulicherweise ist dieser Bereich durch die neue MA 3 jetzt auch in unserer, in meiner Geschäftsgruppe angesiedelt, die sich genau mit dieser Frage beschäftigt: Wie kann man gesund alt werden und im Arbeitsprozess bleiben?

Zum zweiten wesentlichen Bereich, der heute diskutiert wurde, zum Frauenbereich. Vielleicht um hier Legendenbildungen bei den Zuhörern oder Zuhörerinnen, die sich das vielleicht über Internet anschauen, vorzubeugen: Diese IFES-Studie, dieses Frauenbarometer, über das hier heute gesprochen wurde, ist nicht irgendein feindliches Instrument, das die Opposition jetzt hervorgezogen hat, sondern das ist im Auftrag von mir, im Auftrag der MA 57, erstellt worden, weil es mir eben darum geht, die Lebenssituationen der Wienerinnen zu verbessern und zu schauen, wo der Schuh drückt, und zu schauen, wo auch Maßnahmen, die wir setzen, greifen und gut sind. 

Frau Kollegin Feldmann, wenn Sie heute hier vor allem immer über die Kinderbetreuung gesprochen haben, dann bitte ich Sie, sich die Studie, die mittlerweile auch im Internet abrufbar ist, anzuschauen. Da geht es nämlich nicht um die Kritik an der institutionalisierten Kinderbetreuung in Wien, da geht es um die Problematik, dass die Frage der Kinderbetreuung, wenn gerade nicht Kindergarten oder Schule ist, ausschließlich bei den Frauen liegt und nicht bei den Männern. Und das ist ein Punkt, dem wir uns gemeinsam widmen müssen und wo wir sicher hier auch noch einiges zu tun haben. 

Ganz besonders wichtig ist es mir, hier auch anzuführen, liebe Kollegin Vana, dass ich die Letzte bin, die der Meinung ist, dass irgendeine Einkommensschere eine gute Einkommensschere ist. Ich bitte nur in diesem Fall schlicht und ergreifend auch die Realitäten zur Kenntnis zu nehmen. Und die Realität ist schon die – und zwar nicht, weil ich mir das so wünsche, sondern weil das die Realitäten sind und die Zahlen auch zeigen –, dass natürlich die Lebenssituation für Frauen in Wien am allerbesten ist und dass natürlich auch der Arbeitsmarktzugang im bundesweiten Vergleich und im Vergleich zu den anderen Bundesländern in Wien am besten ist. 

Wenn wir uns anschauen, wie sich die Lohnschere seit dem Jahre 1988 entwickelt hat, dann zeigt das auch ganz klar, wo sich etwas verändert hat, dass nämlich die Lohnschere österreichweit gleich geblieben ist, dass Männer rund 32 Prozent mehr verdienen als Frauen, dass in Wien im Jahre 1988 Männer um 31 Prozent mehr verdient haben und im Jahre 2005 um 22 Prozent mehr verdienen, also eine Senkung oder eine Schließung der Lohnschere um 9 Prozentpunkte, und dass zum Beispiel in Oberösterreich, das ja bekanntlich Schwarz-Grün regiert wird, die Lohnschere von 1988 auf 2005 von 36,7 Prozent auf 38,2 Prozent aufgegangen ist. Das heißt, wenn wir vergleichen, vergleichen wir bitte richtig und nehmen wir zur Kenntnis, dass wir bei der Situation, die Frauen hinsichtlich ihrer Chancengerechtigkeit vorfinden, noch lange nicht am Ende sind. 

Ich bin die Allerletzte, die sagt, es ist alles rosig, und deswegen arbeite ich auch dafür, dass es rosig wird, nur bitte, nehmen wir Realitäten zur Kenntnis, und ich bitte auch Sie, Realitäten zur Kenntnis zu nehmen. Zum Beispiel der Vergleich mit Oberösterreich stimmt mich ganz sicher, welche Politik ich hier unterstütze, nämlich die der sozialdemokratischen Alleinregierung in Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Soviel auch kurz zum Thema Gender Budgeting, weil das natürlich an sich ein Thema ist, das vordringlich gewesen wäre oder vielleicht zum Teil auch war bei der Diskussion zum Thema Finanzen. Wir haben damit letztes Jahr erstmals begonnen. Es ist das Ziel – deshalb verstehe ich auch nicht, wieso das hier sozusagen als Mirakel dargestellt wird; es ist für alle offensichtlich, was der Ausblick ist –, dass die Finanz – also nicht die Frauenabteilung, sondern die Finanz – gemeinsam mit der Gender-Mainstreaming-Stelle hier einen Index, Indikatoren entwickeln wird und dass im Rechnungsabschluss – der erste dieser Rechnungsabschlüsse wird im nächsten Jahr sein – die Veränderungen auch sichtbar sein werden.

Dass Gender Mainstreaming – das nur fürs Protokoll – niemals Frauenförderung ersetzen darf und wird und dass das in Wien sicherlich nicht der Fall sein wird, das wäre, glaube ich, an sich hinfällig gewesen, das der Wiener Frauenpolitik zu unterstellen, aber ich kann hier gerne garantieren, dass das nicht passieren wird.

Zur Integrationspolitik, zum dritten großen Bereich, der angesprochen wurde, jetzt abschließend. Da finde ich es schon sehr befremdlich und eigenartig, dass wir wirklich darüber diskutieren – dass die FPÖ jetzt sagt, das brauchen wir alles nicht, dafür soll es kein Geld geben, darauf komme ich nachher noch zu sprechen –, ob das eine Verdoppelung des Sachbudgets ist oder nicht. Das finde ich schon einigermaßen verhaltensoriginell oder auffällig, und ich möchte das hier schon noch einmal ganz klarmachen. 

Der WIF hatte in seinem letzten Budget 7,1 Mil-
lionen EUR. Davon waren knapp über 2 Millionen EUR Geld, das sozusagen vergleichbar ist mit dem Zweckaufwand, mit dem Sachbudget, das wir jetzt in der MA 17 haben. Der Sachaufwand der MA 17 steigt von 3,8 Millionen EUR im Voranschlag des Jahres 2006 auf 7,7 Millionen EUR im Voranschlag des Jahres 2007. Dazu kommen die Personalkosten, die im Sammelansatz zu finden sind. 

Das ist vielleicht ein bisschen schwierig – der Herr Kollege Margulies kann das sicher noch viel genauer erklären –, aber so ist das, und daher finde ich es ausgesprochen eigenartig, wenn das hier in Zweifel gezogen wird. Frau Kollegin Ekici, man kann immer sagen, es ist zu wenig, aber bei einer Verdoppelung bitte ich schon, anzuerkennen, dass sich in diesem Bereich sehr viel tut. 

So auch ganz besonders im Bereich des Spracherwerbs, wo es ein ganz klares Konzept mit zwei strategischen Ausrichtungen gibt, nämlich erstens, dass wir die Menschen, die nach Österreich kommen, so früh wie möglich erwischen wollen und dass es uns ganz besonders darum geht, Jugendliche und Frauen zu unterstützen. Und wenn Sie, Kollege Madejski, sagen, die kommen gar nicht, dann kann ich Ihnen nur sagen, dass das nicht der Realität entspricht. 

Was die Frage des großen Plans und das Integrationsleitbild betrifft, sage ich, man kann über alles reden, mein Politikzugang ist aber eher unter dem Motto: „Alle reden, wir handeln!" Die Städte, und zwar alle Städte, die Sie da jetzt angeführt haben, haben vielleicht ein Integrationsleitbild, aber keine Integrationspolitik, die sich nur ansatzweise mit dem messen lässt, was die Stadt Wien tut. Sie können durch ganz Europa fahren, Sie werden keine andere Stadt finden, die das Integrationsbudget ausbaut. Überall wird gekürzt, bei uns wird verdoppelt. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich abschließend zur FPÖ sagen: Herr Kollege Madejski, ein bisschen ein Problem habe ich insofern mit Ihrer Wortmeldung, weil wir jetzt nicht über den Rechnungsabschluss 2003 sprechen, aus dem Sie zitiert haben, sondern wir sprechen über das Budget des Jahres 2007. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe über das Budget gesprochen!) Ich kann Ihnen sagen, dass hinsichtlich der „Mama lernt Deutsch"-Kurse derzeit weit über 1 000 Frauen dieses Angebot annehmen und dass wir im heurigen Jahr für 2 000 Jugendliche Kurse auf freiwilliger Basis angeboten haben, die alle in Anspruch genommen wurden. 

Allerdings – vor allem bei der Frau Kollegin Matiasek bin ich mir da nie sicher, weil wir eine sehr gute Ebene auch im Ausschuss haben – sonst sei schon zur FPÖ gesagt: Sehr geehrte Damen und Herren, wenn Sie jetzt hier sagen, Ihnen würde das eine oder das andere an der Wiener Integrationspolitik nicht passen, dann ist das schlicht und ergreifend sehr, sehr unglaubwürdig, denn Ihnen und Ihrer Politik geht es ausschließlich darum – ausschließlich! –, Menschen gegeneinander aufzuhetzen, Ihnen geht es ausschließlich darum, auch dort, wo es noch keine Probleme gibt, Probleme zu schaffen, und Ihnen geht es niemals darum, Probleme zu lösen. 

Sie können jetzt den Kopf schütteln, Sie brauchen sich nur die Plakate, die bis zum 1. Oktober des heurigen Jahres unsere Stadt verschandelt haben, vor Augen zu halten. Da musste man sich genieren, dass das ein Teil des Spektrums der Politik in dieser Stadt ist. Da haben Sie Menschen auf Grund ihres Religionsbekenntnisses schlicht und ergreifend ausgegrenzt, da haben Sie Menschen, die bereits hier geboren sind, die immer Österreicherinnen und Österreicher waren, ausgegrenzt. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Sie, Kollege Jung, habe ich letztes Jahr schon nicht ohne Kapperl erkannt, ich erkenne Sie jetzt auch nicht, und es macht mir gar nichts. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme zum Ende. Ich erachte das Thema Integration, Diversität, Miteinander in der Stadt für das zentrale Thema der nächsten Jahre. Ich lade auch alle herzlich zur Mitarbeit ein. Es gibt ja hier auch, trotz zum Teil unterschiedlicher Ansätze – aber das ist in der Demokratie so – eine sehr gute Basis sowohl mit der ÖVP als auch mit den Grünen. Bei den Freiheitlichen, glaube ich, ist es sinnlos, weil der einzige Grund, warum sie Politik machen, der ist, Menschen gegeneinander aufzuhetzen. 

Ich möchte mich abschließend bei meinen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern, aber auch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die das ganze Jahr über und jetzt für die Planung für das nächste Jahr sehr, sehr engagiert arbeiten für die Wienerinnen und Wiener dieser Stadt, egal, wo sie geboren sind, und egal, welche Staatsbürgerschaft sie haben. Danke auch meinem Büro. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin.

Mir liegt noch eine Wortmeldung vor. Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet. Bitte, zwei Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! 

Frau Stadträtin, Sie haben gesagt, der Bund hätte Leuten in einem entsprechenden Alter einen platinenen Handshake gegeben. Tatsächlich möchte ich Sie darauf hinweisen, was es gab. 

Was es gab, ist einerseits außerhalb des Lehrerbereiches eine rechtliche Bestimmung, die interessanterweise auch von der SPÖ im Nationalrat so beschlossen wurde, dass in Bereichen, die aufgelassen worden sind, über 55-Jährige in den Vorruhestand versetzt worden sind. Wo da der platinene Handshake ist, weiß ich nicht. 

Das Zweite: Alle Übrigen sind natürlich nur auf Grund ärztlicher Gutachten geschickt worden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es wurde hier behauptet, dass es das nicht gibt!) Etwas, worauf Sie auch bei der Stadt Wien Wert legen, ist, dass man hier korrekt zitiert. Sie haben gesagt, der platinene Handshake hätte im Bundesdienst stattgefunden. Das stimmt nicht. (GR Christian Oxonitsch: Die Kollegin hat gesagt, das gibt es im Bund nicht! Das war eine Berichtigung zur Wortmeldung der eigenen Kollegin!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Okay. Das dürfte ein Missverständnis zwischen den ÖVP-Abgeordneten sein. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Es liegt zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen und KonsumentInnenschutz keine Wortmeldung mehr vor. (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.) Entschuldigung, ich wollte nur aufklärend wirken. Sprechen Sie dann untereinander. (GR Dr Matthias Tschirf: Zur Geschäftsordnung!)

Bitte, Herr Stadtrat! Herr Dr Tschirf zur Geschäftsordnung. Ich habe nur aufklärend wirken wollen, sonst mische ich mich nicht ein. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich glaube, die Vorsitzende sollte keine inhaltliche Wortmeldung abgeben. 

Ich habe eine Feststellung, die die Frau Stadträtin getroffen hat, klargestellt. Ich habe eine tatsächliche Berichtigung vorgenommen, die genau mit dem übereinstimmt, was bei uns gesagt wurde. Wir haben hier zwei verschiedene Systeme, und wir haben darauf hingewiesen, dass nicht nur beim Bund – man könnte das noch weiter aufzählen – beispielsweise das Pensionsalter auf das Niveau des ASVG geändert worden ist, aber das ist nicht das Thema. 

Aber das, was sie behauptet hat, dass der Bund hier weitaus großzügiger gewesen wäre als die Stadt Wien, dem ist nicht so. Das habe ich richtiggestellt. Damit bin ich genau dort, wie die Frau Kollegin Mag Feldmann es gesagt hat. (GR Christian Oxonitsch: Sie hat gesagt, das gibt es im Bund nicht!) 

Ich glaube nur, dass es die Vorsitzende nicht zu interpretieren hat, und ich würde bitten, in Zukunft bei der Vorsitzführung hier sorgfältiger vorzugehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Tatsache ist, Sie haben Ihre eigene Abgeordnete berichtigt!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Der Herr Stadtrat sitzt schon da. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei dieser Geschäftsgruppe möchte ich heute zwei Felder näher beleuchten, die beide sehr wichtig für die allgemeine Verkehrssituation in der Bundeshauptstadt sind, zwei Felder, die von der SPÖ-Stadtregierung in unterschiedlicher Art und Weise, in unterschiedlicher Qualität bearbeitet werden. Das eine Feld ist der Garagenbau, da leistet die SPÖ unserer Meinung nach anständige Arbeit, bis auf ein paar kleine Unsicherheiten – darauf werde ich am Schluss noch zu sprechen kommen –, das andere Feld, da leistet die SPÖ unserer Meinung nach leider seit vielen Jahren schlechte bis miserable Arbeit, und das ist das Feld der Parkraumbewirtschaftung beziehungsweise des kostenpflichtigen Parkpickerls. 

Ich fange mit der Parkraumbewirtschaftung an, mit der schlechten Nachricht, damit wir nachher die Möglichkeit für ein halbwegs versöhnliches Ende haben. Unserer Meinung nach – und vielleicht trifft diese Meinung auch bei manchen anderen Fraktionen zu – schaut hier der Karren etwas verfahren aus, aber wir glauben, dass dieser Karren sehr schnell wieder flottgemacht werden könnte. Dazu müsste die SPÖ nur zumindest kurzzeitig vom hohen Ross der absoluten Mehrheit heruntersteigen, intelligente, seit Jahr und Tag auf dem Tisch liegende FPÖ-Vorschläge annehmen, die Inkassoaktion kostenpflichtiges Parkpickerl rasch einstellen und dafür das Parkpickerl für ganz Wien, das bis auf einen Unkostenbeitrag für die Bearbeitung kostenlos sein soll, aufgreifen. Auf diese Art und Weise, meine Damen und Herren, könnten wir die Parkplatzmisere, die akute Parkplatznot rasch und dauerhaft lösen. (Beifall bei der FPÖ.)
Was hat das kostenpflichtige Parkpickerl in den letzten Jahren für Wien für die Anrainer gebracht. Wenn man jetzt Wien nimmt, hat es sicher für die Stadtkasse hohe Einnahmen gebracht. Das ist das Positive daran und war wahrscheinlich auch der ursprüngliche Sinn und Zweck, dieses Parkpickerl einzuführen. Falls es noch einen anderen Sinn und Zweck gehabt haben sollte, wurde dieses Ziel klar verfehlt, denn nach wie vor ist es leider der Fall, dass in den parkraumbewirtschafteten Bezirken – also Parkpickerlbezirken, denn Kurzparkzonen gibt es in andere Bezirken auch – die Stellplatzsituation nach wie vor eine miserable ist, dass die Leute am Abend jetzt vielleicht statt 25 Minuten nur mehr 23 Minuten auf der Suche nach einem Parkplatz um die Häuserblöcke fahren und nach wie vor für viele Abgase, viel Lärm, viel Ärger bei den Anrainern, die schon zu Hause sind, sorgen, und dass für eine kaum gemilderte Parkplatznot 160 EUR im Jahr abgelegt werden dürfen. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Das kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein. Darum werden wir – denn steter Tropfen höhlt den Stein – bei unseren Vorschlägen bleiben, hartnäckig bleiben, und irgendwann wird vielleicht auch die SPÖ draufkommen, dass ein kostenloses Parkpickerl für ganz Wien für hier Gemeldete eine sinnvolle und vor allem kostengünstige Variante für die Bürger und für Wien wäre. 

Die Geschichte der Parkraumbewirtschaftung, des Parkpickerls an sich, war nie eine Erfolgsgeschichte, wenn man von dem finanziellen Vorteil für die Stadt Wien absieht, aber was sich in den letzten Monaten rund um das Parkpickerl für die Stadthalle abgespielt hat, hat dem Fass den Boden schon ausgeschlagen, das muss man hier klar bemerken. Der Ausdruck Fiasko scheint dafür geschaffen zu sein. Das erinnert mich ein bisschen an die 50er-Regelung, die auch von Anfang an mit Problemen behaftet war, abgesehen von der Sinnhaftigkeit oder nicht Sinnhaftigkeit, wobei wir die Sinnhaftigkeit immer angezweifelt haben. 

Aber ich will jetzt kurz die Geschichte des Stadthallen-Parkpickerls Revue passieren lassen. (GRin Mag Waltraut Antonov: Das funktioniert bestens! Hervorragend! Ich wohne dort!) Das dürfte eine ideologisch motivierte Meldung gewesen sein. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das, was Sie sagen, ist ideologisch!) Wir hören aus diesem Bereich ganz andere Meldungen, und auch die Behörden haben eingesehen, zum Beispiel der Unabhängige Verwaltungssenat, dass dort von Anfang an sehr viel schiefgelaufen ist bei der Kundmachung, bei der Beschilderung. Der UVS hat dann festgestellt – ich möchte es jetzt verkürzen –, dass die ganzen Regelungen, die Kundmachungen, die Beschilderungen verwirrend waren, dass sich die Leute gar nicht auskennen haben können, weil es die Stadt wieder einmal zusammengebracht hat, wie bei der 50er-Regelung, nicht rechtzeitig alle Tafeln aufzustellen, nicht rechtzeitig die Markierungen auf ordentliche Art und Weise zu bewerkstelligen. Und so war es auch beim Stadthallen-Parkpickerl. 

Darum hat die FPÖ auch Maßnahmen dagegen ergriffen. Der Kollege Kowarik hat sich strafen lassen. Er hat dann fristgerecht Einspruch gegen diese Strafverfügung erhoben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Er ist zu schnell gefahren, weil ihn die Stadthalle motiviert hat!) Das Verfahren wurde, nachdem es im Dezember 2005 gestartet worden ist, im August 2006 eingestellt. Der Mag Kowarik hat selbstverständlich keine Strafe zahlen müssen, weil die Behörde nach wie vor der Meinung ist, dass diese Regelung unsinnig ist. Wir werden diese Unsinnigkeit der derzeitigen Regelung dieses Stadthallen-Parkpickerls weiter aufgreifen, und wir hoffen, dass die SPÖ irgendwann auch hier Einsehen zeigen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es war nicht der letzte Anschlag der SPÖ mit Hilfe der Grünen auf die Anrainer in Wien. Was ist als Nächstes geplant? Es ist schon angedacht, im Norden Wiens, rund um die Stationen der Verlängerung der U1 nach Leopoldau, ein kostenpflichtiges Parkpickerl einzuführen. Was wird die Folge sein? Die Einpendler aus Niederösterreich kommen nach wie vor, und weil man es wieder verabsäumt hat, ein großzügig dimensioniertes Parkhaus am Stadtrand oder außerhalb der Stadtgrenze zur Verfügung zu stellen – Niederösterreich hätte übrigens kostenlos ein Grundstück zur Verfügung gestellt; wir haben das in der Planungsphase eingefordert, aber es ist nicht gemacht worden –, sind jetzt natürlich alle U1-Stationen inklusive Leopoldau hoffnungslos überparkt. Die SPÖ denkt sich jetzt eines: Machen wir rundherum ein kostenpflichtiges Parkpickerl. Die Pendler weichen aus in den weiteren Umkreis. 

Die Leute sind natürlich nach wie vor angefressen, wenden sich an die Stadtregierung, und irgendwann sagt dann die SPÖ, der Druck aus Bevölkerung wird zu groß, wir müssen Parkpickerl ausdehnen, machen wir gleich den ganzen Bezirk. Was ist die Folge? Die SPÖ beziehungsweise die Stadt Wien kann wieder fein abkassieren, und wieder ist ein Bezirk gefallen und hat das sündteure Parkpickerl um rund 160 EUR im Jahr. Und dagegen wehren wir uns vehement, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Andere Bezirke haben wieder die Idee, das Parkpickerl bis 22 Uhr auszudehnen. Das wird ebenfalls keine Entspannung für die Anrainer bringen, denn was wird passieren? Warum sind auch nach 20 Uhr oder nach 19 Uhr – es gibt ja bis heute noch keine einheitlichen Regelungen, weil im 1. Bezirk eine andere Regelung als in den anderen Parkpickerlbezirken vorliegt – keine Parkplätze zu finden? Die Restaurant- und Barbesucher und natürlich die Lokaltouristen aus den anderen Bezirken und aus dem Umland werden halt einen Parkzettel mehr ausfüllen und werden bis 22 Uhr dort stehen. Auch wer keinen Parkzettel mehr ausfüllt, wird trotzdem dort stehen und hoffen, dass er nicht bestraft wird. Für die Anrainer wird sich de facto nichts ändern. Sie werden 40 EUR im Jahr mehr zahlen. Die Stadt Wien, rechts außen wieder, kann das einstreifen. 

Auch hier werden wir die Bevölkerung unterstützen, die das nicht will. Es stecken ja Bezirke dahinter, die grün angehaucht beziehungsweise grün dominiert sind, und da haben ja diese Pläne meistens ideologische Gründe und nicht verkehrstechnische. (GR Mag Christoph Chorherr: Schon wieder! – GR Mag Rüdiger Maresch: Aber Sie bringen die Welt in Ordnung?) Dieweil noch, weil in der Donaustadt die Grünen Gott sei Dank bei allen Wahlen an die vierte Stelle zurückgefallen sind. Das wird schon einen tieferen Sinn haben. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Aber die Pläne der SPÖ-Stadtregierung liegen ja auf der Hand, meine Damen und Herren. Wir haben bis zur nächsten Gemeinderatswahl noch einige Jahre Zeit, und es werden natürlich – das ist so wie das Amen im Gebet – die Anstrengungen kommen, über die Hintertür, von der Maschekseite die Bezirke 12 bis 19 ebenfalls mit dem sündteuren Parkpickerl auszustatten. Da traue ich mich zu wetten. Und irgendwann wird die SPÖ mit begierigen Blicken über die Donau in die noch weiter außen gelegenen Bezirke schielen, um auch dort abzukassieren. Das ist ja nichts Neues. Der Kollege Dampier, damals noch als Bezirksvorsteher-Stellvertreter im 22. Bezirk hat es im „Wiener Blatt" – das ist eine unabhängige Bezirkszeitung – schon im Jahr 1999 andiskutiert. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das „Wiener Blatt" ist unabhängig?) Ich habe jetzt den Zettel mit „Ironie" nicht dabei, aber für den Kollegen Maresch nehme ich ihn beim nächsten Mal mit. Das war ironisch gemeint. Die anderen haben es ja verstanden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das können natürlich Sie mit der Ironie!) Kollege Maresch war ob des Themas wahrscheinlich noch ein bisschen aufgebracht. 

Also die SPÖ möchte das Parkpickerl über kurz oder lang auf ganz Wien ausdehnen, und dazu sagt die FPÖ ganz klar Nein, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber wenn wir jetzt beim Thema Parkplatznot bleiben wollen, kurz zum positiven Thema, zum Garagenbau in Wien, wo wir sagen können, wir ziehen mit der SPÖ an einem Strang, in eine Richtung, wo die FPÖ auch sagt, wir brauchen Garagen, denn eine gute Stellplatzsituation sorgt für eine gute Basis für einen flüssigen Verkehrsablauf, eine gute Basis für die Wirtschaft, eine gute Stellplatzsituation bedeutet auch, lieber Kollege Maresch, weniger Fahrt um den Häuserblock (GR Mag Rüdiger Maresch: Deswegen machen wir das Parkpickerl! Ganz genau!), weniger Abgase, weniger Lärm, weniger Feinstaub – ganz gefährlich –, und deswegen verstehen ich nicht, warum die Grünen dagegen sind. Oder ich verstehe es doch: Weil es im Parteiprogramm steht, sich immer wieder gegen Garagen auszusprechen, wo es doch die Bevölkerung klar und deutlich zum Ausdruck bringt, dass sie auch Garagen will. Wer will die Garagen nicht? (GR Mag Rüdiger Maresch: So wie am Bacherplatz! Da waren die Leute auch motiviert!) Das sind zehn Chaoten, ein Wanderzirkus. (GR Dr Herbert Madejski: Die fahren aber mit dem Auto dorthin!) Die waren gestern im Bacherpark, heute sind sie in der Lobau, morgen sind sie am Bisamberg. Es sind ja immer die gleichen Leute, die anscheinend über kein aufrechtes Arbeitsverhältnis verfügen (Zwischenrufe bei den Grünen.) und die von den Grünen unterstützt werden. Die GRin Vassilakou hat schon Faschingskrapfen runtergebracht, morgen ist die Madeleine Petrovic dort, Maresch war sicher schon dort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau! Ich war schon dort!) Ich habe sie mir ja am Wochenende angeschaut, die Menschenmassen dort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aubesetzer Mahdalik! Unglaublich!) Ich bin ja jedes Wochenende in der Lobau zum Radfahren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nehmen Sie noch ein paar mit! Oder waren die alle getarnt?) 25 Zelte, 20 Hanseln, davon waren 8 Kinder. Schönstes Ausflugswetter am Sonntag. Da hätte das Camp in der Lobau, das ja recht gemütlich ausschaut, eigentlich aus allen Nähte platzen müssen. 

Aber was ich damit sagen möchte: Die Bevölkerung will den Garagenbau, sie will eine gute Stellplatzsituation. Darum darf sich die SPÖ – und das mache ich ihr jetzt zum Vorwurf, nämlich ihr Verhalten in der Sache Bacherpark – nicht von zehn Chaoten, die Berufsdemonstranten sind, die Unterstützung von Global 2000, Greenpeace und deren ehrenamtlichen beziehungsweise nichtehrenamtlichen Mitarbeitern erhalten, aus dem Konzept bringen lassen. Auch wenn die Bezirksvorsteherin Stenzel dann eine Gulaschkanone in den Bacherpark hinträgt, wobei ich mich heute noch frage, was sie das angeht. Aber die würde wahrscheinlich auch ins Ernst-Kirchweger-Haus einen Kaffe bringen, nur damit sie in die Zeitung kommt. (Beifall bei der FPÖ. – Lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Das war nicht schlecht!) 

Also hier muss ich der SPÖ ein Lob aussprechen, aber ein Thema möchte ich noch ganz kurz beleuchten, damit ich unseren Antrag, den ich heute einbringen möchte, auch kurz begründen darf. Und zwar geht es um die vielen Zehntausenden Gehsteigüberfahrtsgenehmigungen – legal oder illegal –, die Gehsteigabschrägungen, die es in Wien aktuell gibt. Sehr viele davon – nach Schätzungen von hohen Rathausbeamten 4 500 bis 5 000 – wären verzichtbar beziehungsweise sind schwarz errichtet worden, also ohne Genehmigung, beziehungsweise haben den Grund für ihre Genehmigung bereits verwirkt, liegt nicht mehr vor. Darum wollen wir, dass der amtsführende Stadtrat gemeinsam mit den Bezirksvorstehungen eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit dieser Abschrägungen vornimmt – in einem längerfristigen Arbeitsprogramm, das geht nicht von heute auf morgen –, und wenn wir hier auf diese Art 4 500 bis 5 000 Abschrägungen wegbekommen, bedeutet das 4 500 bis 5 000 Parkplätze mehr für Wien. Und das bedeutet eine bessere Verkehrs- und eine bessere Luft- und Umweltsituation für ganz Wien. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn weniger abgeschrägt wird, wie hängt das mit der Luft zusammen, Kollege?)
In formeller Hinsicht möchte ich die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss beantragen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ganz zum Schluss – ich habe es ja am Anfang schon anklingen lassen –: Wir stimmen in manchen Facetten des Budgets zwar mit der SPÖ überein, aber am Beispiel der Parkraumbewirtschaftung habe ich es wohl ausreichend erklärt, dass wir in vielen Dingen mit der SPÖ leider noch nicht konform gehen. Und aus eben diesen Gründen können wir diesem Budget unsere Zustimmung nicht geben. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte jetzt in dieser Geschäftsgruppe ein Thema anreißen, dass ich auch gestern in der Wohnbaugeschäftsgruppe schon kurz angesprochen habe. Ich glaube, dass das Budget, so wie es vorliegt, nicht dazu beiträgt, geschäftsgruppenübergreifende Arbeiten zu fördern. Ich glaube eher, dass jede Geschäftsgruppe so ziemlich auf ihrem Topf sitzt und sich dann möglichst wenig abspenstig machen lassen will. Das verhindert aber auch, dass es sinnvolle Zusammenarbeit gibt. 

Ich möchte das jetzt an zwei Beispielen belegen, die uns in diesem Jahr im Bereich Stadtplanung beschäftigt haben Das erste ist das vieldiskutierte Wurstelprater-Projekt: einerseits die Masterplanung in der Geschäftsgruppe der Vizebürgermeisterin, andererseits die Flächenwidmungsplanung im Bereich der Stadtplanung. Ich muss sagen, mir tun eigentlich die Beamten, die damit zu tun haben, wirklich leid, weil es, glaube ich, nicht einfach war, diese zwei Bereiche zu koordinieren. Es ist hier beispielsweise auch im Kontrollamtsbericht, der seit einer Woche vorliegt, angeführt, wo es da zu Problemen kam. 

Ein wirklich großes Problem sehe ich in der Verletzung des Vergaberechts, die immer wieder stattfindet, wenn zu diesen zwei Geschäftsgruppen dann auch noch ausgegliederte Unternehmen dazukommen. Das Kontrollamt hat also festgestellt – ich zitiere: „Auf Grund der vorstehenden Darlegungen kam das Kontrollamt zu der Erkenntnis, dass ein öffentlicher Wettbewerb im Sinne des Wiener Vergabegesetzes und der Wettbewerbsordnung Architektur wegen fehlender wesentlicher Wettbewerbsmerkmale nicht stattfand." 

Ich meine, das ist deshalb passiert, weil die MA 21, die das in diesem Fall abwickeln musste, schwerste Probleme hatte, sich mit der Geschäftsgruppe der Vizebürgermeisterin zu koordinieren. Ich würde dieser Abteilung sonst auf jeden Fall zuschreiben, dass sie sich bemüht, den Wettbewerbsleitfaden anzuwenden. In diesem Fall ist es nicht gelungen. 

Das zweite Beispiel finde ich noch weit drastischer. Da geht es um die Flächenwidmung Otto-Wagner-Spital und die Steinhof-Gründe. In diesem Fall waren es die Geschäftsgruppen Stadtentwicklung und andererseits die Gesundheitsstadträtin Brauner mit dem ausgegliederten Unternehmen KAV. Ich würde meinen, wenn es die Stadtplanungsabteilung allein gemacht hätte, dann hätte man – im Idealfall natürlich – zuerst einmal erhoben, was die Bedürfnisse der Spitalsangestellten, was die Bezirksinteressen gewesen wären, man hätte sich vielleicht auch erkundigt, was die Interessen des Krankenanstaltenverbundes sind, man hätte die Umweltschutzabteilung einbezogen, und man hätte dann auf der Grundlage dessen einen Wettbewerb ordentlich durchgeführt, wo man dann ein städtebauliches Ergebnis bekommen hätte.

Wie ist es in der Realität abgelaufen? Sichtlich hat der Krankenanstaltenverbund in gewisser Budgetpanik Druck gemacht auf die Stadtplanungsabteilung, die dann schnelle, schnelle einen Flächenwidmungsplan erfinden musste, was wirklich nicht einfach war unter den Bedingungen. Man hat sogar damit Druck gemacht, dass man Entschädigungszahlungen verlangen könnte von der Stadt Wien, was wirklich lächerlich ist, wenn man bedenkt, dass die Grünflächen und die Spitalsareale Eigentum der Stadt Wien sind, Eigentum der Wiener Bevölkerung sind in meinen Augen. Durch die Ausgliederung wurde das einfach dem KAV übertragen, und dann kommt der KAV noch daher und sagt, er fordert von der Stadt Entschädigungszahlungen, wenn es da zu Umwidmungen kommt. Das halte ich wirklich für letztklassig. Insofern zeigt das wieder einmal, dass die Geschäftsgruppen nicht ideal zusammenarbeiten.

Neben diesen Folgen einer zu kritisierenden Stadtplanung zeigt sich auch, dass die Mittel unverhältnismäßig angewandt werden. Da gibt es auch ein wunderbares Zitat im Kontrollamtsbericht über diese Unverhältnismäßigkeit, das, glaube ich, wirklich jedem von Ihnen einleuchten wird – ich zitiere: „Die Ermittlungen des Kontrollamts ergaben, dass die reinen Erstellungskosten des Masterplans für den Prater mit 583 000 EUR etwa doppelt so hoch waren wie die Kosten für die städtebauliche Masterplanung des neuen Wiener Hauptbahnhofes oder des ehemaligen Flugfeldes Aspern." 

Wir haben hier schon ausführlich diskutiert, ein Masterplan ist etwas anderes als ein städtebauliches Leitbild. Aber wenn Sie sich die Relationen hernehmen, so geht es bei dem neuen Wiener Hauptbahnhof oder auch beim Flugfeld Aspern um riesige Stadtteile, die jeweils bis zu 20 000 Arbeitsplätze bieten werden und so etwa 5 000 Wohnungen auch jeweils, wenn nicht sogar mehr. Da muss man sich ausmalen, dass für den Prater, der weit weniger Beschäftigte und auch Wohnungen bietet, mehr als doppelt so viel ausgegeben wurde.

Diese Kritik richtet sich schon auch an die Budgetplaner sozusagen, denn es wäre ja vielleicht ganz günstig, wenn man sicherstellen könnte, dass es für die Gesamtplanungen eine Verhältnismäßigkeit gäbe.

Eine zweite Folgewirkung von dieser fehlenden Zusammenarbeit ist meiner Ansicht nach auch eine fehlende Haltung. Die Haltung der Stadtplanung zu verschiedenen Themen muss man oft so richtig herauskitzeln. Eines davon ist der Augarten. Beim Augarten hat es in den letzten Jahren immer wieder Diskussionen gegeben, wenn Projektentwickler gekommen sind und gesagt haben, sie möchten etwas machen, und dann gab es Proteste. Wir mussten dann in den Ausschüssen nachfragen: Wie stehen Sie eigentlich dazu? Da musste man einerseits den Wohnbaustadtrat fragen, weil er für die baupolizeilichen Dinge zuständig ist, und andererseits in der Geschäftsgruppe Planung wegen der Flächenwidmungsplanung.

Ich glaube, dass es aber wichtig wäre, in solchen wichtigen Fragen eine Haltung auszudrücken, und bin deshalb erfreut, dass wir es nach zähen Verhandlungen heute geschafft haben, zwei Anträge zu formulieren, in denen es darum geht, diese Haltung der Stadt Wien zum Augarten zum Ausdruck zu bringen. Es sind Allparteienanträge, die ich jetzt einbringen möchte. 

Im ersten Antrag geht es darum, dass man die Zukunft des Naherholungsgebietes Augarten beschreibt und auch die klaren Zielsetzungen der Stadt Wien formuliert. Kurz gefasst geht es darum, dass man Parkschutzgebiet als Parkschutzgebiet versteht, dass eine Schutzzone ein starker Schutz ist, dass man das auch dem Grundeigentümer Bund gegenüber zum Ausdruck bringt und dass man sich gleichzeitig dafür einsetzen will, die Öffnung und Durchwegung des Augarten zu realisieren. – Das ist der eine Antrag.

Im zweiten Antrag geht es darum, dass man auch diese zukünftige Vision gemeinsam mit den beteiligten Menschen vor Ort erarbeitet, in gewissem Sinne Bürgerbeteiligung und Einbeziehung nicht nur der AnrainerInnen, sondern auch der ansässigen Institutionen, dass man gemeinsam ein Leitbild entwickelt, aufbauend auf diesen Leitbildern, die schon bestehen. Ich denke, das ist ein wichtiger Schritt, und hiermit bringe ich diesen Antrag ein.

Abschließend möchte ich noch auf das Thema Gender Budgeting kommen. Es ist schon positiv zu erwähnen, dass in dieser Geschäftsgruppe doch einige Vorzeigeprojekte vorhanden sind. Früher gab es nur so allgemeine Willenskundgebungen, etwa im Stadtentwicklungsplan, die sehr allgemein gehalten waren, jetzt gibt es doch schon das eine oder andere konkrete Projekt. Bei der Parkgestaltung oder auch beim Nordwestbahnhofgelände hat man sichtlich etwas vor. Andererseits muss man natürlich schon kritisieren, dass das mit Gender Budgeting wenig zu tun hat, wenn man zusammenschreibt, wo man quasi auf Gender-Effekte Rücksicht genommen hat. Da würde ich mir schon noch mehr wünschen, aber das haben meine Kolleginnen schon sehr klar zum Ausdruck gebracht.

Abschließend wirklich die Anregung, auch an den nicht anwesenden Finanzstadtrat Rieder, sich doch zu überlegen, ob man nicht, wenn man das Budget anders gestalten würde, mit den Mitteln der Stadt Wien besser umgehen könnte und in diesem Zusammenhang auch die Geschäftsgruppen besser zusammenarbeiten könnten. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Gerstl hat sich zu Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr gehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe in Vorbereitung dieser Rede versucht, mir einmal anzuschauen: Was sind die Absichten des Stadtrates und welche Chancen der Weiterentwicklung hat er dabei? Wo sind – anknüpfend an meine Vorrednerin – sozusagen die Schwächen des Ressorts auf der einen Seite, wo sind die Stärken des Ressorts?

Er hat, glaube ich, sogar gesagt – das hat die Frau Kollegin Gretner, glaube ich, jetzt ganz gut herausgearbeitet –, dass es ihm möglich wurde, von anderen Ressorts Aufträge aufzunehmen, die er danach rasch umsetzen darf. Das Problem besteht dann meistens darin, dass er, wenn der Plan besteht, den er für andere Ressorts umsetzt, danach wenig Möglichkeit hat, diesen Plan auch wirklich zu kontrollieren, dass er auch so umgesetzt wird, wie er ihn sich vorgestellt hat.

Denn anders kann ich es mir nicht erklären, wie du, Herr Stadtrat, in der letzten Sitzung zum Budget im Dezember 2005 ein sehr visionäres Bild gezeichnet hast, wohin man gehen kann. Du hast damals den Stadtentwicklungsplan sehr hervorgehoben, die Weitsichtigkeit des Stadtentwicklungsplans, die Weitsichtigkeit, wohin man als Europa gehen sollte in der Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, in der Zusammenarbeit mit unseren Nachbarstaaten. Du hast dabei darauf hingewiesen, wie wichtig der Bahnhof Wien – Europa Mitte in diesem Zusammenhang ist. Du hast versucht, sozusagen dem öffentlichen Raum etwas mehr Platz zu geben, dort, wie du sagtest, die Bewegungsfreiheit neu einzuräumen, auch Spiele zu ermöglichen im öffentlichen Raum, Plätze zum Einkaufen oder um zum Arzt oder zur Apotheke zu gehen. 

Kurz gesagt, du wünschtest dir eine durchdachte Stadt, die auf die verschiedensten Bevölkerungsgruppen Rücksicht nimmt. Du wünschtest dir mit dem Stadtentwicklungsplan, dass der Wald- und Wiesengürtel auch in Zukunft gesichert wird, die natürlichen Ressourcen dieser Stadt, wie du es gesagt hast, und hast dabei noch besonders darauf verwiesen, dass der Naturraum in Wien doppelt abgesichert wäre, um dem Erholungsraum ausreichend Platz zu lassen, et cetera et cetera.

Das war vor einem Jahr. Jetzt überlegen wir uns: Was ist in diesem Jahr geschehen? 

Wien Europa – Mitte? – Ich glaube, da ist ungefähr derselbe Stand wie vor einem Jahr.

Öffentlicher Raum? – Welche Plätze haben eine dynamische Weiterentwicklung in der Zwischenzeit erhalten? Die kann man, glaube ich, leicht an den Fingern einer Hand abzählen.

Durchdachte Stadt, Rücksichtnahme auf andere Bevölkerungsgruppen? – Hehres Ziel, sehr wichtig. Da verweise ich nur vor allem auf die Radfahrer und die Konflikte, die sich zwischen Radfahrern, Fußgängern und Autofahrern ergeben, und darauf, dass wir da einen sehr großen Bereich haben, wo sich unterschiedliche Verkehrsteilnehmer sehr nahe nebeneinander treffen und diese Maßnahmen in dem Sinne auch noch nicht aufgearbeitet sind. 

Bei der Erhaltung des Wald- und Wiesengürtels darf ich das Thema aufgreifen, das auch meine Vorrednerin aufgegriffen hat, nämlich Baumgartner Höhe, Gründe rund um Steinhof. Ich kann mir das wirklich vorstellen, dass das so war, Herr Stadtrat, dass es nicht deine Intention war, so rasch einen Plan vorzulegen, in dem der Grünraum nicht die entsprechende Achtung erhält. Oder vielleicht hast du dir doch selbst Druck gemacht, weil du diese Zehn-Jahres-Auflage gerne erfüllen wolltest, die der Verfassungsgerichtshof vorgegeben hat, dass wir alle Flächenwidmungspläne bis zum August 2006 abgeschlossen haben wollten, und da war es dir lieber, einen Plan zu machen, als keinen Plan zu machen. 

Jedenfalls war es sehr mühsam und sehr anstrengend – ich glaube, nicht nur für dich, sondern für uns alle –, dass wir diesen Plan dann entsprechend entschärfen konnten, und ich hoffe auch, dass er nun so eingebracht wird, jedenfalls, was den Bereich des Wald- und Wiesengürtels betrifft, wie er in der Bürgerversammlung am Steinhof vorgetragen worden ist, und dass in den anderen Bereichen des Denkmalschutzes und der Erhaltung der historischen Gebäudesubstanz noch weiter nachgedacht wird, wie man das in Zukunft sicherstellt. 

Was den Grünraum betrifft, war das ein guter Vorschlag, aber ich glaube, das hätten wir uns alles ersparen können, wenn wir schon weit im Vorfeld versucht hätten, das zu machen und uns darauf zu konzentrieren, wie wir das entwickeln, zuerst nachzudenken und dann erst den Plan zu machen, und vielleicht bei solchen Baumaßnahmen und Vorhaben, die wir haben, wirklich zu versuchen, zuerst die Bevölkerung mit einzubeziehen, zuerst auch die Experten mit einzubeziehen, und dann erst zu versuchen, vielleicht einen Masterplan zu erstellen, auch unter Heranziehung internationaler Experten. 

Wenn man jetzt eine geordnete Grundlage hat von dem, was die Bevölkerung möchte, von dem, was dort verträglich ist, wenn man einen entsprechenden Plan von Experten hat, dann überlegt man sich und sagt: Okay, jetzt weiß man, wo die Vorteile und Nachteile jeder einzelnen Entwicklung sind, dann macht man den entsprechenden politischen Prozess, dann geht man in die öffentliche Auflage, dann kann man es bei jeder Bürgerversammlung von A bis Z durchdiskutieren, dann kann man die eine oder andere nachträgliche Änderung noch schaffen und hat ganz zum Schluss sozusagen ein rundes Bild. 

Jetzt haben wir irgendwie das Pferd vom Schwanz her aufgezäumt. Wir haben mit dem politischen Prozess begonnen und versuchen im Nachhinein, die Bürger mit einzubeziehen. Das macht es nicht nur für uns schwieriger, Herr Stadtrat, ich glaube, das macht es vor allem für dich und deine Beamten um ein Vielfaches schwieriger, die noch viel mehr Arbeit damit haben und es nicht leichter haben, als wenn der Prozess anders eingeleitet worden wäre.

Du hast in der letzten Budgetrede auch über den Planwertausgleich geredet, den du gerne im Nationalrat diskutiert hättest. Vielleicht kannst du uns heute schon sagen – ich gehe einmal davon aus, dass deine Fraktion in der nächsten Regierung eine wesentliche Rolle spielen wird, und gehe daher davon aus, dass ihr das vielleicht auch schon in den Gesprächen für Koalitionsverhandlungen entsprechend überlegt habt –, ob ihr das in den Nationalrat einbringt.

Du hast in dieser Rede auch von der Übereinstimmung von moderner Architektur, Städtebau und Weltkulturerbe gesprochen. Auch das ist jetzt ein Jahr später wieder auf den Plan gekommen, und da sind wir jetzt bei dem Punkt, wo wir uns fragen: Wie versuchen wir, das zu vereinen, wie versuchen wir, das weiterzuentwickeln? Ich könnte mir da vorstellen, dass man, so wie das in Deutschland gemacht worden ist, grundsätzlich Leitlinien entwirft, wie man mit der Nutzung von öffentlichem Raum umgeht, der eine besondere historische Bausubstanz hat und der in Zukunft einem privaten Träger übertragen wird. 

Ich kenne derzeit noch keine entsprechenden Leitlinien. Ich glaube, indem die Stadt nun offensichtlich auch versucht, aus den verschiedensten Gründen mehr und mehr den Verkauf freizugeben, weil man da oder dort auch das Geld benötigt, aber dann glaube ich, ist es sehr, sehr notwendig, sich zu überlegen: Wie gehe ich dann mit den Dingen um? Nach welchen Kriterien versuche ich dann, das auch für die nahe Zukunft sicherzustellen. Denn ich bin sicher, es ist nicht in ihrem Interesse und sicher nicht im Interesse der Beamten und wahrscheinlich auch nicht im Interesse der verantwortungsvollen Politiker der Regierung hier in dieser Stadt, wertvolles Kulturgut, das über Jahrhunderte in dieser Stadt aufgebaut worden ist, einfach nur des Preises wegen abzustoßen und an den Bestbieter – in dem Sinne Bestbieter, der das maximale Geld gibt – weiterzugeben.

Dann müssen wir aber die entsprechenden Richtlinien und Leitlinien dafür entwickeln. Ich glaube, dass es sehr wichtig wäre, dass wir uns sehr rasch den Kopf darüber zerbrechen und schauen, wie wir da weiterkommen können.

Du sprachst auch über den Modal-Split und dessen Verbesserung, den wir auch im Masterplan 2003 festgeschrieben haben. Wir wissen heute auch, dass wir in diesem Punkt nicht so weitergekommen sind, wie wir es gerne gewollt hätten. Daher habe ich mir auch ein paar Graphiken anfertigen lassen, die das einfach verdeutlichen sollen und einen Aufruf geben sollen, wohin wir uns entwickeln, vor allem auch einen Aufruf in die Richtung: Nehmen wir die Situation, in der wir stehen, ernst, versuchen wir, da rasch Verbesserungen zu erreichen?

Entwicklung der Fahrgäste im öffentlichen Raum, also Entwicklung der Fahrgäste auf den öffentlichen Linien in Wien auf der einen Seite und auf der anderen Seite die Bewohner der Ostregion. Wir haben eine solche Kurve beim Anstieg der Bevölkerung in der Ostregion (Der Redner hält ein Graphik in die Höhe.), und wir haben auf der anderen Seite eine sehr gerade Linie, die auf die Fahrgäste eingeht. Das zeigt, dass wir hier eine Schere haben; ich zeige Ihnen dann mehrere Scheren, die ich danach natürlich auch für das Protokoll zur Verfügung stellen kann.

Nächste Schere: Entwicklung von Fahrgästen in Verhältnis zum Kilometerstand der öffentlichen Verkehrsmittel. Wir haben Gott sei Dank immer mehr Fahrgäste in öffentlichen Verkehrsmitteln, aber der Kilometerstand der öffentlichen Linien in Wien ist nicht größer geworden oder fast nicht größer geworden. Wir haben ja heuer Anfang September fünf Kilometer U-Bahn eröffnen dürfen, aber wir haben wieder ein paar Straßenbahnkilometer weniger, und wir haben gleichzeitig mehr öffentliche Nutzer. Wir wollen auch, dass wir noch mehr öffentliche Nutzer bekommen, daher glaube ich, dass es unbedingt notwendig ist, dass wir dieses Angebot auch verbessern.

Wir haben dasselbe Missverhältnis bei der Entwicklung von Garagenplätzen und PKW-Zulassungen. Bei der Anzahl der PKW-Zulassungen in dieser Stadt geht die Kurve auch so hinauf (Der Redner zeigt wieder Graphiken.), bei der Anzahl der Garagenplätze haben wir nur ein sehr leichtes Ansteigen. Wir können daraus auch sehr leicht erkennen: Die Schere geht immer weiter auseinander, immer mehr PKW und immer weniger Parkraummöglichkeit und Abstellplätze. 

Die Entwicklung der Park-and-ride-Stellplätze im Verhältnis zu den Einpendlern ist genauso dramatisch. Die Zahl der Einpendler steigt leider auch immer wieder und noch immer, die Anzahl der Garagenplätze in Wien ist jedoch sehr, sehr schwach gestiegen. Auch hier gibt es sehr unterschiedliche Kurven. Bei der Anzahl der Garagenplätze haben wir nun knapp über 5 000, bei der Anzahl der Einpendler nach Wien sind wir jetzt schon bei 244 000, davon kommen rund 150 000 mit dem PKW. Also auch da zeigt sich, dass ein enormer Handlungsbedarf gegeben ist. 

Den U-Bahn-Bau auch in das Umland haben wir lange diskutiert, bis heute nicht verwirklicht. Es sollte wahrscheinlich auch rasch in Angriff genommen werden, wie diese Verzahnung der öffentlichen Verkehrsmittel Schnellbahn, U-Bahn hier rascher vorangetrieben werden kann. 

Wir haben in diesem Jahr mehr U-Bahn-Kilometer bekommen, nämlich fünf Kilometer, für die wir vier Jahre lang gebaut haben. Gleichzeitig damit haben wir auch eine Intervallverkürzung bekommen. Das ist wahrscheinlich auch nicht das, was die Wienerinnen und Wiener sich gewünscht haben. Jetzt sagt man uns vielleicht, das ist etwas, was die Opposition sagt, nein, das ist nicht etwas, was die Opposition alleine sagt, denn die SPÖ-Fraktion im 1. Bezirk bringt in ihrer Bezirksvertretungssitzung morgen auch einen solchen Antrag ein, dass die Intervalle auf der U3 verkürzt werden sollen. Also ich bitte Sie, wenn Sie es schon uns nicht glauben, es zumindest Ihrer eigenen Fraktion zu glauben und dieser Intervallverkürzung auch wirklich Rechnung zu tragen. 

Beim Ankauf von Ampelanlagen – da komm ich jetzt in den Kaufablauf Ihrer Budgetgruppe hinein – haben wir auch immense Mehrkosten im Verhältnis zu anderen Städten.

Auch da bezahlen wir ungefähr die dreifache Summe von dem, was wir in Linz bezahlen, wir bezahlen doppelt so viel wie in Graz und ungefähr vier- bis fünfmal so viel wie in Deutschland. Ich möchte aber bei Österreich bleiben – jedenfalls sehe ich, wir haben viel zu hohe Kosten. Sie wissen es ja selbst, der Vergabekontrollsenat hat in der Zwischenzeit einmal eine solche Ausschreibung wegen entsprechender Nichtberücksichtigung eines günstigen Konzeptes aufgehoben. Auch da wäre ein Umdenken rasch gefordert.

Gütertram, City Logistik Konzept – das ist bis heute nur etwas, das in der Zeitung steht, aber noch nicht wirklich umgesetzt ist.

Bei der Parkraumbewirtschaftung sind wir auf dem Standpunkt von vor zehn Jahren stehen geblieben. Es hat sich zwar die Ausweitung geändert, aber nicht die Substanz. Wir müssen, so denke ich, in der Substanz weitergehen, denn es kann nur begleitende Maßnahmen wie mehr Parkplätze oder auch Garagen geben. Wir müssen auch schauen, dass wir den gesamten öffentlichen Verkehr in diesem Bereich neu ordnen. Es kann nicht einfach nur darum gehen, dass wir etwas mehr machen.

Ich könnte wahrscheinlich noch viele Beispiele aufzählen, um Ihnen zu verdeutlichen, wo es noch viel Koordinierungsbedarf in Ihrer Geschäftsgruppe gibt. Für vieles sind Sie wahrscheinlich nicht verantwortlich, aber insgesamt ist die SPÖ-Regierung dafür verantwortlich, dass Sie in Ihrer Geschäftsgruppe eigentlich nicht das machen können, was Sie sich vorstellen. Dass das so ist, ist auch darauf zurückzuführen, dass Sie in Ihrer Abteilung oder in Ihrer Geschäftsgruppe in diesem Jahr wahrscheinlich eine der Stärksten sind, was Umstrukturierungen und Änderungen in der Geschäftsordnung betrifft. Das kommt ja wahrscheinlich auch nicht von ungefähr.

Da ich am Ende meiner Rednerzeit angelangt bin, darf ich noch zwei Beschlussanträge einbringen. Der eine Beschlussantrag beschäftigt sich mit der Sicherstellung der Finanzierung des Wiener U-Bahn-Netzes und des Wiener Schnellbahn-Netzes, in dem ich Sie ersuche, auch in Zukunft, bei der zukünftigen Bundesregierung dafür vorstellig zu werden und damit die Sicherung durchzuführen.

Der zweite Antrag ist – das gebe ich zu – für die Geschäftsgruppe wahrscheinlich etwas weit hergeholt, aber Verkehr hat auch etwas mit Luftverkehr zu tun, und daher bringen wir hier auch den Antrag für eine sichere und geeignete Luftraumüberwachung ein. (GR Mag Wolfgang Jung: Parkpickerl für den Eurofighter!) – Kollege Jung weiß als besonderer Brigadier des österreichischen Bundesheeres schon lange, wie wichtig das ist, dass wir nämlich unseren völkerrechtlich verbindlichen neutralitätsrechtlichen Verpflichtungen nachkommen und die Sicherung des österreichischen Luftraumes nur und auch durch Luftraumüberwachungsflugzeuge ausführen können. Das wollen wir – so denke ich – auch hier nicht vernachlässigen, denn die Neutralität ist uns allen ein entsprechender Anlass, das zu tun.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen in Ihrer zukünftigen Arbeit in der Geschäftsgruppe, dass Sie das, was Sie für andere machen, auch selbst rasch umsetzen können, und hoffe, dass wir im nächsten Jahr mehr U-Bahn-Kilometer, mehr Straßenbahn-Kilometer und mehr Bürgerkontakte in den Widmungen zustande bringen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lieber Kollege Gerstl! Wenn ich Sie zuerst gleich ansprechen darf: Ich hatte irgendwie den Eindruck, Sie wollen sich heute hier verabschieden – so war nämlich Ihre Wortwahl –, aber das nehme ja doch nicht an. Ich würde mich freuen, mit Ihnen weiterhin Diskussionen führen zu dürfen. 

In einem Punkt ist es ganz eine interessante Diskussion: Sie haben heute kritisiert, dass zum Beispiel die 
U-Bahn nicht über die Stadtgrenze hinausgeht. Ich war zwar damals noch nicht Mitglied des Hauses, aber ich weiß, dass es aus Floridsdorf eine entsprechende Information gegeben hat, die sich – wie mein Kollege von der FPÖ angeführt hat –, auf das Grundstück von Niederösterreich bezog. Da hat der damalige Herr StR Görg als Antwort auf ein derartiges Ansinnen geschrieben – ich kann nur zitieren, es ist also nicht von mir (GR Mag Wolfgang Gerstl: Times change!) –, dass die 
U-Bahn für Wien gebaut wird und nicht für die Niederösterreicher. – Wie gesagt, das ist ein Zitat aus einem Brief des damaligen StR Görg, aber ich nehme an, Sie werden es parteiintern kennen und werden dieses Schreiben auch dementsprechend angeführt haben.

Kollege Mahdalik, ganz kurz zu dem Thema Parkpickerl. Sie haben sich einmal grundsätzlich widersprochen bezüglich Parkgaragen, Parkpickerl und der Frage: Wie geht es weiter? Sie sagten, man solle das freie Parkpickerl einführen und führten aus, was das dann für Garagen bedeute. Das ist alles nicht unausgegoren. Einen gravierenden Fehler haben Sie schon gemacht: Sie werfen vor, dass man bei Leopoldau über ein Parkpickerl nachdenkt. Nachdenken tut nicht die Stadt, sondern das tun die umliegenden Bewohner! Wenn Sie sich das ganz genau anschauen – ich weiß nicht, ob Sie sich persönlich auch schon davon überzeugt haben, ich bin übrigens mit dem Rad dort hingefahren und nicht mit der U-Bahn –, dann werden Sie sehen, dass es darum geht, dass dort in vielen Straßen, wo das Parken derzeit nicht erlaubt ist, bereits Autos stehen. Daher ist es der Wunsch der dortigen Gärtner und Siedler, dass der Parkraum dort bewirtschaftet wird.

Auf der anderen Seite den Vorwurf, wir hätten gerade in Leopoldau zu wenig Parkplätze, kann ich also nicht nachvollziehen. Es gibt dort eine Park-and-ride-Anlage, die 1 100 Fahrzeuge beheimaten könnte, 200 Fahrzeuge sind derzeit drinnen, und in jenem ersten Monat, wo es gratis war, waren es maximal 400 Fahrzeuge. Sie sehen, es muss auch noch ein Umdenkprozess bei den Autofahrern, bei den Pendlern stattfinden. 

Kollege Gerstl hat ja die Zahlen angeschnitten. Übrigens kostet das Parken dort nicht viel, der Tag kostet 2,70 EUR, also wer sich das einspart ... (GR Anton Mahdalik: Wahnsinn! – GR David Lasar: Ist das nichts?) – Ja, das ist die Frage. Man muss die 2,70 EUR schon in Verhältnis dazu stellen, dass sich der Autofahrer, wenn er nicht im Stau durch die Stadt fährt, sondern sein Auto dort abstellt, wesentliche Kosten erspart. So muss man es auch sehen. Wenn er also mit dem Auto kommt, hat er dort die Gelegenheit, das Fahrzeug abzustellen. Man soll die Verhältnismäßigkeit auch in Betracht ziehen!

Liebe Frau Kollegin Gretner, Herr Gerstl und Sie haben eine Gemeinsamkeit: Sie haben mich verunsichert. Sie haben mich mit dem Erwähnen der Baumgartner Höhe verunsichert. Ich habe gedacht: Das gibt es doch nicht, ich habe bei keiner Planungssitzung gefehlt, ich habe bei keinem Ausschuss gefehlt, ich war immer da. Wir haben das doch im Ausschuss noch nicht behandelt. Sie und auch Kollege Gerstl haben das so vorgetragen, als wenn das schon alles erledigt, beschlossen et cetera wäre. Es kommt erst in den Ausschuss, es hat diese Diskussionen gegeben, es hat einen Entwurf gegeben, es hat Änderungen gegeben, es ist ein Weg gegangen worden, der – so glaube ich – eine Diskussionskultur gebracht hat, dass genügend Menschen rechtzeitig mitdiskutieren konnten, bevor diese Dinge noch in den Hohen Gemeinderat und in den Ausschuss kommen. Sie sehen also, wir sind eigentlich auf einem Weg, wo auch von der anderen Seite partizipiert wird. Ich nehme an, für Sie ist das erledigt und ich werde bei dem Tagesordnungspunkt von Ihnen weder im Ausschuss noch hier im Gemeinderat eine Wortmeldung hören. Für Sie beide ist es ja bereits erledigt.

Meine Damen und Herren! Nun komme ich aber zu meinem eigentlichen Ansinnen. Gerade die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr könnte man mit einem kurzen Schlagwort betiteln: Da geht es um gestern, heute und morgen. Es ist eine Gruppe, die sich damit beschäftigt, sehr wohl Bewährtes zu behalten, was also Altstadtentwicklungen, Kultur, Weltkulturerbe betrifft, aber auch auf der anderen Seite Dinge zu gestalten, die zukunftsträchtig sind und die Hand in Hand mit einer guten Zukunft für die Stadt gehen. 

Ich spreche über einen Teil der Abteilungen, Kollege Lindenmayr wird über einen anderen Teil der Abteilungen reden. Denken wir zum Beispiel an die Flächenwidmungsabteilungen 21 A und 21 B, die gerade daran sind, dieses Zehn-Jahres-Programm in wenigen Wochen und Monaten ins Finale zu führen, wo also die Stadt in einem neuen Gewand zu sehen ist, in dem neue Möglichkeiten bestehen. Flächenwidmung bedeutet ja auch, dass Liegenschaften oder Objekte für Wohnung, Gewerbe, Grünland, Parkschutzzonen et cetera vorgesehen werden. Die Wiener und Wienerinnen und auch all unsere Besucher können diesen Unterschied zwischen Bestehendem und Zukünftigem in einer Integration erleben, also, wenn Sie so wollen, gestern, heute und morgen. Eine spannende Sache!

Lassen Sie mich auf ein paar Projekte eingehen. Bereits in der Stadtentwicklungskommission und im Stadtentwicklungsarbeitsausschuss wurde der aktuelle Stand des Flugfeldes Aspern vorgestellt: Ein Thema in dieser Stadt, das zukunftsweisend ist, wobei wir nicht davon reden, dass das morgen passiert – das ist schon für übermorgen! –, wo aber die Möglichkeit besteht, dort einen Stadtteil zu integrieren, wo Tausende Menschen Wohnungen, Arbeit und kulturelle Bildung finden werden – also eine Integration. Das geht aber nur, wenn eine Abteilung nicht nur von gestern, sondern auch von morgen und übermorgen spricht. 

Wie weit diese Abteilungen für die Zukunft denken, zeigt auch das Beispiel Rothneusiedl, über das seit dem Jahr 1994 nachgedacht wird. Wir als Stadt wollen Rothneusiedl, egal, ob mit oder ohne Stadion, das ist nicht das Gezielte. Das Thema ist ganz einfach: Es muss diese Entwicklungsprozesse geben. Für beide Standorte, die ich jetzt genannt habe, ist es ganz wichtig, dass sie an den öffentlichen Verkehr angebunden werden. Es finden sich daher in unseren Konzepten entsprechende Verlängerungen mit der bisherigen Finanzierungsvariante – Kollege Gerstl hat ja einen Antrag dazu eingebracht – 50 zu 50, dass die U-Bahn dorthin verlängert wird, um die Menschen, die dort leben, wohnen, arbeiten oder ihre Freizeit genießen wollen, auf einfachstem Weg hinzubringen. 

Ganz außer Acht lassen dürfen wir aber eines nicht in dieser Stadt: Wir brauchen auch eine Verlängerung oder – wenn Sie so wollen – eine Umfahrung dieser Stadt: die S1. Sie wissen ganz genau, dass wir im Ursprünglichen für eine innen liegende Variante waren, es hat sich mit der Bundesregierung nichts ergeben. Die Variante, die derzeit auf dem Tisch liegt, soll so umweltbewusst wie nur möglich, ganz gezielt gebaut werden – und zwar als Tunnel –, damit sie für die Lobau keinerlei Schaden, keinerlei Beeinträchtigungen hervorruft. Ich denke, man muss beides abwiegen und kann nicht den Weg gehen, zu sagen: Wir bauen gar nichts mehr in dieser Stadt, wir wollen alles einfrieren, dass keine Verkehrsverbindungen mehr in dieser Stadt möglich sind und dass wir – und das wäre ja auch schon ein Problem – alles nur mehr mit einem Fiaker zurücklegen können. Das ist – so denke ich – nicht die Zukunft.

Meine Damen und Herren! Auch wieder im Klartext: Die MA 28 beschäftigt sich mit dem Straßenbau, mit der Straßenverwaltung. Da komme ich zu einem Punkt, über den die GRÜNEN, die ja immer wieder sagen, es sei alles zu wenig, es sei nicht alles erledigt, froh sein müssten: Was das Radwegenetz betrifft, wurde ein Quantensprung erreicht. Es gibt auch wieder Projekte für das Jahr 2007, wie zum Beispiel die Maria Theresien Straße, aber auch die Leopoldauer Straße mit Radwegen auszustatten, um dieses Netz noch dichter und noch besser zu machen. Dabei ist die Barrierefreiheit auch ein Anliegen dieser Magistratsabteilung. 

Wenn wir von Barrierefreiheit reden, dann muss ich Frau Kollegin Gretner, die uns ja vorgeworfen hat, es gäbe da keine integrativen Projekte, entgegnen: Denken Sie an den „Skywalk". Das ist das integrativste Projekt in dieser Geschäftsgruppe, das es gibt. Die MA 29 für den Brückenbau, die MA 28 für den Radweg, die MA 46 als Radweg-Koordinationsstelle – also eine komplette Abteilung, die sich mit dem beschäftigt, um ein zukunftsweisendes Projekt zu machen. Ich bin schon gespannt, wie gut dieser Radweg, der dann wirklich eine Verkürzung von verschiedenen Wegen ermöglichen wird, dann auch angenommen wird. 

Wenn wir schon von Magistratsabteilungen reden, sollten wir eine Abteilung nicht vergessen, nämlich die MA 33. Bedenken Sie, dass es in Wien bereits 150 000 Lichtstellen gibt! Wenn Sie heute am Abend das Rathaus verlassen werden – ich nehme an, Sie gehen auch ein Stück des Weges oder eine längere Strecke –, dann werden Sie sehen, dass in der Stadt alles beleuchtet ist. Auch mehr als 200 Gebäude werden von dieser Stelle nebst Uhren „serviciert" und betreut – ein Ding, das ganz wichtig ist. Überlegen Sie einmal: 18 000 Störfälle gibt es in der Stadt im Bereich Licht, die permanent betreut werden. Dabei sind auch jene Störfälle – 6 000 Stück – bei Ampeln enthalten. Ich denke, gerade das Zusammenführen jener Bereiche der MA 46, die für die Ampeln zuständig waren, und der MA 33 hat gezeigt: Effizienzsteigerung, Verbesserung, kürzere Wege, direkte Möglichkeiten – eben Qualitätsmanagement, das da angesiedelt ist. 

Ich werde nur mehr ganz kurz – meine Redezeit wird immer kürzer – auf die vielen Projekte der MA 46 hinweisen, ich kann Sie in der kurzen Zeit gar nicht nennen – es würde den Rahmen sprengen. Wenn wir alle Wiener Projekte einmal zusammenfassten, wäre die Dauer der Debatten sehr lang.

Erlauben Sie mir aber, eines noch zu tun: Beim Rechnungsabschluss bedanken wir uns immer bei allen Abteilungen, bei allen Mitarbeitern der Abteilungen ganz besonders für die geleistete Arbeit. Ich möchte das auch heute tun, nicht nur für die geleistete Arbeit Danke zu sagen, sondern auch allen Abteilungen, Abteilungsleitern und aber ganz besonders allen Mitarbeitern, die im direkten Bezug mit den Wienerinnen und Wienern stehen, die aber auch für die Wienerinnen und Wiener arbeiten, einmal ein Danke im Vorfeld zu sagen, dass sie mit jenem Budget, das gemeinsam für unsere Geschäftsgruppe erarbeitet wurde, eine Umsetzung finden, eine Umsetzung für uns Wienerinnen und Wiener. Ich denke, man kann auch schließen mit den Worten: Diese Geschäftsgruppe hat einen Slogan: gestern – heute – morgen. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Da die Freiheitlichen zweimal den Redner getauscht haben, kommt jetzt nach meinen Aufzeichnungen Herr Mag Jung an die Reihe. Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Gerstl hat es vorhin geschafft, beim Thema Stadtentwicklung und Verkehr die Neutralität und den Eurofighter einzubringen. Das ist ein wenig skurril – vom Parkpickerl zum Eurofighter – und erinnert mich an einen Antrag der frühen GRÜNEN, Liesing mit einem Antrag zur atomwaffenfreien Zone machen zu wollen. Vom Inhalt her ist gegen Ihren Antrag, Herr Kollege – irgendwie muss man ja Stellung dazu nehmen –, nichts zu sagen: Es ist ein No-na-Antrag. Wenn man sich das anschaut, dann fragt man sich: Warum stellt die ÖVP hier diesen No-na-Antrag? Ich kann es Ihnen sagen, meine Damen und Herren von der SPÖ: Nur um Sie zu pflanzen – nichts anderes! (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)
Wenn man dann weiterdenkt, dann muss man sich fragen: Ist das eine eigene Idee der Wiener ÖVP – dann hätten Sie das Ganze wahrscheinlich gründlicher angelegt, denn dann hätten Sie die SPÖ mehr pflanzen wollen und es hätten sich noch ein paar andere Redner dazu gemeldet – oder kommt das vielleicht von ganz oben, per ordre de Mufti, vom Noch-Kanzler Schüssel in Vorarbeit auf etwas, was noch auf Sie und uns alle zukommen wird? Aus der Sicht gesehen ist diese Geschichte nicht ganz uninteressant. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Herr Kollege, warten Sie nur, ich habe nämlich noch ein paar Sachen zu sagen. Sie haben nämlich Pech, dass ich gerade bei diesen Bereichen der Sicherheitspolitik und auch im Vorfeld der Eurofighterbeschaffung im Verteidigungsausschuss war und auch der Leitende des Unterausschusses war, der die österreichische Sicherheitsdoktrin beschlossen hat. Ich habe damals versucht, sowie es ursprünglich beschlossen war, zumindest mit drei Parteien – und am Anfang ist es lange Zeit auch mit den GRÜNEN gegangen – eine gemeinsame Resolution zusammenzubringen. Das war der ÖVP sehr zuwider, man wollte das in drei Wochen durchpeitschen. Ich musste damals mit dem Rücktritt drohen, damit Khol sich nicht durchsetzt und wir zumindest versuchen, gemeinsam eine Doktrin zustande zu bringen, weil das das Ziel eines Staates sein sollte. 

In dieser Doktrinzeit waren Sie aber noch ganz massiv keine Freunde der Neutralität, die Sie da so heftig verfechten. Ich erinnere – das war so die Zeit um den Oktober 2001 –, dass Ihr Bundeskanzler gesagt hat: Mozartkugel, Lipizzaner oder Neutralität finden in der komplexen Wirklichkeit des 21. Jahrhunderts keinen Platz mehr. – Noch viel deutlicher – und ich habe noch die Papiere aus der Zeit und habe mir die Mühe gemacht, sie herauszusuchen – war das, als damals der Inhalt dieser Sicherheitsdoktrin debattiert wurde. Ich erinnere mich zum Beispiel, dass Ihre Vertreter ganz massiv verlangten, das Wort neutrale bei folgendem Satz herauszustreichen: „Das neutrale Österreich fühlt sich einer Politik des Friedens verpflichtet.“ 

Ein anderer Satz, der aus Ihrem Papier, Ihrem Vorschlag stammt: „Der Erweiterungsprozess der NATO wird als ein Beitrag zur Förderung von Sicherheit und Stabilität in Europa begrüßt und liegt auch im sicherheitspolitischen Interesse Österreichs. Der sicherheits- und verteidigungspolitische Nutzen einer NATO-Mitgliedschaft wird von Österreich im Lichte der sicherheitspolitischen Entwicklungen laufend beurteilt und die Beitrittsoption ins Auge gefasst“, und so weiter und so weiter. Von Neutralitätsverteidigung war bei Ihnen damals keine Rede. Noch-Kanzler Schüssel hat ja in der Zwischenzeit einige Male die Positionen gewechselt, da kommt es auf die Neutralität nicht an. 

Zum nächsten Punkt, dem Eurofighter: Zweifellos braucht Österreich eine Luftraumüberwachung, zweifellos ist der Eurofighter das beste, was derzeit am Markt zu haben ist. Die Frage ist nur, ob ich das dafür brauche, zur Erfüllung dieses Zwecks, ob ich ihn mir leisten kann, und ob ich es finanziell und auch logistisch schaffe – und genau da setzen die Zweifel an. Ich will Ihnen das jetzt ganz offen sagen: Ich war damals Ausschussvorsitzender des Verteidigungsausschusses und Wehrsprecher der FPÖ. Am 25. oder um den 25. Juni 2002 hat der damalige Minister Scheibner das getan, was wir alle erwartet haben, nämlich ein Papier für den Ministerrat zusammengestellt, in dem gestanden ist: Das Bundesheer entschließt sich zur Beschaffung des Gripen. Eine Woche später war es ganz anders. Ich weiß noch, Minister Scheibner hat mich damals wenige Stunden vor dem Herantreten an die Öffentlichkeit und an die Medien angerufen und gesagt: Wolfgang, wir kriegen den Eurofighter. Ich war im ersten Moment baff und habe gesagt: Was? (Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.)

Ich sage das ganz bewusst jetzt, es wird auch im Ausschuss noch zur Sprache kommen, davon bin ich überzeugt, meine Damen und Herren! Wenn aber die ÖVP hier so arbeitet, dann muss man ihr halt sagen, wo die Scheinheiligkeit liegt und wie hier von ihr gearbeitet wird. 

Minister Scheibner hat mich, wie gesagt, angerufen. Ich war dann einen Moment ruhig, dann habe ich gesagt: „Herbert, und wer zahlt das?“ – Daraufhin hat er gesagt: „Der Finanzminister hat gesagt, er übernimmt zusätzlich alle Kosten für die Beschaffung, die ganzen Kosten.“ – Derselbe Finanzminister, der kurz vorher gesagt hat, diese Kriegsflugzeuge werden nicht gekauft. – Daraufhin war ich wieder ruhig. Dann habe ich gesagt: „Aber da gibt es ja Zusatzkosten auch noch.“ – Daraufhin hat er gesagt: „Auch die trägt der Finanzminister.“ – Da war ich wirklich ruhig, dann habe ich gesagt: „Na toll eigentlich vom militärischen Standpunkt aus“ – ich fühlte mich als Soldat angesprochen –, „wir kriegen das bestmögliche Modell, es ist zu finanzieren, die Finanzierung ist abgesichert, da kann man gar nichts dagegen sagen.“ – Ich habe mich dann etwas später noch einmal wegen der Zusatzkosten erkundigt, und es wurde mir versichert, es gibt ein Zusatzprotokoll im Ministerrat, wo drinnen steht, dass auch diese gedeckt werden. Wir werden sehen, vielleicht stellen Sie noch einmal den Verteidigungsminister. Dieser wird sein „g'sundes Gfrett" mit der Finanzierung der logistischen Abwicklung haben. 

Eines frage ich mich aber schon – das habe ich jetzt im Wahlkampf festgestellt –: Bei einer Diskussion mit dem Herrn Barnet, der damals die rechte Hand des Verteidigungsministers war und heute den Klubdirektor der Orangen stellt, ging es auch um die Eurofighterbeschaffung, und da habe ich gesagt: „Wie ist Herbert Scheibner auf die Idee gekommen, so plötzlich diesen Schwenk zu vollziehen, innerhalb von weniger als einer Woche?“ – Ja, Sie können sich ruhig nervös umschauen, Herr Kollege Gerstl. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Ich hab Sie schon bei der Beschaffung des Draken beobachtet, wie Ihre Minister da unterwegs sind, denn damals war ich Militärattaché in Schweden. 

Ich habe also diesen Herrn Barnet gefragt: „Wie war denn das damals mit der Beschaffung des Eurofighters?“ – Und da hat er Folgendes gesagt – und das sind denkwürdige Worte: „Es war ganz einfach. Der Finanzminister hat Herbert Scheibner angerufen und gesagt, den oder keinen.“ – Den oder keinen!, hat der Finanzminister gesagt. Jetzt frage ich mich: Was bewegt einen Finanzminister, der vorher gegen Flugzeugbeschaffungen war, sich plötzlich so für den Eurofighter zu begeistern? Das ist eine Geschichte, die wirklich aufklärungsbedürftig ist. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Es ist ein weites Feld in der Interpretation. Wir lassen das einmal so stehen. 

Herr GR Mag Chorherr ist meinen Aufzeichnungen nach zu Wort gemeldet. (GR Mag Christoph Chorherr: Wozu soll ich jetzt sprechen?) Wir gehen davon aus, dass der Berichterstatter immer noch Herr VBgm Dr Rieder ist, dass das jetzt alles Spezialdebatten sind, und dass das, was Herr Mag Jung gesagt hat, im Rahmen der großen Budgetdebatte zu sehen ist. 

Bitte, Herr GR Mag Chorherr, zu dem zu sprechen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nachdem ich meinen Vorredner gehört habe, hätte ich eigentlich wirklich Lust, übers Paragleiten zu sprechen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist interessant, da sieht man die Welt von oben – das ist sehr empfehlenswert –, man sieht alle möglichen feindlichen Flugzeuge, die vorbeikommen, und Paragleiter stoßen weniger Abgase aus. Man könnte sagen, wo man das in Österreich lernen kann, wo man das mieten kann, dass es im Pinzgau sehr schön ist und es auf der Hohen Wand Turbulenzen gibt. (GR Dr Herbert Madejski: Die ersten drei Minuten sind schon um!) 

Ich erzähle das denen, die es interessiert, im Anschluss, ja? Und wenn mich nicht alles täuscht, diskutieren wir jetzt die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr, und es ist gar nicht leicht, jetzt die Kurve zu kratzen. Ich werde es trotzdem versuchen und die Assoziation zur Bewegung in der Luft bemühen: Kommen wir zur Bewegung auf dem Boden. Wozu kommen wir? – Zu den Radfahrern! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski: Wie viele Garagen könnte man sich leisten?!) – Nein, nicht zu den Garagen, dann sind wir nämlich wieder bei den Flughäfen und den Hangars. Also, ich rede vielleicht über Hangars für Radfahrer, die man architektonisch interessant bauen könnte. 

Ich beginne mit dem Radverkehr, und zwar aus dem Grund, dass ich nach wie vor der festen Meinung bin, dass es keinen Bereich der Verkehrspolitik gibt, wo man mit verhältnismäßig so wenig Geld eine derartige Entlastung von Abgasen, von Lärm haben kann. Ich mache es ganz konkret und möchte einen Antrag begründen. Vom Autoverkehr kennen Sie es alle, es geht um den Lückenschluss. Aus diesem Grund sind wir oft gegen Autobahnprojekte, denn kurze Strecken zu schließen, bringt einen Quantitätssprung im Verkehr. Das kann man auch positiv sehen und sagen: Einige wenige Lückenschlüsse würden ganz viel für den Radverkehr bringen. Und ein Schlüsseltest dafür ist die Innere Stadt. 

Ich kratze jetzt die Kurve ein wenig und muss einmal mehr über den Radweg Ring-Rund sprechen. Jeder von Ihnen, der sich als Fußgänger gelegentlich am Ring bewegt, zum Beispiel über den Heldenplatz geht, um sich dann hinüber Richtung Museumsquartier zu bewegen, weiß, dass er dort durchaus arg von Radfahrern gefährdet ist. Das hat aber mit der Situation zu tun. 

Ich kann Ihnen einige andere Bereiche nennen, die schon lange diskutiert werden, etwa beim Hotel Bristol: Wenn man vom Karlsplatz hinaufkommt und Richtung Kärntner Straße geht, kommt man an eine Stelle, wo einer der meistbefahrenen Radwege der Stadt, der Radweg Ring-Rund, vorbeischießt. Es ist bis heute nicht einzusehen, warum dort nicht eine großzügige Lösung einer Nebenfahrbahn gemacht wird. 

Ich habe vor einem halben Jahr oder vor einigen Monaten die tragische Hitliste der häufigsten Unfallpunkte der Stadt, wo Radfahrer involviert sind, veröffentlicht – erhoben hat es die zuständige Magistratsabteilung, ich hab dies nur auf eine Karte aufgetragen. Mit Ausnahme des Hotspots, der Gott sei Dank inzwischen saniert ist – das ist beim Hernalser Gürtel –, sind alle Radunfallpunkte am Radweg Ring-Rund. Wenn man ihn nutzt, weiß man, warum das so ist. Man fährt als Radfahrer in der Illusion, man sei dort sicher, man habe Vorrang – die rechts abbiegenden Autos wissen das nicht, kennen das nicht und schießen die Radfahrer reihenweise ab. 

Der heutige Punkt Nummer 1 der Unfallhäufungspunkte liegt vor dem Burgtheater: Man fährt am Volksgarten vorbei gerade Richtung Burgtheater – mit den rechts abbiegenden Autos gibt es laufend Unfälle. Da gilt es, eine großzügige Lösung zu machen, das wirklich anzugehen! Es ist nicht einzusehen, warum nicht Umbaumaßnahmen rasch vor sich gehen, auch – ich betone einmal mehr den Radweg Ring-Rund – zugunsten der Fußgänger. 

Ich möchte den zweiten Bereich ansprechen, den ich mir mit Kollegen Pfleger angeschaut habe, nämlich eine neue Querung bei der Kunsthalle, wo umgebaut wurde, vom Café Museum stadtauswärts die Operngasse hinaus. Sie wissen, der 4. Bezirk bis zur Innenstadt ist eine sehr heftig benutzte Radverkehrsverbindung. Ich gestehe schon zu, dass die Querung des Karlsplatzes nicht einfach ist. Was aber dort errichtet wurde – wir haben uns das vor drei Wochen angeschaut, ich habe das auch auf einem Blog veröffentlicht –, wird dazu führen, dass es dort bald den ersten Toten geben wird. In der Zwischenzeit gab es einen schwerverletzten Radfahrer, genau aus dem Grund, den ich beschrieben habe. Schauen Sie sich das bitte vor Ort an! So kann man es nicht machen! 

Schade, dass man hier nicht projizieren kann, um zu veranschaulichen, wie Unfälle provoziert werden. Man fährt mit dem Rad in Richtung stadtauswärts, von der Operngasse kommt man hinein. Es stehen Autofahrer, die aus der Stadt kommen, und biegen links ab. Zusätzlich ist davon versetzt ein zweiter Fußgängerübergang. Man muss also wissen: Achtung, es können Radfahrer von vorne entgegenkommen, von hinten entgegenkommen, die oft verdeckt sind, weil man zweispurig links abbiegt. – Ich spare Ihnen das im Detail. Bitte reparieren Sie das möglichst rasch! Ich schaue in Ihre Richtung. Sie nicken auch. Ich habe das dem Kollegen Pfleger gezeigt. 

Ich habe keine Lösung parat. Es ist nicht einfach zu sagen, wie man es dort machen könnte. Das Einfachste wäre ein Linksabbiegeverbot, das wird aber nicht so leicht funktionieren. Ich sage das hier bei dieser Budgetdebatte: Es wird dort bald den ersten toten Radfahrer geben – und zwar nicht, weil dort aggressive Autofahrer unterwegs sind, sondern rasch kommende Radfahrer, die das als Hauptquerung empfinden, sehr schnell fahren und dort auch von LKWs, aber auch PKWs abgeschossen werden. Bitte also, diese Hotspots auszuschauen – ich werde im Ausschuss auch nachfragen – und die Sicherheit des Radverkehrs zu erhöhen! 

Sie wissen, was der Hauptgrund dafür ist, warum viele nicht mit dem Rad fahren: Das ist noch immer die Angst. Das sind aber objektiv wirklich drastische Bereiche. Warum sind diese so drastisch? – Auf einem markieren Radstreifen hat ein Radfahrer/eine Radfahrerin das Gefühl, sicher zu sein. Wenn man im normalen Verkehr mitfährt, verhält man sich anders. 

Ein Zweites: Ein Antrag auf Zuweisung bezüglich Lückenschluss im ersten Bezirk. Da gibt es relativ viele Bereiche, wo es ganz einfach möglich wäre, in beide Richtungen Einbahnen zu öffnen, dass eben der Radverkehr in beide Richtungen gehen kann. Ich lese es jetzt nicht im Detail vor, worum es geht. Es geht oft um ganz wenige, kurze Querungen, wo sehr viele Radfahrer das nicht ganz konsequent beachten, sondern die vernünftige Route fahren. Das kann man legalisieren, das soll man legalisieren! Das ist auch nicht im Interesse der Radfahrer, der Fußgänger, der Autofahrer, wenn ohne diese Öffnung dort gefahren wird. Bitte also, diese Öffnung zu machen, meinem Antrag betreffend Radquerung durch die Innere Stadt nachzukommen! 

Das würde auch den Radweg Ring-Rund entlasten, der in vielen Bereichen überlastet ist. Achtung: Wenn wir das Ziel erreichen, das auch der Herr Stadtrat immer wieder als ein gutes und wichtiges Ziel formuliert, den Radverkehrsanteil auf 8 Prozent zu erhöhen, heißt das, dass noch einmal signifikant mehr Radfahrer auf dem Radweg Ring-Rund unterwegs sein werden. Dafür ist er nicht gebaut. Da muss man wirklich einen Qualitätssprung machen, der auch nicht so einfach ist. Wenn man die Querungen durch die Innenstadt wirklich öffnet, entlastet man diesen Bereich. Das geht relativ rasch. 

Es war neulich eine Verkehrskommission im 1. Bezirk. Da waren viele Parteien dafür, zum Beispiel den Bereich der Herrengasse zu öffnen, dieses ganz kleine Stückerl. Sie kennen es: Wenn man über die Freyung fährt, muss man jetzt mühsam über das Kopfsteinpflaster die Freyung hinunterfahren und dann rechts fahren. Warum fährt man nicht gerade weiter? – Es war die Fraktion der Sozialdemokraten, die dagegen war. Da geht es nicht einmal um drei Parkplätze! So viele! Dort kann man das machen. Wir werden das noch einmal probieren, vielleicht wird vom Radverkehrsbeauftragten aus etwas passieren. Das in aller Kürze zum Radverkehr. 

Nur ein einziges zweites, vollkommen getrenntes Projekt spreche ich noch an. Dazu möchte ich ganz klar auch Richtung Beamtenschaft sagen, dass Sie hier mit uns umfassend werden rechnen müssen. Das ist ein Planungsprojekt – Kollege Hora hat es bereits angesprochen –, das ich gänzlich anders sehe: Es geht um die sehr intransparenten Überlegungen von „Magna", was Rothneusiedl betrifft. Rechnen Sie damit, dass wir mit allen Möglichkeiten – das ist Information, das sind Proteste – gegen folgende Planungsüberlegung angehen werden: In einem Gebiet, das weder einen U-Bahn-Anschluss noch einen entsprechenden Straßenanschluss hat, wird ein sehr großes Einkaufszentrum geplant. Die Untergrenzen dessen, was an Fläche gewünscht wird, sind 60 000 m². Das wird sozusagen mitverkauft: Wenn man ein großes Einkaufszentrum planen darf, dann baut man halt nebenbei ein Stadion und andere Entertainment-Einrichtungen auch dazu. Das ist eine indiskutable Stadtplanung. 

Die Straße und die Weiterführung der U-Bahn allein kosten in etwa 500 Millionen EUR, damit man dieses Gebiet überhaupt erst erschließt. Ich spare mir jetzt aus Zeitgründen, Ihnen zu sagen, wie viele gute - in Anführungszeichen -, bereits erschlossene Gebiete der Stadt es gäbe, die erschlossen werden müssen. In einigen Wochen wird es um den Zentralbahnhof mit 50 ha Grund gehen, bezüglich des Flugfelds Aspern passiert ein Masterplan – im Übrigen durchaus in einem positiven Ausmaß, möchte ich hier noch einmal anmerken –, der Nordwestbahnhof wird hier irgendwann einmal zur Diskussion kommen: Viele Bereiche, die urban erschlossen sind oder auf die man sich richtigerweise konzentriert, wie das Flugfeld Aspern. 

Zu glauben, dass man im Süden Wiens nur deswegen, weil die S1 gebaut ist, eine Konkurrenz zur Shopping City schaffen muss, und dass man, weil „Magna" das möchte, dort die entsprechenden Rahmenbedingungen schaffen muss, halten wir für ganz falsch. Das werden wir öfters thematisieren. Wir werden dann mit der Bevölkerung – und Sie wissen, wie die Bevölkerung dort dazu steht – heftig zusammenarbeiten, informieren und aufklären. Es kann nicht so sein, dass die öffentliche Hand die Voraussetzungen schafft, eine Straße baut, eine U-Bahn bis hinaus baut. Die U1-Verlängerung ist diskutierbar, aber nicht bis nach Rothneusiedl. 

Das heißt nicht, dass man in diesem Bereich nichts tun soll. Man kann sehr wohl auch eine gewerbliche Nutzung dort vorsehen. Man soll auch daran denken, dass dort ein Grüngürtel ist. Da kann man einiges überlegen. Der Druck, dort Wohnungen oder ein großes Einkaufszentrum zu machen, ist gleich Null. Das Einzige, was wir damit täten, ist, den Autoverkehr im wahrsten Sinne des Wortes zu befeuern und – da würde ich mir wünschen, dass das auch von der Wirtschaftskammer klar gesagt wird – die durchaus funktionierende, aber auch gefährdete kleinteilige Verkaufsstruktur im Zentrum Favoriten wirklich zu gefährden. Da erwarte ich mir deutliche Worte von der Wirtschaftskammer. Das ist völlig klar. 

Diesbezüglich gab es einen interessanten Artikel im Immobilienteil der Wochenendausgabe des „Standard", in dem gesagt wurde, wie viele Einkaufszentren da stehen, dass die Verkaufsflächen ständig steigen, die Kaufkraft nur sehr bescheiden wächst und sich die Großen gegenüber den Kleinen durchsetzen werden. – Na, wer sind die Großen? Rechnen wir einmal um: Wie viele kleine Geschäfte werden bei 60 000 m² Verkaufsfläche draufzahlen? 

Denken Sie auch an eines: Wien wird eine immer „ältere" Stadt. Das ist kein Problem an sich. Es ist eine Errungenschaft und in einer Stadt, wo die Menschen immer älter werden, durchaus praktisch, human und sinnvoll, wenn man fußläufig Geschäfte hat und nicht gezwungen ist, sich ins Auto zu setzen und an den Stadtrand zu fahren. Diejenigen, die so etwas genehmigen wollen – und mit dieser Argumentation erreichen wir Leute weit über die Zielgruppe der GRÜNEN hinaus, und wir werden das dort ganz massiv machen, das stelle ich hier in den Raum –, verschlechtern signifikant die Lebensqualität sehr vieler Menschen, die ein Recht darauf haben, eine existierende Nahversorgung nicht von riesengroßen Einkaufszentren kannibalisiert zu bekommen, für die Sie die Voraussetzungen schaffen. Das werden wir nicht zur Kenntnis nehmen und die Bevölkerung entsprechend aufklären. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte schön.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das letzte Jahr kann man aus der Sicht der Stadtplanung sehr zwiespältig sehen. Es wurde zwar einiges immer wieder so wie auch in den vorvergangenen Jahren medienwirksam angekündigt, umgesetzt davon beziehungsweise darüber diskutiert wurde wenig. Mir geht es jetzt vor allem einmal um das Diskutieren. Der Herr Stadtrat hat sich ja schon im letzten Jahr nicht gerade als Freund von Diskussionen gezeigt. Ich möchte dazu die Sitzungen der Stadtentwicklungskommission heranziehen. Bei jeder Sitzung gibt es eine schöne Tagesordnung – bestimmte Unterlagen werden aber auch auf Nachfrage nicht hergegeben, dass man sich als Mandatar, als Mitglied der Stadtentwicklungskommission vorbereiten kann. 

Wenn dann auf der Einladung auch noch bei einem Tagesordnungspunkt „Beschlussfassung“ steht, kann sich jeder vorstellen, wie ernst und wie wichtig es dem Stadtrat ist, dass es Beiträge und Inputs der Opposition gibt – nämlich gar nicht. Das wirft allgemein kein gutes Bild auf die Geschäftsgruppe, und ich finde das eigentlich schade, weil ja Sie als Person – wie ich glaube – schon sehr kommunikativ sind.

Sehr geehrte Damen und Herren! Beginnen wir mit unseren Kritikpunkten im Süden der Stadt. Ich möchte, so wie mein Vorredner Kollege Chorherr das getan hat, drauf eingehen. Ich bin ja Favoritner Mandatar, komme aus diesem Bezirk und bin ganz in der Nähe vom Rothneusiedl aufgewachsen. Ich muss als Fast-Anrainer sagen, es tut mir eigentlich leid, dass dieses Gebiet so missbraucht wird, um einen zugegebenermaßen großzügigen Sponsor für einen Fußballverein zu halten. Ich halte das für fahrlässig. Es zeigt deutlich, wie ernst es der Stadtregierung, dem Stadtrat mit einer nachhaltigen Stadtentwicklung ist. Dieses hochwertige Gebiet für ein Fußballstadion und ein Einkaufszentrum – um das geht es ja, Kollege Chorherr hat das bereits gesagt – zu missbrauchen, ist mehr als fahrlässig.

Zum Einkaufszentrum – ich denke, Kollege Chorherr ist sehr gut darauf eingegangen: Es hat am Wochenende einige Beiträge gegeben, etwa in der Zeitschrift „Format". Da wurde eine Studie von der Standort- und Marktberatungsgesellschaft publiziert. Daran sieht man ganz deutlich, dass Konzepte von riesengroßen Einkaufszentren am Stadtrand Konzepte der Vergangenheit sind. In dieser Studie wurde anhand von Kaufkraftabflüssen sehr genau gezeigt, dass es in Wirklichkeit keinen Sinn hat, als Stadt Wien am Stadtrand ein Einkaufszentrum zu bauen, in der Hoffnung, dass die Leute dann nicht in die SCS, sondern nach Rothneusiedl fahren werden. Das kann nicht aufgehen. Ich glaube zwar nicht, wie Kollege Chorherr meint, dass das Einkaufszentrum 60 000 m² groß wird, denke aber, auch 30 000 m² sind genug. Dies ist daher nicht sinnvoll.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die U-Bahn-Verlängerung in den Süden wird seit vielen Jahren von vielen politischen Vertretern gefordert. Die Probebohrungen im Bereich Altes Landgut werden ja bereits seit einiger Zeit durchgeführt. Eine Finanzierungszusage des Bundes gibt es noch nicht, man wird natürlich sehen, ob die neue Bundesregierung – egal, wie die zusammengesetzt sein wird – der Südverlängerung der U-Bahn jene Priorität einräumen kann, die für die Finanzierung notwendig ist.

Ich möchte einen Bogen zu einer Informationsveranstaltung spannen – ich denke, dies war in der dritten Oktoberwoche im Haus der Begegnung in Favoriten. Der Herr Stadtrat hat diese eröffnet und hat – ich war selbst nicht dort, aber einige Kollegen von mir – mit seiner Rhetorik aus dieser Informationsveranstaltung eine reine Parteiveranstaltung gemacht. Das hat er auch tun müssen, da in Wirklichkeit bei dieser Veranstaltung gar nichts Neues präsentiert wurde: Man hat dann so getan, als wäre diese Trasse, die da angekündigt wurde – Favoritenstraße, Altes Landgut bis nach Rothneusiedl – etwas völlig Neues. In Wirklichkeit hat man sich schon im Jahr 2002 für diese Trasse entschieden. 

Mir persönlich tut das leid, da ich denke, dass gerade die U-Bahn-Verlängerung, auch wenn sie nicht bis Rothneusiedl, aber zumindest bis zum Alten Landgut geht, extrem wichtig für unseren Bezirk ist. Es wohnen um die 40 000 Personen in diesem Einzugsgebiet. Ich denke, es ist schade und es ist abzulehnen, dass so wichtige Projekte bei de facto Parteiveranstaltungen präsentiert werden.

Nächstes Thema: Zentralbahnhof. Ich denke, der Zentralbahnhof ist sicher das interessanteste Gebiet, nicht nur für den Bezirk, sondern für den ganzen Bereich Süd-Wien, und genau diese hohe Priorität würde eine zielgerichtete Planung benötigen. Umso verwunderlich ist dann für uns die Tatsache, dass ein benachbartes Entwicklungsgebiet, das Arsenal, bei der Planung völlig ausgespart wird. Der Flächenwidmungsplan wird zwar am selben Tag wie jener des Zentralbahnhofes im Ausschuss beschlossen, aber inhaltlich gibt es keine Abstimmungen zwischen den Projekten. Es gibt zum Beispiel nicht einmal eine direkte Verbindung vom geplanten Gewerbepark Zentralbahnhof zum geplanten Gewerbepark Arsenal. Da kommen dann Sachen heraus, die nicht erklärbar sind. Von der Einbeziehung von Eurogate, das ist immerhin ein Gebiet mit 200 000 m² Fläche, ganz zu schweigen. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt kommt eigentlich das Lustige: Die Wiener ÖVP hat ein Verkehrskonzept zu diesem Bereich gefordert. Auf Anfrage beim Magistrat zeigt man sich ganz überrascht, dass bei einem fertigen Zentralbahnhof ein Verkehrsaufkommen von 30 000 Fahrzeugen pro Tag erwartet wird, zusätzlich dazu 40 000 Fahrgäste, die die ÖBB-Züge benutzen. In diesem Gebiet werden 5 000 Wohnungen und 20 000 Arbeitsplätze sein. Es gibt aber kein Verkehrskonzept! Am 15. Dezember, bei der nächsten Gemeinderatssitzung soll, so denke ich, der Flächenwidmungsplan Zentralbahnhof beschlossen werden – nur: Wir haben kein Verkehrskonzept! Für mich ist es nicht wirklich nachvollziehbar, ob es verantwortungsvoll ist, diesem Flächenwidmungsplan zuzustimmen.

Es wird zwar jetzt seitens des Magistrats behauptet, dass die Ghegastraße und Mommsengasse diesen ganzen Verkehr aufnehmen können werden. Jeder, der sich in diesem Gebiet regelmäßig bewegt, weiß, dass das nicht wirklich möglich ist. Ich meine, die beiden Straßen sind heute schon ziemlich überlastet. Der Gürtel wird den zusätzlichen Verkehr auch nicht aufnehmen können. Zur Möglichkeit der Untertunnelung: Das wäre ein sehr teures Projekt, ob es machbar ist, gehört zumindest untersucht. 

Zur U-Bahn-Anbindung am Zentralbahnhof: Das ist wahrscheinlich der Schwachpunkt des ganzen Konzepts. Nach den derzeitigen Planungen würde nur eine einzige U-Bahn, die U1 den Zentralbahnhof zumindest knapp streifen. Die geplante U2-Verlängerung geht am Zentralbahnhof ziemlich klar vorbei. Ich habe Ihnen das anhand einer Zeichnung verdeutlicht. (Der Redner hält die genannte Zeichnung in die Höhe.) Diese würde in ein Wohngebiet gehen, das im Zuge der Entstehung des Zentralbahnhofs ebenfalls entwickelt wird, das aber trotzdem fast einen Kilometer weit vom Hauptverkehrspunkt Zentralbahnhof entfernt ist. Darüber wird gar nicht mehr diskutiert. Eine U6-Anbindung, die auch möglich wäre, wird auch nicht mehr diskutiert.

Ich kann mir nicht vorstellen, wenn man nicht bis zum 15. Dezember versucht, ein Konzept zu erarbeiten, dass es sinnvoll ist, da zuzustimmen. Wir werden Schiffbruch erleiden, wenn die Verkehrsfragen nicht gelöst werden, und ich denke, dass das dann ein Problem nicht nur des Bezirks, sondern der ganzen Stadt wird.

Ich möchte noch auf die Komet-Gründe eingehen: Vor einem Jahr haben Sie, Herr Stadtrat, in einer Replik auf mich gemeint, die Planungen bezüglich der Komet-Gründe seien bereits abgeschlossen. Die Vorhaben würden angeblich bald verwirklicht sein. Ziemlich genau ein Jahr später ist nichts geschehen, auch wenn es heißt, dass im Dezember wieder einmal Pläne vorliegen werden. Ich habe jetzt gehört, Dezember geht sich nicht aus, es wird Februar werden. Ich bin neugierig, wann es denn wirklich so weit sein wird. Derzeit sind die Komet-Gründe ein städtebaulicher Schandfleck – ich glaube, da werden Sie mir zustimmen –, und ich bitte Sie, wirklich aktiv zu werden.

Zum Flugfeld Aspern: Die schwedischen Architekten arbeiten gerade am Masterplan. In der letzten Sitzung der Stadtentwicklungskommission hat es einen Bericht und auch eine Darstellung gegeben. Ich denke, es war eine sehr gute Darstellung. Da kann man den Mitarbeitern des Magistrats, die das wirklich sehr ordentlich und sehr anschaulich machen, nur Dank aussprechen. 

Was uns als ÖVP aber fehlt, ist eine Vision für dieses Gebiet. Die Vision kann kein Architekt, kein Stadtplaner und auch keine Magistratsabteilung vorgeben, sondern das müssen Sie in Ihrer Funktion als Stadtrat tun. 

Es besteht nun Ihrer Darstellung nach – Unterlagen haben wir ja keine bekommen – schon die Gefahr, dass das Gebiet zu einer reinen Schlafburg verkommen wird. Es ist einfach so nebenbei verlautbart worden, dass die Flächen für Gewerbe deutlich reduziert werden – und das ohne Vorwarnung, nicht einmal die Wirtschaftskammer Wien wurde informiert. Deren Vertreter ist das „Gesicht eingeschlafen", als er das gehört hat. 

Abschließend habe ich mir vorgenommen, diese Anlasswidmungen zu thematisieren – dazu möchte ich das Beispiel Geriatriezentrum Liesing nennen. Ich möchte auf diese Anlasswidmungen hinweisen, die meiner Meinung nach nicht gut zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung passen. Abgesehen davon, dass diese Bettenburgen wie beim Geriatriezentrum Liesing der falsche Weg in der Geriatrie sind, denke ich, dass das Drüberfahren über die Opposition und über die Anrainer der falsche Weg ist, Flächenwidmungen durchzubeißen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn sogar Experten sagen, dass diese riesengroßen Einheiten, diese Schlafburgen nicht mehr zeitgemäß sind, dann hätte ein Planungsstadtrat schon die Aufgabe, bei der Flächenwidmung so einzugreifen, dass man einen bewusst falschen Weg vermeidet. Gerade im 23. Bezirk gibt es drei, vier andere Gebiete, wo man relativ leicht und kostengünstig dieses eine große Geriatriezentrum auf drei, vier verschiedene Teile aufteilten könnte. 

Für das nächste Jahr wünsche ich mir im Namen meiner Fraktion mehr Kommunikation, vor allem auch mehr Diskussion beziehungsweise die Einbeziehung von Anrainern und mehr Bürgerbeteiligung bei Projekten. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Lindenmayr, bitte.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben bei der heutigen Geschäftsgruppe sogar über Eurofighter gesprochen, ich möchte mich aber auf jene Magistratsabteilungen beschränken, von denen noch nicht die Rede war. Ich möchte bei der MA 14 beginnen, bei der in der Vergangenheit der Schwerpunkt eher bei Ablaufoptimierungen und bei der Einführung neuer Technologien lag. Zukünftig geht es um Bereiche, die ohne Technik im Hintergrund überhaupt nicht funktionieren würden, wie etwa das E-Government, aber auch um ganz neue Leistungen für Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Die EDV nimmt man im Allgemeinen nur dann wahr, wenn es – wenn auch selten – eine Störung gibt oder wenn man als Abteilungsleiter die Rechnung für die EDV erhält. Die MA 14 lässt ihre Angebotspalette daher regelmäßig Benchmarks unterziehen und liegt dabei ebenso regelmäßig preislich unter Vergleichsfirmen – ganz egal, ob es solche aus der freien Wirtschaft oder solche aus dem Bereich anderer öffentlicher Verwaltungen sind. 

Im Jahr 2007 wird der elektronische Akt weiter ausgebaut, in Planung dafür befinden sich 15 weitere Abteilungen dieses Hauses. Der Produktstart für SAP-neu wird im Jahr 2007 für den magistratsweiten Rollout vorbereitet werden, und weiters werden Verfahren zur Verwendung der Bürgercard sowie der sicheren elektronischen Zustellung von Bescheiden erarbeitet, sodass alle kundenrelevanten Geschäftsprozesse für das virtuelle Amt vorbereitet sind – und das alles ist selbstverständlich auch barrierefrei zugänglich.

Wien nimmt europaweit eine Spitzenstellung bei der Nutzung behördlicher Dienstleistungen über das Internet ein. Man kann beispielsweise im virtuellen Amt um das Parkpickerl ansuchen, man kann Staatsbürgerschaftsnachweise oder Heiratsurkunden bestellen oder man kann einen Termin am Bezirksamt für den neuen Reisepass fixieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Angebot reicht von Ausschreibungen für aktuelle Projekte und Bauvorhaben bis über Diskussionsforen, aber auch zu Live-Übertragungen von Gemeinderats- und Landtagssitzungen, so wie das gestern, heute und morgen der Fall ist. Online kann man Wahlkarten genauso anfordern wie die Gewerbeberechtigung.

Im Jahr 2007 wird es zur Fortführung und Forcierung des vor zwei Jahren begonnen Einsatzes von Open-Source-Software kommen – Stichwort WIENUX. WIENUX ist ja abgeleitet vom Fachbegriff Linux. Spezielle Anwendungen werden vermutlich immer nur über Windows laufen, aber für Büro und Verwaltungsaufgaben besteht ein großes Einsparungspotenzial, das weiß sicherlich auch jeder private Anwender, der sich schon mal erkundigt hat, was das nächste Microsoft-Betriebssystem kosten wird: Unter 400 EUR für das Einzelstück ist da gar nichts zu machen.

Darüber hinaus ist auch eine gewisse Herstellerunabhängigkeit von strategischer Bedeutung für eine Großstadt. Interessant und schmeichelhaft ist in diesem Zusammenhang, dass Microsoft für das übernächste Betriebssystem, das derzeit erarbeitet wird, intern den Codenamen „Vienna" verwendet. Das geschieht möglicherweise gerade deshalb oder trotzdem sie wissen, dass Wien eine führende Rolle bei der Open-Source-Software der Stadtverwaltungen einnimmt. Und das ist eine Konkurrenz für Microsoft, die natürlich möglichst viel Geld damit machen möchte.

Der Stadt Wien ist es auch ein Anliegen, allen Wienerinnen und Wienern einen möglichst breiten Zugang zu den neuen Kommunikationstechnologien zu bieten. So steht beispielsweise „wien.at", also das gesamte Internetangebot der Stadt, in allen neuen Telefonzellen – diesen Multimediastations – gratis zur Verfügung. Darüber hinaus kann es auch an über 200 Orten in Wien über Wireless-LAN-Hotspots abgerufen werden. Es ist also allen kostengünstig oder kostenfrei zugänglich.

Elektronisch bezahlen, Routensuche im Internet, Personendatenverwaltung, Melde- und Fundwesen, Schulvernetzung und vieles mehr wird von der MA 14 geleistet. Dies geht im Gegensatz zu vielen anderen Großstädten nur deshalb so reibungslos und kostengünstig, aber auch im Sinne des Datenschutzes verantwortungsvoll und sicher, weil es vom Magistrat selbst und innerhalb des Magistrats geleistet wird. Die MA 14 bietet Sachkompetenz durch die Kenntnisse der Verwaltungsabläufe in der Stadt und gleichzeitig fundierte EDV-Kompetenz und auch Know-how über die neuesten Entwicklungen auf dem Gebiet der Informations- und Kommunikationstechnologie.

Sehr geehrte Damen und Herren, da zeigt sich wieder deutlich: Sozialdemokratische Technologiepolitik ist zukunftssichere Technologiepolitik. 

Ich komme nun zur MA 19 und möchte mich da schwerpunktmäßig mit dem Projekt „Neuinterpretation des öffentlichen Raumes" beschäftigen. Dabei handelt es sich es um ein abgestimmtes Strategiekonzept für die kurz-, mittel-, und langfristige Entwicklung des öffentlichen Raumes, basierend auf einer umfangreichen Grundlagenermittlung. Vereinfacht gesagt, handelt es sich um die Darstellung von Defiziten und Bedürfnissen im so genannten öffentlichen Raum in einem bestimmten Gebiet, dem räumlichen Potenzial in demselben Gebiet gegenübergestellt. Fertiggestellt sind die Bezirke drei bis zehn, und in Bearbeitung ist Ottakring.

Zu erwähnen ist vielleicht nur, dass eine besonders originelle Einschränkung der räumlichen Potenziale die Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks vollzieht. Diese versteht unter Neuinterpretation des öffentlichen Raumes nicht Kommunikationszonen sondern eher Respektzonen – Parks werden zugesperrt und Ähnliches. 

Bevor ich jetzt weiter über den öffentlichen Raum rede, möchte ich einen Einschub zur Lokalen Agenda 21 machen. Diese gehört nicht zur MA 19, aber auch zu unserer Geschäftsgruppe. Erst vor Kurzem, vor rund vier Wochen, haben wir hier im Haus die Finanzmittel für die Möglichkeit der Fortsetzung der bisherigen acht Bezirke – Landstraße, Wieden, Margareten, Neubau, Alsergrund, Rudolfsheim-Fünfhaus, Donaustadt und Liesing – für weitere zwei Jahre beschlossen. Die Bevölkerung hat im Rahmen der Lokalen Agenda 21 die Möglichkeit, Initiativen für eine nachhaltige Politik und Entwicklung zu setzen, gut angenommen. Es gibt kurzfristige Projekte, die bereits wieder abgeschlossen sind, und zahlreiche Projekte, die laufen. Derzeit sind es etwa 70 Projekte, bei denen 1 000 Personen mitarbeiten. In anderen Großstädten liegt der Schwerpunkt der Lokalen Agenda 21 bei Umweltthemen. Diese sind aber in Wien bereits seit Langem gut im Klimaschutzprogramm und anderen Umweltprojekten aufgehoben.

Das bedeutet, dass im Wiener Modell der Lokalen Agenda 21 der Schwerpunkt auf einem ökologischen, ökonomischen und vor allem sozialen Gleichgewicht der Angelegenheiten liegt. Es ist ein Gleichgewicht des Arbeitens an einer gesunden Umwelt, eines ressourcenschonenden Wirtschaftens und einer gerechten sozialen Entwicklung.

Möglichst viele Menschen sollen sich an diesem Prozess beteiligen, so entwickelt sich in allen Bezirksgrätzeln mehr Lebens-, Wohn- und Arbeitsqualität. Daher befasst sich ein Großteil aller dieser Gruppen im Sinne der partizipativen Demokratie mit Projekten zur Gestaltung des öffentlichen Raumes oder zur Verkehrsberuhigung. Damit komme ich dann wieder zurück zur MA 19.

Die Lokale Agenda 21 ist aber natürlich nicht das einzige Instrument der Bürgerbeteiligung in unserer Stadt. Ich möchte an die BürgerInnenmitarbeit beim Klimaschutzprogramm, beim Masterplan Verkehr, beim Strategieplan und auch beim Stadtentwicklungsplan erinnern. In jenen acht Bezirken, die sich dazu auf lokaler Ebene bekannt haben, werden darüber hinaus auch zahlreiche Projekte lokal erarbeitet. Es gibt darüber auch eine intensive Berichterstattung in den diversen Bezirksmedien. Vor vier Wochen habe ich bereits gesagt, dass die Homepage der MA 21 derzeit monatlich knapp 18 000 Besucher aufweist. Das bedeutet und zeigt auch, wie sehr die Bewohnerinnen und Bewohner an diesen Entwicklungen interessiert sind.

In der Agenda 21 sind unterschiedliche Bevölkerungsgruppen aktiv: Jugendliche und Senioren genauso wie Personen mit Migrationshintergrund, aber auch erwerbslose Personen, und vor allem sind Männer und Frauen gleichermaßen in den Gruppen und damit bei der Mitarbeit vertreten – ein wichtiger Beitrag zum Gender Mainstreaming.

Als Beispiel für die gute Vernetzung in der Lokalen Agenda 21 von Bevölkerung, Bezirkspolitik und Verwaltung möchte ich zwei Beispiele aus meinem eigenen Bezirk, dem 9. Bezirk erwähnen – ein abgeschlossenes und ein laufendes. Das abgeschlossene, bei dem die MA 29 eine wichtige Rolle gespielt hat, ist die Neugestaltung der Thurnstiege – das lasse ich aber jetzt angesichts der fortgeschrittenen Zeit weg. 

Das zweite Projekt – hier schließt sich der Kreis zur MA 19 – ist das Projekt „Neuinterpretation des öffentlichen Raumes". Im Jahr 2003 wurde die Studie im Auftrag der MA 19 für den Alsergrund fertiggestellt. Es wurden Ziele und Maßnahmen aufgelistet, um dem Bezirk eine Entscheidungshilfe für die zukünftige Entwicklung zu geben: Potenziale für Aufenthaltsräume und Ähnliches wurden gesucht – Parks, Spiel- und Sportplätze und Veranstaltungsflächen gehören dazu. Es wurden auch die so genannten Transiträume aufgelistet, also Räume der Mobilität zu Fuß, per Rad, per Öffis oder per Auto. Dann wurden die möglichen Verbindungsstellen ermittelt, und – das ist das Wesentliche im Zusammenhang mit der Lokalen Agenda 21 – das wurde nicht nur gemeinsam mit der Bezirksvorstehung erarbeitet, die Lokale Agenda 21 war bei allen Sitzungen der Bezirksentwicklungskommission vertreten. So konnten in enger Zusammenarbeit die Wünsche der Bevölkerung, anderer Interessensvertretungen und der lokalen Politik koordiniert werden.

Ich halte das für ein gutes Beispiel für die optimale Zusammenarbeit. Es zeigt sich, dass sozialdemokratische Stadtentwicklungspolitik zukunftsorientierte und auch nachhaltige Stadtentwicklungspolitik ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe nur mehr drei Minuten zu sprechen, und es gibt noch so viel zu erzählen. Ich komme daher zur MA 29. Geplant für das Jahr 2007 im Rahmen der MA 29 sind Um- und Rückbauten beziehungsweise Stilllegungen der nicht mehr zeitgemäßen Unterführungen beim Praterstern – also alles Beseitigungen von objektiven und subjektiven Angsträumen im Sinne des Gender Mainstreamings. Die Wiener Linien werden in Zusammenarbeit mit der MA 29 möglichst alle Liftanlagen der U-Bahn-Station bis an die Oberfläche führen, am Margaretengürtel wird eine neue Lärmschutzwand errichtet und in Simmering wird die Gleisharfe Kledering neu gebaut. Neue Brücken und Stege über die Liesing werden errichtet, bei der Floridsdorfer Brücke wird ein Sicherheitsprogramm zur Sicherung und Beseitigung von Angsträumen durchgeführt. 

Erwähnt wurde bei der MA 29 bereits der „Skywalk Spittelau" im Zusammenhang mit der überregionalen Radwegeverbindung. Ich möchte darauf hinweisen, dass dieser aus mehrfacher Sicht richtungsweisend ist: Er wird in höchster architektonischer Qualität errichtet, einerseits, um im Otto-Wagner-Ensemble bestehen zu können und andererseits, um harmonisch zum U4/U6-Stationsbauwerk zu passen, aber vor allem zu dem neuen Bürokomplex „Skyline", der von Frau Architektin Tillner geplant ist.

Die Verbesserung für Fußgänger und Radfahrer hat Kollege Hora schon erwähnt. Und die MA 29 wird auch auf den ehemaligen Stadtbahnbögen von der U4-Station Spittelau bis hinunter zum Treppelweg ebenfalls eine Fuß- und Radwegeverbindung schaffen.

Die letzte Minute möchte ich der MA 41 widmen, der Stadtvermessung. Das ist ebenfalls eine Magistratsabteilung, die nicht so bekannt ist. Sie ist zuständig für alles, was mit Plänen oder Luftbildfotos zusammenhängt. Im Jahr 2007 wird es den Schwerpunkt der Hilfestellung beim Einsatz von Geräten zur GPS-unterstützten mobilen Datenerfassung für schnellen und flexiblen Einsatz geben. Zum laufenden Geschäft der MA 41 gehört die regelmäßige Aktualisierung der Mehrzweckkarte und der Aufbau von dreidimensionalen Informationen über den Grünbestand und weitere Detaillierung des 3-D-Stadtmodells. Das wird unter anderem für Ausbreitungsmodelle von Lärm oder Schadstoffen oder zur Analyse von Sichtverbindungen in dieser Stadt benötigt, und ist daher für die Stadtplanung immens wichtig.

Die MA 41 bietet auch Unterstützung der Stadtarchäologie bei Großbaustellen bei Vermessungen: Einerseits soll das archäologisch Interessante vermessen werden, andererseits soll aus Kostengründen der Baufortschritt nicht zu lange beeinträchtigt sein.

Sehr geehrte Damen und Herren! Sozialdemokratische Stadtplanung, Stadtentwicklung und Verkehrspolitik war immer vorausschauende, zukunftssichere und damit nachhaltige Politik. Dass das unverändert auch im Jahr 2007 so sein wird, dafür danke ich unserem Stadtrat, seinem Büro, allen Magistratsabteilungen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieses Hauses, die Tag und Nacht für die Wienerinnen und Wiener tätig sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Nach dieser Hommage an die sozialdemokratische Stadtpolitik, wenn man so will, möchte ich ein paar Sachen richtig stellen.

Die Lokale Agenda 21 in vielen Bezirken Wiens ist nicht nur ein sozialdemokratisches Projekt, sondern war ein rot-grünes Projekt und wird von rot-grün immer wieder unterstützt. Ein einziger Kritikpunkt von uns dabei ist Folgender: Wir würden uns wünschen, dass die Prozesse stärker finanziell von der Stadt unterstützt würden als sie es jetzt werden. Ich glaube, dass eine Kürzung oder ein geringerer Einsatz an materiellen Mitteln der Stadt die Bezirke, die so etwas durchführen, nicht gerade fördert, sondern eher behindert. Das ist einmal die eine Sache.

Die zweite Sache, die mir am Anfang lobend zu erwähnen wichtig ist, ist der Einsatz des Kollegen Hora, und zwar bei der Mediation im Bacherpark. Es war für uns eine sehr große Überraschung, dass die Stadt Wien den Konflikt nicht weitergeführt hat, sondern versucht hat, eine gute Lösung zu finden. Gemeinsam mit der Bürgerinitiative hat Kollege Hora das getan, und da steht es nicht an, ihn jetzt am Schluss beziehungsweise bei der Budgetsitzung noch einmal dafür zu loben und zu sagen, dass das ein guter Ansatz war. Zwei Abstimmungen wurden bis jetzt durchgeführt: Am Bacherpark hat es eine Zweidrittelmehrheit gegen die Garage gegeben – das waren nicht zehn Leute, wie die FPÖ immer behauptet –, und beim Rohrauerpark waren 53 Prozent für die Errichtung der Garage. Noch einmal: Ein wichtiger Schritt in Richtung Demokratie – zuerst eine Diskussionsphase, Präsentationsphase und dann eine Abstimmung darüber. Wir haben dazugelernt und danken noch einmal Kollegen Hora, der sich dafür sehr verdient gemacht hat.

Ich komme jetzt gleich zum Grundsätzlichen, zum Volksgaragenprogramm. Eine interessante Geschichte ist dabei, dass es einen Kontrollamtsbericht gegeben hat und uns bis heute nicht wirklich klar ist, was aus der Kritik des Kontrollamts geworden ist. Hat man da reagiert? Haben wir die Informationen bekommen, die da verlangt wurden? Hat das Kontrollamt die Informationen bekommen? Ein Detail: Ab Seite 14 im Kontrollamtsbericht steht: 

Die Höhe der Darlehen für diese Projekte – das heißt, pro Stellplatz 21 800 EUR – wurde jedes Mal vom Gemeinderat beschlossen und entzog sich somit einer Beurteilung durch das Kontrollamt. – Gut. – Eine Rückfrage beim Projektkoordinator ergab, dass sich die Höhe der förderbaren Herstellkosten – nämlich 21 800 EUR – an den durchschnittlichen Kosten im Tiefgaragenbau orientieren würden, was jedoch durch keinerlei schriftliche Unterlagen dokumentiert werden konnte. – Zitat Ende.

Für uns bleibt nach wie vor der schale Geschmack: Woher kommen die Zahlen, wenn sie nicht untermauert werden können? Sind das Phantasien des Herrn Koordinators? – Wie auch immer!

Die nächste Geschichte ist, dass die Förderkosten pro Stellplatz von ursprünglich 14 100 EUR auf 19 400 EUR und dann auf 21 800 EUR steigen. Das ist nicht nachvollziehbar für das Kontrollamt, für niemanden. Wir fragen uns ganz ernsthaft: Hat das Kontrollamt alle diese Auskünfte bekommen und wann bekommt der Gemeinderat alle diese Auskünfte, die da eingefordert wurden? 

Noch einmal zum Volksgaragenprogramm. Wir glauben, dass es richtig ist, Garagen zu bauen, man muss sich das vor Ort anschauen. Es ist nicht richtig, diese unter Parkanlagen zu bauen. Es ist richtig, darüber abstimmen zu lassen. Wir denken aber, dass Volksgaragen ein viel zu teures Projekt sind. Man könnte das Geld besser in soziale Politik oder in Bildungspolitik stecken.

Zum Parkpickerl: Die FPÖ glaubt zwar immer, das Parkpickerl wäre die große Abzocke, aber im Grunde genommen sagen uns die Stadt und manchmal auch die Verkehrsclubs, dass die Wiener Antwort auf die Pendlermassen, die vom Umland nach Wien hereinströmen – ungefähr 220 000 Menschen jeden Tag – das Parkpickerl wäre. Unsere Forderung ist immer wieder die räumliche und zeitliche Ausdehnung des Parkpickerls: Räumlich bis zur Vorortelinie, zeitlich bis 22 Uhr, auch am Samstag – manche Bezirke, gar nicht einmal grüne, sondern Bezirke der SPÖ forderten auch den Sonntag. Unsere Forderung ist also zeitlich und örtlich. Da bewegt sich etwas in der SPÖ, da wird diskutiert, wir werden schauen, ob da etwas herauskommt. 

Die ewigen Unkenrufe aus der FPÖ sind durchaus zu negieren, denn die FPÖ hat in dem Fall gar keine Position. Die einzige Position, die die FPÖ hat, ist Gratisparkgaragen für Bürger, wie zum Beispiel die Park-and-ride-Anlagen in der Donaustadt oder in Floridsdorf. Wir denken, dass 2,70 EUR ein sehr guter Tarif für ganztägiges Parken in der Parkgarage ist. Das Einzige, was wir denken, ist: Die Standorte für Park-and-ride-Anlagen wären besser im Wiener Umland aufgehoben – dazu müsste man die Kernzone in die erste Außenzone ausweiten.

Damit komme ich zu einem für mich ganz wichtigen Punkt, und zwar habe ich vor Kurzem in einem Inserat beim Herrn Heiligenbrunner – das ist ein Faktum – einen Text gefunden, und zwar Ihre Unterschrift zum Schutz der Lobau. Wenn man sich das anschaut, denkt man sich: Der Herr StR Schicker ist plötzlich für den Schutz der Lobau – wunderbar! –, als Naturfreundepräsident oder Vorsitzender, so genau kann man das nicht sagen. Faktum ist, der Satz heißt: 

Entspannung kann hier ein Autobahnring zur Umfahrung des Stadtgebietes um Wien bringen. Wir haben versucht, bei dieser Verkehrslösung – und dann kommt natürlich –: das Beste für Mensch und Natur herauszuholen und alles daran gesetzt, dass das Schutzgebiet durch die zukünftige Straße nicht zerstört wird – und so weiter und so weiter, und am Schluss – das fehlt mir da in Wirklichkeit –: Alle größeren Städte haben einen Umfahrungsring, Wien braucht noch einen. – Zitat Ende. 

Das ist fast schon eine Glaubensangelegenheit, und da sind alle anderen Parteien durchaus der gleichen Meinung: Die Stadt Wien braucht einen Ring um Wien. Die ÖVP spricht mittlerweile vom Regionenring. 

Wir glauben, dass alle anderen an die Existenz des Goldesels glauben. Man muss sich einmal anschauen, was diese Goldeselwünsche alles kosten. Man sollte den Generalverkehrsplan aus dem Jahr 2002 und die Homepage der ASFINAG vergleichen – das ist eine interessante Liste. Nicht vergessen: Die ASFINAG ist eine Firma mit mehr als 10 Milliarden EUR Schulden. Jetzt beim Kassensturz bei den Koalitionsverhandlungen ist auch die SPÖ draufgekommen: Hoppla, mehr als 10 Milliarden EUR Schulden, das könnte teuer werden. Noch einmal: Die ASFINAG ist eine Firma, die nicht einmal ausgegliedert ist, die dem Staat zu 100 Prozent gehört und 10 Milliarden EUR Schulden macht – und jedes Jahr kommen weitere 500 Millionen EUR dazu. Das muss man sich einmal vorstellen! Geschäftsführer einer solchen Firma, wäre sie privat, würden direkt zum Untersuchungsrichter kommen müssen. Bei einer Firma wie bei ASFINAG ist es eben nicht so. Da wird diskutiert darüber: Was kann man bauen und was kann man nicht bauen? In Wirklichkeit spielt es da grundsätzlich „Wünsch dir was". 

Schauen wir uns einmal an, was der Ring um Wien inklusive Lobauautobahn laut Generalverkehrsplan 2002 kostet, wie Herr Gorbach, noch immer Verkehrsminister, damals gemeint hat: rund 2 Milliarden EUR, so kann man sagen. Wenn man sich aber den Stand von Juni 2006 anschaut, dann findet man auf der ASFINAG-Homepage nicht mehr die 2 Milliarden EUR, sondern der Ring um Wien wurde plötzlich auf 4,2 Milliarden EUR geschätzt. Das ist mehr als doppelt so viel! Das muss man sich einmal vorstellen! Da gibt es jemanden, eine staatliche Planungsgesellschaft, die zuerst sagt, es kostet 2 Milliarden EUR und auf einmal kostet es 4,2 Milliarden EUR. Da gibt es ja Untersuchungen – das wissen wir –, dass die Realität so ausschaut, dass die Kreditkosten gar nicht dabei sind – und es immer 30 Prozent mehr kostet! 

Ideales Beispiel: Die S1-Süd, die ja angeblich die Südosttangente entlastet, technisch auf der Höhe ist und mit großem Pomp und Trara und Volksfest eröffnet wurde. Was hat sich herausgestellt? – Die Abfahrt ist zu eng, da fahren die Leute aufeinander. Ein Unfall nach dem anderen! Heute wird sie in der Nacht gesperrt. Warum? – Weil die Entlüftung nicht ordentlich funktioniert. Super-tolle Leistung! Also, was kostete die S1, die frühere B301? – Ursprünglich waren 320 Millionen EUR geplant. Gekostet hat sie aber nicht 320 Millionen EUR, sondern 430 Millionen EUR. Das ist schon etliches mehr, nämlich insgesamt fast um 50 Prozent mehr. 

Schauen wir uns einmal die berühmte Lobauautobahn zwischen Schwechat und dem Knoten Süßenbrunn an. Ursprünglich war diese mit 857,5 Millionen EUR angedacht. Da denkt man sich: fast eine Mezzie. Jetzt stellt sich heraus, sie kostet 1,6 Milliarden EUR. Weiters geht es auch um die berühmten Probebohrungen, wofür die Stadt Wien um teures Geld so eigenartige Inserate finanziert hat. Das erinnert mich ein bisschen an die Zeit von Zwentendorf, wo die Bundesregierung permanent Propaganda gemacht hat und eine Abstimmung dann ganz anders ausgegangen ist. 

Das sind die Wunschvorstellungen: 60 m unter dem Boden wird sich der Tunnel finden und ungefähr ab 30 m ist die Schlussschicht, wo man ganz leicht hineinbohren kann. Bei den Probebohrungen stellte sich aber heraus, dass auf 75 m Tiefe noch immer Sand ist und dass man in Wirklichkeit den Tunnel vereisen muss. Wenn Sie sich recht erinnern: Vereist wurde der U2-Tunnel unter dem Donaukanal. Wie schaut es jetzt mit den Kosten aus? Man rechnet intern in der ASFINAG auch schon nicht mehr mit 1,6 Milliarden EUR sondern mit über 2 Milliarden EUR. 

Die Stadt Wien hat einen Tunnel von der A22 Richtung A4, also nach Simmering geplant – das wurde auch gemeinsam vereinbart. Das ist diese Querung, die wir auch befürworten. Und es soll eine Querung bei der Lobau geben, der so genannte Lobautunnel. Der eine Tunnel kostet etwas unter 2 Milliarden EUR, der andere wird über 2 Milliarden EUR kosten. Beide Donautunnel werden also 4 Milliarden EUR kosten. 

Das ist so eine große Summe, da muss man sich einmal überlegen: Was kostet die Republik 4 Milliarden EUR? – 4 Milliarden EUR macht ein bisschen mehr aus, als die Bundesregierung für Wissenschaft und Forschung – das heißt, für alle Universitäten – im Jahr ausgibt. 4 Milliarden EUR ist so viel, wie das Defizit der Republik in einem Jahr ausmacht. Wenn man jetzt die klassische Interpolation macht, dass es immer zwischen 20 und 30 Prozent im Durchschnitt mehr kostet, dann werden diese beiden Tunnels nicht 4 Milliarden EUR, sondern 5,5 Milliarden EUR kosten. 

Wir bewegen uns in einer Sache, wo ich denke: Die ASFINAG hat jetzt 10 Milliarden EUR oder 11 Milliarden EUR Schulden, so genau weiß man das nicht, dann werden wir davon sprechen, dass wir 15 Milliarden EUR bezahlen müssen. Da denke ich schon: Super Firma, die permanent Geld ausgeben kann, aber niemals zurückzahlen muss.

Schauen wir uns weitere Projekte in Wien an. Die Hansonkurve – das ist diese Verbindung, die ja nur dann schlagend werden soll, wenn die Südosttangente kaputt ist, damit man von der Südosttangente auf die neue S1 fahren kann: Ursprünglich hätte sie 109 Millionen EUR gekostet, jetzt kostet sie laut ASFINAG-Homepage 191 Millionen EUR. Da frage ich wirklich: Hat die Stadt, hat die Republik den berühmten „Geldscheißer"? Dann sage ich: Nein, Sparen! Überlegen Sie sich, was wichtig ist und was nicht wichtig ist und hören Sie endlich auf mit dieser Lobauautobahn! Das kann sich Österreich und die Stadt Wien überhaupt nicht mehr leisten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Maresch ist ja wirklich ein begnadeter Zahlenjongleur. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich bin mit dem Schreiben gar nicht mehr mitgekommen. Er verwechselt und vergleicht hier Sachen, die man nicht vergleichen kann, aber wir haben morgen Zeit, bei einem Aktenstück über die Umfahrung zu reden. Das ist jetzt sicherlich nicht mein Thema, ich möchte etwas anderes anschneiden. 

Kollege Chorherr hat hier den ursächlichen Zusammenhang zwischen Rothneusiedl, der Verlängerung der U-Bahn und dem Stadion beziehungsweise dem Einkaufszentrum hergestellt. Diesen gibt es jetzt auf Grund der Debatte, weil der Herr Bürgermeister offensichtlich voreilig jemand anderem, einem Investor etwas versprochen hat und der Herr Stadtrat dem dann gefolgt ist. In Wirklichkeit hat die FPÖ 1994 ein eigenes Projekt gehabt, da war weder eine Rede vom Stadion noch von sonst irgendetwas, sondern es war damals schon das Entwicklungsgebiet Rothneusiedl. Wir hatten sogar zwei Varianten der Verlängerung der U-Bahn, eine über den Laaerberg und eine eben ähnlich, wie sie jetzt verlaufen soll. 

Es freut mich also in Wirklichkeit. Es stört mich der Zusammenhang, den Chorherr hergestellt hat, weil da keine sachliche Debatte mehr herauskommen kann. In Wirklichkeit ist es ein Entwicklungsgebiet, auch laut dem Stadtentwicklungsplan. Und wir sind natürlich dafür, dass man die U-Bahn dorthin verlängert, noch dazu, weil es eine freiheitliche Forderung vor 13 Jahren war.

Das zweite U-Bahn-Projekt betrifft die U4. Ich weiß schon, dass es Leute bei den GRÜNEN, früher auch bei der ÖVP – auch Abgeordnete – und auch bei der SPÖ gab, die nie für die Verlängerung der U4 Richtung Auhof eingetreten sind. Ich denke, dass auch hier die Vernunft einkehren wird, und dass man die U-Bahn in einer weiteren Bauphase nach Auhof verlängert, wahrscheinlich wäre es sinnvoller, sie sogar noch Richtung Niederösterreich weiter zu verlängern, um Park-and-ride in diesem Raum Niederösterreich anzubringen und nicht in Hütteldorf, wie man es heute zum Beispiel macht.

Ich komme dann bei meinen Betrachtungen über den Hauptbahnhof auf die U2 zurück. Ich denke, dieser heißt jetzt Hauptbahnhof und nicht mehr Zentralbahnhof. Kollege Gerstl hat gesagt, dass ein Jahr Ruhepause beim Hauptbahnhof – er hat ihn noch Zentralbahnhof genannt, weil er offensichtlich alte Unterlagen hat – gewesen sei und nichts passiert sei. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ich sprach von Wien-Mitte!) Sogar ich als Oppositionspolitiker, der sehr oft scharf kritisiert, muss sagen: Natürlich ist etwas passiert, Kollege Gerstl! Sie waren ja sogar dabei, als wir im März gemeinsam beim Herrn Stadtrat gesessen sind und zumindest eine wichtige Entscheidung gemeinsam gefällt haben, nämlich, dass die Nutzfläche beim Einkaufszentrum von ursprünglich 45 000 auf 20 000 m² gesenkt wurde. Da waren Sie dabei. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ich sprach von Wien-Mitte!) 

Sie sagen, das war nichts! Herr Gerstl, heute sind Sie nicht in Form! Sie kommen mit Eurofighter-Anträgen, Sie kommen mit irgendwelchen Sachen daher. Eine Ruhepause wäre gut für Sie, aber morgen werden Sie vielleicht besser sein und werden dann richtigere Aussagen treffen können. Bei der U4 wollten Sie ja auch den Cable Liner haben, jetzt sind Sie plötzlich für die Verlängerung. Bei der Lobau wollten Sie auch ganz etwas anderes haben. Sie machen ohnehin alles, was Ihnen die anderen Parteien vorgeben. Sie krabbeln in der Stadt- und Entwicklungspolitik wirklich nur nach. Mehr kann ich dazu nicht sagen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Ein ganz ein wichtiges Anliegen wäre mir, dass endlich die gesperrte Abfahrt Simmering saniert wird. Seit der Gründung und der Eröffnung der Südosttangente gibt es ja diese Abfahrt. Simmering hat sich – damals noch unter Präsident Hatzl – immer dagegen gewehrt, dass die Abfahrt durch Simmering durchgeht, und noch heute ist die Bedingung der Simmeringer SPÖ – und die hat dort natürlich das Sagen, und zwar ein sehr massives Sagen! –: Wenn zwischen dem Weichseltalweg, dem Zentralfriedhof und der Bitterlichstraße eine Verbindung hergestellt wird, dann wird das nicht geöffnet. Das heißt, wenn die Stadt Wien das öffnen wird, wird sie nicht umhin kommen, in den nächsten Jahren – und dazu fordere ich Sie auf, Herr Stadtrat! – ein Projekt zu entwerfen. Es wird Sie teuer kommen, es kommt eine Umweltverträglichkeitsprüfung dazu, aber es ist wichtig, dass man Simmering einbindet, dass man endlich die Abfahrt Simmering eröffnen kann. 

Ein weiterer ganz wichtiger Punkt für uns ist der Hauptbahnhof. Es ist eines der größten Projekte, die wir in Wien in den nächsten Jahren forcieren müssen. Ich bin der Meinung, dass erkenntlich ist, wenn man sich die Pläne anschaut, dass trotz manchem, wo man nicht einverstanden ist – aber das ist bei so einem großen Projekt so –, durchaus ein Wurf gelungen ist. Auch diesbezüglich möchte ich daran erinnern, dass unser ehemaliger, leider zu früh verstorbene Obmann Rainer Pawkowicz, der Architekt war, schon in den 90er Jahren ein Projekt für den – damals noch – Zentralbahnhof gehabt hat und dass die FPÖ – vor allem die Margaretner und die Wiedner – bereits vor drei Jahren ein eigenes Projekt gehabt haben, wovon Teile eingeflossen sind, andere leider nicht, aber man könnte noch das eine oder andere unterbringen.

Was braucht Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren? – Ausgehend vom Hauptbahnhof braucht Wien vorrangige Achsen und Projekte im TEN: Wien braucht die Eisenbahnachse Danzig, Warschau, Brünn und Preßburg, Wien braucht die Eisenbahnachse Paris, Straßburg, Stuttgart, Wien und Preßburg, Wien braucht nicht zuletzt die Eisenbahnachse Athen, Sofia, Budapest, Wien, Prag, Nürnberg und Dresden. Das braucht Wien, dann werden wir uns im europäischen Wettbewerb stärken können, und dann wird es eine Aufwertung der Vienna Region geben, was sicherlich auch Sinn macht. Man soll sich nicht wegen einiger Aufgänge verweigern: Ob die Aufgänge 30 m weiter links oder rechts sind, ist zwar problematisch, hat aber bei diesem großen Wurf, den wir vielleicht gemeinsam gestalten können, eigentlich nur Nachrang. 

Wien braucht in diesem Bereich auch endlich einen Busbahnhof, der dort durchaus an einem Standort geplant wurde, der verträglich ist, und der – wie ich mich bei Gesprächen mit den Planern überzeugen konnte – als eines der ersten Detailprojekte durchgeführt wird. Wien braucht ganz dringend eine Aufwertung in diesem Stadtgebiet – das ist überhaupt keine Frage: im Bereich 10. Bezirk, aber auch in den Bereichen 5., 12. und 4. Bezirk. 

Wien braucht die Durchlässigkeit von Bahnanlagen zur Schaffung der Durchfahrtsmöglichkeiten für Fahrräder – du hast richtig gehört, Kollege Chorherr –, Straßenbahn und Fußgeher et cetera, was notwendig ist und was derzeit ja nicht möglich ist und leider bei der Planung am Westbahnhof nicht passiert ist, Herr Stadtrat. Dort gibt es leider keine große Durchlässigkeit oder überhaupt keine zwischen dem 15. Bezirk – Felberstraße – und der äußeren Mariahilfer Straße. 

Nicht nur wir, sondern die ÖBB brauchen, um Kosten einzusparen, ganz dringend eine Standortkonzentration. Es gibt derzeit vier Standorte der ÖBB, wo sie ihre Wagons, ihre Loks reparieren, reinigen und Sonstiges tun können. Diese sind ganz aufgeteilt, dezentral. Das heißt, die ÖBB werden dadurch ebenfalls einen Standortvorteil haben, auch das ist sehr wichtig bei dieser Planung. 

Schon gesagt wurde, dass der 10. Bezirk die Aufwertung braucht: Der 10. Bezirk braucht einen neuen Stadtteil, der 10. Bezirk ist durchaus für Wohnhausanlagen geeignet, die Richtung Arsenal, aber auch in den Süden gerichtet sind. Es sind die Möglichkeiten gegeben, im Osten, in Bauteil A, Wohnungen zu errichten. Es ist nicht gesagt, dass dort nur Gewerbegebiete oder nur Büros hinkommen – man hat sich das Gott sei Dank für maximal 2 500 Wohnungen offen gelassen. Ab 21 m Höhe im östlichen Bereich und ab 6 m Höhe im westlichen Bereich könnten jederzeit auch Wohnungen und werden sicherlich Wohnungen gebaut werden. 

Meine Damen und Herren, der 4., der 5. und der 10. Bezirk brauchen unbedingt das Projekt „Südtiroler Platz", denn das rückt die U-Bahn näher Richtung Schnellbahn und die Schnellbahn Richtung dem Bahnhof. 

Wien verträgt – Sie werden gar nicht glauben, dass wir das sagen, aber ich war immer dieser Meinung – selbstverständlich auch eine neue Skyline. Wir waren nie gegen Hochhäuser, wir waren gegen das Hochhauskonzept in der Art und Weise, wie Sie es gemacht haben. 

Wir haben eine andere Vorstellung gehabt. Wir – Herr StR Prinz und der Toni – haben die Vorstellung gehabt, dass man im Vorhinein bereits sagt, wo Achsen für Hochhäuser sind: Wir haben immer gesagt, wir könnten uns vorstellen, dass dies am Gürtel Richtung Bahnhöfe sei, und das entspricht genau diesem Projekt. Es muss allerdings nicht sein, Herr Stadtrat, dass man ein Hochhaus mit 100 m Höhe baut. Ich kann mir allerdings vorstellen, dass man einen Lösungsansatz findet, weil die 100 m – soweit ich informiert bin – nur als Eingangstor geplant waren, um herauszuragen. Bei den anderen Hochhäusern waren 80 bis 82 m geplant. Wie ich jetzt höre, werden die anderen sechs oder sieben Hochhäuser eine Höhe zwischen 56 m und 60 m haben. In der gleichen Relation könnte man den mit 100 m geplanten Turm auf 80 oder 75 m senken. Das wäre kein Problem, und es wäre auch mit der Sichtachse vom Belvedere, vom südlichsten Punkt aus, optisch wesentlich besser. Ich bin da guter Dinge, dass Sie vielleicht auf unseren Vorschlag mit diesen 80 m eingehen. 

Wichtig wäre mir ein Projekt für zwei Schulen. Derzeit ist nur eine Schule gewidmet, die zweite ist noch nicht gewidmet, was aber technisch noch nicht möglich ist. Ich möchte nur nicht verabsäumen, unsere Forderung nach einer zweiten Schule zu präsentieren. 

Ganz wichtig wird die Errichtung einer Volksgarage sein. Zum Kollegen Maresch möchte ich sagen: Man kann diese anders und billiger gestalten, etwa in der Argentinierstraße mit Zulauf aus dem 4. Bezirk. 

Meine Damen und Herren! Mir ist die Verhindererpartie zwischen den GRÜNEN und der ÖVP im Bereich des Hauptbahnhofes wegen Nichtigkeiten unverständlich. Man muss das Große und das Ganze sehen. Ich möchte eines sagen, Kollege Gerstl und Kollege Hoch: Immer wenn es um große Projekte in Wien gegangen ist, waren Sie daneben – Sie sind daneben gelegen. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Bei der Donauinsel waren Sie dagegen – wir waren dafür. Bei der Platte waren Sie dagegen – wir waren dafür. Und beim Hauptbahnhof sind Sie dagegen – wir werden dafür sein. Bei den großen Würfen werden wir mittun. Wir werden versuchen, unsere Meinung einzubringen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Passen Sie auf! Wir waren dafür!) Sie sind sehr aufgeregt, Kollegen von der ÖVP, aber Sie sind gemeinsam mit den GRÜNEN in dem Bereich die Verhindererfraktion. Es ist unverständlich für eine Partei, die vorgibt, in Wien so stark zu sein. Das sind Sie ja gar nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Minuspunkte für das letzte Jahr und auch, wenn man in die Zukunft blickt, muss man sehr wohl anführen, Herr Stadtrat, denn zu viel Lob ist ja schlecht. Wir können dem Budget natürlich nicht zustimmen. Ich werde Ihnen auch sagen, warum wir dem Budget nicht zustimmen können. Es gibt eine Fülle von Punkten, die wir nicht verstehen. Zunächst ist da die Parkraumbewirtschaftung, die wir schon diskutiert haben. Das ist abgehakt. 

Dann sind da weiterhin die 50 Stundenkilometer-Geschwindigkeitsbeschränkungen, obwohl jetzt bei einem Test Folgendes nachgewiesen wurde – auch das kann ich Ihnen sagen –: Immer, wenn es um Umweltschutz und Abgase geht, kennen Sie nur einen Reflex: Temporeduzierung. Das ist nicht richtig. Richtig ist: Ampelschaltungen verbessern, „grüne Welle"! Es gibt eben einen Vergleich: Auf 6,3 km Teststrecke – ich möchte nur den Dieselverbrauch erwähnen – braucht das Fahrzeug bei Stop-and-Go-Verkehr, so wie Sie das mit 50 und 70 Stundenkilometern betreiben, bei siebenmaligem Anhalten und 700 m ruhiger Fahrt 7,05 Liter. Bei der „grünen Welle" mit dreimaligem Anhalten und 2 100 m Gleiten braucht es nur mehr 5,2 Liter. Das ist in Wirklichkeit die Schadstoffdezimierung. Sagen Sie uns nicht immer, dass nur die Geschwindigkeitsbeschränkung allheilig machend ist.

Das Nächste ist das Radwegenetz. Herr Kollege Chorherr hat ja endlich erkannt, was ich immer gesagt habe. Er hat das nur immer umgedreht. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja, genau!) Jetzt hat er es nämlich erkannt. Sie waren nämlich derjenige im Ausschuss, der all diesen Radwegen, die Sie heute hier kritisiert haben, wo Sie richtigerweise Tote und Verletzte befürchten, zugestimmt hat – auch am Karlsplatz, allen! Wir nicht! Uns haben Sie es zum Vorwurf gemacht. Wir haben ganz gezielt dort zugestimmt, wo es verkehrstechnisch keine „Bröseln" gibt, wie man in Wien sagt, zwischen Fußgängern, Radfahrern und Autofahrern. Sie haben allen zugestimmt. Also reden Sie sich jetzt nicht heraus und sagen Sie jetzt nicht im Nachhinein, Sie hätten das nicht gewusst und wollen alles korrigieren. Es wird nicht korrigierbar sein. Auch das ist ein Weg: Unkoordinierte Radwegplanung in Wien! 

Es wird auch einen neuen Flächenwidmungsplan – ich weiß nicht, ob es ihn bei der nächsten Sitzung schon geben wird – über den Kahlenberg geben. Da werden wir Ihnen dann sagen, dass wir nicht zustimmen können. Da ist wirklich Skandalöses passiert, aber das ist heute nicht Thema des Tages. 

Bei den Komet-Gründen – das wurde gesagt – ist nichts passiert im letzten Jahr, Herr Stadtrat – leider. Und die MA 46 musste die vielen Projekte, die sie ausgearbeitet hat, leider an eine andere Dienststelle abgeben. Wir sind da nicht einverstanden gewesen. Auch das ist ein Grund, dass wir nicht zustimmen. 

Vom Westbahnhof habe ich ebenfalls bereits gesprochen, dieser dämmert so richtig vor sich hin, da passiert überhaupt nichts – diesen Eindruck haben wir –, obwohl das auch ein sehr wesentliches Stadterweiterungsgebiet wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte hier abschließend noch einmal sagen: Es gibt große Projekte, die wir mittragen werden. Wir werden nicht mit allem einverstanden sein, das ist überhaupt keine Frage. Wir werden das kritisch anmerken. Es gibt aber sehr viele kleinere Projekte, wo sich zeigt, dass noch immer teils – ich sage einmal – alte Seilschaften ins Rennen kommen: bei Ausschreibungen zum Beispiel. 

Der wichtigste Punkt ist: Mit der Parkraumbewirtschaftung, dem Individualverkehr und den 50 Stundenkilometer-Zonen, die Sie ebenfalls in Wien einrichten wollen, sind Sie leider nicht auf unserer Linie.

Noch ein Punkt zu der Lobau, wir werden morgen wesentlich mehr darüber reden: Es ist mir ebenfalls nicht verständlich, dass die GRÜNEN derartig vehement ins Feld ziehen. Politisch verstehe ich das vollkommen, aber der Zustrom Ihrer Kolleginnen und Kollegen und der Zustrom von angeblich umweltbewussten Au-Schützern ist ja eher gering – und zwar nicht nur, weil das Wetter so schlecht ist, sondern weil diese mit dem Auto und der Zeltausrüstung gar nicht nachkommen, in Wien von einem Platz zum anderen zu fahren. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Wir lehnen das Budget ab, wollten aber noch einmal sagen, wir werden uns morgen über die Lobau unterhalten. Da ich der letzte Redner vor Ihnen, Herr Stadtrat, bin – wahrscheinlich kommen jetzt Sie an die Reihe –, freue ich mich auf Ihre Ausführungen zu dieser langen, aber inhaltsreichen Debatte. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Madejski, missverstehen Sie jetzt nicht eine Bemerkung, aber der Irrtum ist menschlich: Herr GR Hoch hat das Wort. Eine tatsächliche Berichtung: Drei Minuten Redezeit.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte nur noch einmal kurz festhalten, weil Herr Madejski ja öfters im Ausschuss entweder nicht vorhanden oder anders beschäftigt war: Die Wiener ÖVP hat zum Flächenwidmungsplan zum Hauptbahnhof zugestimmt, nur haben Sie falsch mitgeschrieben, weil Sie wahrscheinlich gerade was anderes getan haben. Ich meine, es ist legitim, dass man bei so einem großen Projekt einige Anmerkungen und einige Kritikpunkte hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Zweite – und jetzt sei mir bitte nicht bös –: Ich habe jetzt schon geglaubt, du spricht in einer neuen Rolle, und zwar in der Rolle des Pressesprechers des Herrn StR Schicker – das muss ich ehrlich sagen! –, vor allem das, was den Hauptbahnhof betrifft. – Danke. (Beifall und bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde versuchen, selbst ein paar Worte zu finden und nicht nur meinen Pressesprecher sprechen zu lassen. Dieser wäre nämlich hier nicht redebefugt. (GR Alfred Hoch: Das war die Bestätigung!) Dieser wäre hier nicht redebefugt, Herr Hoch. Hören Sie mir ganz zu! Es wäre auch für Ihre Wortmeldung besser gewesen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine freudige Mitteilung hätte ich Ihnen noch gerne gemacht: Da ja die Stadtplanung jetzt auch für die Luftraumüberwachung zuständig ist, wie ich aus dieser Diskussion gelernt habe, darf ich Ihnen mitteilen: Die Abfangjäger sind abbestellt. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Leider ist dem nicht so, denn die österreichische Bundesverfassung sieht schon vor, dass die Republik Österreich und eben der Bund für die Landesverteidigung zuständig ist – und nicht der Wiener Gemeinderat oder Landtag. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch wenn es die eine oder andere Meldung von den Oppositionsparteien gegeben hat, dass die Abteilungen das eine oder andere vielleicht hätten anders machen können, möchte ich trotzdem meinen Abteilungen ganz herzlich für das vergangene Jahr danken und viel Erfolg für das kommende wünschen. Die Budgetdecke ist nicht besonders groß geworden, aber wir werden doch eine Reihe von Projekten durchzuführen haben. 

Gerade Stadtplanung ist ein Thema, das sehr vernetzt ist. Das hat Frau Kollegin Gretner ja richtig erwähnt: Es geht immer um die Kooperation verschiedener Geschäftsgruppen und es geht auch um die Kooperation mit verschiedenen anderen Gebietskörperschaften – ob das Niederösterreich, die Randgemeinden oder auch die Ebene des Bundes ist, wie zum Beispiel auch mit den Einrichtungen des Bundes, mit den ÖBB oder der ASFINAG. Wir sind insbesondere bei den Bundeseinrichtungen darauf angewiesen, dass die Kooperation auf freiwilliger Basis, aber auf möglichst guter technischer Basis funktioniert. Das gelingt in der Regel auch. Das gelingt vor allem dann, wenn die Zusammenarbeit stufenweise aufgebaut ist. Dann können vom Beginn an in dieser Kooperation hervorragende Ergebnisse bearbeitet werden. 

Dazu gehört zum Beispiel der Hauptbahnhof, wie das Kollege Madejski schon erwähnt hat. Gerade da ist die Zusammenarbeit zwischen den Bundesbahnen und der Stadt Wien bis ins letzte Detail abgestimmt. Die Vorgangsweise ist auch bezüglich der Termine akkordiert, sodass Sie die Gelegenheit haben werden, beim nächsten Gemeinderat im Dezember hier die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung zu Beschluss zu erheben – und ich lade Sie ganz herzlich dazu ein, auch die Kolleginnen und Kollegen der ÖVP, die wohl nicht so ganz mit der Materie vertraut sind, wie sich gezeigt hat, denn sonst hätten sie nicht auf die Idee verfallen können, dass es kein Verkehrskonzept dafür gäbe. 
Es ist der erste Flächenwidmungsplan, der Ihnen vorgelegt wird, zu dem es eine Strategische Umweltprüfung gibt. Eine Strategische Umweltprüfung ohne Vorhandensein eines Verkehrskonzeptes ist ein Ding der Unmöglichkeit. Daher, Kollege Hoch, lassen Sie sich davon überraschen, wenn Sie es noch nicht gesehen haben! Die Einschau in die Akten wird eine Woche vor dem Ausschuss beginnen, dass heißt, ab morgen haben Sie die Gelegenheit, sich auch mit dem Akt über die Flächenwidmung zum Zentralbahnhof vertraut zu machen. Sie haben ihn aber sogar schon gesehen, denn er war schon im Ausschuss.

Ich möchte auf das eine oder andere Thema eingehen, das hier zur Sprache gebracht wurde. Wenn zum Beispiel Kollege Gerstl immer noch die Meinung vertritt, dass die Flächenwidmung für das Otto-Wagner-Spital etwas ist, wo wir Grünraum reduzieren, dann frage ich mich: Wo warst du bei den Diskussionen in den letzten Monaten? Wir haben dir das in x Bürgerversammlungen, in x Versammlungen des Ausschusses und des Gemeinderates, in vielen privaten Terminen erklärt und dargelegt. Du hast offensichtlich nicht die richtigen Berater gehabt, die dir etwas zu Papier gebracht und dann auch ins Internet gestellt haben. Der Grünraum wird deutlich vergrößert. Es wird der Bereich ausgeweitet, der Wald- und Wiesengürtel ist, und der Bereich ausgeweitet, der unter Landschaftsschutz steht. Dort wird die Bebaubarkeit auf das Maß zurückgenommen, das wirklich notwendig ist. Der Erfolg, den du mit solchen Aktivitäten hast, hat sich ja gezeigt: Nicht einmal die Weltkulturerbe-Fraktion kommt mehr zu deinen Veranstaltungen, auch wenn du sie ankündigst.

Ich denke, es ist Zeit, auf den Boden der Realität zurückzukehren und nicht Versammlungen und Veranstaltungen zu organisieren, bei denen dann Leute angekündigt sind, die nicht einmal auftreten. Im Gegenteil: Nimm einmal zur Kenntnis, dass die Planungen für das Otto-Wagner-Spital genau so angelegt sind, dass wir dort den Grünraum deutlicher, besser erhalten können, als das jemals mit der alten Widmung der Fall gewesen wäre!

Frau Kollegin Gretner, wenn Sie in diesem Zusammenhang meinen, die Planung sei eine getriebene, dann frage ich mich, wie Sie zu dieser Ansicht kommen. Die Stadtplanung hat an diesem Feld etwas zu tun gehabt, das innerhalb des Zehn-Jahres-Paketes zu lösen war. Das hat nichts mit dem zu tun, ob das Otto-Wagner-Spital in seiner Gesamtheit, in Teilen davon in noch größerem Maße als Gesundheitseinrichtung genutzt werden soll oder ob Teile nicht mehr für den Gesundheitsbereich benötigt werden, sondern das hat damit zu tun, dass eben die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung in Wien in den letzten Jahren neu aufgesetzt werden musste. Dass dort dann im Sinne der Natur, im Sinne der Gestaltung dieses Gebietes nachjustiert wird, dass wir nämlich die Bebaubarkeit deutlich reduziert haben, sollte Ihnen mittlerweile aufgefallen sein. Normalerweise ist die Zurücknahme von Bebaubarkeit und Bauvolumina nicht dafür geeignet, dort besonders hohe Renditen herauszuholen. Alle diese Vermutungen, die hier getätigt werden, haben doch wohl mit der Praxis und mit der Realität wenig zu tun.

Das trifft auch darauf zu, wenn Kollege Gerstl meint, dass der Modal-Split unverändert geblieben ist. Gerade in den letzten zwei Monaten, wo die U-Bahn-Linie 1 die Verlängerung nach Leopoldau bekommen hat und dort innerhalb von zwei Monaten eine Steigerung von 10 Prozent bei den Fahrgästen auf der gesamten U1 eingetreten ist, zu behaupten, der Modal-Split verändere sich in Wien nicht, ist schon eine ganz besondere Chuzpe. Denn gerade diese Linienverlängerung hat gezeigt, wie wertvoll, wie notwendig und wie sinnvoll der Ausbau des U-Bahn-Netzes ist. 

Damit bin ich bei der Anschuldigung, dass ich eine 
U-Bahn-Ausstellung als parteipolitische Veranstaltung verwendete, Herr Kollege Hoch. Ich lade Sie beide und die gesamte Fraktion gerne ein: Richten Sie es jetzt dem noch amtierenden Finanzminister aus, er soll doch endlich mit Wien die 50 zu 50 Finanzierung für die U-Bahn unterzeichnen, so wie das immer gang und gäbe war und so wie das von der ÖVP-Alleinregierung in den 60er Jahren eingeführt worden ist.

Wenn Sie dann behaupten, dass diese Präsentation der U1-Verlängerung in den Süden einen parteipolitischen Touch gehabt hätte, dann nehmen Sie zur Kenntnis, dass ich dort nichts anderes gesagt habe als jetzt hier – nämlich, dass diese U-Bahn-Linie verlängert werden kann, wenn die Finanzierungszusage des Bundes da ist. Und ich habe alle eingeladen, den Herrn Bundesminister Grasser einzuladen, sich doch endlich zu Wien zu bekennen und endlich auch für Wien das, was früher gang und gäbe war und auch jetzt noch sinnvoll ist, zu tun.

Damit komme ich zum „Magna"-Projekt. Ich finde das unglaublich spannend: Kollege Chorherr gibt etwas in die Zeitungen, das gewisse Ähnlichkeiten mit dem Fußballmeisterteller der 1. Division in Österreich hat. Dieser Fußballmeisterteller hat in der Mitte den Fußball und auch noch einen Kranz, der auf diesem Teller erkennbar ist. Genau das hat Kollege Chorherr auch da angebracht, in Rothneusiedl platziert und hat gesagt: Welch Horror! Dort, wo der Fußball ist, ist das Stadion und alles drum herum wird zum Einkaufszentrum. – Es ist leider so, dass das alles mit der Realität nichts zu tun hat. Es wäre ganz günstig, wenn man sich Fußballarenen in Europa anschaute. Da wird man feststellen, dass Fußballstadien neueren Typs natürlich nicht nur Fußballstadien sind, sondern dabei auch andere Inhalte haben und andere Nutzungen dabei sind – sehr kompakt gebaut – und dass es bei vielen auch üblich ist, dass ein Einkaufszentrum dabei ist. Dieses Einkaufszentrum, das in Rothneusiedl entstehen kann, ist seit Beginn in der Größendimension von der Stadtplanung fixiert – nämlich seit dem Stadtentwicklungsplan 1994. Ich frage mich, warum man dann solch komische Graphiken in die Zeitungen gibt. Wahrscheinlich nur, um sich selbst zu bestätigen, dass man eigentlich das alles dort nicht möchte.

GR Madejski hat das erwähnt, es ist seit dem Jahr 1994 im Stadtentwicklungsplan. Es ist an der Zeit, dass wir in dieser Gegend, unmittelbar beim Autobahnanschluss für Rothneusiedl, die Entwicklungsmöglichkeiten endlich schaffen und im nächsten Jahr die nächsten Schritte dazu setzen können. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gäbe noch vieles richtig zu stellen von dem, was bisher von den Oppositionsparteien gesagt wurde. Ich will nur eines wiederholen, was Kollege Gerstl aus meiner vorjährigen Rede zitiert hat: Dass Wien eine durchdachte Stadt ist und dass die Planung, die wir für die Zukunft dieser Stadt machen, sehr wohl durchdacht ist und dass sie optimiert ist und darauf Rücksicht nimmt, was wir uns leisten können, was für diese Stadt wichtig ist und was für die wirtschaftliche Entwicklung und für die Menschen in dieser Stadt gut ist. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. Ich erkläre somit die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2007 und zum Gebührenprüfungsantrag – das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung – für geschlossen.

Herr Berichterstatter, Herr Vizebürgermeister Dr Rieder, bitte zum Schlusswort.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie können davon ausgehen, dass ich auch in diesem Jahr nicht den Versuch unternehme, noch einmal die Positionen der amtsführenden Stadträte zu den Vorschlägen, die aus Ihrem Kreis gekommen sind, zu kommentieren. Ich denke, es war eine inhaltsreiche Diskussion, die in den letzten Stunden und gestern stattgefunden hat.

Erstaunlicherweise sind auch eine große Zahl von Anträgen eingereicht worden, von denen – auch das ist nicht ungewöhnlich – ein Teil wieder darauf gerichtet ist, unseren ohnehin nicht ganz kleinen Ausgabenrahmen noch einmal ein Stück nach oben zu heben.

Überraschend dabei ist, dass ein Teil anderer Anträge von derselben Fraktion allerdings darauf gerichtet ist, unsere Einnahmenseite zu reduzieren, indem er auf Bundessteuersenkungen ausgerichtet ist und wir natürlich über die Ertragsanteile weniger Mittel haben werden. Ich halte es, ehrlich gesagt, für ziemlich schwer nachvollziehbar, wie man das auf einen Nenner bringen soll. Wir können uns entweder auf eine gemeinsame Ausweitung des Ausgabenrahmens verstehen – da muss man auch für zusätzliche Mittel einstehen –, aber auf der einen Seite zu kürzen und auf der anderen Seite mehr Ausgaben zu verlangen, ist schwer zu bringen. 

Auch das Folgende habe ich gestern schon erwähnt, ich möchte es noch einmal unterstreichen: Mich hat überrascht, dass im Zuge gerade auch der gestrigen Sitzung eine Reihe von Anträgen eingebracht worden sind, die sich eigentlich praktisch an die Bundesregierung richten, wobei es allerdings derzeit eine Situation gibt, wo über das Zustandekommen einer Bundesregierung verhandelt wird. In laufende Koalitionsverhandlungen hineinzuappellieren, halte ich für problematisch, insbesondere dann, wenn die Anträge von einer Fraktion kommen, mit der auf Bundeseben gerade diese Verhandlungen geführt werden. Ich kann das vielleicht auf einen Unzeitfaktor zurückführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So viel zur vorangegangen Budgetdebatte und zu den Anträgen, über die wir dann abzustimmen haben. Ich habe nach der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien noch einen Bericht zu erstatten, den ich Ihnen gerne hier zur Kenntnis bringe: 

Sie wissen, dass jedes Jahr der Voranschlag aufgelegt und öffentlich bekannt gemacht wird und dass die Bürger der Stadt in dieser Zeit die Möglichkeit haben, Einsicht zu nehmen. Von dem Recht zur Einsichtnahme haben zwei Gemeindemitglieder gebrauch gemacht. Vorher war es niemand – nur am Rande angemerkt. Stellungnahmen zum Voranschlagentwurf 2007 wurden nicht gegeben. Es ist daher eine diesbezügliche Antragstellung nicht erforderlich. 

Ich komme damit auch schon zum Schluss: Ich ersuche Sie, Ihre Zustimmung den auf den Seiten XIX und XX des Grünen Buchs gestellten Anträgen zu geben. Zu Postnummer 2 – das betrifft die Gebührendarstellung – ersuche ich Sie, die Zustimmung zu geben zu dem dort vorgesehenen Antrag, nämlich, dass der Magistrat verpflichtet wird, diese Geldleistungen darin zu überprüfen, ob und in wieweit Änderungen erforderlich sind. – Danke. Ich ersuche Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und darf die Sitzung für gute 10 Minuten unterbrechen.

(Sitzungsunterbrechung um 18.53 Uhr.)
(Wiederaufnahme der Sitzung um 19.09 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren!

Wir kommen nun zur Abstimmung, und zwar zuerst über die Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007. 

Es wurden keine Gegen- oder Abänderungsanträge eingebracht.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem auf den Seiten 19 bis 20 des Voranschlagsentwurfs abgedruckten, nun aus 15 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist von der SPÖ ausreichend unterstützt und somit mehrstimmig angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung der insgesamt 60 Beschluss- und Resolutionsanträge. Der 61. kommt bei der Postnummer 4.

Wir beginnen. Darf ich bitten, die Lautstärke der Unterhaltung etwas zu reduzieren oder Sie lassen uns alle mitlachen. (Heiterkeit bei Teilen der ÖVP.) - Gehen wir es an.

Nummer 1 von den GRÜNEN, Gender-Verdienststrukturdaten für Wien. Hier wird die Zuweisung an FiWi verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen.

ÖVP, betreffend Teilprivatisierungskonzept für Wien Energie. Sofortige Abstimmung.

Wer ist dafür? - Das ist nur von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

ÖVP, Ausgliederungskonzept für den Magistrat der Stadt Wien.

Wer ist dafür? - Das ist nur von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

ÖVP, betreffend Erhöhung der Bezirksbudgets durch die Stadt Wien im Rahmen eines Wiener Finanzausgleichs. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür? - Nur von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

ÖVP, Einführung der echten Briefwahl bei den Nationalrats-, Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen.

Wer ist dafür? - Von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Bekenntnis zum Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandort Wien, Finanzmarktaufsicht, BAWAG und so weiter.

Wer ist dafür? - Ist nur von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ebenfalls von der ÖVP, Beibehaltung der so genannten Gruppenbesteuerung als wesentliches Element der Steuerreform zur Stärkung des heimischen Wirtschaftsstandorts.

Wer ist dafür? - ÖVP und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Entlastung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler durch Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer. Sofortige Abstimmung.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Entlastung des Mittelstands, Anhebung der Bemessungsgrundlage für den Spitzensteuersatz.

Wer ist dafür? - ÖVP und Freiheitliche, sonst niemand, somit abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend Intervallverringerung bei den Wartungs- und Revisionsarbeiten an U-Bahn-Zügen. Entschuldigung, ist von den GRÜNEN und der ÖVP gemeinsam.

Wer ist dafür? - Das sind die GRÜNEN, die Freiheitlichen, die ÖVP, ist nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend Anpassung der Einziehfahrten für die öffentlichen Verkehrsmittel. Hier wird die Zuweisung an FiWi verlangt.

Wer ist dafür? - Das sind GRÜNE, Freiheitliche und ÖVP, ist nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Aufstockung und Erweiterung der Förderung für Sanierungen von Wohnungen für Menschen mit Behinderungen. Hier wird die Zuweisung an Wohnen verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen. (Raunen bei der ÖVP.)

Von Zeit zu Zeit muss auch die SPÖ eine gymnastische Übung machen. (Allgemeine Heiterkeit. - GR Dr Matthias Tschirf: Der war nicht schlecht! - GR Kurth-Bodo Blind: Bis Nummer 12 haben sie gebraucht!) - Ich habe gesagt, von Zeit zu Zeit. Man soll es nicht übertreiben. (Allgemeine Heiterkeit.)

Liebe Freunde, wir kommen zum Antrag Nummer 13, ÖVP, betreffend Angebot von geeigneten Grundstücken für den sozialen Wohnbau durch die Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an Wohnen verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen. (GR Günter Kenesei: Es geht doch auch!)

Jetzt kommt ÖVP, betreffend Verwendung von halogenfreien, rauchgasarmen Elektrorohren, Kabelschutzrohren und Kabeln bei Ausschreibungen für öffentliche Gebäude durch die Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an Wohnen verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Von der FPÖ, betreffend jährliche Wien-weite Müllentsorgung. Hier wird die Zuweisung an Wohnen und die Zuweisung an Umwelt verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist nur von den Oppositionsparteien, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Beteiligung Wiens an der geplanten Energiestiftung des Bundes. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist nur von der ÖVP und den Freiheitlichen, somit abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Nutzung erneuerbarer 
Energien. Hier wird die Zuweisung an Umwelt, an FiWi und an Wohnen verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen.

Von der ÖVP, betreffend Verbesserung der Reinigung der Mülltonnen und Sammelbehälter.

Wer ist dafür? - Das ist nur von der Opposition unterstützt und somit abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Bündelung der Kompetenzen und Förderung für Wissenschaft und Forschung.

Wer ist für diesen Antrag? - Das ist nur von der ÖVP und den Freiheitlichen, somit abgelehnt.

Von den GRÜNEN, Investitionsförderung für Klein- und Mittelkinos.

Wer ist dafür? - ÖVP, GRÜNE und Freiheitliche, nicht ausreichend, somit abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend Erhöhung des Budgets für Förderung von Forschung und Wissenschaft.

Wer ist dafür? - Das sind GRÜNE und ÖVP, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, Partizipation der Science Community im Rahmen der FTI-Strategieentwicklung der Stadt Wien - dass ich es noch herausbringe. Hier ist die Zuweisung an FiWi und die Zuweisung an Kultur verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Von den GRÜNEN, die politische Diskussion zu dieser Strategie. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an FiWi und an Kultur verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Von den Freiheitlichen, betreffend Heizkostenzuschusserhöhung.

Wer ist dafür? - Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

GRÜNE, „Essen auf Rädern“. Hier wird die Zuweisung an Gesundheit verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Von den GRÜNEN, betreffend pflegerische Handgriffe an chronisch kranken Integrationskindern in den Horten und Kindergärten der Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist nur von den Oppositionsparteien unterstützt, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, Regelung beim Heizkostenzuschuss. Hier wird die Zuweisung an Gesundheit verlangt.

Wer ist dafür? - GRÜNE und ÖVP, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erstellung eines Wiener Gesundheitsplans. Hier wird die Zuweisung an Gesundheit verlangt.

Wer ist dafür? - GRÜNE, Freiheitliche und ÖVP, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erstellung eines Wiener Geriatrieplans. Hier wird die Zuweisung an Gesundheit verlangt.

Wer ist dafür? - Das sind alle drei Oppositionsparteien, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend kommunale Maßnahmen zu Gunsten von SchülerInnen aus sozioökonomisch benachteiligten Haushalten.

Wer ist dafür? - GRÜNE, Freiheitliche und ÖVP, nicht ausreichend und abgelehnt.

GRÜNE, Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahl auf 25.

Wer ist dafür? - Das sind GRÜNE und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend Schulpsychologie.

Wer ist dafür? - Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Erstellung und Umsetzung eines Konzepts für die bauliche Modernisierung des Wiener Pflichtschulwesens.

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Einführung der Klassenschülerhöchstzahl von 22 in allen Wiener Pflichtschulen.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Einhaltung der Länderfinanzausgleichsbestimmung für das SchülerInnen- und LehrerInnenverhältnis im Pflichtschulbereich durch Wien.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Dann ÖVP, Stärkung der Autonomie der Pflichtschulstandorte.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erhaltung der Kooperativen Mittelschule Embelgasse.

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erhebung des Bedarfs an Tagesbetreuung in allen Wiener Pflichtschulen.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP, GRÜNE und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von den GRÜNEN, betreffend Veröffentlichung aktueller Daten für Behinderteneinrichtungen bei städtischen Sommer-, Hallen- und Familienbädern auf der Homepage der Stadt Wien. Hier geht es um die Zuweisung.

Wer ist für diesen Antrag? - Das ist einstimmig angenommen.

Dann von den GRÜNEN, betreffend Realisierung einer Skathalle in Wien.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Von der ÖVP, Optimierung des Angebots an Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erstellung eines Sportstättenplans für Wien.

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Erstellung eines jährlichen Sportberichts. 

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, betreffend Übertragung von Kompetenzen für die Förderung des Jugendsports an die Bezirke.

Wer ist für diesen Antrag? - ÖVP und Freiheitliche, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Von der ÖVP, Vorlage eines neuen Wiener Bäderkonzepts.

Wer ist dafür? - Das sind nur ÖVP und Freiheitliche, somit abgelehnt.

Dann kommt die Aufstockung des Budgets für Volksbildung.

Wer ist für diesen Antrag? - Das sind ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, aber es sind zu wenig, ist somit abgelehnt. 

Von der ÖVP, Stärkung des Medienstandorts Wien durch Abschaffung der Werbeabgabe. Bitte, sich jetzt nicht über das Abstimmungsverhalten der GRÜNEN zu wundern.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP, Freiheitliche und Teile der GRÜNEN, somit abgelehnt.

Von der ÖVP kommt die Erstellung eines Konzepts für die Förderung des Medien-, Film- und Fernsehstandorts Wiens.

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, somit abgelehnt.

Von der ÖVP, Ausbau des Wiener Musikschulwesens.

Wer ist dafür? - ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, somit abgelehnt.

Von der ÖVP, Arbeitskreis für Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss verlangt.

Wer ist dafür? - Das sind ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, somit abgelehnt.

Von der ÖVP, Personalentwicklungskonzept im Sinne von 50 plus.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig angenommen.

Dann kommt von den GRÜNEN, betreffend Integrationsleitbild für Wien. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Von den GRÜNEN, betreffend Erweiterung des Betreuungsangebotes für minderjährige Prostituierte. Hier wird die Zuweisung verlangt.

Wer ist dafür? Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Von den GRÜNEN, betreffend Maßnahmenpaket gegen Einkommensunterschiede. Hier wird die Zuweisung an Integration, Frauenfragen und an FiWi verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen.

Von der FPÖ, betreffend Überprüfung der Gehsteigüberfahrtsgenehmigungen im gesamten Wiener Stadtgebiet. Hier wird die Zuweisung an Stadtentwicklung und Verkehr verlangt.

Wer ist dafür? Das ist einstimmig so angenommen.

Dann kommt ein von allen Parteien getragener Antrag betreffend Zukunft des Naherholungsgebiets Augarten.

Wer ist dafür? - Das können nur alle sein, wenn alle die Einbringer sind, angenommen.

Wir haben dann das Gleiche noch einmal, betreffend Zusammenstellung aller vorhandenen Leitbilder, Bürgerbeteiligungen und so weiter.

Wer ist dafür? - Da können auch nur alle dafür sein, ist somit angenommen.

Dann kommt von der ÖVP, betreffend Co-Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs durch den Bund. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen.

Von der ÖVP, betreffend sichere Heimat durch geeignete Luftraumüberwachung. (GR Heinz Hufnagl: Ein trendiger Antrag!) - Ich habe gar nicht gewusst, dass die Eurofighter in Wien landen können. (GR Mag Rüdiger Maresch: In Auhof!) 

Wer ist für diesen Antrag? - Das sind ÖVP und Freiheitliche, somit abgelehnt.

Wir kommen zum letzten Antrag in diesem Kapitel, Radquerungen durch die Innere Stadt. Hier wird die Zuweisung an Stadtentwicklung verlangt.

Wer ist dafür? - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Somit haben wir die Postnummer 1 erledigt. 


Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Wiener Gemeinderat. 

Wer ist dafür? - Das ist mehrstimmig, mit SPÖ, Freiheitlichen und GRÜNEN, ohne ÖVP, angenommen.

Postnummer 3. Sie betrifft die Feststellung der Wertgrenzen für das Jahr 2007. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer ist dafür? - Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 4, Wirtschaftsplan der Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2007.

Die Debatte hat stattgefunden. 

Wer ist für den Wirtschaftsplan? Ich ersuche um Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Es liegt ein Beschlussantrag betreffend Wartezeiten in den Spitälern des KAV vor. Hier wird die Zuweisung an Gesundheit verlangt. 

Wer ist dafür? - Das ist nur von ÖVP und GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Postnummer 5 der Tagesordnung, Wirtschaftsplan der Unternehmung „Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2007.

Die Debatte hat stattgefunden.

Wer ist dafür? - Ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Somit danke ich Ihnen und erkläre die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung für erledigt. Die Sitzung ist geschlossen. Bis morgen Früh, 9 Uhr. Schönen Abend!

(Ende der Sitzung um 19.26 Uhr.)

